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EINLEITUNG: METHODIK, FORSCHUNGSSTAND UND FRAGESTELLUNG

1 Einleitung: Methodik, Forschungsstand und Fragestellung

»Verwaltungsgeschichte ist zunédchst die Geschichte von Behorden. Sie
behandelt Aufbau, Aufgaben und Tétigkeit der Verwaltungsdienststellen und

991

beschreibt deren personelle Struktur.

Das Veterindrwesen bildet den staatlichen Gegenpol zur praktischen Berufsausiibung der
Tierdrzteschaft und findet seine Bekréftigung in der essentiellen Integration in das alltdgliche
Leben. Die tierdrztliche Verwaltungsgeschichte ist aus diesem Grund ein
Untersuchungsgegenstand von beachtlichem Umfang, der, bedingt durch seine Vielfdltigkeit,
einer notwendigen Strukturierung bedarf. Mehrere Moglichkeiten sind hierbei denkbar,
gleichwertig und haben aufgrund der unterschiedlichen Fokussierungen ihre jeweilige
Berechtigung. Eine Analyse der Personalstruktur kann es ermdglichen, den Bezug zu den
entscheidenden Sachverhalten herzustellen. Durch diesen Untersuchungsansatz stehen die
Personen, an denen die jeweilige Sachthematik ihre Orientierung findet, im Mittelpunkt der
Untersuchung. Diese Verfahrensweise wurde zu Beginn in Erwdgung gezogen. Politik und
Biographien werden hierbei zum primiren Bestandteil der Untersuchung. Es stellte sich
indessen bei der Sichtung des Aktenmaterials heraus, dass eine reine Aufarbeitung der
personellen Struktur die Aufmerksamkeit von bedeutsamen, tierdrztlichen Sachthemen
abgelenkt und sie lediglich an den Rand des Geschehens positioniert hétte. Diese wéren
hierbei zur Kulisse der Akteure herabgestuft worden und hitten nur als Randnotiz der
entsprechenden Lebensldufe ihre Erwidhnung gefunden. Daher musste der thematische Bezug
eine besondere Bedeutung erhalten und die amtstierdrztlichen Sachthemen, an denen sich

dann die Aufarbeitung des Personals orientierte, riickten ins Zentrum der Untersuchung.

Da noch keinerlei Vorarbeiten iiber die bayerische Veterindrverwaltung vorlagen, konnten nur
wenige Werke und Forschungsergebnisse eine Einfithrung geben. Diese vermitteln lediglich

Ansitze des Untersuchungsthemas?® oder informieren nur ausschnittsweise iiber die hier zu

1 Rebentisch (1989), S. 23.

2 Vgl. dazu: Forstner (2002), ,,Die Beamten des bayerischen Innenministeriums im Dritten Reich — Loyale
Gefolgsleute oder kritische Staatsdiener?: Diese Untersuchung gibt eine Einfiihrung in die Verwaltung des
Bayerischen Innenministeriums insbesondere beziiglich der Zusammensetzung der Beamtenschaft. Zusétzlich
erleichterte die Ausfiilhrung tiber die Struktur der Gesundheitsabteilung die ersten Aktensichtungen. Es wird
jedoch kein Bezug zur Veterindrverwaltung genommen und tierdrztliche Sachthemen waren nicht Teil des
Untersuchungsgegenstandes. Dariiber hinaus vermittelt die Festschrift zum 200-jdhrigen Bestehen des
Bayerischen Staatsministeriums des Innern den politischen Kontext (vgl. Koch (2006)).
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bearbeitende Thematik.’ Aufgrund des Mangels an ausfiihrlicher Literatur stand daher von
Beginn an das intensive Studium der Originalquellen im Vordergrund. Als Grundlage der
vorliegenden Forschungsarbeit wurden iliberwiegend Verwaltungs- und Personalakten des
Innenministeriums* gesichtet, die im Bayerischen Hauptstaatsarchiv in Miinchen verwahrt
werden. Insgesamt wurden 62 Archivalien aus dem Zustdndigkeitsbereich des Bayerischen
Innenministeriums fiir die Ausarbeitung der vorliegenden Dissertation verwendet, die durch
vier weitere Akten der Bayerischen Staatskanzlei und des Ministeriums fiir Sonderaufgaben
erginzt wurden. Zusdtzlich wurden noch elf Archivalien, darunter auch drei
Spruchkammerakten, aus den Staatsarchiven Miinchen und Landshut, dem Stadtarchiv
Wiirzburg und dem Universititsarchiv der Ludwig-Maximilians-Universitdt Miinchen
untersucht. Eine Sichtung von Bestidnden des Bundesarchives erfolgte nicht. Das einschlagige
Aktenmaterial beinhaltet fast ausschlieBlich Informationen iiber Verwaltungsvorginge in
Form von schriftlichen Korrespondenzen. Der Informationsgehalt wurde aus diesem Grund
durch die in Form von Briefen dokumentierte Kommunikation gewonnen. Dieser
Schriftverkehr des Staatsministeriums des Innern erfolgte — je nach Zustidndigkeit und
Fragestellung — in der Regel mit dem Reichsinnenministerium, den bayerischen
Bezirksregierungen und anderen Ministerien, wie zum Beispiel dem Wirtschaftsministerium.
Ergidnzend finden sich von Privatpersonen Eingaben und Antrdge, welche einen Einblick in
die unterschiedlichen Bevdlkerungskreise ermoglichen. Allerdings beinhalten die Schreiben
nur in wenigen Fillen private Anmerkungen und AuBerungen. Letztendlich bestand bei der
Sichtung der Akten die Erschwernis, dass oftmals nur unvollstindige Briefwechsel vorlagen.
Auch wurde die Untersuchung vorwiegend aus ministerialer Sicht vollzogen, da das Gros des
untersuchten Aktenmaterials aus dem Bestand des Bayerischen Innenministeriums stammt.’
Jedoch sollte beachtet werden, dass das Aktenmaterial in den meisten Fillen nur eine

offizielle Version der Sachverhalte wiedergibt. Personliche Gesprache und Absprachen finden

3 Vgl. dazu Hartl: (1972), ,,Die leitenden Veterindrbeamten im Bayer. Staatsministerium des Innern von 1872
bis heute*: In dieser Abhandlung wird ein Einblick in die Personalstruktur der bayerischen Veterindrverwaltung
gegeben. Sie listet chronologisch die leitenden Veterindre einschlieBlich ihrer Biographien auf. Die
Eingliederung in das Ministerium und die Tétigkeiten des Veterindrwesens wurden jedoch nicht eruiert.

4 Uber den erhaltenen Aktenstand des Bayerischen Innenministeriums gibt Hetzer einen Uberblick. Trotz
groBerer Verluste — insbesondere durch Verkdufe an Altpapierhéndler in der Nachkriegszeit — konnten zumindest
Teilbestéinde gerettet werden. Darunter fielen die fiir diese Arbeit verwendeten Akten der Veterindrverwaltung
(vgl. Hetzer (2004), S. 176f.).

5 Da die Quellen schwerpunktméfig aus Archivalien des Bayerischen Innenministeriums bestehen, lasst sich in
der Folge auch nur diese Sichtweise einnehmen. Um eine allgemeine Aufarbeitung des Veterindrwesens in
Bayern durchzufiihren, sollten dariiber hinaus insbesondere Quellen von Regierungen und Bezirksdmtern
gesichtet werden. Dies muss zukiinftigen Forschungsarbeiten tiberlassen bleiben.
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nahezu keine Erwdhnung. Somit fehlt hdufig eine wichtige Komponente, um Entscheidungen
und Vorginge vollstindig verstehen und interpretieren zu konnen. Daneben wurde die
Darstellung durch zeitgendssische Zeitungsartikel erweitert. Hierfiir wurden in erster Linie
die einschldgigen Jahrgénge sowohl des Deutschen als auch des Bayerischen Tierdrzteblattes
sowie der Berliner und Miinchener Tierdrztlichen Wochenschrift, der Tierdrztlichen Umschau
und der Tierdrztlichen Rundschau gesichtet. Durch diese konnten — wenn auch nicht
vollstindig — die duBBeren Umsténde, unter denen die Veterindrverwaltung Entscheidungen zu
treffen hatte, rekonstruiert werden. Auch wurde es so moglich, andere Sichtweisen und
Stellungnahmen mit in die Analyse einflieBen zu lassen. Zudem konnten auBerbayerische
Stromungen und Tendenzen erfasst und Sachverhalte verifiziert werden, die nicht zuletzt der
Auswertung von Artikeln der Nachkriegszeit mit einem retrospektiven Bezug entstammen.
Dariiber hinaus wurde ergédnzend das Reichsgesetzblatt und das Bayerische Gesetz- und
Verordnungsblatt verwendet, da eine Aufarbeitung der Verwaltung ohne Beriicksichtigung der
gesetzlichen Rahmenbedingungen nicht zweckdienlich gewesen wére. Hierbei wurde auf die
in den Archivalien erwédhnten Gesetze und Verordnungen Bezug genommen, um die
Aufgaben der Veterinidrverwaltung aufzuzeigen und die juristischen Rahmenbedingungen
darzustellen. Eine Bewertung der Gesetze und ein Vergleich mit anderen Léandern im

Deutschen Reich erfolgte nicht.

Auf der Grundlage dieser Quellen erfolgte die Untersuchung der Personalstruktur und die
Aufarbeitung der tierdrztlichen Tétigkeitsfelder. Die Darstellung des Personals wurde jedoch
auf die entscheidenden Akteure eingeschrdnkt. Diese Untersuchung schlie8t den Leiter der
iibergeordneten Gesundheitsabteilung und die Fiihrungsriege der Veterinidrverwaltung des
Bayerischen Innenministeriums ein. Fiir diese Aufarbeitung wurden insbesondere Nachrufe
und Spruchkammerakten verwendet. Jedoch muss hier einschrinkend bemerkt werden, dass
gerade Erstere vielfach duBlerst wohlwollend verfasst wurden. Bei den oftmals entlastenden
eidesstattlichen Erklarungen der Spruchkammerakten muss beriicksichtigt werden, dass diese
in der Absicht eingereicht wurden, eine Strafe zu vermeiden.® Daher erlauben diese beiden
Quellen nur eine eher einseitige Betrachtung, die erst durch eine eingehende Aufarbeitung
verifiziert werden konnte. Eine detaillierte Darstellung der untergeordneten Beamten ist
aufgrund der vorliegenden Akten nicht moglich. Auch ist die Veterindrverwaltung oftmals nur

als ein einheitlicher Gesamtakteur darstellbar. Zwar entsteht dadurch in gewissem Malle eine

6 Vgl. Bachmann (2001), S. 39f.



EINLEITUNG: METHODIK, FORSCHUNGSSTAND UND FRAGESTELLUNG

Pauschalierung, die sich aber in Anbetracht des fehlenden Einblicks in die genauen Ablaufe
der Entscheidungskaskaden’ nicht vermeiden ldsst. Bei der Untersuchung der Aufgaben
wurde eine Beschrinkung auf die wichtigsten bzw. hochrelevanten Themen vorgenommen.®
Ebenso bestand trotz der schwerpunktmifBigen Auseinandersetzung mit den Jahren zwischen
1933 und 1945 die Notwendigkeit die Auswahl an Archivalien zu erweitern. Viele
Fragestellungen haben ihren Ursprung vor 1933, andere Themen sind auch weiterhin relevant

und bediirfen aufgrund ihrer Verwurzelung im Dritten Reich einer Aufarbeitung nach 1945.

Mittels der Darstellung der Personalstruktur und der tierdrztlichen Sachthemen soll sowohl
der fachlichen als auch politischen Positionierung der Veterindrverwaltung nachgegangen
werden. So soll insbesondere die Leistung der leitenden Veterinidre im Innenministerium
dokumentiert und der Entwicklungsprozess wihrend der Zeit des Nationalsozialismus
aufgezeigt werden. Auch soll das Aktenmaterial auf einen etwaigen fachlichen Einfluss des
Bayerischen Innenministeriums auf Reichsebene untersucht und die Auswirkungen des
Zweiten Weltkrieges auf die Organisation der Veterindrverwaltung dargestellt werden.
AulBlerdem ist zu hinterfragen, ob sich Mitarbeiter der Verwaltung aktiv politisch betitigten
bzw. die nationalsozialistische Politik die Zusammensetzung des Personals beeinflusste oder
ob es Widerstand in den Reihen der Veterindrbeamten gab. Ihre Beziehung zur Leitung der
Gesundheitsabteilung des Bayerischen Innenministeriums wird ebenfalls in die Analyse mit

einflieBen. Ob mit dem Reichstierdrztefithrer Friedrich Weber, einem der einflussreichsten

7 Durch die Integration in das Bayerische Innenministerium wird in dieser Arbeit oftmals das Ministerium per
se als handelnder Akteur beschrieben, da die Veterindrverwaltung keineswegs eigenstéindig agieren konnte. Eine
direkte Abgrenzung von Ministerium, Gesundheitsabteilung und Veterindrverwaltung ist nicht konsequent
moglich. Daher ist auch bei einer Nennung des Innenministeriums, falls nicht anders erwihnt, die
Veterindrverwaltung der entscheidende Impulsgeber. Bei besonderer Relevanz findet der Verfasser Erwdhnung.
Hierbei ist entscheidend, ob die Aktenlage konkrete Einblicke in die Umstinde und Entscheidungsfindung
gewdhrt. In den meisten Fillen kann davon ausgegangen werden, dass innerhalb der Verwaltung vielmehr durch
die Fithrungshierarchie bedingte Entscheidungskaskaden das notwendige Instrumentarium darstellten und diese
sich aus dem vorliegenden Aktenmaterial nicht mehr rekonstruieren lassen. Schriftstiicke wurden oftmals von
der Fiihrungsriege der Veterindrverwaltung verfasst, aber letztendlich von den Leitern der Gesundheitsabteilung
— ausnahmslos Humanmediziner — unterschrieben. Diese Prozedur ist besonders in der Zeit ohne leitenden
Veterindr ausgeprigt. Entscheidend fiir die vorliegende Forschungsarbeit ist in letzter Konsequenz der reine
Sachbezug. Beispielsweise wird in einer Vormerkung zur Griindung der Bayerischen Tierseuchenkasse berichtet,
dass der tierdrztliche Referent an einer Besprechung in Berlin teilgenommen hatte. Inhalte dieser Besprechung
und Schlussfolgerungen wurden jedoch vom Stellvertreter der Gesundheitsabteilung unterzeichnet. Der
tierdrztliche Referent hat hier lediglich das Dokument gegengezeichnet. Der Verfasser ldsst sich daher nicht
sicher ermitteln. Es ist aber davon auszugehen, dass die Planungen seitens der Veterindrverwaltung durchgefiihrt
worden waren (vgl. Vormerkung vom 07.10.1935, in: BayHStA, MInn 87754).

8 Nicht bearbeitet wurden Akten, die die spezielle Tierseuchenbekdmpfung und die Veterinirpolizeilichen
Anstalten betreffen. Ausgeklammert von dieser Studie wurden zudem die Themen |, Tierdrztliches
Gebiihrenwesen®, ,,Haushaltsfiihrung™ und ,,Zusténdigkeit fiir die Standesvertretungen®, da aufgrund des
liickenhaften Aktenbestandes bei diesen drei Themenkomplexen keine zusitzlichen Erkenntnisse zu erwarten
waren.
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Veterindre im Dritten Reich, ein liber das Normalmall hinausgehender Kontakt bei der
Zusammenarbeit des Reichsinnenministeriums mit dem Bayerischen Innenministerium

bestand, soll ebenso untersucht werden.



DER STRUKTURELLE UND PERSONELLE ENTWICKLUNGSPROZESS

2 Der strukturelle und personelle Entwicklungsprozess

2.1 Die Eingliederung in die Gesundheitsabteilung und nachfolgende

Umstrukturierungen

Die Veterindrverwaltung kann beziiglich ihrer Verwurzelung im Bayerischen
Staatsministerium des Innern’ auf eine lange Tradition zuriickblicken. Mittels der
,,Koniglichen Allerhochsten Verordnung vom 20. Juli 1872“'° wurde ihr Grundstein durch
Konig Ludwig II. gelegt und die Stelle eines Landestierarztes geschaffen. Als erster wurde
Wilhelm Probstmayr'' mit diesem Amt betraut, dem nach seinem Tode im Jahr 1877 Philipp
Jakob Goéring'? folgte. Seit 1908 war die Stelle schlieBlich nicht mehr durch einen
Landestierarzt besetzt, sondern durch einen tierdrztlichen Referenten. Diese Anderung wurde
wihrend der Amtszeit von Dr. Leonard Vogel” vorgenommen, der die Nachfolge nach
Gorings Tod angetreten hatte." Im Jahr 1914 folgte Dr. Karl Gasteiger auf diese Stelle."” Eine
erste relevante Auflistung der Téatigkeitsfelder des Innenministeriums seit seiner Griindung
1806, die wihrend der Leitung Gasteigers verfasst wurde, zeigt die Verordnung vom 11.
Februar 1932.'° 1In dieser Aufstellung des Geschiftsbereiches wird neben dem
Gesundheitswesen auch das Veterindrwesen gelistet. Die Veterindrverwaltung gliederte sich

hier in einen betrichtlichen Verwaltungsapparat der inneren Administration ein. Dieser

9 Das unter der Leitung von Maximilian Graf von Montgelas stehende Bayerische Staatsministerium des Innern
wurde bereits im Jahre 1806 gegriindet (vgl. Koch (2006), S. 171).

10 Hierbei handelt es sich um die Revision der Verordnung vom 01.09.1858 (Hartl (1972), S. 108).

11 Probstmayr wurde 1823 in Augsburg geboren, absolvierte im Jahre 1940 das Abitur und approbierte drei
Jahre spiter. Er war Regimentsveterindr und Leiter der Zentralveterindrschule in Miinchen. Im Jahre 1872 wurde
Probstmayr zum Landestierarzt ernannt (vgl. ebd.).

12 Goring wurde 1832 geboren und war ab 1852 als Distriktstierarzt tatig. Im Jahre 1864 erfolgte seine
Ernennung zum Bezirkstierarzt in Homburg. In gleicher Position arbeitete er spéter in Neustadt und Speyer und
wurde 1872 zum Kreistierarzt ernannt. Neben seinem Amt als Landestierarzt war er auch Landesgestiitstierarzt
und Mitglied des Obermedizinalausschusses. Fiir seine Verdienste wurde ihm der Kronorden verliehen. Goring
verstarb 1903 in Seefeld (vgl. ebd.).

13 Dr. Leonard Vogel, 1863 in Rothenburg ob der Tauber geboren, war im Bayerischen Innenministerium bis
1913 verantwortlich fiir das bayerische Veterindrwesen und war Vorgénger von Dr. Gasteiger. 1910 bekam er als
erster Veterindr die Stelle eines Ministerialrates iibertragen. Er setzte sich fiir die Belange der Veterindrbeamten
ein und bemiihte sich um eine Verbesserung ihrer Stellung im Vergleich zu den &rztlichen Beamten. Weitere
Leistungen Vogels in seiner Zeit im Innenministerium waren 1910 die Einfiihrung des Promotionsrechts an der
Tierdrztlichen Hochschule, die Griindung der Veterinédrpolizeilichen Anstalt in OberschleiBheim und die
Schopfung des bayerischen Korgesetzes. Leonard Vogel verstarb 1942 (vgl. ebd.).

14 Vgl. ebd.
15 Siehe dazu Kapitel 3.1.
16 Vgl. Koch (2006), S. 98.
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umfasste unterschiedlichste Tétigkeitsfelder wie das MaB- und Gewichtswesen, das
Bauwesen und Angelegenheiten der Polizei. Das Veterinirwesen war somit ein
iiberschaubares Arbeitsfeld des Ministeriums und hatte keinerlei exponierte Stellung wie
beispielsweise die Landwirtschaft, die zu diesem Zeitpunkt noch als eigene Abteilung im
Innenministerium formiert war.'” Eingeleitet durch die politischen Ereignisse im Jahre 1933
wurde eine Reihe von Strukturwandlungen der Veterindrverwaltung initiiert, die bis in die
Nachkriegszeit keine endgiiltige Vollendung finden sollte. Insbesondere die Anndherung an
das Medizinalwesen brachte wesentliche Verdnderungen und eine langjéhrige, durchaus enge
Verbindung der beiden Disziplinen. Diese Umstrukturierungen hatten ihren Ursprung in der
Machtergreifung, als der Staatsminister Adolf Wagner'® die Ressorts des Gesundheitswesens
im Innenministerium durch den Abzug von fachnahen Kompetenzen wie der

" Daneben spielte sich in

,Gewerbehygiene” aus dem Wirtschaftsministerium vereinte.
Bayern eine Neuverteilung der Kompetenzen unter den Ministerien ab. Mit der Entmachtung
des Staatsministeriums des AuBern® war die Bayerische Staatskanzlei errichtet worden. In der
Folge wurden die Geschiftsbereiche des Bayerischen Au3enministeriums an die Staatskanzlei
ibertragen. Daneben wechselten auch zwischen den Ministerien die Zustindigkeiten. So
wurde durch die Entstehung des Wirtschaftsministeriums die Landwirtschaftsabteilung aus
dem Innenministerium abgezogen.”! Hierfiir sollte ein Ausgleich mittels der Abgabe von
Geschiftsbereichen aus der Staatskanzlei erzielt und der Verlust des Innenministeriums

egalisiert werden.”” Nach dieser Verkettung von Umstrukturierungen war fiir die

Veterindrverwaltung des Bayerischen Innenministeriums entscheidend, dass dieser politisch

17 In dieser Verordnung werden auch die Geschéftskreise der Staatsministerien der Justiz, fiir Unterricht und
Kultus, der Finanzen, des AuBlern und fiir Wirtschaft und Arbeit gelistet (vgl. Verordnung iiber die
Staatsministerien vom 11.02.1932, GVBI, §4, S. 62f.).

18 Bayerischer Staatsminister des Innern, 10.03.1933 — 12.04.1944. Wagners Vorgédnger war Karl Stiitzel
(28.06.1924 — 09.03.1933). Paul Giesler (12.04.1944 — 28.04.1945) war sein Nachfolger (vgl. Koch (2006),
S. 169).

19 Vgl. Forstner (2002), S. 63.

20 In der Auflistung des Geschiftsbereiches des Staatsministerium des AuBern sind als Geschiftskreise ,,die
auswartigen Angelegenheiten, die allgemeinen Angelegenheiten im Verhédltniss zum Reich und zu anderen
Léndern sowie allgemeine Staatsangelegenheiten, die nicht in den Geschiftsbereich anderer Staatsministerien
fallen* verzeichnet. Dort muss vor Auflésung des Ministeriums auch der Bereich ,,Veterindrwesen im Verkehr
mit dem Reiche* verankert gewesen sein (vgl. Verordnung iiber die Staatsministerien vom 11.02.1932, GVBI, S.
61; Verfiigung des Ministerprasidenten iliber den Geschéftsbereich der Staatskanzlei vom 31.05.1933, GVBL B 5,
S. 154).

21 Der Bereich Landwirtschaft war erst seit 1931 im Bayerischen Innenministerium verankert, nachdem der
Bauern- und Mittelstandsbund nicht mehr in der Regierung vertreten gewesen war und in der Folge das
Ministerium fiir Landwirtschaft und Arbeit im Jahr 1931 aufgelost wurde (vgl. Volkert (1983), S. 263).

22 Vgl. Koch (2006), S. 104.
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bedingte Ausgleich eine Erweiterung der Zustindigkeit des eigenen Sachgebietes zur Folge
hatte. Innerhalb nur eines Monats wurde die politische und strukturelle Kompensation
vollzogen und der ehemals in der Staatskanzlei integrierte Bereich ,,Veterindrwesen im
Verkehr mit dem Reiche“* an das Bayerische Innenministerium {ibertragen. Im Jahr 1933
wurde eine eigene Abteilung fliir das Gesundheitswesen unter der Leitung eines
Staatskommissars im Innenministerium geschaffen.”* Jedoch blieb die politisch geplante
Neustrukturierung des Gesundheitswesens innerhalb des Ministeriums auch fiir die
Veterindrverwaltung nicht ohne Folgen. Dies wurde im selben Jahr auch in der
Monatsversammlung der Stuttgarter Tierdrztlichen Gesellschaft in einem Vortrag zur Frage
,,Gehort der Tierarzt zur Landwirtschaft oder zur Volksgesundheit?“* niher thematisiert.
Insbesondere wurde die Zugehorigkeit des tierdrztlichen Berufsstandes diskutiert. ,,Anlal}
dazu gab die in manchen Landern vorgenommene Umorganisation in den Ministerien®,* zu
denen auch das Bayerische Staatsministerium gehorte. Zunéchst ldsst die Ausrichtung des
tierdrztlichen Berufsbildes eine besondere Nédhe zur Humanmedizin vermuten. Die
Mitverantwortlichkeit fiir den ,,Schutz des Menschen [Hervorh. i. Orig.]** stellt
hierbei das affirmative Element dieser gemeinsamen Verbindung dar. Dennoch ist fraglich,
inwieweit dies ausreichte, um eine geschlossene Einheit zu formen, denn das Veterindrwesen
unterscheidet sich in Bereichen wie zum Beispiel der Tierzucht jedoch auch grundlegend.®
Daher existierte nicht per se eine Voraussetzung flir eine ministeriale Verkniipfung des

Gesundheits- mit dem Veterindrwesen und so wurde diesbeziiglich restimiert:

»Das Berufsgebiet des Tierarztes ist ein doppelseitiges und eng verflochten mit
den wirtschaftlichen Interessen der Landwirtschaft einerseits und den ideellen

Notwendigkeiten der 6ffentlichen Gesundheitspflege andererseits.“?

Trotz der nicht eindeutigen Zuordnung wurde in einem Bericht zur Arbeit des Bayerischen

Innenministeriums aus dem Jahr 1933 schlieB8lich feierlich verkiindet: ,,Das Veterindrwesen

23 Verfiigung des Ministerprasidenten {iber den Geschéftsbereich der Staatskanzlei vom 31.05.1933, GVBI, B 5,
S. 154,

24 Vgl. Bericht liber die Arbeit des Bayerischen Staatsministeriums des Innern im Jahre der deutschen
Revolution, Mérz mit Dezember 1933, S. 12, in: BayHStA, StK 5634.

25 Sickmiiller (1933), S. 446.
26 Ebd.

27 Ebd., S. 447.

28 Vgl. ebd., S. 447f.

29 Ebd., S. 449.
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wurde der Gesundheitsabteilung [Hervorh. i. Orig.] angegliedert.“* Es ist
indessen fraglich, ob hierunter schon zu diesem Zeitpunkt eine direkte Zusammenfiihrung zu
verstehen ist. Ein Bericht aus dem Jahre 1947 skizziert eine etwas andere Einordnung der

Veterindrverwaltung in das Innenministerium:

,Das tierdrztliche Sachgebiet war bis 1934 ein Referat in der I. oder
,Allgemeinen Abteilung‘ des Innenministeriums. Es war hier wohlgeboren und
erfreute sich der verstindnisvollen Forderung an Seiten der sog.
Administrativreferenten, der Abteilungsleiter und der Staatsminister mit dem
Ergebnis, dass Bayern seit 1908 die neuzeitlichste Form der
Veterindrorganisation aufwies, um die uns andere Staaten beneideten. Erst 1935
wurde das Veterindirwesen mit der Humanmedizin zusammen zu einer eigenen

¢ 31

Abteilung ,Volksgesundheit® vereinigt®.

Entsprechend dieser Schilderung fand zu Beginn vielmehr eine enge Zusammenarbeit der
medizinischen Referate statt, obgleich noch nicht innerhalb einer eigenen Abteilung. Auch

“32 innerhalb des Ministeriums.

Forstner beschreibt dies mit einer ,,lockeren Referatsstruktur
Dies wird auch durch eine Ubersicht iiber die Geschiftsverteilung aus dem Jahre 19353
bekréftigt. Hier wird die Veterindrverwaltung, bestehend aus den beiden tierdrztlichen
Referaten 5 und 5a, in der Abteilung III ordinal noch vor den medizinischen Referaten
gelistet. Es ist vorstellbar, dass die Abteilungseinheit erst nachtriglich iiber die bestehende
Referatsstruktur gelegt wurde. Dieses moglicherweise numerische Relikt, das aus der Zeit vor
der Vereinigung stammen muss, wurde dementsprechend in spdteren Geschéftsverteilungen
abgeédndert und die Veterindrverwaltung in der Zahlenreihenfolge weiter hinten eingereiht.

Dieser Uberblick ermdglicht einen ersten Einblick in die Struktur und die Aufgabenfelder der

tierarztlichen Referate:

30 Bericht iiber die Arbeit des Bayerischen Staatsministeriums des Innern im Jahre der deutschen Revolution,
Mirz mit Dezember 1933, S. 13; eine Vormerkung aus dem Jahre 1946 beschreibt ebenfalls einen
Zusammenschluss im Jahre 1933 (vgl. Vormerkung vom 05.10.1946, in: BayHStA, MInn 87248).

31 Ressortzugehdrigkeit des Veterindrwesens vom 02.04.1947, in: BayHStA, MInn 87231; Koch datiert die
Errichtung der Gesundheitsabteilung auf das Jahr 1934 (vgl. Koch (2006), S. 176).

32 Forstner (2002), S. 64.

33 Vgl. Geschiftsverteilung des Staatsministeriums 1933/34, in: BayHStA, MInn 80370; diese Aufstellung
wurde mittels Bleistift mit den Jahreszahlen ,,1933/34* beschriftet. Nach dem Bericht tiber die Zugehorigkeit des
Veterindrwesens aus dem Jahre 1947 war aber das Veterindrwesen erst ab 1935 mit dem Medizinalwesen in der
Abteilung III vereint. Da Erhardt im Mérz 1936 nach Berlin berufen wurde (vgl. Weber (1940), S. 35), muss
dieses Verzeichnis die personelle und strukturelle Lage zwischen 1935 und Mirz 1936 widerspiegeln. Forstner
datiert die Geschéftsverteilung ebenfalls auf das Jahr 1935 (vgl. Forstner (2002), S. 245).
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TIERARZTLICHE REFERATE DER ABTEILUNG III (1935)°*

REFERAT 5 (ABTEILUNG III)

Ministerialrat Dr. Erhardt.

Stellvertreter: Bezirkstierarzt Dr. Schwarz.

1. Amtstierdrztlicher Dienst. Personalangelegenheiten der Amtstierdrzte und der Anwirter fir den
tierdrztlichen Staatsdienst. Priifung fiir den tierédrztlichen Staatsdienst.

2. Grenztierérztlicher Dienst.

3. Studium und Ausiibung der Tierheilkunde. Tierdrztliche Fortbildung. Tierdrztliche Arzneifiihrung.

Tierdrztliches Gebiihrenwesen.
Arzneimittel fiir Tiere.
Veterinarpolizeiliche Anstalt.

Bekampfung der Tierseuchen im Inland.

NS R

Verhandlungen iiber Abkommen veterindrpolizeilichen Inhalts mit fremden Staaten und Vorschriften
iiber die Abwehr von Tierseuchen gegeniiber dem Ausland.

Schlachtvieh- und Fleischbeschau.

i

9. Schlachtungen.

REFERAT 5A. (ABTEILUNG III)

Bezirkstierarzt Dr. Schwarz.

Stellvertreter: Ministerialrat Dr. Erhardt.

1. Tierdrztliche Standesorganisationen.

Kurpfuscher beim Tier.

Genehmigung der Ein- und Durchfuhr von Tieren und tierischen Teilen.
Nahrungsmittel tierischer Herkunft (mit dem Referat fiir Lebensmittelpolizei).
Gesundheitspolizeiliche Untersuchung der Hunde.

Tierleichenbeseitigung (Abdeckereiwesen).

e A B

Mitwirkung beim Tierschutz. - Ziff. 1 - 7 im Benehmen mit Referat 5 zur Sicherung einheitlicher
Behandlung der Angelegenheiten des Veterinarwesens -.

8. Mitarbeit im Referat 5.

34 Geschiftsverteilung des Staatsministeriums 1933/34, in: BayHStA, MInn 80370.
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Das tierdrztliche Referat 5 wurde von Ministerialrat Dr. Hans Erhardt®’, der im Jahr 1933 die
Nachfolge des in den Ruhestand versetzten Ministerialrates Dr. Karl Gasteiger®® angetreten
hatte, geleitet. Unterstiitzt wurde dieser durch den Bezirkstierarzt Dr. Georg Schwarz’’. Die
Leitung der tibergeordneten Abteilung III war dem Humanmediziner und Staatskommissar fiir
das bayerische Gesundheitswesen, Ministerialdirektor Dr. Walter Schultze®, iibertragen
worden. Sein Stellvertreter war Dr. Theodor Viernstein®’. Diese Funktion teilte er sich mit
zwei weiteren Kollegen des Medizinalwesens. Die Abteilung III bestand neben den
tierdrztlichen aus den medizinischen Referaten 6 bis 7¢ und Teilen des Referates 9.* Durch
diesen Zusammenschluss war schlieBlich das Veterindrwesen in die ,,Oberste
Gesundheitsbehorde! Bayerns integriert. Doch nicht die Medizin war der primére Anlass
und die eigentlich in sich logische Bekréftigung dieses Zusammenschlusses gewesen.
Vielmehr war dieser sowohl personal- als auch gesamtpolitisch begriindet und fulite nicht in

erwdhnenswertem Maf3e auf der durchaus gegebenen thematischen Verbundenheit. Als Grund

35 Siehe dazu Kapitel 3.2.
36 Siehe dazu Kapitel 3.1.

37 Dr. Georg Johann Schwarz wurde 1891 als Sohn eines Schmiedemeisters in Ansbach geboren. Im Jahre 1909
verlieB er das humanistische Gymnasium in Ansbach. Er studierte von 1909 bis 1913 an der Tierérztlichen
Hochschule in Miinchen Veterindrmedizin. 1914 folgte seine Promotion in Gieflen. Im Ersten Weltkrieg diente er
als Unterveterindr. Wahrend einer krankheitsbedingten Unterbrechung absolvierte er im Jahre 1916 seine
Ausbildung zum Amtstierarzt. Ab 1918 war er als praktischer Tierarzt in Aidenbach tétig und trat 1933 in den
Staatsdienst ein. Bis Schwarz im Jahre 1934 in das Bayerische Staatsministerium des Innern berufen wurde, war
er als Bezirkstierarzt in Kissingen tétig. 1935 erfolgte die Beférderung zum Veterindrmedizinalrat I. Klasse. Seit
1933 war Schwarz Mitglied der NSDAP. Dazu war er sowohl Mitglied der SA als auch der SS. 1938 verlie3 er
das Staatsministerium des Innern aufgrund der Versetzung in das Reichs— und PreuBlische Ministerium des
Innern (vgl. Personalnachweisung und Lebenslauf in: BayHStA, MInn 85010a (PA Schwarz); Hartl (1972), S.
109; Schwarz (1914), S. 88).

38 Siehe dazu Kapitel 3.5; in anderen Veroffentlichungen findet sich auch die Schreibweise ,,Walther®. In dieser
Untersuchung wird die Schreibweise ,,Walter verwendet (vgl. dazu: Beilage zum Ministerialerlass vom
23.12.1937, in: BayHStA, MInn 80370).

39 Dr. Theodor Viernstein, im Jahre 1878 als Sohn eines Ministerialrates geboren, studierte von 1889 bis 1903
Medizin in Miinchen und Tiibingen und promovierte im Jahre 1903. Nach praktischen Tétigkeiten als Arzt in
Frontenhausen und im niederbayerischen Raum nahm er 1907 seine Staatslaufbahn als Hausarzt im ,,Zuchthause
Straubing™ auf. Viernstein iibernahm 1924 die Leitung der Kriminalbiologischen Sammelstelle in der
Strafvollzugsanstalt Straubing. Vor seiner Tétigkeit im Bayerischen Innenministerium griindete Viernstein 1927
die Kriminalbiologische Gesellschaft. 1930 wurde er Obermedizinalrat und ist drei Jahre spiter als
Ministerialreferent in das Bayerische Staatsministerium des Innern berufen worden. Dort war Viernstein
stellvertretender Leiter der Gesundheitsabteilung. 1936 wurde er Honorarprofessor an der Universitit in
Miinchen an der Juristischen Fakultit. Viernstein trat 1937 der NSDAP bei. Im Jahre 1942 folgte seine
Pensionierung. Nach Kriegsende wurde Viernstein aufgrund seiner Parteizugehorigkeit aus dem Lehrbetrieb der
Universitdt Miinchen ausgeschlossen, war aber noch weiterhin als Leiter der Sammelstelle tétig. Viernstein starb
1949 in Miinchen (vgl. BayHStA, MInn 85264 (PA Viernstein); Burgmair, Wachsmann, Weber (1999), S. 256ft.;
Forstner (2002), 227f.; Klee (2003), S. 640f.).

40 Vgl. Geschéftsverteilung des Staatsministeriums, in: BayHStA, MInn 80370.
41 Vormerkung vom 23.05.1950, in: BayHStA, MInn 87234.
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t*2 und es wurde auf

wurde vielmehr die Schaffung einer Ministerialdirektorenstelle angefiihr
ambitionierte  Art und  Weise  verfolgt ,einem  neuzuerrichtendem  [sic!]
,Reichsgesundheitsministerium‘ einen wertvollen Linderbaustein zu liefern.“* Bei dieser
Zusammenlegung hatte man also vielmehr politische Interessen und Ziele verfolgt als
wichtige inhaltliche Synergieeffekte anvisiert. Dennoch wurde diese Konstellation im Jahre

44
t,

1946 riickblickend als nicht nachteilig erachtet,” sondern sogar auch weiterhin ,,eine stirkere

45

Fiihlungnahme in den allgemeinen Fragen der Heilberufe** gefordert.

Nach dem Zusammenschluss im Jahre 1935 ist zundchst Kontinuitidt im Aufbau feststellbar.
Eine Geschiftsverteilung des Staatsministeriums des Innern von Januar 1936 zeigt beziiglich
der Veterindrverwaltung keine Verdnderungen zur vorherigen Aufstellung.* Die durch den
Ministerialerlass vom 23. Dezember 1937 bedingten Modifizierungen waren dagegen von
groBerem Ausmall. Die tierdrztlichen Referate befanden sich nun innerhalb der
Gesundheitsabteilung in einer neugeschaffenen Gruppe, die unter der Leitung des
Ministerialrats Dr. Viernstein stand.”” Dazu kam es durch die Berufung von Dr. Erhardt nach
Berlin im Mérz 1936 innerhalb der Veterindrverwaltung zu strukturellen Verdnderungen. Die
tierdrztlichen Referate verloren durch diese Versetzung die Ministerialratsstelle,” Dr. Oskar
Wucher® iibernahm die Leitung des Referates 5 und es kam zu einer Neuverteilung der

Aufgabenbereiche:

42 Vgl. Ressortzugehorigkeit des Veterindrwesens vom 02.04.1947, in: BayHStA, MInn 87231.
43 Ebd.

44 Vgl. Vormerkung vom 05.10.1946, in: BayHStA, MInn 87248.

45 Ebd.

46 Lediglich Dr. Schwarz hatte nun den Rang eines Veterindrmedizinalrats 1. KI. (vgl. Geschiftsverteilung des
Staatsministeriums des Innern fiir Januar 1936, in: BayHStA, MInn 80370).

47 Vgl. Ministerialerlass vom 23.12.1937, in: BayHStA, MInn 80370.
48 Vgl. Apfelbeck an das StMdI vom 16.07.1951, in: BayHStA, MInn 83043.

49 Dr. Oskar Wucher ist, bevor er 1936 in das Bayerische Staatsministerium des Innern berufen wurde, als
tierdrztlicher Referent bei der Regierung von Schwaben titig gewesen. Im Jahre 1939 erfolgte seine
Pensionierung (vgl. Hartl (1972), S. 109).
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TIERARZTLICHE REFERATE DER ABTEILUNG III

»GESUNDHEIT UND WOHLFAHRT* (1937)°°

REFERAT 5. (ABTEILUNG III)

Oberregierungsrat Dr. Oskar Wucher.

Stellvertreter: Veterindrmedizinalrat I. K1. Dr. Schwarz.

1. Amtstierédrztlicher Dienst.

Grenztierérztlicher Dienst.

Ein- und Durchfuhr von Tieren und tierischen Teilen.

Vorsitz der tierdrztlichen Abteilung des Obermedizinalausschusses.
Priifung fiir den tierérztlichen Staatsdienst.

Bekampfung der Tierseuchen im Inland und Abwehr von Tierseuchen gegeniiber dem Ausland.

NS kR D

Veterindrpolizeiliche Anstalt und Veterindruntersuchungsanstalt Niirnberg, soweit nicht
lebensmittelpolizeiliche und fleischbeschauliche Gebiete in Frage kommen.

®©

Tierseuchenkasse.

9. Tierleichenbeseitigung (Abdeckereiwesen).

REFERAT 5A. (ABTEILUNG III)
Veterindrmedizinalrat I. KI. Dr. Georg Schwarz.

Stellvertreter: Oberregierungsrat Dr. Wucher.

—_—

Personalangelegenheiten der Amtstierdrzte und der Anwdérter fiir den tierdrztlichen Staatsdienst.
Studium und Ausiibung der Tierheilkunde, tierdrztliche Fakultdt, Lehrgut.
Fleischbeschautierdrzte und Fleischbeschauer.

Amtstierdrztliche und tierdrztliche Fortbildung.

Tierédrztliche Arzneifithrung, tierdrztliche Hausapotheken.

Arznei- und Geheimmittel fiir Tiere.

Kurpfuschertum beim Tier.

Tierarztliches Gebliihrenwesen.

S A T e I

Reichstierdrzteordnung und tierdrztliche Standesorganisationen.

50 Beilage zum Ministerialerlass vom 23.12.1937, in: BayHStA, MInn 80370.
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10. Vollzug der Bestimmungen iiber die Schlachtvieh- und Fleischbeschau (einschl.
Fleischbeschauausgleichskasse u. Bakteriologische Fleischuntersuchungsstellen).
11. Schlachthofwesen und Schlachthofbauten.

12. Schlachtungen und Schlachtgesetz.

13. Tierirztliche Uberwachung der Lebensmittel u. Nahrungsmittel tierischer Herkunft.

14. Tierschutz.

15. Die veterindren Untersuchungsanstalten hinsichtlich ihrer Tétigkeit fiir die Lebensmittelpolizei und
Fleischbeschau.

16. Haushalt des Veterindrwesens.

Ab diesem Zeitpunkt wurde die Abteilung III auch mit ,,Gesundheit und Wohlfahrt**' betitelt
und Dr. Viernsteins Aufgabenliste war nun um die alleinige Stellvertretung Schultzes
erweitert.”> Nur ein halbes Jahr spiter kam es zur Modifizierung der Nummerierung und die
Veterindrverwaltung wurde in der Reihenfolge hinter das Medizinalwesen gesetzt. Zudem
bestand die Abteilung IIT nicht mehr aus Referaten sondern aus den Sachgebieten 8 bis 17.
Die beiden tierdrztlichen Referate wurden in diesem Zusammenhang in die Sachgebiete 12
und 13 umbenannt.* Beziiglich des Veterinirwesens sind keine Verdnderungen der
Aufgabengebiete festzustellen. Lediglich das ehemalige durch Dr. Schwarz geleitete Referat
5a unterstand nun als Sachgebiet 13 dem bis dahin interimsméBig beschéftigten
Oberregierungsrat Dr. Michael Apfelbeck™, der die Nachfolge Erhardts ab 1939 iibernahm.
Nach einer Rotation der Aufgabengebiete innerhalb der beiden tierdrztlichen Sachgebiete im
September 1939°7 kam es im Oktober 1941 zu einer Reform der internen Einteilung. Mit der
Anderung der Nummerierung der Abteilung III zu VII wurden zugleich abteilungsintern
eigenstindige Gruppen gebildet. Dies hatte zur Folge, dass die Veterinidrverwaltung als

eigenstindige Gruppe b unter der Leitung des zum Ministerialrat beforderten Dr. Michael

51 Beilage zum Ministerialerlass vom 23.12.1937, in: BayHStA, MInn 80370.

52 Vgl. ebd.

53 Vgl. Ministerialerlass vom 06.07.1938, in: BayHStA, MInn 80370.

54 Vgl. Anderungen der Nummern der Sachgebiete, in: BayHStA, MInn 80370.

55 Siehe dazu Kapitel 3.3.

56 Vgl. Anlage zu Ministerialerlass vom 06.07.1938, in: BayHStA, MInn 80370.

57 Vgl. Anderung der Geschiftsverteilung vom 28.09.1939, in: BayHStA, MInn 80370.
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Apfelbeck zusammengefasst wurde.® Zusitzlich erhielt die Veterindrverwaltung das
Sachgebiet 12a, was mit einer Erweiterung des Tatigkeitsfeldes begriindet war. Griinde fiir

diese Entwicklung sind nicht bekannt.

TIERARZTLICHE SACHGEBIETE DER GRUPPE B
DER ABTEILUNG VII (1941)°°

Gruppe b Veterindrwesen.

Leiter: Ministerialrat Dr. A p felb e c k.

SACHGEBIET 12.

Ministerialrat Dr. Apfelbeck.

1. Amtstierérztlicher Dienst.

2. Personalangelegenheiten der Amtstierdrzte und der Anwdérter fiir den tierdrztlichen Staatsdienst.

3. Vorsitz der tierdrztlichen Abteilung des Obermedizinalausschusses.

4. Staatstierdrztliche Priifung.

5. Studium und Ausiibung der Tierheilkunde, Tierdrztliche Fakultat.

6. Lehrgut fiir die Studierenden der Tierheilkunde und Veterinarratskandidaten.

7. Amtstierdrztliche und tierdrztliche Fortbildung.

8. Bekampfung der anzeigepflichtigen Tierseuchen im Inlande und Abwehr derselben gegeniiber dem
Auslande.

9. Veterindrpolizeiliche Anstalt SchleiBheim und Veterindruntersuchungsanstalt Niirnberg.

10. Reichstierdrzteordnung und tierdrztliche Standesorganisation.

11. Tierseuchenkasse.

12. Haushalt des Veterindrwesens.

13. Tierérztliches Gebithrenwesen.

58 Vgl. Ministerialerlass vom 23.10.1941, in: BayHStA, MInn 80370.

59 In dieser Aufstellung ist die Abteilung nicht benannt (Beilage zum Ministerialerlass vom 23.10.1941, in:
BayHStA, MInn 80370).
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SACHGEBIET 12A.

Regierungsveterindrrat Dr. Hopfengértner.

1. Fleischbeschautierdrzte, Fleischbeschauer und Trichinenschauer.

2. Vollzug des Schlachttier- und Fleischbeschaugesetzes und der zugehorigen Verordnungen und
Ausfithrungsbestimmungen einschlieBlich Fleischbeschauausgleichskasse.

Schlachthofwesen und Schlachthofbauten.

4. Schlachtungen und Schlachtgesetz.
5. Bekdmpfung der nichtanzeigepflichtigen Seuchen, insbesondere planmifBige Bekdmpfung der
Tuberkulose des Rindes, Sterilitdtsbekdmpfung, Bekdmpfung der Jungtierkrankheiten.
6. Tierirztliche Uberwachung der Lebensmittel und Nahrungsmittel tierischer Herkunft.
7. Jahresveterindrberichte.
8. Tierschutz und Tierluftschutz.
9. Mitarbeit in Sachgebiet 12.
SACHGEBIET 13.
Regierungsveterinirrat Dr. Schnell®.
1. Grenztierdrztlicher Dienst.
2. Ein- und Durchfuhr von Tieren und tierischen Erzeugnissen.
3. Tierzucht, Haltung der Vatertiere, Korung.
4. Tierkdrperbeseitigungswesen einschlielich Tierkdrperbeseitigungsanstalten.
5. Hufbeschlagwesen.
6. Tierdrztliche Arzneifithrung, tierdrztliche Handapotheken.
7. Arznei- und Geheimmittel fiir Tiere.
8. Kurpfuschertum beim Tiere.
9. Mitarbeit in den Sachgebieten 12 und 12a.

60 Dr. Schnell befand sich zum Zeitpunkt der Erstellung dieses Erlasses im Heeresdienst. Daher wurde das
Sachgebiet 13 bis zu seiner Riickkehr von Dr. Hopfengértner vertreten (vgl. Ministerialerlass vom 23.10.1941,
in: BayHStA, MInn 80370). Dr. Anton Schnell wurde 1901 in Schonburg als Sohn eines Kaufmanns und
Landwirts geboren. Nach dem Schulabschluss in Regensburg studierte er ab 1922 an der Ludwig-Maximilians-
Universitdt Miinchen. Nach seiner Approbation im Jahre 1926 arbeitete er dort an der Medizinischen Tierklinik
bis 1927 (vgl. Schnell (1927), S. 98). Danach folgten praktische Tatigkeiten in Schwarzach in Niederbayern. Von
April 1939 bis November 1939 wurde er als Bezirkstierarzt in das Staatsministerium des Innern versetzt (vgl.
Eidesstattliche Erklarung von Schnell, in: StAL, Spruchkammer Deggendorf 89).

16



DiE EINGLIEDERUNG IN DIE (GESUNDHEITSABTEILUNG UND NACHFOLGENDE UMSTRUKTURIERUNGEN

Bis zur Aufwertung der Veterindrverwaltung im Jahr 1943 erfolgten noch eher kleinere
Verdnderungen. Es kam zur Umbenennung der Abteilung VII in ,,Gesundheit und

Volkspflege“.®" Dariiber hinaus war ab Juni 1942 Dr. Viernstein nicht mehr in der

t. Hier libernahm Oberregierungsrat Dr. Hermann Jaeger®,

Gesundheitsabteilung beschiftig
der das Sachgebiet 9 leitete, die Stellvertretung der gesamten Gesundheitsabteilung.** Die
Struktur der Veterindrverwaltung blieb unveridndert. Jedoch war die Leitung des Sachgebiets
13 weiterhin unbesetzt und die Stellvertretung wurde nach Dr. Hopfengirtner® nun von
Oberregierungsrat Dr. Alias®® iibernommen.”’” Die Entwicklung zur eigenstindigen

Veterindrabteilung der Bayerischen Veterindrverwaltung wurde schlieBlich durch den Erlass

61 Vgl. Ministerialerlass vom 29.01.1943, in: BayHStA, StK 5634.

62 Vgl. Ministerialerlass vom 16.06.1942, in: BayHStA, MInn 80370; die Ursache der Pensionierung
Viernsteins ist in den Unstimmigkeiten zwischen Dr. Schultze und Dr. Viernstein i{iber Euthanasiebefehle zu
suchen (vgl. Forstner (2002), S. 91). Jedoch liegt ein von Schultze erstelltes oberstirztliches Gutachten vor, in
dem dieser bescheinigte: ,,Dr. Viernstein ist infolge der oben festgestellten Gebrechen und Leiden nicht mehr
imstande einen Posten in der staatlichen Gesundheitsverwaltung auszufiillen® (Oberstirztliches Gutachten zum
Ruhestandversetzungsgesuch von Dr. Viernstein vom 17.03.1942, in: BayHStA, MInn 85246). Abgezeichnet
hatte sich diese Entwicklung bereits 1940 als Dr. Viernstein die Leitung der Gruppe a, in der auch das
Veterindrwesen integriert war, entzogen und diese Dr. Hermann Jaeger iibertragen worden war (vgl.
Ministerialerlass vom 18.04.1940, in: BayHStA, MInn 80370).

63 Dr. Hermann Jaeger wurde im Jahre 1886 in Hohenaschau b. Prien als Sohn eines Forstmeisters geboren. Er
besuchte in Miinchen das Gymnasium und studierte in Miinchen, Freiburg und Berlin Humanmedizin. 1912
erhielt er seine Approbation und promovierte 1914 an der Universitdt Miinchen. Es folgte eine kurze praktische
Tétigkeit als Arzt. Zwischen 1915 und 1918 diente er als landsturmpflichtiger Arzt im Heer. 1919 bestand Jaeger
die Priifung zum éarztlichen Staatsdienst. Er trat 1933 der NSDAP bei. Zwischen 1927 und 1937 war er als
Bezirksarzt in Altotting tétig. 1937 folgte die Versetzung als Bezirksarzt nach Miinchen und noch im gleichen
Jahr in das Bayerische Staatsministerium des Innern. 1938 erfolgte die Ernennung zum Oberregierungsrat.
Stellvertretender Leiter der Gesundheitsabteilung war Jaeger seit 1942 und erhielt 1943 die Stellung eines
Ministerialrates. Zwischen 1946 und 1947 war er interniert. Jaeger ist 1951 verstorben (vgl. Personalbogen,
Lebenslauf, Vorschlag zur Ernennung und Siihnebescheid, in: BayHStA, MInn 83977).

64 Vgl. Ministerialerlass vom 16.06.1942, in: BayHStA, MInn 80370.

65 Dr. Max Hopfengértner wurde 1896 in Maxhiitte geboren. Vor dem Kriegseinsatz als Infanterieoffizier im
Ersten Weltkrieg von 1916 bis 1919, schloss er 1915 die Oberrealschule in Miinchen ab. Nach dem Krieg
studierte er Veterindrmedizin an der Ludwig-Maximilians-Universitdt in Miinchen. 1921 approbierte
Hopfengértner. 1922 kam er als wissenschaftlicher Hilfsarbeiter an die Veterinirpolizeiliche Anstalt in
Schleiheim. Im Jahre 1927 wurde er Bezirkstierarzt an der Anstalt. Hopfengértner war an der Einfithrung der
bakteriologischen  Untersuchung beteiligt und in besonderem MaBle in der tierdrztlichen
Lebensmitteliiberwachung engagiert. Ab 1933 war er Mitglied der NSDAP. Der Parteieintritt war seiner Aussage
nach ,,nur unter dem Druck der vorgesetzten Dienstbehdrde, des Bayer. Staatsministeriums des Innern®, erfolgt.
Bevor er 1941 als Referent in das Bayerische Staatsministerium des Innern wechselte, war er an der Ausbildung
von Amtstierdrzten beteiligt. Im Jahre 1943 wurde er zum Oberregierungsrat ernannt. Bis 1945 war
Hopfengértner im Innenministerium titig. Ab 1949 arbeitete er in der Bayerischen Landesanstalt fiir
Tierseuchenbekédmpfung in SchleiBheim. Er war Oberregierungsveterinirrat und stellvertretender Direktor der
Bayerischen Landesanstalt fiir Tierseuchenbekdmpfung in Schleiheim. Er ist 1954 verstorben (vgl. Schellner
(1954), S. 150f; Spruchkammerakt Hopfengértner, in: StAM, SpKMii 763).

66 Es liegt kein Vorname zur exakten Identifizierung vor. Aller Wahrscheinlichkeit nach handelt es sich hier um:
Dr. Arnold Alias, Oberregierungsrat, geboren 1889, gestorben 1965 in Herrsching (vgl. Anonym (1965), S. 294).

67 Vgl. Anlage zu Ministerialerlass vom 29.01.1943, in: BayHStA, StK 5634.
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vom 22.09.1943 aus Berlin eingeleitet. Dieser beinhaltete die wichtige Information, ,,da3 die
Unterabteilungen Veterindrwesen kiinftig unmittelbar dem Behordenleiter und seinem
allgemeinen Stellvertreter zu unterstellen [seien].“®® Der Erlass des Reichsinnenministeriums
hatte beachtliche Konsequenzen, denn mit diesem verdnderte sich die Hierarchiestruktur
sowie die Integration der Veterindrverwaltung innerhalb des Bayerischen Staatsministeriums
des Innern. Die drei tierdrztlichen Sachgebiete wurden als neue, eigenstindige Abteilung IV
gruppiert” und das Veterinirwesen verlieB die mit dem Medizinalwesen bestehende
Verbindung. Durch diese Maflnahme wurde die Leitung von jener abgekoppelt und der
neugeschaffenen Veterindrabteilung libertragen. Nach fast zehn Jahren unter der Leitung eines
Humanmediziners hatte in der Folge wieder ein Veterindrmediziner die Fithrungsposition der

erneut eigenstindigen Veterindrabteilung inne. Diese wurde Dr. Michael Apfelbeck, der zuvor

schon die Gruppe b innerhalb der Gesundheitsabteilung geleitet hatte, {ibertragen.”

Trotz dieser zahlreichen Umstrukturierungen war die Zustindigkeit fiir das Veterindrwesen
stets im Bayerischen Staatsministerium des Innern verankert gewesen. Die Einordnung in das
Innenministerium und die Angliederung an die Humanmedizin wurde riickblickend generell
bejaht und wertgeschitzt.”! Der Tenor war ein durchaus positiver, was auch bei der
Neustrukturierung in der Nachkriegszeit offensichtlich wurde. Speziell die ,,ungestorte und
stark geforderte Entwicklung des gesamten amtstierdrztlichen Dienstes mit all seinen

Verzweigungen unter der Agide des Innenministeriums*’>

erhielt in diesem Zusammenhang
eine besondere Betonung. Nicht zuletzt wurde die Einordnung in das Innenministerium
retrospektiv.  von oberster Instanz zustimmend bewertet. Auf der Tagung des
Veterindrausschusses in SchleiBheim 1949 &uflerte sich der bayerische Innenminister
Ankermiiller” {iber die Einordnung in das Staatsministerium des Innern ausgesprochen

positiv. Jedoch bekriftigte er — mit dem noétigen Realismus — auch die bestehenden

Gemeinsamkeiten mit anderen Ministerien.”*

68 Ministerialerlass vom 09.10.1943, in BayHStA, StK 5634.

69 Apfelbeck nimmt hierzu erst im Méarz 1944 Stellung (vgl. Vormerkung vom 10.03.1944, in: BayHStA, MInn
87233).

70 Vgl. ebd.

71 Vgl. Vormerkung vom 05.10.1946, in: BayHStA, MInn 87248.

72 Ressortzugehorigkeit des Veterindrwesens vom 02.04.1947, in: BayHStA, MInn 87231.

73 Bayerischer Staatsminister des Innern, 20.09.1947 — 18.12.1950 (vgl. Koch (2006), S. 169.).

74 Ankermiiller bezog sich hierbei, mit Blick auf die Zuchtschidden, auf die Ndhe zur Landwirtschaft (vgl.
Niederschrift iiber die Tagung des Veterindrausschusses in SchleiBheim bei Miinchen im Jahre 1949, in:
BayHStA, MInn 87234).
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2.2 Die Neustrukturierung der tierirztlichen Referate in der Nachkriegszeit

Mit dem Einzug des amerikanischen Militirs am 30. April 1945 in Miinchen und der
Teilkapitulation Bayerns am 04. Mai” wurde ein bedeutsamer Einschnitt fiir die Verwaltung
eingeldutet und das Staatsministerium des Innern wurde in der Folge ,,Ausgangspunkt fiir den

“76  Zunichst traten vor allem

Wiederaufbau der Zentrale der inneren Verwaltung.
Schwierigkeiten bei der Neubesetzung von Stellen auf, denn nach Kriegsende waren alle
Beamte, die Mitglied der NSDAP waren, aus dem Staatsdienst entfernt worden.”” Da diese
Bestimmung auch auf den Leiter der Veterindrverwaltung, Dr. Michael Apfelbeck, zugetroffen
hatte, musste ein geeigneter Nachfolger gefunden werden. Es bestand hierbei ein
,»Spannungsfeld zwischen Entnazifizierung und der Einsetzung erfahrener Krifte.“’ Bereits
im Juni 1945 konnte die Leitung der bayerischen Veterindrverwaltung neu besetzt werden und
diese mit grolen Herausforderungen verbundene Aufgabe wurde dem Veterindrmediziner Dr.
Wilhelm Pschorr™ anvertraut.”” Nach der erneuten Integration der Veterindrverwaltung in die
Gesundheitsabteilung®' war nun insbesondere die Aufrechterhaltung der Verwaltung und eine
ordnungsgemifBe Durchfiihrung das oberste Ziel. Dafiir wurde addquates Personal benoétigt.
Primdr wurde daher nach der erneuten Zusammenlegung des Veterindrwesens mit dem
Medizinalwesen nach Kriegsende und der Aufteilung in eine human- und eine
veterindrmedizinische Gruppe, der Erhalt der Ministerialratsstelle gefordert. Zugleich sollte
die Stelle eines Oberregierungs- und Veterinidrrates in der Veterindrabteilung erhalten bleiben
und es wurde sogar eine Personalaufstockung gefordert. Unter keinen Umstdnden sollte eine

Reduzierung der Personalstirke erfolgen.” Die folgende Aufstellung zeigt die Einteilung der

75 Vgl. Weigand (2006), S. 357f.
76 Volkert (1983), S. 34.

77 Vgl. Forstner (2002), S. 139f.
78 Koch (2006), S. 112.

79 Siehe dazu Kapitel 3.4.

80 Vgl. Pschorr an den Oberregierungs- und Veterindrrat beim Regierungspriasidenten von Hessen vom
12.01.1946, in: BayHStA, MInn 87233.

81 Dazu gehorten auch das Apothekenwesen und das Arzneiwesen (vgl. Entwurf, Pschorr an die Schriftleitung
der Berliner u. Miinchener Tierdrztliche Wochenschrift vom 22.11.1946, in: BayHStA, MInn 87523).

82 Diese geforderte Erhohung der Stellenzahl wurde hauptsidchlich mit dem verstirkten Einsatz in der
Rinderzucht begriindet (vgl. Schreiben an das Haushaltsreferat des StMdI vom 22.08.1946, in: BayHStA,
MlInn 87266).
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Veterindrabteilung nach 1945. Der zukiinftige Aufbau und die Tatigkeitsfelder lassen sich
erahnen. Wie man der Ubersicht entnehmen kann, war dies eine voriibergehende Aufstellung,

da noch zahlreiche Stellen unbesetzt waren.

TIERARZTLICHE REFERATE (1946)%?

Gruppe B Veterindrmedizin
Leiter: Ministerialrat Dr. Pschorr

Vertreter: [ohne Angabe]

REFERAT 330
Ref. Min. Rat Dr. Pschorr

Vertreter: [ohne Angabe]

1. Leitung der Gruppe B,
2. Leitung des gesamttierdrztlichen Dienstes,
3. Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten, Organisation, Anstellung der Amtstierdrzte,

Amtstierdrztlicher Dienst, Dienstaufsicht, Dienstbeziige, Haushaltsiiberwachung,

4 Priifung fiir den Tierérztlichen Staatsdienst,

5 Fortlaufende Qualifikation der Staatsdienstanwiérter,

6. Ausbildung und Fortbildung der Tierérzte,

7 Berufsausiibung, Standesangelegenheiten, Tierdrztekammer,
8 Veterindruntersuchungsanstalten, Oberaufsicht, Personal, Haushalt,
9 Priifung der vet.med.technischen Assistentinnen, Ausbildung,
10. Tierérztliche Abteilung des Obermedizinalausschusses,

11. Tierzucht, Tierzdhlungen,

12. Tierversicherungswesen,

13. Dispensierrecht der Tierérzte,

14. Heilmittelwesen (Arznei- und Geheimmittelwesen),

15. Tierschutz

83 Handschriftlich wurde vermerkt, dass es sich um den Stand vom 20.09.1946 handelt. Die Beschriftung des
Aktes fiithrt den Zeitraum 1946 bis Dezember 1947 auf (ohne Titel, in: BayHStA, MInn 87248).
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2.

[
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REFERAT 331
Ref. noch nicht besetzt.

Vertreter: [ohne Angabe]

Bekidmpfung der Unfruchtbarkeit der Haustiere, Abortus - Bang, Deckinfektionen,
Bekidmpfung der Aufzuchtkrankheiten

REFERAT 332
Ref. noch nicht besetzt.

Vertreter: [ohne Angabe]

Bekampfung der Tuberkulose der Haustiere,

REFERAT 340
Ref. Dr. Neff

Vertreter: Ref. 330,

Tierseuchenbekdmpfung (Vollzug des Tierseuchengesetzes),

spezifische Bekdmpfung der Tierseuchen durch Impfung (...)
Uberwachung des Viehverkehrs im Innland [sic!] und mit dem Ausland ,
Grenztierdrztlicher Dienst,

Desinfektion,

Desinfektion bei Viehbeforderung auf Eisenbahnen,

Gesundheitspflege der Haustiere, Gutachten im Bau- und Siedlungswesen,
Tierkorperbeseitigungsgesetz,

Rinderpestgesetz,

Tierseuchenentschiddigungen und Beihilfen,
Tierseuchennachrichtendienst,

Tierseuchenstatistik,

Huf- und Klauenbeschlag
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REFERAT 341
Ref. [ohne Angabe]

Vertreter: Dr. Neff

1. Tierdrztliche Lebensmitteliiberwachung (...)

Schlacht- und Tierhofe,

Fleischwarenfabriken,

Molkereiwesen,

Ausbildung der Fleischbeschauer und Trichinenschauer,
Aufsicht iiber die Fleischbeschauer und Trichinenschauer,

Berichterstattung (Monatsberichte, Jahresveterinédrbericht),

® Nk wDd

Statistik tiber Lebensmittelpolizei.

Im September 1946 setzte sich die Veterindrverwaltung als Sachgruppe B innerhalb der
Gesundheitsabteilung aus acht Personen zusammen. Leiter war weiterhin Ministerialrat Dr.
Pschorr. Unterstiitzt wurde er durch Dr. Wolfgang Neff*. Dieser war Veterindr und im
Angestelltenverhiltnis beschiftigt. Daneben arbeiteten der Amtmann Otto Eckhardt, drei
Angestellte und zwei Sekretdrinnen in der Veterindrverwaltung.® Eine weitere Rekonstruktion
der Personalstruktur ist ab Anfang 1947 moéglich. Zum tierdrztlichen Referat gehorten zu

diesem Zeitpunkt Ministerialrat Dr. Wilhelm Pschorr, Oberregierungsrat Dr. Adolf Gebhardt®

84 Dr. Wolfgang Neff wurde 1910 in Krumbach in Schwaben geboren. Nach dem Schulabschluss diente er als
Veterindroffiziersanwirter in der Reichswehr. Darauthin studierte er Veterindrmedizin an der Tierérztlichen
Hochschule in Berlin und der Tierédrztlichen Fakultdt der Universitit Miinchen. 1933 schloss er das Studium ab
und im darauffolgenden Jahr erfolgte seine Promotion (vgl. Neff (1934), S. 49).

85 Keiner der zu diesem Zeitpunkt in der Sachgruppe Veterindrwesen tdtigen Personen war Mitglied der
NSDAP oder Angehoriger einer der einschldgigen Gliederungen gewesen (vgl. Vormerkung vom 03.09.1946, in:
BayHStA, MInn 87469).

86 Dr. Adolf Gebhardt wurde 1881 in Wunsiedel als Sohn eines Béckermeisters und Bierbrauers geboren. 1907
erhielt er die tierdrztliche Approbation und arbeitete im gleichen Jahr bei einem Bezirkstierarzt im Rahmen der
tierdrztlichen Ausbildung. Ab Ende 1907 meldete er sich fiir ein Jahr als freiwilliger Soldat und Tierarzt in Fiirth.
Bis 1909 war Gebhardt als Assistenzarzt in Augsburg titig. Ab 1910 trat er wieder dem Militdr bei. Zwischen
1914 und 1918 diente er im Ersten Weltkrieg als Regimentsveterindr. 1918 legte er die Priifung zum
tierdrztlichen Staatsdienst ab und 1922 folgte die Promotion. Seine Militérkarriere endete vorerst 1932 in der
Stellung eines Generaloberveterinirs, als er aus dem Reichsheer ausschied. Ab 1932 arbeitete Gebhardt als
Tierarzt im Schlachthof Ludwigsburg, gefolgt von einer Tétigkeit als Vertragstierarzt in Bayreuth. Gebhardt war
kein Mitglied der NSDAP gewesen. Als politische Benachteiligung gab er seine ,,nichtarische Ehefrau an. Aus
diesem Grund wurde er im Jahre 1934 nach einer erneuten Einstellung beim Heer entlassen. Daraufhin war
Gebhardt als praktischer Tierarzt in Miinchen titig. Aufgrund der vorhergegangenen erheblichen politischen
Benachteiligungen wurde er trotz seines hohen Alters im Jahre 1945 durch Dr. Wilhelm Pschorr zum
Regierungsveterindrrat in Dachau ernannt. Im darauffolgenden Jahr erfolgte die Beforderung zum
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1.87

und Regierungsveterinirrat Dr. Heinrich Hartl.®” Dazu standen weiterhin ein Amtmann und

weiteres Personal wie beispielsweise Schreibkriifte und Sekretirinnen zur Verfiigung.®

Die bayerische Veterindrverwaltung verblieb im untersuchten Zeitraum im Staatsministerium
des Innern.” Dieser durchaus priferierte Zustand fand jedoch nicht fraglos Akzeptanz. Das
Veterindrwesen scheint insbesondere nach Kriegsende die Einbindung in das
Innenministerium allmdhlich verloren zu haben. Mit der Errichtung des Staatsministeriums
fiir Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten im Jahre 1946 sollte die Abteilung Landwirtschaft
aus dem Wirtschaftsministerium dort eingegliedert werden. So bestanden diesbeziiglich auch
Uberlegungen seitens des Erndhrungs- und Landwirtschaftsrates der amerikanischen und
britischen Zone, das Veterindrwesen aus dem Verbund der Gesundheitsabteilung zu nehmen
und ebenfalls an das Landwirtschaftsministerium zu iibertragen. Diese Vorschlige wurden
jedoch vehement abgelehnt. Zum einen sollte die Verbundenheit zur Humanmedizin erhalten
bleiben, zum anderen wurde verlangt die Eingliederung in das Innenministerium nicht
aufzuheben. Bei einem Treffen der Vertreter der siiddeutschen Staaten wurde dieser Vorschlag
daher einhellig und ohne Diskussion abgelehnt. Allerdings wurde konzediert, dass ein Teil der
norddeutschen Veterindrabteilungen im Verbund mit den Landwirtschaftsministerien
verblieb.” Die bewihrte Struktur in Bayern sollte aber unter allen Umstinden erhalten

bleiben. Hierzu wurde durchaus theatralisch formuliert:

Oberregierungs- und Veterinérrat im Staatsministerium des Innern und ab 1948 erhielt Gebhardt die Ernennung
zum Beamten auf Lebenszeit. 1952 trat Gebhardt in den Ruhestand und verstarb 1968 (vgl. BayHStA,
Minn 83634).

87 Dieses Dokument ist nicht datiert, es muss der Einordnung im Akt entsprechend im ersten Quartal 1947
verfasst worden sein (vgl. Aufstellung 5591/30, in: BayHStA, MInn 87523). Deckungsgleiche Auskiinfte sind zu
finden unter: Sachgruppe Veterindrwesen an den Abteilungsleiter III vom 29.03.1947, in: BayHStA,
Minn 87248; Sachgruppe B Veterindrwesen an den Generalsekretdr d. StMdI vom 29.07.1948, in: BayHStA,
MInn 82269.

88 Pschorr beklagte dennoch fortlaufend, dass ,,mit dem bisherigen Personal trotz grossten Fleisses und
intensivster Kraftaufwendung nicht mehr auszukommen® sei (Sachgruppe Veterindrwesen an den
Abteilungsleiter III vom 29.03.1947, in: BayHStA, MInn 87248).

89 Das Veterindrwesen wurde erst 1993 zusammen mit dem Gesundheitswesen dem Staatsministerium fiir
Arbeit und Sozialordnung, Familien, Frauen und Gesundheit {ibertragen (vgl. Neunte Verordnung zur Anderung
der Verordnung iiber die Geschéftsverteilung der Bayerischen Staatsregierung vom 22.06.1993, GVBI, §1 7c,
S. 411).

90 Ursache dieses konzeptionellen Gedankenspiels war die Bestrebung nach dem Vorbild der britischen Zone zu
verfahren (vgl. Ressortzugehorigkeit des Veterindrwesens vom 02.04.1947, in: BayHStA, MInn 87231).
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,Die Gesamtheit der bayerischen Tierdrzte und deren Standesvertretungen, auf
deren Mitarbeit wir angewiesen sind, wiirden es keineswegs verstehen, wenn die
alten Beziehungen, die stets die allerbesten waren, ohne zwingenden Grund

geldst wiirden. !

Ein groBerer Teil der Lander wehrte sich auch noch Jahre spiter gegen den Plan, das
Veterindrwesen in das Landwirtschaftsministerium einzugliedern.”” Auch Dr. Pschorr legte
seine Auffassung zu den angedachten Vorhaben offen dar. In erster Linie war er bestrebt, die
Aufteilung des Veterindrwesens zu verhindern, denn er befiirchtete einen partiellen Verlust der
Zustiandigkeit tiber das Veterindrwesen an das neu errichtete Landwirtschaftsministerium.
Durch eine Aufspaltung wire die Veterindrverwaltung in seiner Position immens geschwécht
worden. Fiir die Regelung auf Bundesebene empfahl er daher eine eigenstindige
Eingliederung entweder in das Innen- oder in das Landwirtschaftsministerium.” Dies war
jedoch bereits durch das Bundeskabinett wenige Wochen zuvor im Dezember 1949 geregelt
und das Veterindrwesen dem Bundesministerium fiir Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten
zugeteilt worden, allerdings ohne weitere Auswirkungen auf die Ministerien der einzelnen
Linder.” Beziiglich der Situation in Bayern war hingegen die Meinung Dr. Pschorrs eindeutig
und er forderte, dass ,,das ungeteilte Veterinirwesen bei der Gesundheitsabteilung des

“% sollte. Auch Uberlegungen einer Kompetenzverlagerung® an

Innenministeriums verbleiben
die unteren Behorden wurden strikt abgelehnt.”” Daher wurde in aller Deutlichkeit

kommuniziert:

91 Dartiiber hinaus sollten ,,[w]eitere Aushdhlungen des Bayerischen Staatsministeriums des Innern vermieden
werden (ebd.).

92 Vgl. Deutscher Bundesrat, Ausschuss filir innere Angelegenheiten, Kurzprotokoll iiber die 3. Sitzung am
27.01.1950 in Bonn, in: BayHStA, MInn 87234; lediglich in den Landern Schleswig-Holstein, Niedersachsen
und Nordrhein-Westfalen war das Veterindrwesen an die jeweiligen Landwirtschaftsministerien angegliedert
(vgl. Berichtigung des Kurzprotokolls vom 26.04.1950 , in: BayHStA, MInn 87234).

93 Vgl. Pschorr an die Abteilung I1I des StMdI vom 18.01.1950, in: BayHStA, MInn 87234.

94 Vgl. Bundesminister fiir Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten an den bayerischen Ministerpréisidenten
vom 04.02.1950, in: BayHStA, MInn 87234; vgl. auch: Fréhlich, Haverkamp, v. d. Heide, v. Kockritz u. Schiffer
(1997), S. 9.

95 Pschorr an die Abteilung III des StMdI vom 18.01.1950, in: BayHStA, MInn 87234; die ,, Trennung einer
geschlossenen Materie” wie in den Niederlanden sollte verhindert werden (vgl. Ressortzugehdrigkeit des
Veterindrwesens vom 02.04.1947, in: BayHStA, MInn 87231).

96 Vgl. StMdI an die Abteilungen vom 26.04.1951, in: BayHStA, MInn 87234.

97 Den unteren Verwaltungsbehdrden war es bereits gestattet Gesetze und Ausfithrungsbestimmungen zu
vollziehen. Eine Kompetenzverschiebung wire daher aus Sicht des Bayerischen Innenministeriums redundant
gewesen. Dartiber hinaus hétte der Verlust eine erhebliche Machtverschiebung in Richtung der unteren
Verwaltungen bedeutet (vgl. Schreiben an Abteilung I A vom 18.05.1951, in: BayHStA, MInn 87234).
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,Fir das Veterindrwesen ist das Bayer. Staatsministerium des Innern die oberste

Aufsichtsbehorde (...) [und] kann iiber sdmtliche Tierdrzte Vorschriften und

Anordnungen erlassen.**®

98 Diese und andere Informationen wurden beziiglich der Beantwortung eines Fragebogens der
stidafrikanischen Regierung zur Erfassung von technischen Berufen bereitgestellt (Sachgebiet III 6 an
Sachgebiet 111 3 b vom 26.07.1951, in: BayHStA, MInn 87234).
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2.3 Politische Wechselbeziehungen und fachliche Schnittmengen mit anderen

Ministerien

,»(1) Die Hoheitsrechte der Lander gehen auf das Reich {iiber.

(2) Die Landesregierungen unterstehen der Reichsregierung.«*

Prosaisch und in nur wenigen Worten wurde im ,,Gesetz liber den Neuaufbau des Reichs® im
Jahre 1934 die Entmachtung der Liander verkiindet. Dieses Gesetz leitete einen
einschneidenden Strukturwandel ein, der vor allem Abhéngigkeit von Berlin und Verlust der
Autonomie bedeutete.'” Durch die aufoktroyierte Abgabe der politischen Macht an die
Reichsministerien, waren die Linderministerien als Mittelbehorden nun weisungsgebunden. '
Das Bayerische Staatsministerium des Innern unterstand folglich direkt dem
Reichsinnenministerium. Die Berliner Behorde war damit die oberste Instanz, wie
exemplarisch ein Schreiben der bayerischen Veterindrverwaltung aus dem Jahr 1936 aufzeigt.
Darin wurde beziiglich der Verordnung iiber das Schlachten von Tieren verdeutlicht, dass das
Reichsinnenministerium der entscheidende Initiator war und diese Verordnung ,,daher von
hier aus [dem Bayerischen Innenministerium; Anm. d. Verf.] weder gedndert noch ergidnzt
werden*!”? durfte. Die Entscheidungen aus Berlin konnten nur teilweise mittels konstruktiver
Vorschlige bei der Entscheidungsfindung beeinflusst werden.'”® Hinsichtlich der
Veterindrverwaltung muss dennoch beachtet werden, dass das Erstarken Berlins'® zwar in der
Verschiebung der Machtverhiltnisse begriindet, aber nicht allein durch diesen Erlass bedingt
war. Wie die Entwicklungsgeschichte der Veterindrverwaltung auf Reichsebene zeigt, wire
aus strukturellen Griinden eine gro3ere Einflussnahme ohnehin erst seit Beginn der 30er Jahre

des 20. Jahrhunderts mdglich geworden.

99 Gesetz liber den Neuaufbau des Reichs vom 30.01.1934, RGBI, Art. 2, S. 75.
100 Vgl. Broszat ( 1969), S. 151; Ruck (1996), S. 107.
101 Vgl. Zittel (1983), S. 18; Kock u. Treml (2006), S. 405.

102 Es handelte sich hierbei um die Verordnung vom 21.04.1933 (Entwurf, StMdI an den Reichsstand des
deutschen Handwerks vom 01.02.1936, in: BayHStA, MInn 87872).

103 Vgl. exemplarisch Erhardts Vorschlag zum Tierkorperbeseitigungsgesetz: Niederschrift iiber das Ergebnis
der am 27.09.1934 im Reichsministerium des Innern abgehaltenen kommissarischen Beratung tiber den Entwurf
eines Abdeckereigesetzes, in: BayHStA, StK 6429.

104 Rebentisch nimmt hier pauschal Bezug auf das Reichsministerium des Innern (vgl. Rebentisch (1989),
S. 93).
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Im Jahre 1876 war das Veterindrwesen — auch bedingt durch die Umsetzung des preuBBischen
Viehseuchengesetzes in ein Reichsgesetz — im neu errichteten Kaiserlichen Gesundheitsamt
integriert worden,'” das spéter zu einer Unterabteilung im Reichsamt des Innern'® formiert
wurde. Durch die Unterordnung des Veterindrwesens entwickelte sich folglich der Wunsch
nach einer eigenstéindigen Abteilung. Dieser wurde 1907 erfiillt.'”” Jedoch war bis zu diesem
Zeitpunkt der Einfluss des Ministeriums eher marginal, da die Kompetenz der
Veterindrverwaltung noch iiberwiegend im PreuBlischen Ministerium fiir Landwirtschaft
verankert war.'™ Um das Reichsministerium des Innern'” mit einem tierdrztlichen Referenten
und mit einem fachlich versierten Mitarbeiterstab auszustatten, wurde Mitte der 20er Jahre
Personal aus dem Reichsgesundheitsamt abgezogen.' Bis zur Vereinigung der Abteilungen
fiir Veterindrwesen des Reichsministeriums des Innern und des PreuBischen Ministeriums fiir
Landwirtschaft im April 1935 innerhalb des neu errichteten Reichs- und PreuBischen
Ministeriums des Innern'"" war die Zuordnung zu einem bestimmten Ministerium ein oftmals
leidenschaftlicher Diskussionspunkt gewesen.'? Das Ergebnis wurde riickblickend von
Goerttler letztlich bejahend kommentiert: ,Jedenfalls entspricht die Verbindung der
Tiermedizin mit der Medizin den Belangen der Veterindrmedizin und den tierdrztlichen
Wiinschen.“'"* SchlieBlich wurde die Zustindigkeit des Veterinirwesens zusammen mit dem

Medizinalwesen in der Abteilung ,,Volksgesundheit* vereinigt. Hier stand es unter der Leitung

105 Vgl. Goerttler (1957), S. 253.

106 Das Reichsamt des Innern ist 1879 aus dem Reichskanzleramt entstanden. Hier gliederte sich folglich das
Veterindrwesen neben dem Medizinalwesen in die Abteilung III ein (vgl. Faude u. Fritz (1966), S. 14f.).

107 Dies wurde sogar mit Feierlichkeiten begleitet (vgl. Goerttler (1957), S. 253f.).
108 Vgl. ebd., S. 256.

109 Das Reichsministerium des Innern wurde 1919 nach dem Beschluss der Weimarer Nationalversammlung
aus dem Reichsamt des Innern gebildet (vgl. Faude u. Fritz (1966), S. 17).

110 Vgl. Goerttler (1957), S. 256; ab 1933 bestand die Veterindrabteilung im Reichsministerium des Innern aus
einem Ministerialdirektor als Leiter, einem Ministerialdirigenten als Stellvertreter und zusétzlichem Personal,
das sich aus drei Ministerialridten und zwei Oberregierungs- und -veterinédrriten zusammensetzte (vgl. Auszug
aus der Niederschrift der 4. Tagung der Arbeitsgemeinschaft der fiir das Gesundheitswesen zustéindigen Minister
1949 in Berlin, in: BayHStA, MInn 87234).

111 Vgl. Goerttler (1957), S. 256.

112 Hierzu fragte Schmaltz pathetisch: ,,Die Schicksalsfrage fiir die Tierdrzte heiflit heute: welchem
Reichsministerium wird das Veterindrwesen und damit der tierdrztliche Stand unterstellt werden?“
(Schmaltz (1934), S. 237).

113 Goerttler (1957), S. 256.
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von Dr. Friedrich Weber'* als selbstindige Unterabteilung.'> Ab April 1937 fungierte die
Veterindrverwaltung, aufgrund der GroBe, als eigenstindige Abteilung im Reichs- und
PreuBischen Ministerium des Innern,"'® wurde jedoch 1939 erneut mit der ,,Volksgesundheit*

zu einer Hauptgruppe vereint.'”

Bis zum Erlass der Léandergleichschaltung war daher der Einfluss des
Reichsinnenministeriums auf das Bayerische Staatsministerium des Innern eher gering
gewesen.'® Doch aufgrund der gesetzlichen Abhingigkeit wurde bei Vermittlungen von
Vorschriften an die bayerischen Bezirksregierungen oftmals ein sachlicher Verweis auf das
Reichsinnenministerium  gegeben.'"”  Dennoch  bestand  trotz  der  offiziellen
Weisungsgebundenheit auch eine kameradschaftliche Verbindung zwischen den Mitarbeitern
im Staatsministerium des Innern in Miinchen und dem Reichsinnenministerium in Berlin.
Eine herausragende Personlichkeit in dieser Konstellation war der Reichstierdrztefiihrer
Friedrich Weber im Reichsministerium des Innern, der bis 1934 im Bayerischen

Staatsministerium des Innern téitig gewesen war.'*® Dadurch kann zumindest der enge Kontakt

114 Dr. Friedrich Weber, geboren 1892 in Frankfurt a. M., hat 1920 das tierérztliche Studium in Miinchen
abgeschlossen, das durch die Teilnahme am Ersten Weltkrieg unterbrochen worden war. Danach folgte eine
Assistenzzeit am Tierphysiologischen Institut in Miinchen. Er nahm 1923 am Hitlerputsch teil und war Fiihrer
des Bundes Oberland. Nach dem Putschversuch wurde Weber fiir neun Monate in Landsberg am Lech inhaftiert.
Danach folgte eine praktische Tatigkeit in Euerdorf in Unterfranken. Ab 1927 wurde Weber Distriktstierarzt.
Nach der Versetzung im Jahre 1933 als Veterindrmedizinalrat in das Bayerische Staatsministerium des Innern
erfolgte 1934 die Ernennung zum Reichstierdrztefiihrer und die Berufung in das Reichs- und PreuBlische
Ministerium des Innern mit der gleichzeitigen Beforderung zum Ministerialrat. Noch im selben Jahr wurde er
zum Direktor der Veterindrabteilung im Reichsgesundheitsamt ernannt. Zwei Jahre spéter erfolgte nach einer
abgeschlossenen Umstrukturierung der Veterindrverwaltung im Reichsinnenministerium die Befoérderung zum
Ministerialdirektor. Nach 1945 wurde er interniert. Weber ist 1955 verstorben (vgl. Goerttler (1942), S. 34f.;
Insenhofer (2008), S. 50f. u. 711f.; Klee (2003), S. 657; Lerche (1942), S. 38f.).

115 Vgl. Goerttler (1957), S. 253; eine Aufstellung des Geschiftskreises der Unterabteilung ,,Veterindrwesen*
der Abteilung IV ,,Volksgesundheit™ des Reichs- und Preuflischen Ministeriums des Innern aus dem Jahre 1936
skizziert die Tatigkeiten: ,,Bekdmpfung der Tierseuchen und -krankheiten im Inland; Auslandsveterindrpolizei;
Schlachtvieh- und Fleischbeschau; Schlacht- wund Viehhofe, Seegrenzschlachthofe; Internationales
Tierseuchenamt; Tierseuchenstatistik; Haushalt und Personalien der Veterindrverwaltung; tierarztliche
Standesvertretung, tierdrztliches Priifungswesen und Fortbildung; Fleischbeschauer und Trichinenschauer;
Uberwachung der Lebensmittel tierischer Herkunft; Molkereiwesen und Milchhygiene; Mitwirkung bei der
Tierzucht; Abdeckereiwesen; Hufbeschlagwesen; Tierschutz; Tiergeheimmittel und Kurpfuscherei®
(Handbuch fiir das Deutsche Reich, Berlin 1936 zit. n. Hubatsch (1983), S. 160).

116 Weiter wurde begriindet: ,,.Die Schaffung der selbstdndigen Veterindrabteilung im Reichs- und PreuBlischen
Ministerium des Innern trégt der Tatsache Rechnung, dal die Tiermedizin kein Anhédngsel der Menschenmedizin,

sondern eine wenn auch mit dieser verwandte, so doch vollentwickelte eigene Wissenschaft ist“ (Anonym
(1937b), S. 189).

117 Vgl. Rebentisch (1989), S. 95.
118 Vgl. Faude u. Fritz (1966), S. 18.

119 Beispielsweise: ,,Der Herr Reichs- und Preuflische Minister des Innern hat daher angeordnet, daf (...)“
(StMdI an die Regierungen vom 29.04.1935, in: BayHStA, MInn 87809).

120 Vgl. Eidesstattliche Erklédrung von Weber, in: StAL, Spruchkammer Deggendorf 89.

28



PoLITISCHE WECHSELBEZIEHUNGEN UND FACHLICHE SCHNITTMENGEN MIT ANDEREN MINISTERIEN

mit Dr. Erhardt begriindet werden, der zu dieser Zeit schon als leitender Veterindr im
Bayerischen Innenministerium arbeitete. Webers Wertschitzung wird besonders in dem zu
Erhardts Tod verfassten Nachruf deutlich. Gerade die fachliche Kompetenz Erhardts schien
Weber sehr beeindruckt zu haben.'! Jedoch stellte die Verbindung zwischen Weber und
Erhardt nicht die einzige kollegiale Beziechung zwischen dem Reichsinnenministerium und
dem Bayerischen Innenministerium dar. Diese wurde daneben durch das freundschaftliche
Verhiéltnis zwischen Weber auf der einen Seite und den Leitern der Sachgebiete der
Veterindrverwaltung und der Gesundheitsabteilung, Apfelbeck und Schultze, auf der anderen
Seite komplettiert. Apfelbeck und Weber kannten sich bereits seit 1927.' Weber war dazu an
der Forderung von Apfelbecks Karriere, insbesondere ab dessen Eintritt in das Bayerische
Innenministerium, beteiligt gewesen. So hatte er Apfelbeck zum Gauobmann des

t,'** ihn in den Beirat der Reichstierirztekammer

Reichsbundes der Deutschen Tierédrzte ernann
berufen'” und letztendlich den entscheidenden Vorschlag zu Apfelbecks Ernennung zum
Ministerialrat gemacht.'” Ein weiteres Indiz dieser engen Beziehung stellt die vertraute
Umgangsform zwischen Weber und Apfelbeck dar: Sie duzten sich.'” Die Verbindung
zwischen dem Leiter der Gesundheitsabteilung und Reichsdozentenfiihrer Schultze und
Reichstierdrztefithrer Weber hatte ebenfalls kameradschaftliche Ziige und fullte auf einer
kollegialen Freundschaft. Dies wird besonders deutlich, wenn Schultze Weber als ,,mein
Freund“'?” bezeichnete, und Weber Anschreiben mit ,,Lieber Walter!“'*® einleitete. Dariiber
hinaus spielte vermutlich auch die Personalpolitik Webers in Berlin eine grof3e Rolle, denn die
Berufungen von Erhardt und Schwarz offenbarten die nahezu determinierten Karrieren

bayerischer Veterindrbeamter. Riickblickend wurde, beziiglich dieser Verfahrensweise Webers,

von Goerttler im Jahr 1957 daher sogar beklagt, ,,daB3 (...) der Leiter der Veterindrverwaltung,

121 Vgl. Weber (1940), S. 35f.

122 Woher dieses enge Verhiltnis stammte, wird aus dem vorliegenden Aktenmaterial nicht ersichtlich
(vgl. Eidesstattliche Erklarung von Weber, in: StAL, Spruchkammer Deggendorf 89).

123 Vgl. Apfelbeck an das StMdI vom 12.06.1936, in: BayHStA, MInn 83043.
124 Vgl. Schreiben von Apfelbeck vom 23.10.1940, in: BayHStA, MInn 83043.
125 Vgl. Koglmaier an den Herrn Reichsstatthalter in Bayern vom 02.12.1940, in: BayHStA, MInn 83043.

126 Weber erdffnete dieses Schreiben mit dem freundschaftlichen Gruf3: ,Lieber Apfelbeck!” (Weber an
Apfelbeck vom 01.10.1940, in: BayHStA, MInn 87315).

127 Schultze an das Bayerische Kultusministerium vom 29.06.1934, in: BayHStA, MInn 87315.
128 Weber an Schultze vom 14.10.1940, in: BayHStA, MInn 87315.
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der Bayer war, und seine in das Reichsministerium des Innern berufenen bayerischen
Mitarbeiter allmdhlich versuchten, in der deutschen Veterindrverwaltung bayerischen

Bestimmungen allgemeine Giiltigkeit zu verschaffen.*'?

Doch nicht nur zum Reichsinnenministerium sondern auch innerhalb der bayerischen
Staatsministerien bestanden Verbindungen. So wies das Veterindrwesen durch seine fachliche
Ausrichtung und die darin vereinten diversen Disziplinen ebenso inhaltliche Schnittmengen
mit der im Wirtschaftsministerium integrierten Landwirtschaftsabteilung auf. Schmaltz'*
hatte 1934 diese Ambivalenz auf Reichsebene erldutert und fiir ,,die Tiermedizin doppelte
Verbindungen, sowohl mit der Medizin wie mit der Landwirtschaft, die sich in ihrer
wesentlichen Bedeutung vielleicht das Gleichgewicht halten®,”*' beschrieben. Durch das
besonders auf die Nutztierhaltung ausgerichtete Arbeitsumfeld der Veterindrmedizin bestehen
viele Gemeinsamkeiten mit der Landwirtschaft. Somit konnte auch die Nédhe zur
Landwirtschaftsabteilung'** nicht auBer Acht gelassen werden und musste sogar zwingend in
verwaltungstechnische Uberlegungen und Planungen miteinbezogen werden. Die Aufstellung
des Geschiftskreises der Landwirtschaftsabteilung aus dem Jahre 1932 gibt einen Aufschluss
iiber themennahe Arbeitsgebiete. Hier waren das Hufbeschlagwesen, die Tierzucht mitsamt
Koérungen und der Bereich Milchwirtschaft offenkundig Schnittpunkte gewesen. Dariiber
hinaus wurde der Verkehr mit Futtermitteln und der Viehhandel durch die
Landwirtschaftsabteilung iiberwacht."* Jedoch schien es wenig Diskrepanzen gegeben zu
haben, denn es wurde im Jahr 1947 riickblickend sogar festgestellt, dass ,mit dem
landwirtschaftlichen Sektor trotz etwaiger Ressortverschiedenheiten kaum jemals

134

Schwierigkeiten " aufgetreten waren.

129 Dazu wurde ergénzt: ,Dies gilt sowohl fiir die Tierseuchengesetzgebung und -bekdmpfung als auch
besonders fiir die Fleischbeschau und die Lebensmitteliiberwachung® (Goerttler (1957), S. 257).

130 Reinhold Schmalz, geboren 1860, war Professor der Tierdrztlichen Fakultdt der Universitdt Berlin. 1888
griindete er die Berliner Tierdrztliche Wochenschrift. Er verstarb 1945 in Altlandsberg bei Hoppegarten (vgl.
Reich (1946), S. 9). Eine ausfiihrliche Darstellung der Biographie und Leistungen Schmaltz ist der Dissertation
von Brumme (1992), ,,.Lebenswege eines wilhelminischen Biirgers. Biographische und anatomiegeschichtliche
Untersuchungen zu Reinold Schmaltz (1860 — 1945)* zu entnehmen.

131 Schmaltz (1934), S. 237.

132 1919 aus dem Verbund mit dem Innenministerium gerissen, wurde die Landwirtschaftsabteilung zusammen
mit der Abteilung Volkserndhrung als Staatsministerium fiir Land- und Forstwirtschaft formiert. Nach kurzer
Verweilzeit im Staatsministerium des Innern von 1931 bis 1933 wurde die Landwirtschaft im neuerrichteten
Staatsministerium fiir Wirtschaft eingegliedert. Aufgrund der Relevanz fiir die Versorgung mit Lebensmitteln
nach Kriegsende wurde der Bereich Landwirtschaft erneut ab 1946 als eigenstidndiges Ministerium fiir
Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten tétig (vgl. Volkert (1983), S. 263f.).

133 Vgl. Verordnung iiber die Staatsministerien vom 11.02.1932, GVBI, S. 63.
134 Ressortzugehdrigkeit des Veterindrwesens vom 02.04.1947, in: BayHStA, MInn 87231.
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3 Die leitenden Beamten und ihr beruflicher Werdegang

3.1 Geheimer Rat Dr. Karl Gasteiger (1914 — 1933)

Im Jahre 1914 wurde mit der Ernennung von Dr. Karl Gasteiger als Nachfolger von Dr.
Leonard Vogel eine 19 Jahre andauernde Amtszeit eingeleitet, die aus einer vorhergegangenen
erfolgreichen Laufbahn als Veterindr im Staatsdienst resultierte.”” Dem 1872 in Erding
geborenen Gasteiger schien bereits seine Laufbahn in die Wiege gelegt worden zu sein, denn
sein Vater war schon in seiner Geburtsstadt als koniglicher Bezirkstierarzt titig gewesen.
Nach dem erfolgreichen Besuch des Gymnasiums nahm Gasteiger im Jahre 1891 das Studium
der Veterindrmedizin an der Tierdrztlichen Hochschule in Miinchen auf, das er fiinf Jahre
spéter erfolgreich beendete. Die Grundlage fiir den Eintritt in den tierdrztlichen Staatsdienst
bildete die vorbildlich absolvierte Abschlusspriifung im Jahre 1898. Daraufhin folgten
zundchst praktische Tétigkeiten als Assistent im oberbayerischen Raum und ein einjéhriger
Militdrdienst in Augsburg. Bevor Gasteiger seine amtstierdrztliche Laufbahn 1899 in
Wolfratshausen als Distriktstierarzt begann, war er zunéchst in Erding titig gewesen. Drei
Jahre spiter erfolgte seine Versetzung nach Tegernsee in der Funktion als Distrikts- und
Grenztierarzt. Wihrend dieser Zeit arbeitete er parallel an seiner Dissertation, die er 1904 in
Ziirich abschloss."* Gasteigers Karriere wurde insbesondere durch seinen tiichtigen Einsatz in
der Tierzucht begiinstigt. Das Amt als ,,Vorsitzender des Korausschusses fiir Stiere“"” und
Tétigkeiten als ,,Ausschuflmitglied des Zuchtverbandes fiir oberbayerisches Alpenfleckvieh
im Stammzuchtgebiet Miesbach, der Rinderzuchtgenossenschaft Tegernsee und der Wallberg-

Alpgenossenschaft in Egern“'®

geben einen Einblick in Gasteigers tierziichterisches
Engagement. Aufgrund seiner Tétigkeiten im Rahmen der Tierzucht wurde er beauftragt, die
Umsiedlung einer Fohlenaufzuchtanstalt von Fall in den Tegernseer Raum zu organisieren.
Hierfiir sollte Gasteiger die notwendigen Planungen entwickeln und das Bauvorhaben
kontrollieren. Diese Aufgabe meisterte er mit Erfolg und seine Verdienste um die Tierzucht

wurden positiv zur Kenntnis genommen.””” Im Jahre 1909 wurde ihm das Amt des

Bezirkstierarztes in Deggendorf zugeteilt und eine einflussreiche Stellung hatte Gasteiger ab

135 Vgl. Pschorr (1952), S. 32f.

136 Vgl. Pschorr (1952), S. 32; Pschorr (1956b), S. 12.
137 Pschorr (1952), S. 32.

138 Ebd.

139 Vgl. ebd., S. 32f.
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1911 fiir zwei Jahre in der Bayerischen Versicherungskammer bis zu seiner Berufung in das
Bayerische Innenministerium ausgeiibt.'"* Gasteigers darauffolgende Amtszeit als

,,Landestierarzt!*!

im Bayerischen Staatsministerium des Innern wurde in einer Festschrift zu
seinem 80. Geburtstag durch seinen Kollegen und Nachfolger Dr. Wilhelm Pschorr, der sich
spiter selbst als ,,Schiiler'*> Gasteigers bezeichnete, beschrieben. Laut des Urteils Pschorrs
.entfaltete er eine umfangreiche und verantwortungsvolle Téatigkeit.“'* Beziiglich seiner
Tatigkeiten im Bayerischen Innenministerium wurde besonders ,,[die] Regelung des Verkehrs
mit Wanderschatherden, [der] Vollzug des deutsch-osterreichischen
Tierseucheniibereinkommens, [und die] grundlegende Regelung der biologischen
Untersuchungsmethoden auf Maleus“'** durch den Laudator hervorgehoben. Daneben war
Gasteiger um die Bekdmpfung des Tierkurpfuschertums'® und der Maul- und Klauenseuche
bemiiht."*® Seine Leistungen wurden sogar mit Beforderungen und Titeln honoriert. So erhielt
Gasteiger im Jahr 1919 den Titel eines Ministerialrates und er wurde dariiber hinaus zum
Geheimen Rat mit dem Rang eines Ministerialdirektors ernannt.'’” Daneben zeigte Gasteiger
auch berufspolitisches Interesse und ,,war (...) entscheidend tdtig bei der Regelung des
amtstierarztlichen Dienstes und bei den Wohlfahrtseinrichtungen fiir Tierdrzte“.'* Dariiber
hinaus war er Vorsitzender der Tierérztlichen Abteilung des Obermedizinalausschusses'*’ und
war Mitherausgeber und Miteigentiimer der Miinchener Tierdrztlichen Wochenschrift.'*
Pschorr beurteilte die Leistungen Gasteigers gerade mit Blick auf die ,,Sorgen in schwerer

Zeit“"' durchaus positiv. Als besonders negative Einfliisse, die Gasteiger zu bewiéltigen hatte,

erachtete Pschorr den verlorenen Ersten Weltkrieg, die Inflation und die Diskrepanzen

140 Vgl. Pschorr (1952), S. 33; Pschorr (1956b), S. 12.
141 Hartl (1972), S. 109.

142 Pschorr (1956b), S. 12.

143 Pschorr (1952), S. 33.

144 Ebd; eine komplette Analyse der Tétigkeiten Gasteigers wurde aufgrund der zeitlichen Distanz zum
Untersuchungszeitraum nicht vorgenommen.

145 Vgl. Schreiben des StMdI vom 12.03.1919, in: BayHStA MInn 87788.

146 Vgl. Pschorr (1952), S. 33.

147 Vgl. ebd.

148 Ebd.

149 Vgl. Bekanntmachung des Staatsministeriums des Innern vom 20.03.1931, in: BayHStA, MInn 87245.
150 Vgl. Hértl (1972), S. 1009.

151 Pschorr (1952), S. 33.
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innerhalb des tierdrztlichen Berufsstandes.'”> Daher fand Pschorr auch sehr wohlwollende
Worte. So wiirdigte er, dass Gasteiger ,,mit Befriedigung auf sein Werk schauen [koénne]“'>,
und betonte, dass ,,sein Werk (...) in seinen Leitlinien heute noch wirksam [wire].“"** Dazu
wurde die Bedeutung von Gasteigers Lebensleistung explizit unterstrichen und Pschorr
betonte zusammenfassend, dass er ,,in der Entwicklung des deutschen, besonders des
bayerischen Veterindrwesens keine geringe Rolle spielte.“*® Jedoch wurde Gasteigers
Wertschitzung im gleichen Atemzug mit den Geschehnissen um seine Versetzung in den
Ruhestand im Mai 1933 erwihnt. Die genauen Motive sind unbekannt, doch miissen die

politischen Ereignisse im Jahre 1933 eine gravierende Rolle gespielt haben, wie Pschorr noch

ergidnzend hinzufiigte:

,,1933 konnte er sich nicht entschlieBen, den neuen Kurs mitzumachen und
wurde deshalb in den Ruhestand versetzt. Und so blickte er von gehobener Warte

mit Wiirde auf die politische Entwicklung®."’

In dem Nachruf, den Pschorr zu Gasteigers Tod im Jahre 1955 verfasste, wurde diesbeziiglich
ebenfalls nur erwihnt, dass ,,er 1933 in Zusammenhang mit den politischen Zeitlduften [sic!]
ausschied.“"*® Auch in einer zur Pensionierung Gasteigers verfassten Mitteilung im Jahre 1933
lassen sich keine genauen Ursachen herausarbeiten. So wird lediglich beschrieben, dass der
Staatsminister Adolf Wagner ihm ,,in einem warmgehaltenen Handschreiben Dank und
Anerkennung fiir seine langjdhrigen mit grofter Pflichttreue geleisteten Dienste
ausgesprochen'”® hatte. Auch konnte in Gasteigers Personalakt, der einen &uBerst geringen

Umfang aufweist, kein genauer Anlass ermittelt werden.'®

152 Vgl. ebd.

153 Ebd.

154 Ebd.

155 Ebd., S. 32.

156 Vgl. Versorgungsbeziige, in: BayHStA, MInn 83628.
157 Pschorr (1952), S. 33.

158 Pschorr (1956b), S. 12.

159 Anonym (1933d), S. 239.

160 Vgl. PA Gasteiger, BayHStA, MInn 83628; Hetzer erldutert beziiglich des Aktenbestandes, dass
insbesondere bei den Personalakten der bereits aus dem Ministerium ausgeschiedenen Beamten Verluste zu
vermelden sind. Dagegen konnten die Akten der aktiven Beamten durch Auslagerung den Kriegseinwirkungen
entzogen werden (vgl. Hetzer (2004), S. 176).
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Die Personlichkeit Gasteigers ldsst sich dahingegen detaillierter darstellen. Pschorr skizzierte
ihn nicht nur als ,angesehenen und liebenswerten Kollegen®,"*" sondern auch als
,freundlichen und hilfsbereiten, kollegialen Chef der bayerischen Tierirzte.“'** Dazu wurde

¢c163

zum einen ,seine ruhige, sachliche Eigenart“® geschétzt, zum anderen wurde er aufgrund

seines ,,kerngesunden Humors*'**

positiv in Erinnerung gehalten. Auch eine humoristische
Anekdote aus seiner Amtszeit im Staatsministerium des Innern, die anlédsslich seines 80.
Geburtstags erzdhlt wurde, vermittelt den Eindruck, dass seine Mitmenschen ihn als eine doch
eher ungezwungene, nonchalante Persdnlichkeit wahrnahmen.'® Uber die Privatperson
Gasteiger ist jedoch wenig bekannt. So wurde nur beschrieben, dass er ,,als sportgestdhlte[r]

“166 meisterte. In seinem Nachruf wurde aber das

Bergfreund auch schwerste Hochtouren
wohlgesonnene Bild weiterhin aufrecht erhalten und Gasteiger als ,,[einer] der prominentesten
Vertreter des staatlichen Veterindrwesens vor 1933“!” bezeichnet. Pschorr zog schlieBlich ein
positives Reslimee iiber Gasteigers Lebensleistung und beendete den Nekrolog mit

anerkennenden und dankbaren Worten:

,und einer der hervorragendsten Pioniere in der Entwicklung des tierdrztlichen
Berufes war Gasteiger. Ehre und Dank, besonders der bayerischen Tierérzte, sei

ihm zu teil!*'*®

161 Pschorr (1952), S. 33.
162 Ebd.
163 Ebd.
164 Ebd.

165 ,,Um bei der Geburtstagsfeier auch den Humor zur Geltung kommen zu lassen, mochte ich [gemeint ist
Kuppelmayr; Anm. d. Verf.] folgendes erzdhlen: In dem alten Bayerischen Ministerium des Innern neben der
Theatinerkirche war ein derartiges Labyrinth von Vorplitzen, Stiegenhdusern, Gingen, Kammern und
Durchléssen, dafl sich der Besucher dort kaum zurechtfinden konnte. Geheimrat Gasteiger hatte aber seinen
Besuchern ein einfaches Mittel der Orientierung verraten: ,Wenn sie an einer Tiire vorbeikommen, wo es aus
dem Schliisselloch herausraucht, dann ist das mein Biiro.* Die Ursache konnte jeder Besucher nach Einlafl
ergriinden, wenn er den Regierungsreferenten in dichte Rauchwolken aus seiner halblangen Pfeife gehiillt, in
seinem Amtszimmer antraf (Kuppelmayr (1952), S. 33).

166 Pschorr (1952), S. 32.
167 Pschorr (1956b), S. 12.
168 Ebd.
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3.2 Ministerialrat Dr. Hans Erhardt (1933 — 1936)

Nach Gasteigers Versetzung in den Ruhestand wurde im Jahre 1933 die Leitung der Referate
der Veterindrverwaltung Dr. Hans Erhardt {ibertragen,'® der im Jahre 1884 in Leitendorf als
Sohn eines Land- und Gastwirts geboren worden war.'” Obwohl er aus einfachen, biuerlichen
Verhiltnissen stammte, absolvierte er das humanistische Gymnasium in Niirnberg und
studierte zunédchst fiir ein Semester Architektur. Nach dem Abbruch des Studiums wandte er
sich der Veterindrmedizin zu und approbierte im Jahre 1907. Nach einer kurzen Zeit als
Praktikant und Erfiillung seiner Wehrpflicht schloss er zwei Jahre spéter die Staatspriifung als
Jahrgangsbester ab. Unmittelbar im Anschluss erfolgte eine Studienreise, die vom
Staatsministerium des Innern finanziert und in Auftrag gegeben worden war. Auf dieser war er
in diversen bakteriologischen Instituten in Norddeutschland tétig. So sollte Erhardt, begriindet
in seinen neu erworbenen Kenntnissen, an der damals in Planung befindlichen
veterindrpolizeilichen Anstalt in SchleiBheim eine Anstellung in leitender Funktion erhalten.
Erhardt lehnte dieses Angebot jedoch ab und arbeitete zundchst ab 1911 in Hersbruck als
praktischer Tierarzt. Im darauffolgenden Jahr erfolgte, ebenfalls in Hersbruck, die Ernennung
zum Distriktstierarzt. Dieses Amt, das zwischenzeitlich durch den Dienst im Ersten Weltkrieg
unterbrochen werden musste, iibte er bis 1928 aus. Schon in der Zeit vor seinem Einsatz im
Innenministerium, war er bereits an der tierdrztlichen Standespolitik interessiert gewesen. So
war er in die Vorarbeiten und die Griindung der bayerischen Arzteversorgung im Jahre 1923

involviert, in der er bis 1928 selbst titig war.'”

Besonders engagiert war er auch im Verband
der Freiberufstierdrzte. So war ihm in diesem Verband bereits 1913 das Amt eines
Schriftfiihrers auf Kreisebene iibertragen worden, dem eine Mitgliedschaft im

Landesausschuss und der Einzug in die Vorstandschaft folgten.'”

Im April 1928 wurde Erhardt schlieflich als Bezirkstierarzt in das Staatsministerium des
Innern berufen und noch im Dezember zum Veterindrmedizinalrat 1. Klasse befordert.'” Die
fiinf Jahre bis zu Gasteigers Pensionierung wurden spiter trotz der bis dahin eher geringen

Entfaltungsmoglichkeiten als einflussreich und grundlegend fiir die weitere Entwicklung ab

169 Vgl. Hértl (1972), S. 109; Schwarz (1940), S. 120; Weber (1940), S. 35.

170 Vgl. Hartl (1972), S. 109.

171 Vgl. Anonym (1933e), S. 239; Schwarz (1940), S. 119f.; Weber (1940), S. 35.
172 Vgl. Anonym (1933e), S. 239.

173 Vgl. Anonym (1933e), S. 239; Schwarz (1940), S. 120.
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1933 erachtet.' Besondere Erwédhnung fanden die ,,Durchfiihrung der Maul- und

Klauenseuche-Impfung*'”

und die ,Ausarbeitung der Ausfiithrungsvorschriften zum
Milchgesetz*“.'”® Erhardts noch eher geringe Einflussnahme wurde darin begriindet, dass ,,es
ithm in den ersten Jahren dieser Tétigkeit auch nicht mdglich [war] groBe Pline zu
verwirklichen*!”” und dies trotzdem ,.fiir ihn doch keine MuBezeit“!”® darstellte. Auch Weber
bewertete die Leistungen bis 1933 mit Blick auf Erhardts beschrankte Moglichkeiten als sehr

entscheidend:

,In den ersten funf Jahren Deines Wirkens dortselbst hast Du viel zur
Vereinigung und Vereinfachung der fiir Bayern giiltigen veterindrpolizeilichen
gesetzlichen Bestimmungen geleistet und damals schon gezeigt, dal die aus
Deiner Feder stammenden Anordnungen und Erlasse sich durch besondere
179

Klarheit und knappe, iibersichtliche Fassung auszeichnen.

1
t80

Im Mai 1933 erfolgte seine Ernennung zum Oberregierungsrat'® und die Ubernahme der

Leitung der Veterindrverwaltung.'' Bereits zu diesem Zeitpunkt hatte er sich ,,den Ruf eines

“I82 erarbeitet. Im Juni 1934 erfolgte eine erneute

unermiidlichen und fleifigen Beamten
Beforderung und er erhielt den Rang eines Ministerialrates.'® Erhardts Wirken und die daraus
resultierenden Errungenschaften fiir das bayerische Veterindrwesen wurden von seinen
Kollegen jedoch auch mit der nationalsozialistischen Machtergreifung begriindet. Laut
Schwarz wurde erst ,,[d]Jurch die Machtergreifung (...) dann der Weg frei“'* fiir die Reformen
Erhardts. Auch Weber schilderte, dass ,durch die Machtiibernahme durch die
Nationalsozialistische Deutsche Arbeiterpartei auch in Bayern die Bahn frei wurde®.'® In

Erhardts dreijdhriger Amtszeit als leitender Tierarzt im Bayerischen Innenministerium waren

174 Vgl. Schwarz (1940), S. 120.
175 Ebd.

176 Anonym (1933e), S. 239.
177 Schwarz (1940), S. 120.

178 Ebd.

179 Weber (1940), S. 35.

180 Vgl. Anonym (1933e), S. 239.
181 Vgl. Hértl (1972), S. 109.
182 Anonym (1933e), S. 239.
183 Vgl. Hértl (1972), S. 109.
184 Schwarz (1940), S. 120.

185 Weber (1940), S. 35.
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namentlich die Neuordnung der Fleischbeschau und die damit verbundene Griindung der
Fleischbeschauausgleichskasse, aber auch die Errichtung der Bayerischen Tierseuchenkasse
die maBigeblichen Reformen, die von seinen Kollegen besonders gewiirdigt und betont

wurden.'® So bewertete Schwarz das Wirken Erhardts in Bayern duBerst positiv:

,»50 ist die zwar nur kurze Tétigkeit Erh ar dts [Hervorh. i. Orig.] an der
Spitze der bayerischen Veterindrverwaltung von 1933 bis 1936 gekennzeichnet
durch die Verwirklichung grundlegender gesetzlicher Vorschriften auf dem
Gebiete des Veterindrwesens, die Bayern nicht nur den Vorsprung anderer
Lander aufholen, sondern es als vorbildlich fiir spitere Regelung in anderen

Gebieten des GroBdeutschen Reiches werden lieBen.«!®’

Ahnlich duBerte sich auch Reichstierdrztefithrer Weber und beschrieb den Fortschritt des

bayerischen Veterindrwesens, den Erhardt in nur kurzer Zeit eingeleitet hatte:

,Die bayerische Veterindrverwaltung hat durch diese beiden groflen Leistungen
nicht nur den Vorsprung, den andere deutsche Léander, vor allem Preullen, seit
bald 20 Jahren vor Bayern voraus hatten, aufgeholt, sondern auch die Probleme

(...) mustergiiltig geldst*.'™®

Im Mirz 1936 wurde Erhardt schlieBlich nach Berlin in das Reichsministerium des Innern
berufen."™ Der Grund fiir die Berufung durch Weber scheint, dem Nachruf zu Folge, in der
fachlichen Leistung Erhardts begriindet gewesen zu sein, denn laut der Aussage Apfelbecks
war Erhardt kein Parteimitglied der NSDAP gewesen.'”” Diese Verfahrensweise Webers deckt
sich auch mit dem Ergebnis der Dissertation von Insenhdfer, denn ihrer Einschédtzung nach,
,entschied Weber bei ihm bekannten Personen mehr nach Personlichkeit oder Leistung als

nach Fiihrertreue und (...) der nationalsozialistischen Ideologie.*"!

Im Reichsinnenministerium war Erhardt auch schon nach kurzer Tatigkeit im Rahmen der

Organisation zur Bekdmpfung der Maul- und Klauenseuche insbesondere an der Neuregelung

186 Vgl. Schwarz (1940), S. 120; Weber (1940), S. 35.

187 Schwarz (1940), S. 120; eine vergleichende Bewertung mit den Vorschriften anderer Lander im Deutschen
Reich erfolgt in der vorliegenden Arbeit nicht.

188 Weber (1940), S. 35.

189 Vgl. Schwarz (1940), S. 120; Weber (1940), S. 35.

190 Vgl. Apfelbeck an das StMdI vom 03.07.1950, in: BayHStA, MInn 83043.
191 Insenhdfer (2008), S. 180.
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der Tierkorperbeseitigung beteiligt gewesen.'** Erhardts Talent zur Planung fiihrte sogar dazu,

“1% des neuen Tierkorperbeseitigungsgesetzes seiner

dass der ,klare logische Aufbau
Personlichkeit zugeschrieben wurde. Dieses Gesetz wurde daher von Schwarz sogar als ,,lex
Erhardt“"** bezeichnet. Daneben blieb auch der Kontakt mit den ehemaligen Mitarbeitern des
Bayerischen Innenministeriums bestehen, die bei schwierigen Sachverhalten noch immer
seinen Rat erfragten.'” Auch war er weiterhin standespolitisch aktiv und als Beirat der
Reichstierdrztekammer ,mit der Verwaltung und Ueberleitung der durch die
Reichstierdrzteordnung aufgelosten tierdrztlichen Vereinigungen und Gesellschaften
betraut.“'”® Dazu war er an der Schaffung von Wohlfahrtseinrichtungen flir Tierérzte
beteiligt'” und bis zu seinem Tode im Jahr 1940 war er im Reichsinnenministerium um die
Erneuerung des Viehseuchengesetzes bemiiht gewesen.'”® Die posthume Wertschitzung seiner
Kollegen Weber und Schwarz skizzieren iibereinstimmend ein duflerst wertschitzendes Bild.
So wurde von Schwarz besonders die ,,selbstlose, rastlose Schaffenskraft'® hervorgehoben.

“2% ynd

Auch Weber lobte in einer dhnlichen Formulierung Erhardts ,,schopferisches Schaffen
seine ,,starke Gestaltungskraft“.*”! Diese beschriebene Kreativitit schien tief in Erhardt
verankert gewesen zu sein, da besonders ,,[s]eine kiinstlerischen Fahigkeiten, insbesondere im
Zeichnen und Malen, die er auch im spiteren Leben noch pflegte,*“*** hervorgehoben wurden.
Besonders musste jedoch neben Erhardts Lebensleistung die kurze, aber wirkungsvolle Zeit

im Bayerischen Innenministerium beeindruckt haben. So wiirdigte Weber:

,Dein an sich ja nur kurzes Wirken in Bayern hat so entscheidende Spuren

hinterlassen, dal Dein Name mit der Entwicklung des bayerischen

Veterinirwesens fiir immer verbunden bleiben wird. %

192 Vgl. Schwarz (1940), S. 120; Weber (1940), S. 35.
193 Schwarz (1940), S. 120.
194 Ebd.

195 Vgl. Erhardt aus dem RMdI an das StMdI vom 28.09.1938, in: BayHStA MInn 87755; Bemerkung,
Entwurf, StMdI an das RMdI vom 02.10.1936, in: BayHStA, MInn 87791.

196 Schwarz (1940), S. 120.

197 Vgl. Schwarz (1940), S. 120; Weber (1940), S. 36.
198 Vgl. Schwarz (1940), S. 120.

199 Ebd.

200 Weber (1940), S. 35.

201 Ebd., S. 36.

202 Schwarz (1940), S. 119.

203 Weber (1940), S. 35.
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3.3 Ministerialrat Dr. Michael Apfelbeck (1939 — 1945)

Nach Erhardts Berufung in das Reichsministerium des Innern im Jahre 1936 blieb zunéchst
die Leitung der tierdrztlichen Referate fiir drei Jahre unbesetzt. Durch seine Vorarbeiten aber
waren die entsprechenden Erneuerungen eingeleitet und durch die Veterindre Dr. Wucher und
Dr. Schwarz weiterhin verwaltet worden. Nachdem Dr. Schwarz das ,bayerische

<204

Triumvirat“*™ in Berlin vervollstandigen sollte, wurde die vakante Stelle mit Dr. Michael

Apfelbeck besetzt.*”

Der 1892 in Kleinweichs geborene Apfelbeck stammte aus landwirtschaftlich gepriagten
Verhiltnissen im niederbayerischen Raum®® und war Mitglied einer zwolfkopfigen
GrofBfamilie.*” Im Jahr 1914 beendete er das humanistische Gymnasium, das er in Landshut
besucht hatte, und widmete sich in Miinchen dem Studium der Tiermedizin. Dieses musste er
jedoch aufgrund seines Dienstes im Ersten Weltkrieg unterbrechen. Im Jahr 1920 approbierte
Apfelbeck und innerhalb von zwei Jahren erfolgte seine Promotion und die Priifung fiir den
Staatsdienst.®® Daraufhin war Apfelbeck zunichst praktisch in Plattling titig*” und wurde
daneben bereits mit ersten amtstierdrztlichen Tétigkeiten betraut, obwohl er noch keinen
Beamtenstatus hatte. So iibernahm er im Raum Deggendorf die Uberwachung von
Viehmirkten und die Untersuchung von Zuchthengsten.”'° Im Herbst 1934 begann schlieBlich
Apfelbecks Laufbahn im Staatsdienst mit der Ubernahme der Stelle als Bezirkstierarzt in
Rothenburg. 1936 folgte die Berufung nach Wiirzburg, wo er ebenfalls als Bezirkstierarzt
tatig war. Kurz darauf wurde er zum Oberregierungsrat beférdert und an die Regierung von

Unterfranken und Aschaffenburg versetzt.!' Im Juni 1938 kam es zu Apfelbecks Einsatz als

204 Darunter fallen Reichstierdrztefiihrer Dr. Weber, der nach Berlin berufene Dr. Erhardt und Dr. Schwarz.

205 Vgl. Bemerkung, Entwurf, StMdl an den Regierungspréasidenten von Mainfranken vom 08.06.1938,
in: BayHStA, MInn 83043.

206 Vgl. Protokoll der offentlichen Sitzung vom 28.07.1948, in: StAL, Spruchkammer Deggendorf 89;
Apfelbeck (1922), S. 9.

207 Vgl. Eidesstattliche Versicherung des Stiefbruders von Apfelbeck, in: StAL, Spruchkammer Deggendorf 89.
208 Vgl. Alias (1943), S. 6.; Anonym (1938), [o. A. d. S.]; Apfelbeck (1922), S. 9; Unkauf (1954) S. 86.
209 Vgl. Alias (1943), S. 6.; Anonym (1938), [o. A. d. S.]; Unkauf (1954) S. 86.

210 Vgl. Regierung von Niederbayern und der Oberpfalz an das StMdIl vom 20.07.1933, in: BayHStA MInn
87233; eine Legende der Tatigkeiten findet sich unter: Regierung der Pfalz an das StMdI vom 15.07.1933,
in: BayHStA MInn 87233.

211 Vgl. Anonym (1938), [0. A. d. S.]; Alias (1943), S. 7.
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Aushilfe fiir den nach Berlin berufenen Dr. Schwarz im Staatsministerium des Innern®'? und
im Mirz 1939 wurde Apfelbeck offiziell im Ministerium angestellt.?® Zwei Jahre spiter
erhielt er im Bayerischen Innenministerium, wie auch seine Vorgénger, den Rang eines
Ministerialrates®* und noch im selben Jahr wiinschte sich der Aufbaustab des
Reichskommissariats Russland, Apfelbeck als zukiinftigen Leiter der Veterindrabteilung fiir
das neu zu errichtende Reichskommissariat.””> Apfelbecks Karriere fand jedoch durch den
Verlauf und die Ereignisse des Zweiten Weltkrieges ein abruptes Ende. Seine Tatigkeiten als
Leiter der bayerischen Veterindrverwaltung schilderte er selbst im Rahmen einer von ihm
gewiinschten Wiedereinstellung nach dem Zweiten Weltkrieg. Hierbei erwéhnte er
insbesondere die Bekdmpfung der Maul- und Klauenseuche,?'® bei der er ,,den Einsatz und die

Verteilung von Hilfstierdrzten‘*'”

zu organisieren hatte. Dazu war er bemiiht, die Gefahr der
Schweineldhme einzuddmmen und betreute die Errichtung und Umbauten von 20 Anstalten
im Rahmen des neuen Tierkdrperbeseitigungsgesetzes.”’® Apfelbecks Leistungen scheinen
auch ein fachliches Fundament gehabt zu haben, da er, wie aus einem Zeitungsartikel aus dem

Jahre 1938 hervorgeht, ,,als Fachwissenschaftler hohes Ansehen‘*' hatte.

Apfelbecks Karriere war jedoch nicht nur geprdgt durch die beruflichen Stationen seiner
Staatslaufbahn, sondern auch durch sein politisches Engagement. Der erste Kontakt mit der
Politik war, laut seiner Aussage im Spruchkammerverfahren, im Einfluss des Tierarztes
begriindet, bei dem Apfelbeck in Plattling nach seinem Studium zunichst gearbeitet hatte.??
Apfelbeck betonte diesbeziiglich, dass er ,,1925 aus Idealismus der NSDAP“**' beigetreten

sei. Sein Engagement zeigte sich schon zu Beginn seiner Karriere an seinen zahlreichen

212 Vgl. Apfelbeck an das StMdI vom 15.02.1950, in: BayHStA, MInn 83043.
213 Vgl. StMdI an den Regierungsprésidenten von Wiirzburg vom 14.03.1939, in: BayHStA, MInn 83043.

214 Vgl. Urkunde tiber die Ernennung Apfelbecks zum Ministerialrat vom 25.07.1941, in: BayHStA
Minn 83043.

215 Vgl. Reichsministerium fiir die besetzten Ostgebiete an das Reichsinnenministerium vom 20.04.1942,
in: BayHStA, MInn 83043.

216 Vgl. Apfelbeck an das StMdI vom 15.02.1950, in: BayHStA, MInn 83043; beziiglich der Maul- und
Klauenseuche war er zudem als Vortragender titig gewesen und hatte Fortbildungskurse gehalten. Der Vortrag
lautete: ,,Maul- und Klauenseuche, deren neuzeitliche Bekdmpfungsmainahmen unter Beriicksichtigung der
kriegsbedingten Schwierigkeiten* (vgl. Anonym (1943), S. 80).

217 Apfelbeck an das StMdl vom 15.02.1950, in: BayHStA, MInn 83043.

218 Vgl. ebd.

219 Anonym (1938), [0. A. d. S.].

220 Vgl. Protokoll der 6ffentlichen Sitzung vom 28.07.1948, in: StAL, Spruchkammer Deggendorf 89.

221 Ebd.; in seinem Personalakt wurde seine Mitgliedschaft bereits im Jahre 1923 angegeben
(vgl. Personalnachweisung, in: BayHStA, MInn 83043).
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Amtern in der Regionalpolitik. In seiner Heimat Plattling war er zundichst Zweiter
Biirgermeister, SA-Sturmbannfiihrer und Griindungsmitglied der Ortsgruppe der NSDAP.
Nach seinem Eintritt in den Staatsdienst setzte er in Rothenburg seine politischen Aktivititen
fort und wurde auch dort Zweiter Biirgermeister und Ortsgruppenleiter der NSDAP. In
Wiirzburg erreichten die politischen Aktivitidten ihren Hohepunkt. Dort wurde er zum SA-

Obersturmbannfiihrer ernannt.??

Wihrend dieser Zeit wurde ihm auch die Leitung des
Gauverbandes der NS-Studentenkampfhilfe in Mainfranken iibertragen.”” Dariiber hinaus war
er Triager des Goldenen Ehrenzeichens der Partei,” war als Gauredner titig’*® und war im
Jahr 1934 im Fiihrerrat und in der Verwaltungsstelle Siid des Reichsverbandes der deutschen
Tierdrzte aktiv gewesen.””® Diese zahlreichen politischen Aktivititen nutzte Apfelbeck
schlieBlich als Argument fiir den Einstieg in seine Staatslaufbahn. Er stand diesbeziiglich auch
in Kontakt mit dem Bayerischen Innenministerium und &uflerte im Mai 1934 offen seine

Intention:

,»Gemify der Aussprache (...) mit Herrn Oberregierungsrat Dr. Erhardt ersuche
ich als alter Kédmpfer der N.S.D.A.P. um bevorzugte Ernennung zum

Amtstierarzt.“**’

Apfelbeck war daran interessiert, mithilfe dieses politischen Einsatzes seine Berufung in den
tierdrztlichen Staatsdienst zu beschleunigen. Dies war jedoch nicht nur von ihm selbst,
sondern auch politisch erwiinscht, denn aus Sicht des Innenministeriums war Apfelbeck ,,als

alter Nationalsozialist (...) bekannt und fachlich hervorragend [Hervorh. i. Orig.]

qualifiziert“.”®® Dazu war es seitens des Ministeriums angedacht, gerade ,,alte besonders

verdiente Kédmpfer bevorzugt anzustellen.“**® Weitere Unterstiitzung fand Apfelbeck durch

222 Vgl. Alias (1943), S. 6f.; Anonym (1938), [0. A. d. S.].

223 Die Studentenkampfhilfe existierte seit 1931 und sollte dem Studentenbund finanzielle Forderung
zukommen lassen. Eine besondere Bedeutung konnte sie allerdings nicht entwickeln. Erst ab 1936 gab es wieder
erste Bestrebungen die Studentenkampthilfe mittels Beitritte durch Akademiker zu beleben. Apfelbeck iibte in
diesem Zusammenhang Kritik, dass zwischen den Studenten und den Akademikern keine entscheidenden
Verbindungen mehr bestanden (vgl. Goliicke (1982), S. 180; Apfelbeck u. Bley, in: Der Student in Wiirzburg, 2,
WS 1936/37, S. 271f. zit. n. Goliicke (1982), S. 181; vgl. Anonym (1938), [0. A. d. S.]).

224 Vgl. Alias (1943), S. 6; Anonym (1938), [0. A. d. S.].

225 Vgl. Alias (1943), S. 7.

226 Vgl. Anonym (1934), S. 239.

227 Apfelbeck an das StMdI vom 29.05.1934, in: BayHStA, MInn 83043.

228 Bemerkung, Apfelbeck an das StMdI vom 29.05.1934, in: BayHStA, MInn 83043.
229 Ebd.
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den Reichsbund der Deutschen Beamten, der Apfelbeck ebenfalls aufgrund seiner politischen
Titigkeiten eine Empfehlung aussprach.”® Apfelbecks Antrag wurde schlieBlich mit Hilfe der
Gauleitung genehmigt. Hierbei wurden jedoch jegliche regulativen Mechanismen und
Bestimmungen ausgeschaltet, denn aufgrund seines Priifungsjahrgangs hitte er zu diesem
Zeitpunkt noch nicht den Dienst antreten diirfen.”' Apfelbecks politischer Einsatz wurde nach
seiner Berufung nach Rothenburg zu einem Bestandteil seiner beruflichen Laufbahn. Dies
wird deutlich im Falle einer neu zu besetzenden SA-Sturmbannfiihrerstelle im Raum
WeiBlenburg. Hierfiir sollte Apfelbeck rein aus politischen und nicht aus fachlichen Griinden
versetzt werden. Dieser Vorgang zeigt besonders die Beliebtheit und Wertschéitzung
Apfelbecks als Parteigenosse.”?” So wurde er in diesem Zusammenhang stets als ,,ganz
ausgezeichneter SA-Fiihrer“* beurteilt. Nun war Apfelbeck auch im Bayerischen
Innenministerium bekannt, seitdem er im Jahre ,,1934 bevorzugt [Hervorh. i. Orig.] zum
Bezirkstierarzt (...) befordert worden“®* war. Dr. Walter Schultze, der Leiter der
Gesundheitsabteilung im Staatsministerium des Innern, rithmte seinen bisherigen politischen
Einsatz und lie} verlauten, dass ,,sich Apfelbeck auch in der Partei eine sehr geachtete
Stellung erworben‘** habe. Diese politische Verbindung zum Bayerischen Innenministerium
blieb weiterhin bestehen. So verkiindete Apfelbeck, nachdem er im Jahre 1936 zum
Gauobmann ernannt worden war:**¢ Ich werde bestrebt sein, die Tierirzteschaft des Gaues
Mainfranken im Interesse des ganzen Standes und im nationalsozialistischen Geiste zu
fiihren.“*” Und er erginzte: ,,Ich ersuche das Ministerium, mir in meinem Amte dasselbe
Vertrauen wie meinem Vorgénger (...) entgegenzubringen.“>* Derartig politisch motiviertes
Verhalten war besonders Dr. Walter Schultze, der auf eine einwandfreie nationalsozialistische

Gesinnung besonders groBen Wert legte, nicht unbemerkt geblieben.”’ In der Folge wurde

230 Vgl. Reichsbund der Deutschen Beamten an das StMdI vom 26.07.1934, in: BayHStA, MInn 83043; es
fand Erwéhnung, dass ,.er der Bewegung hervorragende Dienste geleistet™ hatte (Auszug aus der Aufstellung der
Tierérzte, in: BayHStA MlInn 83043).

231 In diesem Fall wéren zuerst die mindestens vier Jahre élteren Jahrgéinge an der Reihe gewesen (vgl.
Vorschldge vom Reichsstatthalter in Bayern vom 14.08.1934, in: BayHStA, MInn 83043).

232 Vgl. Schreiben des Fiihrers der Standarte R37, in: BayHStA, MInn 83043.

233 Ebd.

234 Entwurf, StMdI an den Fiihrer der Gruppe Franken der SA vom 02.05.1935, in: BayHStA, MInn 83043.
235 Hierbei wurde insbesondere seine Tatigkeit als Kreisredner in Rothenburg betont (ebd.).

236 Vgl. Apfelbeck an das StMdI vom 12.06.1936, in: BayHStA, MInn 83043.

237 Ebd.

238 Ebd.

239 Vgl. Entwurf, Schultze an den Reichsstatthalter in Bayern vom 24.11.1936, in: BayHStA, MInn 83043.
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vom Innenministerium bewusst Apfelbecks Einstellung in eine hohere Besoldungsgruppe®’
und seine Versetzung an die Regierung von Unterfranken und Aschaffenburg gefordert.*!
Dieser Beistand basierte auf der Unterstiitzung der Gauleitung, die repetitiv auf das Goldene
Ehrenzeichen, seine Tétigkeiten in der SA und auf seine Ehefrau, die ebenfalls Trigerin des
Goldenen Ehrenzeichens war, verwies.”** Diese Trias bildete folglich die Grundlage fiir
Apfelbecks beruflichen Aufstieg, der durch den Gau politisch abgesegnet und vom
Bayerischen Innenministerium navigiert wurde. Daneben bemiihte sich Apfelbeck intensiv,
Kontakte mit ranghohen Personlichkeiten sowohl aufzubauen als auch zu pflegen. So nutzte
er zum Beispiel einen im Tierdrzteblatt verdffentlichten Artikel {iber die tierdrztlichen
Tatigkeiten im Staatsdienst nicht nur zur fachlichen Information, sondern auch dazu, dem

Reichstierdrztefithrer Friedrich Weber seine Gliickwiinsche zum 50. Geburtstag

auszusprechen.”” So verkiindete er feierlich:

,wunter straffer und zielbewusster Fiihrung des Reichstierdrztefiihrers setzen alle
deutschen Tierdrzte ihre ganze Schaffenskraft fiir Fiihrer, Volk und
Grofdeutschland ein. An dem 50. Geburtstag ihres ,Dr. Weber® kann sich die
deutsche Tierdrzteschaft begliickwiinschen zu dem Mann, der sie mit so

ausgeprigten Fiihrereigenschaften fiihrt.***

Eine derartige Verfahrensweise war jedoch kein Einzelfall. So nutzte Apfelbeck auch den 60.
Geburtstag des Generalstabsoberveterinirs Curt Schulze zum Aufbau eines Kontaktes.?* Die

Kontakte und Beziehungen hatten eine erwartbar positive Wirkung. So war Apfelbeck schon

246

1940 durch eine ,Verfiigung des Reichstierdrztefiihrers in den Beirat der

240 Dies wurde von Schultze befiirwortet (vgl. Entwurf, StMdI an die Regierung von Unterfranken und
Aschaffenburg vom 23.10.1936, in: BayHStA, MInn 83043).

241 Der von Viernstein unterzeichnete Vorschlag kam aus dem Staatsministerium des Innern (vgl. Entwurf,
StMdI an die Regierung von Unterfranken und Aschaffenburg vom 15.09.1937, in: BayHStA, MInn 83043).

242 Vgl. Gauleitung Mainfranken an das StMdI vom 16.11.1936, in: BayHStA, MInn 83043; Gauleitung
Mainfranken der NSDAP an den Regierungsprésidenten von Unterfranken und Aschaffenburg vom 25.10.1937,
in: BayHStA, MInn 83043.

243 Der Titel des Beitrages lautete: ,,.Der Tierarzt im Offentlichen Dienst”. In diesem werden die
Aufgabengebiete des amtlichen Tierarztes beschrieben (vgl. Apfelbeck (1942), S. 17f.).

244 Apfelbeck (1942), S. 18.

245 In diesem Fall mittels der Zusendung von Gliickwiinschen zum 60. Geburtstag (vgl. Apfelbeck an Schulze
vom 18.11.1941, in: BayHStA, MInn 87233). Schulze war ,.iiber das treue Gedenken durchaus erfreut (Schulze
an das StMdI vom 03.12.1941, in: BayHStA, MInn 87233).

246 Schreiben von Apfelbeck vom 23.10.1940, in: BayHStA, MInn 83043.
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Reichstierdrztekammer berufen worden.””’ AuBerdem hatte sich Weber von Berlin aus dafiir
eingesetzt, dass Apfelbeck die Stellung eines Ministerialrates im Bayerischen

t>* Inwieweit Apfelbeck sich tatsichlich mit dem politischen

Innenministerium erhiel
Gedankengut identifizierte oder es sich aus Opportunismus zu Nutze machte, ist aus heutiger
Sicht schwer beurteilbar. Zumindest seine Kollegen hielten ihn spéter fiir einen ,,echte[n]
Nationalsozialist[en], der jederzeit bereit [war], seine Person hinter der Arbeit fiir das Volk
zuriickzustellen.“** Auch wurde er anldsslich seiner Berufung an die Regierung von
Unterfranken und Aschaffenburg in einem Zeitungsartikel als ,,alter und treuer Gefolgsmann
des Fiihrers“*® bezeichnet. Diese Einschidtzung wurde auch durch Dr. Walter Schultze
untermauert. Da er Apfelbeck von Beginn an begleitet hatte, schilderte er die Umsténde

beziiglich Apfelbecks Berufung in das Innenministerium. So beschrieb er, dass fiir ihn die

politische Gesinnung ein durchaus entscheidendes Kriterium gewesen war:

»Fur die Gewinnung des Dr. Apfelbeck bestand ein dringendes dienstliches
Bediirfnis. Die Besetzung der leitenden tierdrztlichen Stelle im
Staatsministerium des Innern war schwierig. Da von dieser Stelle aus das
bayerische Veterindrwesen sowohl fachlich wie personell betreut wird, hat ihre
Besetzung nicht nur eine entscheidende fachliche sondern auch eine politische
Bedeutung. Es mufite also dafiir ein Mann gesucht werden, der nicht nur
[Hervorh. 1. Orig.] in wissenschaftlicher und praktischer Hinsicht allen

Anforderungen gewachsen war, sondern der nach Mdglichkeit auch ein alter

Parteigenosse war [Hervorh. i. Orig.]. Einen solchen Mann fand ich in Dr.

251

Apfelbeck, der alle geforderten Bedingungen in gliicklichster Weise erfiillte.

Im Rahmen seines Spruchkammerverfahrens betonte Apfelbeck jedoch besonders seinen
Idealismus und seine Ablehnung gegeniiber den nationalsozialistischen Verbrechen. Zudem
versuchte Apfelbeck seine politische Karriere zu relativieren.”> Auch zahlreiche

Zeugenaussagen vermitteln das Bild eines eher apolitischen Beamten.”® So berichtete ein

247 Vagl. ebd.

248 Vgl. StMdI an das Bayerische Staatsministerium der Finanzen vom 06.12.1940, in: BayHStA, MInn 83043.
249 Alias (1943), S. 7.

250 Anonym (1938), [o. A. d. S.].

251 Entwurf, Schultze an das Staatsministerium der Finanzen vom 17.06.1940, in: BayHStA, MInn 83043.

252 Apfelbeck gab zu Protokoll, dass er vor 1933 lediglich Beitragszahler gewesen wire (vgl. Protokoll der
offentlichen Sitzung vom 28.07.1948, in: StAL, Spruchkammer Deggendorf §9).

253 Vgl. StAL, Spruchkammer Deggendorf §9.
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Zeuge iiber seine Rettung vor dem Konzentrationslager Dachau durch Apfelbeck.”* Ein
weiterer, mit einer Jiidin verheirateter Zeuge, betonte, dass er Dank Apfelbeck im Amt bleiben
konnte.” Trotz seiner von ihm geduBerten Zweifel begriindete Apfelbeck die Ablehnung
eines Parteiaustritts mit dem Argument, dass er ,,immer wieder glaubte, da3 das Gute siegen
wiirde.“*® Apfelbeck wurde aufgrund der entlastenden Aussagen in die Gruppe III der
Minderbelasteten”” und nach einem Nachverfahren im Jahr 1949 noch in die Gruppe IV der

Mitlaufer eingereiht.”®

Apfelbecks Karriere im Staatsdienst fand mit Schreiben vom 12.07.1945 ein Ende, durch das
er von der amerikanischen Militirregierung seines Amtes enthoben wurde.” Nach
Kriegsende war er in Niirnberg-Langwasser interniert, wo er als Biirohilfskraft und als
Krankenpfleger arbeitete.”® Nach seiner Entlassung arbeitete er als praktischer Tierarzt in
Plattling und wurde wieder berufspolitisch aktiv. So war Apfelbeck als Abgeordneter der
Bayerischen Tierdrztekammer und Vorstandsmitglied des Tierdrztlichen Bezirksvereins
tiatig.”' Neben diesem politischen Zuspruch, den Apfelbeck besonders unter seinen Kollegen
und von seinen Vorgesetzten erfahren hatte, war er aufgrund seiner Bodenstindigkeit beliebt.
So wurde er im Nachruf, der zu seinem Tode im Jahre 1954 ver6ffentlicht wurde, als ,,der
schlichte Niederbayer«*** bezeichnet und fiir einen ,,hervorragenden Helfer und Berater**** der

landlichen Bevolkerung gehalten. Jedoch konnte sich Apfelbeck mit seiner neuen beruflichen

254 Vgl. Eidesstattliche Erklarung eines Zeugen aus Plattling, in: StAL, Spruchkammer Deggendorf 89.

255 Vgl. Eidesstattliche Erklédrung eines Zeugen aus Pfarrkirchen in Niederbayern, in: StAL, Spruchkammer
Deggendorf 89.

256 Protokoll der offentlichen Sitzung vom 28.07.1948, in: StAL, Spruchkammer Deggendorf 89; Apfelbeck
gab in diesem Zusammenhang zu Protokoll, dass er ,immer wieder auf die von Hitler versprochene
Parteisduberung gewartet habe (Protokoll der 6ffentlichen Sitzung vom 28.07.1948, in: StAL, Spruchkammer
Deggendorf 89).

257 Vgl. Spruch vom 28.07.1948, in: StAL, Spruchkammer Deggendorf 89; Sachverhalt der Beweisauthahme
vom 28.07.1948, in: StAL, Spruchkammer Deggendorf 89; Apfelbeck wurde aufgrund der entlastenden
Zeugenaussagen von der Stufe Il der ,Belasteten” herabgestuft (vgl. Spruch vom 28.07.1948, in: StAL,
Spruchkammer Deggendorf 89).

258 Vgl. Apfelbeck an das StMdI vom 12.11.1949, in: BayHStA, MInn 83043.
259 Vgl. Schreiben an Apfelbeck vom 12.07.1945, in: BayHStA, MInn 83043.

260 Vgl. Liste der im Lager eingesetzten Kommandos, Internierungs- und Arbeitslager Niirnberg-Langwasser
an das Bayerische Staatsministerium flir Sonderaufgaben vom 11.05.1948, in: BayHStA, MSo 2037,
Internierungs- und Arbeitslager Niirnberg-Langwasser an das Bayerische Staatsministerium fiir Sonderaufgaben
vom 31.03.1948, in: BayHStA, MSo 2037.

261 Vgl. Unkauf (1954), S. 86.
262 Ebd.
263 Ebd.
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Entwicklung nicht zufrieden geben. Nach seiner Internierung und Riickkehr versuchte er noch
iiber Jahre hinweg eine erneute Anstellung im Innenministerium zu erreichen. Allerdings
scheiterten Apfelbecks Ambitionen aufgrund seiner erheblichen politischen Belastung.”**
Diesbeziiglich leugnete er sogar den politischen Einfluss auf seinen Ein- und Aufstieg in der
Staatslaufbahn, wie seine zahlreichen schriftlichen Eingaben in seinem Personalakt zeigen.*®
1950 war Apfelbeck weiterhin der festen Uberzeugung, dass seine berufliche Laufbahn allein

aus fachlichen Griinden so erfolgreich verlaufen war. So duf3erte er sich:

,Keine Parteidienststelle hat sich irgendwie bemiiht oder eingesetzt, dass ich
diese Stelle erlangte, sondern meine fachlichen Leistungen und meine
Bewidhrung im Dienste lenkte die Aufmerksamkeit meiner vorgesetzten Stelle

auf mich.“?%

264 Seine Forderungen wurden offiziell ,,mangels einer verfligbaren freien Planstelle und im Hinblick auf die
betrachtliche Zahl von politisch geringer belasteten Bewerbern® abgelehnt (vgl. Schreiben an Apfelbeck vom
20.12.1949, in: BayHStA, MInn 83043). Auch Pschorr duflerte sich iiber eine Wiedereinstellung deutlich: ,,Eine
Wiedereinstellung des ehem. Ministerialrates im Bayer. Staatsministerium des Innern Dr. Michael
Apfelbeck[Hervorh. i. Orig.] wird in Anbetracht der erheblichen politischen Belastung wohl nicht in
Betracht kommen* (Entwurf, Pschorr an Abteilung P vom 02.12.1949, in: BayHStA, MInn 83043).

265 Vgl. BayHStA, MInn 83043.

266 Auch forderte Apfelbeck Wartegeld unter Verweis auf die ,seit 5 Jahren zu Unrecht einbehaltenen
Dienstbeziige™ ein (Apfelbeck an das StMdI vom 03.07.1950, in: BayHStA, MInn 83043).
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3.4 Ministerialrat Dr. Wilhelm Pschorr (1945 — 1950)

Dr. Wilhelm Pschorr verkiindete seinen Dienstantritt niichtern und mit der gebotenen
Neutralitdt: ,Ich gestatte mir mitzuteilen, dal ich ab 2. Juli 1945 meinen Dienst im

Staatsministerium des Innern angetreten habe.*“*%’

Dieser personelle Neuanfang war
notwendig geworden, nachdem Apfelbeck aufgrund seiner politischen Vergangenheit von der
leitenden Stelle im Innenministerium enthoben worden war. Pschorr war jedoch kein
namenloser Staatsbeamter, sondern konnte bei seinem Dienstantritt bereits auf eine

einflussreiche Laufbahn zuriuckblicken:

Der im Jahre 1883 in Miinchen als Sohn eines Handwerksmeisters geborene Pschorr®®®
studierte zwischen 1901 und 1905 in Miinchen Tiermedizin. Daraufhin war er von 1905 bis
1909 in Tolz tierdrztlich titig. Wiahrend dieser Zeit absolvierte er die Priifung zum
tierdrztlichen Staatsdienst. Es folgte im Jahre 1909 die Berufung nach Tegernsee als Distrikts-
und Grenztierarzt, wo er bis 1916 arbeitete. Im Rahmen dieser Tétigkeit konnte sich Pschorr
schnell bewidhren, jedoch wurde seine Zeit in Tegernsee durch den Ersten Weltkrieg
unterbrochen. In diesem diente er bis zu seiner Berufung in das Staatsministerium des Innern
im Jahre 1916. Im Ministerium arbeitete er als Referent der Bayerischen
Fleischversorgungsstelle.”® Bereits in seinen jungen Jahren war ihm von Professor Mayr der
Tierdrztlichen Hochschule in Miinchen ein positives Zeugnis ausgestellt worden, da er ,,sich
durch seinen FleiB und seine Tiichtigkeit volle Zufriedenheit erworben“*™ hatte. Auch
Pschorrs Tétigkeit als Referent bei der Fleischversorgungsstelle fand grof8e Wertschitzung,

denn dort hatte ,,er sich durch gréossten Fleiss, Geschaftsgewandtheit und sehr anstdndiges,

271 €272

zuvorkommendes Benehmen ausgezeichnet und die ,,vollste Zufriedenheit erworben.
Im Jahre 1921 erfolgte die Versetzung nach Traunstein, wo er bis 1929 das Amt als
Bezirkstierarzt austibte. Daraufhin war er fiir drei Jahre als Oberregierungsrat und Referent

bei der Regierung der Oberpfalz beschiftigt gewesen. Ab 1932 folgte bis zum Ende des

267 Pschorr an das StMdI vom 03.07.1945, in: BayHStA, MInn 84624.
268 Vgl. Apfelbeck (1943), S. 53.
269 Vgl. Apfelbeck (1943), S. 53; Goerttler (1943), S. 134; Grau (1958), S. 39.

270 Pschorr war als Hilfsassistent sowohl in der ambulatorischen als auch der chirurgischen Klinik tétig
gewesen (Zeugnis der Tierdrztlichen Hochschule vom 15.10.1905, in: BayHStA, MInn 84624).

271 Bescheinigung des Vorstandes der Bayerischen Fleischversorgungsstelle vom 01.03.1919, in: BayHStA,
MInn 84624.

272 Ebd.
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Zweiten Weltkrieges eine Tétigkeit als Referent bei der Regierung von Oberbayern. Schon
wiéhrend des Krieges wurde ihm eine groflere Aufgabe tlibertragen. So war er zwischen 1940
und 1943 in die Niederlande abgeordnet worden, wo er bei der Zivilverwaltung als Leiter der
Veterindrabteilung des Reichskommissariats arbeitete. Wihrend seiner dortigen Tatigkeit
organisierte er den Erlass einer niederlindischen Tierdrzteordnung.’” Daneben war er nach
der Besetzung der Ostmark an der Fortbildung der dortigen Veterinire beteiligt gewesen.?”
Berufspolitisch war er dazu im Jahr 1934 im Fihrerrat des Reichsverbandes der deutschen
Tierdrzte und in der Abteilung ,,Angelegenheiten der Staatstierdrzte* als Sachbearbeiter fiir
den siidlichen Raum titig gewesen.”” Schlieflich findet in verschiedenen Berichten und in
seinem Nachruf zu seinem Tod im Februar 1958 stets sein Einsatz in der Tierzucht

Erwihnung.*’®

Nach dem Zweiten Weltkrieg wurde Pschorr die Leitung der bayerischen Veterindrverwaltung
iibertragen. Er war schon friih nach der Kapitulation Deutschlands im Rahmen des
Wiederaufbaus der Veterindrverwaltung titig gewesen und war bereits Ende Mai 1945 als
Bevollméchtigter an diversen Aufgaben beteiligt. Seine Téatigkeit umfasste in erster Linie die
Tierseuchenbekdmpfung und die Sicherstellung der tierirztlichen Versorgung.?”” Als nach dem
Krieg Personal gesucht wurde, war vermutlich nicht nur sein Fachwissen sondern auch seine

politisch unbelastete Vergangenheit maBgeblich gewesen.””®

Die Versetzung in das
Innenministerium war jedoch fiir Pschorr nicht nur mit der Zuteilung neuer Aufgaben und
einem Stellenwechsel verbunden, sondern auch mit einer Beférderung. Pschorr war ndmlich
seit seinem Antritt als Oberregierungsrat bei der Regierung der Oberpfalz im Jahre 1929 keine
hohere Position zugewiesen worden. Demzufolge erhielt er stante pede ab Juli 1945 und
damit zum Amtsantritt die Stellung eines Ministerialrats.”” Pschorr stand von Beginn an auch
neuen Entwicklungen offen gegeniiber. So wiinschte er sich im Dezember 1945 in der

Funktion als Vorsitzender der tierdrztlichen Abteilung des Obermedizinalausschusses daher

»die aktive Mitarbeit in allen wichtigen und grundlegenden Fragen des Veterindrwesens,

273 Vgl. Apfelbeck (1943), S. 53; Goerttler (1943), S. 134; Grau (1958), S. 40.
274 Vgl. Apfelbeck (1943), S. 53.
275 Vgl. Anonym (1934), S. 239.
276 Vgl. Apfelbeck (1943), S. 53; Goerttler (1943), S. 134; Grau (1958), S. 40.

277 Vgl. Niederschrift iiber die Sitzung der tierdrztlichen Abteilung des Obermedizinalausschusses vom
20.12.1945, in: BayHStA, MInn 87246.

278 Vgl. Vormerkung vom 03.09.1946, in: BayHStA, MInn 87469.
279 Vgl. Schreiben vom 20.10.1945.
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soweit neuere wissenschaftliche Erkenntnisse und praktische Erfahrungen in die Verwaltung
eingeschaltet werden soll[tlen oder [konnten].“**° Pschorrs besondere Leistung in seiner
Funktion als Leiter sollte die Organisation und der Neuauftbau der bayerischen
Veterindrverwaltung werden. In Pschorrs Nachruf, der anlédsslich seines Todes im Jahr 1958
erschien, wurde daher besonders seine Tétigkeit nach dem Zweiten Weltkrieg hervorgehoben.
So wurde betont, dass gerade ,,ihm, dem erfahrensten und prominentesten Veterindrbeamten

(...) die Aufgabe des Neuaufbaus des Veterindrwesens in Bayern***!

iibertragen worden war.
Insbesondere wurde die Regelung der personellen Situation unter seiner Leitung betont. So
war er vor allem damit beschiftigt ,die schwierige Personalpolitik zu lenken, den
Fliichtlingstierdrzten neue Existenzmdglichkeiten zu schaffen und den rechten Mann an den
rechten Platz zu stellen.“*®* Daneben beteiligte er sich an der Griindung der Bayerischen
Landestierdrztekammer in der Nachkriegszeit, war um die Tierseuchenbekdmpfung bemiiht
und unterstiitzte die Griindung des ,,Rindergesundheitsdienstes“.”® Insbesondere sein
Verdienst um den Neuauftbau der bayerischen Veterindrverwaltung wurde besonders
gewlrdigt, da er als Ergebnis ,,eine in sich gefestigte und geordnete Veterindrverwaltung
seinem Nachfolger im Amt iibergeben“** hatte. Der als gelungen empfundene Neuaufbau
wurde sogar mit Pschorrs Personlichkeit in Verbindung gebracht. So betonte anldsslich seines
50jdhrigen Berufsjubildums der ehemalige Bundesminister Dr. Wilhelm Niklas, der stolz auf
eine langjdhrige Freundschaft mit Pschorr zuriickblickte,”® die organisatorischen Fihigkeiten
des Jubilars: ,,Er war ein Meister der Organisation und dabei merkte man nie, dal er
organisierte.“** Doch Pschorrs weitreichendes Ansehen war nicht nur ein Ergebnis seiner
Amtszeit im Bayerischen Innenministerium. Diese Anerkennung zeigt sich auch daran, dass
ithm im Verlauf von fachlichen Konversationen nebenbei zusitzliche Aufgaben erteilt wurden
und dass er das hierfiir notwendige Vertrauen gewinnen konnte. Dies geschah zum Beispiel

bei einer Unterredung mit dem Staatsminister Stiitzel, der Pschorr ,,spontan den férmlichen

Auftrag [gab], die Frage der organischen Zusammenarbeit der Tierzuchtinspektionen und der

280 Niederschrift iiber die Sitzung der tierdrztlichen Abteilung des Obermedizinalausschusses vom 20.12.1945,
in: BayHStA, MInn 87246.

281 Grau (1958), S. 40.

282 Ebd.

283 Vgl. ebd.

284 Grau (1958), S. 40.

285 Vgl. Niklas (1955), S. 108.
286 Ebd.
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Amtstierdrzte zu priifen und ihm gelegentlich hieriiber zu berichten.“**” Pschorrs fachliche
Kompetenzen fanden daher auch in seinem Nachruf Erwdhnung. So wurde den ,reichen
Kenntnissen auf dem Gebiet des Verwaltungswesens (...), die ihn sein ganzes Leben lang
auszeichneten,*®® Anerkennung gezollt. Auch seine kognitiven Fahigkeiten, die in seiner

Laufbahn zum Einsatz kamen, wurden hervorgehoben:

,,Als Beamter bewies er einen Einblick in die Staatsmaschine, ein
Beurteilungsvermdgen der jeweiligen Moglichkeiten, eine Entschlufkraft und

Verantwortungsfreudigkeit, die erstaunlich waren.***

Pschorr hatte sich schlieBlich ,iiberall Ansehen“*® erworben und wurde folglich als eine der
,markantesten Personlichkeiten“”' der bayerischen Tierdrzteschaft bezeichnet. Eine
Eigenschaft schien jedoch bei seinen Zeitgenossen besonderen Eindruck hinterlassen zu
haben. In drei Veroffentlichungen wurde stets seine ,,Vielseitigkeit® erwihnt.?? Diese fiihrte in
der Folge dazu, ,,daBl Dr. P s ¢ h o r r [Hervorh. 1. Orig] hdufig von Behorden, Verbédnden und
Einzelpersonen als Gutachter herangezogen wurde.“*”® Doch nicht nur im Berufsleben,
sondern auch in seinem Privatleben deckte Pschorr ein breites Spektrum an Interessen ab. So
wurde in seinem Nachruf ,,seine Liebe zu Theater und Musik, seine Kenntnis der bayerischen
Landschaft und des bayerischen Barocks, sein botanisches Wissen [und] sein

€294

Kunstverstindnis erwdhnt. Generell zeigte er Interesse an den ,,Fragen der Kunst und

Wissenschaft,* und war ,,stets verbunden mit seiner geliebten Heimat und aufgeschlossen
dem Umwelterleben.“*® Daneben fand auch ,,[d]ie ihm eigene hervorragende Rednergabe‘*’

besondere Erwdhnung. Auch diese wurde wiederum in drei unabhdngigen Quellen

287 Laut Pschorr hatte Stiitzel dieses Gespréich selbst auf die Tierzucht gelenkt (Vormerkung vom 20.10.1932,
in: BayHStA, MInn 84624).

288 Grau (1958), S. 39.

289 Ebd., S. 40.

290 Ebd., S. 40.

291 Ebd., S. 39.

292 Goerrtler (1943), S. 134; Grau (1958), S. 40; Niklas (1955), S. 108.
293 Goerrtler (1943), S. 134.

294 Grau (1958), S. 40ff.

295 Apfelbeck (1943), S. 54.

296 Grau (1958), S. 39.

297 Niklas (1955), S. 108.
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beschrieben.”® Von dieser Fihigkeit wurde auch im Zusammenhang mit seiner Tétigkeit als
Dozent berichtet und ,,von der lebendigen Art, der Praxisndhe und dem Inhaltsreichtum seines

Vortrages**”

geschwiarmt. Diese Gabe kam ihm bei den Vorlesungen an der Tierédrztlichen
Fakultit in Miinchen zugute. Seit 1937 vertrat er das Fach Polizeiliche und Gerichtliche
Tierheilkunde und ab 1948/49 las er Geschichte der Tiermedizin, Tierdrztliche Berufskunde
und Veterindrpolizei. 1949 genehmigte dazu das Kultusministerium die Griindung des
Institutes fiir die Geschichte der Tierheilkunde und Veterindrpolizei. In diesem errichtete er
hierfiir eine historische Bibliothek und es wurden erste veterindrhistorische Dissertationen
unter seiner Leitung angefertigt. Darliber hinaus erhielt er einen Lehrauftrag fiir

Tierseuchenlehre an der Landwirtschaftlichen Fakultit der Technischen Hochschule in

Miinchen.>®

Bereits Ende 1947 hatte Pschorr jedoch unter ersten gesundheitlichen Problemen zu leiden,
die ihn zu einer Dienstunterbrechung zwangen.’®' Ein geeigneter Ersatz konnte allerdings zu
diesem Zeitpunkt nicht gefunden werden. Pschorr hatte aufgrund seiner Leistung eine zu
grofle Bedeutung fiir das bayerische Veterindrwesen und es wurde anerkennend eingerdumt,
dass er ,,durch einen anderen geeigneten Beamten nicht ersetzt werden‘*** konnte. Im Rahmen
der Nachfolgeregelung verfasste Anfang 1950 auch sein Vorgédnger Dr. Michael Apfelbeck,
der seine Anspriiche auf eine erneute Berufung noch immer geltend machen wollte, ein

forderndes Schreiben an das Staatsministerium des Innern:

»Ich wiederhole meine Bitte um Wiedereinstellung in den staatlichen hoheren
Verwaltungsdienst, sobald eine freie Planstelle verfiigbar wird. Dies diirfte in
absehbarer Zeit der Fall sein, da der Inhaber meiner Planstelle, Herr
Ministerialrat Prof. Dr. P s ¢ h o r r [Hervorh. i. Orig.], bereits im 67. Lebensjahr

steht.*®

Apfelbecks erneute Bemiihungen blieben allerdings ohne erwidhnenswerten Erfolg und waren

vielmehr eine Randerscheinung im Rahmen der Nachfolgeregelung Pschorrs. Dessen

298 Vgl. Apfelbeck (1943), S. 54; Grau (1958), S. 40; Niklas (1955), S. 108.

299 Grau (1958), S. 40.

300 Vgl. Apfelbeck (1943), S. 53; Grau (1958), S. 40; Goebel (2011), S. 693.

301 Vgl. Pschorr an den Staatsminister des Innern vom 07.11.1947, in: BayHStA, MInn 84624.
302 Bemerkung, Entwurf, Schreiben vom 13.05.1948, in: BayHStA, MInn 84624.

303 Apfelbeck an das StMdI vom 15.02.1950, in: BayHStA, MInn 83043; Apfelbeck hatte noch immer
unermiidlich und repetitiv mit einer Reihe von schriftlichen Eingaben versucht eine erneute Berufung in das
Staatsministerium des Innern zu erhalten (vgl. PA Apfelbeck, in: BayHStA, MInn 83043).
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Bemiihungen um den Wiederaufbau, die ihn fiir das Innenministerium so unersetzbar
erscheinen lieBen, folgten auch Ehrungen und Wiirdigungen. So wurde er Ehrenbiirger der
Ludwig-Maximilians-Universitdt und ihm wurde die Theodor—Kitt—Medaille der Miinchener
Tierdrztlichen  Gesellschaft verlichen’”® Dazu war Pschorr Namensgeber eines
Unterstiitzungsvereins, dem Pschorr anldsslich seiner Pensionierung einen groferen Betrag
gespendet hatte. Dies war Grund genug diesen ,,Wohlfahrtsfond* in ,,Wilhelm—Pschorr—
Stiftung® umzubenennen.*” Als Pschorr schlieflich im Herbst 1950 durch Staatsminister
Ankermiiller in den Ruhestand verabschiedet wurde,’® fanden seine Leistungen fiir das

bayerische Veterindrwesen hierbei auch von oberster Instanz noch eine besondere Wiirdigung:

»Schweren Herzens habe ich heute die Urkunde iiber die auf IThren Antrag
erfolgte Versetzung in den Ruhestand unterzeichnet; scheidet damit doch ein in
nahezu einem Menschenalter in unermiidlichem Dienste fiir die Allgemeinheit
bewihrter Beamter aus meinem Ministerium aus, der nur schwer zu ersetzen

sein wird.?"’

304 Vgl. Grau (1958), S. 40.

305 Jedoch blieb der gewiinschte Erfolg aus, da die erwartete Spendenbereitschaft unter den Veterindren zu
gering war (vgl. Lang (1958), S. 38).

306 Vgl. StMdI an Pschorr vom 24.07.1950, in: BayHStA, MInn 84624; Pschorrs Nachfolger wurde Prof. Dr.
Joseph Ringseisen, der bis 1961 die Veterindrverwaltung leitete (vgl. Hartl (1972), S. 110).

307 Entwurf, Personliches Schreibens des Staatsministers Ankermiiller an Pschorr vom 27.07.1950,
in: BayHStA, MInn 84624.
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3.5 Dr. Walter Schultze — Die Veterinidrverwaltung unter der Leitung eines

Humanmediziners

Die Veterindrverwaltung hatte sich dem Strukturwandel innerhalb des Bayerischen
Innenministeriums nach der Machtergreifung fligen miissen. Durch den Verlust der
Eigenstindigkeit und der Verbindung mit dem Medizinalwesen war die autarke Leitung
verloren gegangen und mit der Einsetzung von Dr. Walter Schultze** als Staatskommissar fiir
das gesamte bayerische Gesundheitswesen stand die Veterindrverwaltung unter der Leitung
eines Humanmediziners. Daher waren die Veterindre weisungsgebunden und eine

Zusammenarbeit mit Schultze zwingend notwendig.

Schultze wurde 1894 in Hersbruck in Mittelfranken als Sohn eines Oberregierungsrates
geboren. Nach dem Abitur im Jahre 1912 studierte er Humanmedizin in Miinchen. Das
Studium wurde unterbrochen durch einen freiwilligen Kriegseinsatz im Ersten Weltkrieg.
Wihrend seines Kriegsdienstes wurde er mehrmals verwundet und als Fliegerbeobachter
eingesetzt. Aufgrund einer weiteren schweren Kriegsverletzung im Jahre 1917 wurde er in der
Folge aus dem Militér entlassen. Nach der Riickkehr beendete er 1919 zunéchst sein Studium,
dem eine Assistenzzeit an der chirurgischen Klinik und eine Ausbildung zum Facharzt fiir
Chirurgie folgten. Zwischen 1926 und 1931 war Schultze als Amtsarzt der
landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaft der Pfalz titig. Darauthin wechselte er zur
Berufsgenossenschaft von Oberbayern und wurde dort Obermedizinalrat. Im Jahre 1933
erfolgte die Ernennung zum Staatskommissar fiir Gesundheitswesen und zum Leiter der
Gesundheitsabteilung im Bayerischen Staatsministerium des Innern, wo er zwischen 1934
und 1945 den Rang eines Ministerialdirektors inne hatte. Neben seiner Tétigkeit fiir das
Gesundheitswesen war er in der universitdren Lehre tdtig. So wurde er im Jahre 1934
Honorarprofessor an der Universitit Miinchen und war dort Dozent fiir
,»Volksgesundheitslehre®. Ab 1935 wurde ihm dazu das Amt als Reichsdozentenfiihrer

iibertragen.

Neben seiner Staatslaufbahn war Schultze politisch duBerst aktiv und durch zahlreiche Amter

am politischen Geschehen beteiligt. So trat er 1919 dem Freikorps Epp bei und war einer der

308 Der Lebenslauf und Werdegang von Dr. Walter Schultze wurde folgenden Quellen entnommen:
vgl. Ebbinghaus u. Roth (2000), S. 146; Forstner (2002), S. 227; Joachimsthaler (2003), S. 364ft.; Klee (2003),
S. 567f. u. Rimmele (2003), S. 420f; eine ausfiihrliche Darstellung iiber Dr. Walter Schultze ist zu finden in:
Forstner (2002), S. 851f.
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ersten Mitglieder der NSDAP. Im Jahre 1923 war er am Hitlerputsch beteiligt und verhalf
Hitler zur Flucht. Im selben Jahr wurde er Mitglied der SA, in der er spiter Stellvertreter des
SA-Reichsarztes wurde. Seit 1936 war er darliber hinaus Mitglied der SS. Hier erreichte er
den Rang eines SS-Gruppenfiihrers. Daneben war er auch als Abgeordneter titig. So war er
zwischen 1932 und 1933 Mitglied des bayerischen Landtages und von 1938 bis 1945
Mitglied des Reichstages. Joachimsthaler beschreibt Schultze aufgrund seiner zahlreichen
politischen Kontakte und Amter als ,,ein prominentes Mitglied des Partei-Establishments*.3*
Schultze verdeutlichte die fiir ihn stets wichtige politische Gesinnung auch im Jahre 1951
offen in seinen Gedanken zu seiner Anklageschrift, die er im Rahmen seines
Spruchkammerverfahrens verfasst hatte. Er begriindete seinen intensiven politischen Einsatz

folgendermalien:

,lch war von den ersten schweren Anfdngen bis zum bitteren Ende glédubiger
Nationalsozialist aus innerster und ehrlichster Ueberzeugung und habe all die

Jahre immer und {iberall meine Weltanschauung (...) vorgelebt (...)!«*'°

Doch Schultzes politisches Engagement und Gesinnung waren folgenschwer, denn in seiner
Funktion als Leiter der Gesundheitsabteilung war er an der Euthanasie von Kranken in
Bayern beteiligt gewesen. Nach seiner Internierung wurde ein endgiiltiges Prozessende wegen
seiner Erkrankung erst 1960 erreicht und Schultze zu vier Jahren Haft verurteilt. Er verstarb

1979 in Krailling.

309 Joachimsthaler (2003), S. 364.

310 Gedanken zur Anklageschrift vom 18.06.1951, in: StAM, SpKMii 1717; noch deutlicher formulierte es
Schultze in einer weiteren Aussage: ,,Ich war Nationalsozialist — von Geburt an* (ebd.).

54



DIE AMTSTIERARZTLICHE VERWALTUNG UND IHRE UMSETZUNG

4 Die amtstierarztliche Verwaltung und ihre Umsetzung

4.1 Das Reichstierschutzgesetz und dessen Auswirkungen

Zu Beginn des Dritten Reichs wurde mittels des Reichstierschutzgesetzes eine gesetzliche
Grundlage geschaffen, mit der die Misshandlung von Tieren unter Strafe gestellt wurde.*"
Dadurch stand nun auch das Tier in der Obhut des Staates, der den Schutz der Tiere
gewihrleisten musste.’’> Bereits im Friihjahr 1933 war mit dem Reichsgesetz iiber das
Schlachten von Tieren eine tierschutzrelevante Regelung verdffentlicht worden, doch eine
allgemeine Protektion des Tieres wurde erst mit Erlass dieses Gesetzes geschaffen.’”® Gerade
die Fixierung als ,eigenstindiges Gesetz [Hervorh. i. Orig.]*’' steigerte die juristische
Bedeutsamkeit. SchlieBlich stand bis zu diesem Zeitpunkt nicht das Tier an sich im Zentrum
des rechtlichen Handelns und Denkens, sondern der Mensch, dem sowohl wirtschaftlicher als

auch emotionaler Schutz gewihrt werden sollte.*

Beziiglich des Tierschutzgesetzes und seiner Umsetzung durch das Bayerische
Innenministerium gewéhrt die Aktenlage nur wenig Einblick.’'® Ob hier ein liickenhafter
Bestand vorliegt oder die Verwaltungstitigkeit tatsdchlich so gering ausfiel, ist unklar. Daher
sind genaue Verwaltungsabldufe, Ansichten und Bewertungen des tierdrztlichen Personals und
besondere Sachverhalte nur duBerst schwer zu rekonstruieren und darzustellen. Die
Bedeutsamkeit des Tierschutzgesetzes ldsst zundchst vermuten, dass die Veterindrverwaltung
sich durch ein intervenierendes, aktives Handeln mit einer besonders intensiven
Einflussnahme auszeichnen konnte. Jedoch war der grundlegende Handlungsrahmen durch
das Tierschutzgesetz, das auf Reichsebene erlassen worden war, bereits hinlénglich bestimmt.
Daher wurde dem Ministerium bei der Durchfiihrung und dem Vollzug eine vermittelnde

sowie verwaltende Funktion zuteil, die von einem eher deklaratorischen Format war. Eine der

311 Vgl. Tierschutzgesetz vom 24.11.1933, RGBI, S. 9871f.; hierbei soll betont werden, dass dieses Gesetz fiir
die nationalsozialistische Propaganda und ihre Ideologie verwendet wurde (vgl. Sambraus (1997), S. 9). In
diesem Zusammenhang formulierte auch Schimanski: ,,Das politische Ziel des Reichstierschutzgesetzes war vor
allem propagandistischer Art: Die Nationalsozialisten konnten sich erfolgreich als politische Bewegung mit
humanen Ziigen darstellen” (Schimanski (2008), S. 1624).

312 Schmaltz sah die Schaffung des Tierschutzgesetzes besonders im Handeln der Kurpfuscher begriindet (vgl.
Schmaltz (1936), S. 316).

313 Vgl. Anonym (1933a), S. 383; auf das Schichtverbot soll hier nicht ndher eingegangen werden.
314 Sambraus (1997), S. 8.
315 Vgl. ebd.

316 Fiir die Recherche konnte auf nur eine Archivalie mit einem &uflerst geringen Umfang zuriickgegriffen
werden. Ob dies den tatsdchlichen Aktenstand darstellt oder ob ein Verlust zu vermelden ist, ist unbekannt.
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auffélligsten Handlungen der Veterindrverwaltung war daher der Erlass von Anweisungen und
Proklamationen. Diese hatten teilweise einen informativen Charakter. Eine dieser Direktiven
erging an die Bezirksregierungen im Rahmen der eingefiihrten Betdubungspflicht bei
Kastrationen,”’” denn es wurde vonndten die Aufmerksamkeit der Bevolkerung und der
Tierdrzteschaft auf das neue Gesetz zu lenken und sich fiir eine akkurate Umsetzung
einzusetzen. Auch auf andere Bereiche wurde in der Folge Einfluss ausgeiibt. So wurden
durch das Tierschutzgesetz Versuche an lebenden Tieren, darunter Vivisektionen, in
erheblichem MaBe limitiert.’"® Diesbeziiglich veranlasste das Innenministerium ebenfalls
einen Aufruf an die Regierungen, die neue gesetzliche Regelung besonders zu
beriicksichtigen. Hierbei war aber nicht das Gesetz und der Tierschutz per se fiir die
Veroffentlichung ausschlaggebend. Die Veterindrverwaltung hatte vielmehr das Interesse, der
Bevolkerung ihr Durchsetzungsvermdgen zu demonstrieren’” und ,,das Vertrauen dieser
Kreise nicht zu enttduschen.‘**® Die Einhaltung des Gesetzes sollte deshalb aus Sicht der
Verwaltung unabdingbar sein und elementarer Bestandteil beim Umgang des Menschen mit
dem Tier werden. Das Agieren des Innenministeriums war in diesen Féllen jedoch mehr
instruierend als handelnd. Es ist daher kein direkter Vollzug des Tierschutzes festzustellen als
vielmehr eine unentwegte verwaltungstechnische Kontrollausiibung gegeniiber den unteren
Verwaltungsbehorden. Doch dessen ungeachtet wurde die Auslegung des Tierschutzgesetzes
durch das Innenministerium konsequent und akribisch, jedoch ohne den nétigen Nachdruck
vollzogen. Dies zeigt sich anhand einer Mitteilung der Lederindustrie an das
Innenministerium. Diese unterrichtete — wohl eher aus O0konomischen Griinden — die
Veterindrverwaltung dariiber, dass durch diverse Einstiche in den Viehhduten erhebliche
Wertverluste bei der Lederproduktion aufgetreten waren. Die Stichverletzungen wurden vom
Innenministerium zweifellos als tierschutzwidriges Handeln subsumiert, doch Mittel der Wahl
war wiederum nur eine an die Regierungen und verschiedene polizeiliche Dienststellen
adressierte, edukative EntschlieBung mit Hinweis auf das Tierschutzgesetz.**! Derartiges

Handeln der Verwaltung war nicht geprdgt von reputierlicher Strebsamkeit. Auch

317 Viehkastrierer mussten, um die Uberpriifung durch die Amtstierirzte zu erleichtern, Kastrationen mit
Betdubung in einem Kontrollbuch vermerken (vgl. Entwurf, StMdI an die Regierungen vom 26.03.1934, in:
BayHStA, MInn 87776). Vgl. auch: Tierschutzgesetz vom 24.11.1933, §2 9., S. 987.

318 Vgl. Tierschutzgesetz vom 24.11.1933, RGB], §5, S. 987.
319 Vgl. StMdI an die Regierungen vom 05.06.1934, in: BayHStA, MInn 87776.
320 Ebd.

321 Vgl. EntschlieBung des StMdl und des Staatsministeriums fiir Wirtschaft vom 29.8.1934,
Regierungsanzeiger Nr. 53 vom 31.08.1934, in: BayHStA, MInn 87776.
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Aufforderungen durch das Reichsinnenministerium wurden daher nicht durch die
Veterindrverwaltung im Innenministerium bearbeitet, sondern unmittelbar an die

Bezirksregierungen weitergeleitet.**

Daneben hatte sich auch schon seit den 30er Jahren des 19. Jahrhunderts ,,in den breiten
Schichten der Bevolkerung eine energische Bewegung“** fiir den Tierschutz etabliert. Im
Deutschen Reich war ein Teil der Tierschiitzer in Vereinen organisiert und bemiihte sich nicht
nur wie vor dem Gesetzeserlass den Tierschutz zu unterstiitzen, sondern auch iiber die
Einhaltung des Gesetzes zu wachen. Der Grund ihres Einsatzes war im Unverstindnis
gegeniiber der weit verbreiteten Auffassung iiber die Rechtlosigkeit des Tieres — insbesondere
in der Obhut des Menschen — zu suchen.’* Bereits 1841 gab es Klagen iiber die

unbefriedigenden Verhéltnisse:

,Der Eigentiimer (...) darf nicht seiner Tiere Tyrann sein, aber eine grdofere
Tyrannei, als solche Martern, gibt es nicht, und sie wird in einem zivilisierten

Staate (...) noch geduldet.***

Auch unter den meisten Veterindren bestand dariiber hinaus kein sonderlich grof3es Interesse
an der Beteiligung am Tierschutz, wie ein eindringlicher Aufruf der in Tierschutzvereinen
tatigen Tierdrzte zeigt: Nur 60 Tierdrzte waren 1933 an der Tétigkeit in Tierschutzvereinen in
erwihnenswerter Form beteiligt.”?® Die Einsatzbereitschaft von Privatpersonen fiihrte folglich
dazu, dass das Tierschutzgesetz gerade in zivilen Kreisen immer wieder falsch interpretiert
wurde oder diese sich bewusst einer falschen Auslegung bedienten. Nach Ansicht der
Tierschiitzer waren nicht nur die Polizei, sondern auch die Tierschiitzer mit Rechten bei
Tierschutzkontrollen ausgestattet.”?” Im Tierdrzteblatt wurde zum zehnjihrigen Jubildum des

Reichstierschutzgesetzes diese Behauptung ebenfalls aufgestellt. Auch hier wurde sowohl den

322 Das Reichsinnenministerium hatte hier eine Anzeige beziiglich eines Betrugs bei Tierschutzspenden
weitergeleitet (vgl. Reichsminister des Innern an das Bayerische Staatsministerium des Innern vom 10.05.1939,
in: BayHStA, MInn 87776). Von der Veterindrverwaltung wurde ,,genaueste Nachpriifung® erwartet (vgl.
Entwurf, StMdI an den Regierungsprasidenten in Miinchen vom 16.05.1939, in: BayHStA, MInn 87776).

323 Froehner (1954), S. 347.
324 Vgl. Giese (1940), S. 576.
325 Tierarzt Keller aus Pforzheim (1841) zit. n. Schmaltz (1936), S. 316.

326 Vgl. Anonym (1933b), S. 239; begriindet wurde die Situation folgendermalien: ,,Bei der wirtschaftlichen
Not in unserem Stande ist es zwar kein Wunder, dafl manche Kollegen, die sich um ihr kérgliches Brot im Berufe
abrackern und aufreiben miissen, zu miide und verbittert sind, um sich auch noch auerberuflichen Bestrebungen
widmen zu wollen oder zu kdnnen, und doch gibt es noch viele Tierérzte, die hierfiir die notwendige Zeit und
Tatkraft aufzubringen in der Lage sind“(ebd., S. 239f.). Siehe dazu auch: Schimanski (2008), S. 1624.

327 Vgl. Giese (1940), S. 577.
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1328 erhalten zu haben

Tierschutzvereinen als auch der Polizei eingerdumt, die ,,Machtmitte
und mit diesen ,,den Schutz des Tieres im alltdglichen Leben zu iiberwachen und zu
fordern.“** Ein Teil forderte daher bereits 1934 — mit einer gewissen Selbstiiberschitzung —

eine Ernennung zum , Hilfsbeamten der Staatsanwaltschaft“,>*® der mit ,,polizeilichen

“31 ausgestattet sein sollte. Vier Jahre spiter wurde sogar die ,,Ausstellung eines

Befugnissen
polizeilichen Ausweises***? fiir Kontrollen und Uberpriifungen gefordert. Ausgangspunkt war
der Umstand, dass manche Personen, wie zum Beispiel Tierzuchtinspektoren, aus
vorhergegangenen Tétigkeiten in der Tierzucht bereits im Besitz solcher vermeintlichen
Dokumente waren.””® Jedoch wurden diese erstellten Bescheinigungen ohne Ausnahme
eingezogen,* da dieser Umstand aufgrund der gesetzlichen Lage nicht haltbar war. Trotzdem
war der Einsatz der privaten Tierschiitzer schon im Jahre 1934 gewiirdigt und eine
Zusammenarbeit mit der Polizei sogar zwingend gefordert worden.** Fiir diesen Aktionismus
der Tierschutzvereine konnte in gewisser Hinsicht die Passivitit der bayerischen Verwaltung
und der Veterindre durchaus eine Erkldrung bieten. Womoglich fiihlte man sich in zivilen
Kreisen gerade aus diesem Grund gezwungen, mehr Einsatz als de facto gesetzlich erlaubt an
den Tag zu legen. Auch ist denkbar, dass positive und iiberzeugende Resultate des Gesetzes
fiir die Bevolkerung noch nicht ersichtlich waren und sich somit das Bediirfnis nach mehr
tierschiitzerischem Engagement steigerte. Der wachsende Einsatz der Bevolkerung ldsst sich
auch am Beispiel einer Tierschutzanzeige illustrieren. Diese Anzeige durchlief verschiedene

Stationen, darunter auch das Reichsinnenministerium, bis sie schlieSlich 1940 zum

328 Jedoch ist davon auszugehen, dass Giese zu groe Kompetenzen fiir die Vereine in das neue Gesetz
interpretierte, da der Vollzug im Gesetz nicht geregelt war. Somit kénnen derartige Auflerungen zu dem Handeln
der Vereine gefiihrt haben (vgl. Giese (1944), S. 23).

329 Ebd.
330 Polizeidirektion Miinchen an das StMdI vom 05.05.1934, in: BayHStA, MInn 87776.
331 Ebd.

332 Entwurf, StMdl an die Tierschutzvereine Kehlheim und Umgebung vom 20.12.1938, in: BayHStA,
MInn 87776.

333 Vgl. StMdI an den RMdI vom 20.12.1938, in: BayHStA, MInn 87776; auch das Reichsinnenministerium
schien dieser Entwicklung gegeniiber Bedenken zu haben (vgl. Bemerkung, ebd.).

334 Vgl. Vormerkung vom 23.02.1939, in: BayHStA, MInn 87776.

335 Vgl. Entwurf, StMdI an den Deutschen Tierschutzverband, Ortsgruppe Miinchen vom 19.05.1934, in:
BayHStA, MiInn 87776; das Innenministerium gestattete aber weiterhin den Verbdnden ,private
Aufsichtspersonen aufzustellen und sie entsprechend auszubilden® (ebd.). Die Zusammenarbeit wird auch in
einem an den Ministerpriasidenten gerichteten Schreiben verdeutlicht: ,,Polizeiliche Befugnisse haben die
Tierschutzvereine keine, diese sind den staatlichen Organen iibertragen. Den Tierschutzvereinen steht in ihrer
Arbeit lediglich das sehr gute Tierschutzgesetz zur Seite und im Ubrigen sind sie, um iiberhaupt arbeiten zu
konnen, auf ein gutes Zusammenarbeiten mit den Behorden angewiesen (Schreiben an Ministerpréasident
Siebert liber Gedanken zum Tierschutz vom 21.10.1936, in: BayHStA, StK 6453).
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36 Darin  wurden die

Bayerischen  Staatsministerium des Innern  gelangte.
Haltungsbedingungen eines Eisbdren in einem Tiergarten bemdngelt. Doch wurde diese
Meldung von Apfelbeck abgewiesen und die Haltung des Eisbéren verifiziert. Geschilderte
stereotypische Verhaltensweisen wurden allerdings von ihm nicht erkannt und falsch
interpretiert.”’’ Er bewertete die Anzeige sogar als bedeutungslos und war dariiber hinaus
erbost, dass viele behodrdliche Instanzen mit dieser Angelegenheit beschéftigt worden
waren.”®® Die Bemiihung hatte keinerlei Erfolg und Apfelbeck verdeutlichte, dass er keine

“¥3% mehr erhalten wolle. Zwar ist die Singularitdt eines derartigen

,unbegriindeten Eingaben
Vorfalls — zumindest nach Aktenlage — hervorzuheben, allerdings ldsst sich ein gewisses Maf}
an Obrigkeitsdenken durchaus erahnen. Es wurden die Unterschiede zwischen der zivilen
Bevolkerung und den ausgebildeten Fachkriften deutlich hervorgehoben und jegliche
Feinfiihligkeit wurde vermieden. Die Sorgen blieben zumindest in diesem Fall von der

Veterindrverwaltung unbeachtet und wurden nicht ernst genommen.

336 Vgl. Schreiben des StMdI vom 27.04.1940, in: BayHStA, MInn 87776.

337 Apfelbeck begriindete das Verhalten folgendermaBen: ,,.Die Eisbdren zdhlen zu den Albinos u. kdnnen
folglich den Kopf nicht ruhig halten; der Eisbdr bewegt in Ruhestellung seinen Kopf dauernd hin und her*
(ebd.).

338 Vgl. ebd.
339 Ebd.
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4.2 Der Betdubungszwang und seine beschwerliche Etablierung in Bayern

Das Jahr 1933 war fiir die Veterindrverwaltung des Bayerischen Innenministeriums nicht nur
aufgrund der Einfiihrung des Reichstierschutzgesetzes pragend gewesen, sondern auch durch

% und der dazugehorigen

den Erlass des Reichsgesetzes iiber das Schlachten von Tieren®
Verordnung.**' Hierbei kristallisierte sich in Bayern eine kontrire Entwicklung im Vergleich
zur fast reibungslosen Einfiihrung des Reichstierschutzgesetzes heraus. Die gesetzlichen
Veranderungen sollten zu einem Jahre andauernden Konflikt fiihren, der letztendlich im
Untersuchungszeitraum nie einen, zur vollen Zufriedenheit des Bayerischen

Innenministeriums fithrenden, Abschluss fand.

4.2.1 Die neue Regelung und ihre Folgen

Resultierend aus den neuen gesetzlichen Regelungen entstanden erhebliche Verdnderungen im
gewohnten, traditionellen Schlachtablauf. So wurde einleitend in der Bekanntmachung des
Staatsministeriums des Innern beziiglich des Gesetzes iiber das Schlachten von Tieren

verkiindet:

,2ourch die neuen Bestimmungen wird der Betdubungszwang auf a 11 e
warmblitigen Tiere[Hervorh. i. Orig.], also auch auf Gefliigel,
ausgedehnt, soferne [sic!] das Gefliigel nicht durch schnelles vollstindiges
Abtrennen des Kopfes vom Rumpfe geschlachtet wird. Das Authingen von
Schlachttieren vor der Betdubung ist auch in Ausnahmefillen nicht mehr

gestattet.

Damit bestanden nun zwei neue Beschrinkungen. Zum einen wurde der Betdubungszwang
verpflichtend, der damit de facto auf ein Schéichtverbot hinauslief. Zum anderen wurde ein
Verbot des Aufhingens vor der Betdubung ausgesprochen. Mit Blick auf das Schéchtverbot
ist festzuhalten, dass zwar auf Reichsebene nun das Schichtverbot juristisch verankert war, in

Bayern aber bereits frither und zwar 1930, jedoch ohne Bezug auf Gefliigel, erlassen worden

340 Vgl. Gesetz iiber das Schlachten von Tieren vom 21.04.1933, RGBI, S.203.
341 Vgl. Verordnung iiber das Schlachten von Tieren vom 21.04.1933, RGB], S. 212f.

342 Bekanntmachung des Staatsministeriums des Innern vom 01.05.1933, in: BayHStA, MInn 87872; vgl.
Gesetz liber das Schlachten von Tieren vom 21.04.1933, RGBI, §1, S. 203.
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war.”* Die Ausnahmen waren bereits geregelt und betrafen lediglich Notschlachtungen, falls
ein Tier noch vor der Betidubung zu verenden drohte.*** Der eigentliche Halsschnitt durfte nur
noch nach vorhergegangener Betiubung durchgefiihrt werden.’*® Dem Beispiel Bayerns
folgten drei Jahre spiter, wie die Bayerische Gesandtschaft {ibermittelte, auch Wiirttemberg*
und Baden.**” Die neue gesetzliche Regelung verursachte aber von Beginn an eine offen
verkiindete Unzufriedenheit unter den betroffenen Gewerbetreibenden. Bereits vor Erlass des
Gesetzes gab es erste kritische Stimmen. So klagte ein Gefliigelhdndler ohne den Grund
genauer zu definieren, dass durch das Schichtverbot die Gefliigelziichter geschiddigt werden
wiirden. Auch die erlaubte Abtrennung des Kopfes wurde besonders kritisiert und die
Behauptung aufgestellt, dass das Gefliigel dadurch nicht mehr zu verkaufen sei. Auch wurde
angefiihrt, dass an der Schnittstelle schneller die Verderbnis eintreten und dariiber hinaus das
Federkleid beschmutzt werden wiirde.’*® Es bestanden daneben Unklarheiten iiber den
Vollzug des Blutentzuges mittels Halsschnittes. Die steigende Unsicherheit — vor allem unter
den Metzgern*® — war im Oktober 1933 fiir das Bayerische Innenministerium Anlass genug,
um mit der EntschlieBung, dass die Betdubung vor dem Blutentzug das entscheidende
Kriterium sei, zu reagieren.” Jedoch konnte sich diese Vorgehensweise nur schwer
etablieren, denn trotz der Einfiihrung von Elektrobetdubungen wurde weiterhin gegen den
Halsschnitt ,,Widerstand“*' geleistet. Daher wandte sich das Bayerische Innenministerium an
das Reichsinnenministerium mit dem Anliegen, Position zu dieser Fragestellung zu
beziehen.* Auch das Reichsinnenministerium bekréftigte die EntschlieBung des Bayerischen

Innenministeriums und bestétigte, dass nach einer erfolgten Betdubung der warmbliitigen

343 Vgl. Bekanntmachung zur Ausfithrung des Gesetzes iiber das Schlachten von Tieren vom 17.05.1930,
GVBI, §1 u. §5, S. 133f.

344 Vgl. ebd., §6 1, S. 134.
345 Vgl. ebd., §6 11, S. 134.

346 Vgl. Bayerische Gesandtschaft in Stuttgart an das Staatsministerium des AuBern vom 18.03.1933, in:
BayHStA, MInn 87872; Hessen hatte ebenfalls im Mairz das Schéchtverbot erlassen (vgl. Bayerische
Gesandtschaft in Stuttgart an das Staatsministerium des Innern vom 19.03.1933, in: BayHStA, MInn 87872).

347 Vgl. Bayerische Gesandtschaft in Stuttgart an das Staatsministerium des AuBern vom 24.03.1933, in:
BayHStA, MInn 87872.

348 Vgl. Schreiben an das StMdI vom 20.04.1933, in: BayHStA, MInn 87872.

349 Die EntschlieBung war zuvor nur an den Niirnberger Stadtrat {ibermittelt worden. Ob bei bestimmten
Tierarten groflere Hemmnisse bestanden, ist nicht bekannt (vgl. Bemerkung, Entwurf, EntschlieBung des StMdl
vom 11.10.1933, in: BayHStA, MInn 87872).

350 Vgl. Entwurf, EntschlieBung des StMdI vom 11.10.1933, in: BayHStA, MInn 87872.
351 Entwurf, StMdI an das RMdI vom 08.05.1934, in: BayHStA, MInn 87872.
352 Vgl. ebd.
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33 Nur kurz nach

Schlachttiere, die Methode der Blutentziechung keine Rolle mehr spiele.
Erlass des Schichtverbotes waren bereits erste Bestrebungen zu verzeichnen, mittels der
Einfuhr von Fleisch die neuen gesetzlichen Regelungen zu umgehen. In diesem
Zusammenhang meldete der Stadtrat aus Miinchen, dass ein Antrag vorlag, Fleisch von
geschichteten Tieren aus Didnemark einzufiihren.”* Die Veterindrverwaltung erhielt zu dieser
Thematik ein von der nationalsozialistischen Landtagsfraktion weitergeleitetes,
verstandnisloses Schreiben, verbunden mit antisemitischen Thesen und der Forderung,
derartige Einfuhren zu unterbinden.’”® Doch das Reichsinnenministerium erlie hierzu
keinerlei Einfuhrbeschrankungen. Grund hierfiir war, dass sich das Fleisch von geschichteten
Tieren nicht vom Fleisch anderer Tiere unterscheiden lief}. Aulerdem wurde vermutet, dass
durch die hohen Zélle die Einfuhrmenge an Fleisch nicht sehr groB sein wiirde.”® Auch
Baden, das zunichst progressiv ein solches Verbot der Einfuhr ausgesprochen hatte, nahm
dieses wieder zuriick.”” Trotz der erheblichen Auswirkungen des neuen Gesetzes in
bestimmten Bevolkerungskreisen, in denen das Schédchten iiblich war, schien das
Schichtverbot jedoch nicht die primir vorherrschende Thematik innerhalb des untersuchten
Aktenmaterials des Bayerischen Innenministeriums zu sein. Daher ist es schwierig sich {iber
die Motivation fiir das Vorgehen der Veterindrverwaltung in dieser Angelegenheit ein Bild zu
machen. Inwieweit hier Konformitdt mit der antisemitischen Haltung der Politik bestand oder
lediglich eine gesetzestreue Verwaltungspolitik ausgeiibt wurde, ldsst sich anhand der
untersuchten Archivalien nicht eindeutig bestimmen. Zwar enthalten im Akt beiliegende

Zeitungsartikel antisemitische AuBerungen,®® jedoch findet sich auch ein Bericht, in dem

353 Vgl. RMdl an das StMdl vom 14.06.1934, in: BayHStA, MInn 87872; auch gab das
Reichsinnenministerium den Verweis, dass die einzelnen Lander selbst die korrekte Durchfithrung der jeweiligen
Gesetze garantieren mussten (vgl. ebd.).

354 Vgl. Stadtrat von Miinchen an das StMdI vom 19.06.1933, in: BayHStA, MInn 87872.

355 Vgl. Geschiftsfiihrer der nationalsozialistischen Landtagsfraktion an das Referat 4 des StMdl vom
07.06.1933, urspriinglich von der Direktion des stddtischen Veterindrwesens Miinchen vom 02.06.1933, in:
BayHStA, MInn 87872.

356 Vgl. RMdI an die Landesregierungen vom 27.07.1933, in: BayHStA, MInn 87872.

357 Dies geschah erst nach der Stellungnahme seitens des Reichsinnenministeriums (vgl. StMdl an den Stadtrat
in Miinchen vom 09.08.1933, in: BayHStA, MInn 87872).

358 Diese Beitrdge haben eine klare judenfeindliche Ausrichtung und Botschaft. Sachliche Argumente sind
dabei nicht zu erkennen, vielmehr Antisemitismus. Diesbeziiglich duBlerte sich der Verfasser deutlich und
schonungslos. Er lie offen verlauten, dass durch das Gesetz in erster Linie eine Restriktion von Juden erreicht
werden sollte. Dazu erlduterte er sein von Rassenideologie geprigtes Weltbild (vgl. dazu sowohl Miiller, M.,
,Das andere Gesicht des Schichtens® als auch Miiller, M., ,, Das Schlachten als Ausdrucksweise rassischen
Denkens und Handelns®, in: BayHStA, MInn 87872).
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betont wird, dass der Schéchtschnitt bereits eine Betdubung einleitet und keine weiteren
Schmerzen bewirkt werden.*” Eine Stellungnahme zu den Zeitungsartikeln liegt jedoch nicht

Vvor.

Auffallend ist aber auch, dass die Umsetzung des Aufhingeverbotes®® vor der Betdubung zu
einem weiteren Schwerpunkt der behordlichen Arbeit wurde. Besonders bei der
Kilberschlachtung bestand unter den Gewerbetreibenden generelles Unverstindnis dariiber,
dass das Authdngen verboten worden war. Daher stellte die Augsburger Schlachthofdirektion
den Antrag, weiterhin nach der bisherigen Methode, wie bereits durch eine
MinisterialentschlieBung im Juli 1930 gestattet, schlachten zu diirfen.**' Auch von anderen
Schlachthéfen kamen Beschwerden iiber das Verbot des Authdngens. Ein Bericht aus dem
Schlachthof in Wiirzburg schilderte, dass nach Bekanntwerden der Vorschriften sogar
Versuche unternommen worden waren, neue Methoden zu testen und einzufiihren.’** In
diesem Zusammenhang erstattete der Stadtrat aus Wiirzburg mit einem doch sehr ablehnenden

Tenor Bericht:

»,Das Betduben der Kélber auf Schragen, wie es in einigen Schlachthofen
eingefiihrt ist, ist nach unserer Ansicht und nach Ansicht vieler anderer
Schlachthoftierdrzte kein Fortschritt im Sinne des Tierschutzes. Die
Vorbereitungen, die bei dieser Methode ndtig sind bis der Betdubungsschlag
erfolgen kann, bedeuten fiir die Tiere eine ganz bedeutend groBere Quilerei als
der kurze Augenblick des Hangens, der notig ist bis die Tiere mit dem Hammer
betdubt werden konnen. (...) Nach unserer Erfahrung und Ansicht stellt die
Methode des Authidngens der Kélber mit nachfolgender sofortiger Betdubung
mit dem Hammer die beste, humanste, rascheste und unter den gegebenen

Verhiltnissen einzig mogliche Art der Schlachtung dar.**%

Besonders wurde die Tatsache beklagt, dass die Tiere sich nicht in Ruhe fixieren lieBen und

gerade durch Abwehrbewegungen Leiden und Schidden entstanden. So wird geschildert, dass

359 In diesem Artikel werden die religiosen Vorschriften des Schéchtens und die physiologischen
Zusammenhénge von einem Humanmediziner ndher beleuchtet (vgl. Galandauer, B., ,,Ist das Schéchten eine
Tierquélerei?*, in: BayHStA, MInn 87872).

360 Vgl. Verordnung iiber das Schlachten von Tieren vom 21.04.1933, RGBI, §10, S. 213.

361 Vgl. Stadtrat von Augsburg an die Regierung von Schwaben und Neuburg vom 28.04.1933, in: BayHStA
MInn 87872.

362 Vgl. Stadtrat aus Wiirzburg an das StMdI vom 09.05.1933, in: BayHStA, MInn 87872.
363 Ebd.

63



DER BETAUBUNGSZWANG UND SEINE BESCHWERLICHE ETABLIERUNG IN BAYERN

unfixierte Kélber wieder von den Schragen gesprungen wiren, und es wurde betont, dass
,Rippen- und Beinbriiche, Quetschungen und Blutergiisse**** bei den Schlachtkilbern die
Folge der Schragenmethode gewesen wéren. Aus diesem Grund wurde das Innenministerium
gebeten auch fiir Wiirzburg das Aufhingen weiterhin zu dulden.’® Der Schlachthof Landshut
beklagte dariiber hinaus die hohere finanzielle Belastung.**® Auch der Direktor des Miinchener
Schlachthofes, Max Miiller, dulerte Verstindnislosigkeit {iber die neue Regelung. Zwar wurde
,der Zweck der Bestimmung (...), Tierquilereien beim Schlachten zu verhiiten*,*’
befiirwortet, jedoch fiir die Kilberschlachtungen am Miinchener Schlachthof als vdllig
,verfehlt“*® angesehen. Auch diirfte es nicht verwundern, dass besonders im lindlichen
Bereich die neuen Gesetze und Vorschriften kaum oder nicht beachtet wurden.’® Trotzdem
sah sich das Innenministerium zu diesem Zeitpunkt nicht zum Eingreifen verpflichtet,
vielmehr griff die Veterindrverwaltung — falls als notwendig erachtet — mittels direkter
Weisungen ein. Entsprechend wurde ein Aufruf des Miinchener Tierschutzvereins zur
Verteilung von Merkblittern iiber die Einhaltung des neuen Gesetzes abgelehnt.’”® Mit
welchen Mallnahmen die Veterindrverwaltung das Problem anging, entzieht sich jedoch
unserer Kenntnis. So ganz mit Nachdruck scheint sie diese Angelegenheit nicht verfolgt zu

haben. Es stellt sich die Frage, warum?

4.2.2 Bayerns Alleingang beim Betiubungszwang

Begriindet durch die Probleme bei der Umsetzung in Bayern kam es auf der
Veterindrkonferenz im Juni 1933 in Schleswig-Holstein zur Aussprache dieses Themas. Die
aufkommenden Beschwerden und das Unverstindnis iiber die neue Regelung schienen jedoch

vorwiegend in Siiddeutschland Probleme zu bereiten. Allerdings diirfte in gewisser Hinsicht

364 Ebd.
365 Vgl. Ebd.
366 Vgl. Stadtrat Landshut an das StMdI vom 12.05.1933, in: BayHStA, MInn 87872.

367 Direktion des stddtischen Veterindrwesens in Miinchen an das Referat 4 des Stadtrats Miinchen vom
29.04.1933, in: BayHStA, MInn 87872.

368 Ebd.

369 Vgl. Verein gegen Vivisektion und sonstige Tierquilerei Miinchen an das StMdI vom 10.06.1933, in:
BayHStA MInn 87872.

370 Vgl. Entwurf, StMdI an den Miinchener Tierschutzverein vom 20.10.1933, in: BayHStA, MInn 87872;
begriindet mit der zu hohen Anzahl an benétigten Merkblittern, wurde die direkte Verteilung durch die Vereine
selbst angeraten (vgl. Bemerkung, ebd.).
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die Unruhe durch die bayerische Veterindrverwaltung selbst erzeugt worden sein. SchlieBlich
war in der bisherigen bayerischen Verordnung prinzipiell ein Verbot des Authidngens
verankert gewesen, jedoch hatte das Innenministerium weiterhin die Moglichkeit,
Ausnahmegenehmigungen zu erteilen.””’ Daher forderten die bayerischen Schlachthéfe, die
bisher eine Genehmigung erhalten hatten, diese selbstverstindlich weiter ein. Die generelle
Zulassung von Ausnahmen und ob diese in Bayern wieder genehmigt werden durften, sollte
aus diesem Grund auf der Konferenz erdrtert werden. Nach dem Verlesen des Antrages des
Wiirzburger Stadtrates, beflirwortete Erhardt diesen. Jedoch lehnte das Gros der
Teilnehmerlédnder den Vorschlag des Bayerischen Innenministeriums konsequent ab und
bewertete das Aufhidngen der Kaélber als Tierquidlerei. Besonders wurde hier von den
Vertretern der anderen Lénder argumentiert, dass die Bevolkerung iiber das Aufhidngen der
Kilber duBerst unzufrieden war.’”> Der Vertreter aus Sachsen schilderte, dass ,,dieses

“37 hatte, dhnlich verhielt es sich in

Verfahren aber groBe Entriistung hervorgerufen
Thiiringen.””* Auch der Vertreter aus Baden duBerte Verstindnislosigkeit iiber den Standpunkt
und das Unvermogen Bayerns. Zwar wurde eingerdumt, dass in Baden ebenfalls die Kilber
bei der Betdubung aufgehdngt wurden, jedoch nach Inkrafttreten der neuen Regelung die
Vorschriften in den Schlachthofen eingehalten worden waren.’” Auch der Vorsitzende der
Konferenz mahnte diesbeziiglich den bayerischen Vertreter Erhardt, ,,dal das Authingen der
Kiélber an den Hinterbeinen nach der jetzigen Auffassung als eine Tierquilerei zu betrachten
sei und auch in Bayern miisse man damit rechnen, daB einmal die Durchfithrung dieser
Methode seitens der Bevolkerung mit Gewalt verhindert werden konnte.**’® Schlussfolgernd
ist festzuhalten, dass Bayerns Ansinnen und bisherige Handhabung auf der Konferenz

keinerlei Akzeptanz fand. Besonders die unzuldngliche Durchsetzungskraft konnte nicht

nachvollzogen werden. Damit wurde der Vorschlag Bayerns abgelehnt und Erhardt musste auf

371 Vgl. Auszug aus der Niederschrift {iber das Ergebnis der Veterindrkonferenz im Juni 1933 in Schleswig-
Holstein, in: BayHStA, MInn 87872; siehe dazu: ,,Das Authdngen von Schlachttieren vor der Betdubung ist
verboten. Das Staatsministerium des Innern behélt sich vor, fiir Kdlber in besonderen Fillen Ausnahmen
zuzulassen®™ (Bekanntmachung zur Ausfiihrung des Gesetzes tiber das Schlachten von Tieren vom 17.05.1930,
GVBI, §911, S. 134)).

372 Vgl. Auszug aus der Niederschrift {iber das Ergebnis der Veterindrkonferenz im Juni 1933 in Schleswig-
Holstein, in: BayHStA, MInn 87872.

373 Ebd.

374 In Thiiringen lag der Fokus vielmehr auf dem Aufhdngen von jungen Ziegen. Dies stiel ebenso wie in
Sachsen auf Unverstindnis innerhalb der Bevolkerung. Daher sprach sich auch Thiiringen klar gegen den
bayerischen Vorschlag aus (vgl. ebd.).

375 Vgl. ebd.
376 Ebd.
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der Veterindrkonferenz in Schleswig-Holstein eine schwere Niederlage in der Funktion als
Leiter der Veterindrverwaltung verkraften.’”” Letztlich wurde vermerkt, ,,daB daher dem
bayerischen Antrag, Ausnahmen fiir Bayern (...) zuzulassen, nicht entsprochen werden
[konnte].**’® Auch das Reichsinnenministerium wandte sich nach der Versammlung in
Schleswig-Holstein noch einmal mit einem Schreiben an das Bayerische Staatsministerium
des Innern und griff das Ergebnis der Konferenz auf. In diesem Schreiben wurde erneut
betont, dass die von Bayern angestrebte Ausnahmeregelung durch die Mehrheit der
Teilnehmerlédnder nicht angenommen worden war und das Aufhingen der Kilber damit

endgiiltig als Tierquilerei deklariert wurde.’”

Obwohl auf der Veterindrkonferenz in Schleswig-Holstein das Gesuch des Bayerischen
Innenministeriums in Génze abgelehnt und durch die schriftliche Mitteilung des
Reichsinnenministeriums abschldgig beschieden worden war, blieb die Thematik im Jahr
darauf weiterhin aktuell. So griff im Januar 1934 der Miinchener Stadtrat das Thema erneut
auf. Dieser wandte sich an die Veterindrverwaltung des Bayerischen Innenministeriums mit
dem Argument, dass sich die geringe GroBe der Kaélberschlachthalle fiir das hohe
Schlachtaufkommen als ungeeignet fiir die Einfiihrung der Schragenschlachtung
herausgestellt hatte, weshalb sich BaumaBnahmen als erforderlich erwiesen.® AuBerdem
konnte sich der Miinchener Stadtrat nicht mit der auf der Veterindrkonferenz gefillten
Entscheidung abfinden und erorterte anklagend, ,,dall die Schragenschlachtung gegeniiber der
bisher in Miinchen {iblichen Schlachtweise fiir Kélber einen Riickschritt auf dem Gebiete des

“31 Darauthin unterbreitete die Stadt Miinchen den

humanen Schlachtens bedeutet[e].
Vorschlag, eine heterogen zusammengesetzte Kommission solle die schonendste
Schlachtmethode ermitteln. Hierbei sollten auf experimentelle Weise beide Prozeduren
vergleichend gegeniibergestellt werden.**> Obwohl Erhardt auf der Konferenz gescheitert war,
lieB sich das Bayerische Innenministerium auf den Vorschlag des Miinchener Stadtrates ein.

Dabei wurden zwar Eckpunkte des Vorschlags {ibernommen, die Zahl der

377 Vgl. ebd.
378 Ebd.

379 Dies wurde insbesondere mit dem fast einstimmigen Konsens auf der Veterindrkonferenz begriindet (vgl.
RMdI an das StMdI vom 21.08.1933, in: BayHStA, MInn 87872).

380 Vgl. Stadtrat von Miinchen an das StMdI vom 18.01.1934, in: BayHStA, MInn 87872.
381 Ebd.

382 Diese Kommission sollte aus staatlichen Vertretern der Regierung, aber auch den Vorstinden des
Miinchener Tierschutzvereins und des Vereins gegen Vivisektion bestehen. Erginzt sollte diese durch die
Obermeister der Alt- und Schweinemetzger und Vertreter der Landwirtschaft werden (vgl. ebd.).
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Kommissionsmitglieder wurde aber beschrinkt.®® Weshalb die Veterinirverwaltung dem
Antrag des Miinchener Stadtrates folgte, bleibt allerdings unklar, denn durch die entschiedene
Haltung des Reichsinnenministeriums und der anderen Lénder war die Aussicht auf Erfolg
eher gering. Dazu war die Idee nicht neu. So hatte Wiirzburg bereits 1933 den Vorschlag
unterbreitet, ,,durch eine Kommission priifen zu lassen, durch welche andere Methode die
bisherige Art der Kilberschlachtung unter den gegebenen Verhéltnissen verbessert werden
[konnte]*“.*® Es ist denkbar, dass Erhardt hierin die Moglichkeit sah, die Angelegenheit in
seinem Sinne zu regeln, jedoch ist unverstindlich, weshalb nicht das Innenministerium die
Initiative ergriffen hatte. Ein Grund hierfir konnte das erhohte Aufkommen an
Kaélberschlachtungen am Miinchener Schlachthof gewesen sein, denn bis 1931 war ein
Anstieg der Kélberschlachtungen zu verzeichnen, der im Verfall der Groftierpreise begriindet
war und in der Folge zu einer vorzeitigen Schlachtung von Kélbern fiihrte.’® AuBerdem
wurde in Oberbayern der GroBteil der bayerischen Kélber geschlachtet.® Gerade die
zahlreichen Schlachtungen in Miinchen und Oberbayern konnen zu dem Antrag des
Miinchener Stadtrates gefiihrt haben. Die vorgeschlagenen Probeschlachtungen fanden im
Miinchener Schlachthof im Maédrz 1934 statt. Daran nahmen Dr. Meyer aus dem
Reichsgesundheitsamt, ein Vertreter des Reichstierschutzbundes und Dr. Pschorr als Vertreter
der Regierung von Oberbayern teil. Ergénzt wurde die Kommission durch Dr. Erhardt, den
Miinchener Schlachthofdirektor Max Miiller und Vertreter der Metzger und Landwirte.*®” Bei
dieser Begutachtung fand die Schlachtung von neun Kélbern mit unterschiedlichen Methoden
statt. Dariiber hinaus hatte Pschorr unbemerkt mit einer Stoppuhr die Zeit von weiteren

Kilberschlachtungen gemessen.*®

Mit den ausgewerteten Daten wandte sich nun die
Veterindrverwaltung erneut an das Reichsinnenministerium. Es war protokolliert worden, dass
bei einer Hangzeit von vier Sekunden nicht verstirkt mit Leiden bei den Kélbern zu rechnen
war, weshalb dieser Methode in den groBeren Schlachthofen der Vorzug zu geben sei. Nach
den Vorstellungen Bayerns sollte daher den Landesregierungen erlaubt werden, groferen
Einrichtungen das Authdngen der Kilber weiterhin zu gestatten. Kleinere Schlachthofe

sollten, so die Kommission, keine Ausnahmegenehmigung erhalten und das von Dr. Meyer

383 Vgl. Entwurf, StMdI an die Regierung von Oberbayern vom 03.02.1934, in: BayHStA, MInn 87872.
384 Stadtrat aus Wiirzburg an das StMdI vom 09.05.1933, in: BayHStA, MInn 87872.

385 Vgl. Aybar (2005), S. 123f.

386 Vgl. Schlachtvieh- und Fleischbeschau, Statistisches Jahrbuch fiir Bayern 1934, S. 86.

387 Vgl. Bemerkung zu Stadtrat von Miinchen an das StMdI vom 23.02.1934, in: BayHStA, MInn 87872.
388 Vgl. Notizen iiber Probeschlachtungen bei Kdlbern am 21.03.1934, in: BayHStA, MInn 87872.
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entwickelte Bayreuther Verfahren anwenden, bei dem das Kalb bis zur Betdubung durch zwei
Miénner an den Hinterbeinen festgehalten wird. Seitens der Vertreter der
Fleischereiberufsgenossenschaft wurde aber aufgrund der Unfallgefahr das Bayreuther
Verfahren nur fiir kleine Schlachthofe befiirwortet, da in diesen der Zeitdruck eine weniger

entscheidende Rolle spielte.”

Veranlasst durch die Experimente der Kommission am Miinchener Schlachthof kam es auf der
Veterindrkonferenz in Berlin im Jahr 1934 zu einer erneuten Aussprache beziiglich der
Kiélberschlachtung. Mit Blick auf die ungeordneten, bayerischen Verhiltnisse wurde
zusammenfassend eingeleitet ,,dafl in Bayern [Hervorh. i. Orig.] an bestimmten Schlachthéfen
nach wie vor die Kélber an den Hinterbeinen aufgehingt, in dieser Lage betdubt und durch
Halsschnitt getdtet wurden.“** Trotz der kritischen Worte und der ablehnenden Haltung auf
der Konferenz im Vorjahr schien der Einsatz der Kommission Wirkung zu zeigen. Es wurde
bekanntgegeben, dass die Kommission auch in Berlin die Schlachtmethoden untersucht hatte.
Diesbeziiglich wurde verkiindet, dass die Schragenschlachtung, wie sie in Berlin durchgefiihrt
wurde, als nicht tierschutzwidrig erachtet wurde. Allerdings konnte ebenfalls bestétigt
werden, dass durch die hohe Anzahl an Schlachttieren und der damit verbundenen hohen
Geschwindigkeit nicht zwingend Leiden beim Aufhidngen aufgetreten waren. Ab diesem
Punkt der Argumentation hatte man ein fiir Bayern giinstiges Patt erreicht. Nachdem nun auf
der Konferenz das Ergebnis vom Schlachthof in Miinchen schrittweise Akzeptanz gefunden
hatte, wurde empfohlen, die Moglichkeit von Ausnahmebewilligungen zuzulassen.™' Somit
war es der Bayerischen Veterindrverwaltung gelungen das Blatt innerhalb nur eines Jahres zu
wenden. Doch sollte betont werden, dass die Initiative zu diesem Erfolg von der Stadt
Miinchen ausgegangen war. Im Gegensatz zur Konferenz im Jahr zuvor, als Erhardt lediglich
den Antrag der Stadt Wiirzburg verlesen hatte, konnte er nun mit dem Ergebnis der
eingesetzten Kommission mehr Gehdr finden. Besonders vor dem Hintergrund der stark
ablehnenden Haltung im Jahr 1933 fillt auf, wie schnell sich das Meinungsbild gedndert hatte.
Trotzdem kann nur von einem Teilerfolg Erhardts die Rede sein, wie aus der erlassenen
Verordnung ersichtlich wird. Darin heif3t es, dass nur ,,[d]er Reichsminister des Innern (...) fiir

das Schlachten der Kilber auf Antrag der obersten Landesbehorden in besonderen Fillen

389 Vgl. Entwurf, StMdI an das RMdI vom 04.06.1934, in: BayHStA, MInn 87872.
390 Niederschrift iiber das Ergebnis der Veterindrkonferenz in Berlin im Jahre 1934, in: BayHStA, MInn 87872.
391 Vgl. ebd.
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Ausnahmen zulassen“’*? durfte. ErwartungsgeméB folgten im Jahr 1935 weitere Antrage
Bayerns auf Ausnahmegenehmigung fiir bayerische Schlachthéfe in Wiirzburg, Augsburg,
Bamberg und Ludwigshafen. Immer wieder wurde mit zeitlichen und rdumlichen Problemen
argumentiert.’” Doch die Flut an Antrigen aus Bayern und die sehr zogerliche Umsetzung des
Gesetzes im siiddeutschen Raum schienen das Reichsinnenministerium an seiner
Entscheidung zweifeln zu lassen. Auch 1937 zeigte sich weiterhin noch ein hochst
heterogenes Bild, wobei sowohl das Bayreuther Verfahren, bei dem zwei Ménner das Kalb an
den Hinterbeinen hochhoben, als auch das Miinchener Verfahren, bei dem das Kalb direkt vor
der Betdubung aufgehingt wurde, im siiddeutschen Raum weit verbreitet waren. Andere
Landesregierungen waren jedoch mit der Situation in Siiddeutschland &ufBerst unzufrieden.
Das Mecklenburgische Staatsministerium wollte daher verhindern, dass sich durch eine
generelle Erlaubnis das Aufhidngen der Kélber wieder weiterverbreitete. Es wurde
infolgedessen nochmals seitens des Reichsinnenministeriums betont, dass die Anderung des
Gesetzes hauptsichlich durch die Verhédltnisse am Miinchener Schlachthof bedingt war und
dass diese nicht auf die Mehrzahl der Schlachthofe iibertragen werden konnten. Folglich
wurde bekriftigt, dass trotz der Moglichkeit von Ausnahmegenehmigungen an dem
eigentlichen Gesetz festgehalten werden sollte.*” Anhand dieser Schilderung ldsst sich
retrospektiv nicht erschlieBen, weshalb das Reichsinnenministerium sich zu einer Anderung
der Verordnung hatte bewegen lassen. Womdoglich bestand hier die Hoffnung, dass Bayern
durch die Ausnahmebewilligung hétte zufrieden gestimmt werden konnen, wenn der
Miinchener Schlachthof seine gewohnte Schlachtmethode hitte beibehalten diirfen. Da aber
das Bayerische Innenministerium weiterhin versuchte, fiir andere Schlachthofe
Genehmigungen zu erhalten, zeigte die ldndliche Bevolkerung immer weniger Verstdndnis
dafiir, dass mit zweierlei Mall gemessen wurde. Die ganze Problematik spiegelte sich
besonders in den Eingaben der Bezirkstierdrzte an die Regierung von Oberbayern wider, die
iber eine duflerst unzufriedene Stimmung innerhalb der lédndlichen Bevdlkerung
berichteten.” Besonders die Genehmigung fiir den Schlachthof in Miinchen stiel auf groBes

Unverstindnis. So schilderte ein Bezirkstierarzt aus Aibling, dass man von der Schlachtung

392 Verordnung zur Anderung iiber das Schlachten von Tieren vom 21. April 1933 vom 14.11.1934, RGBI,
S. 1163.

393 Vgl. StMdI an das RMdI vom 08.04.1935, in: BayHStA, MInn 87872.

394 Dies ist das Ergebnis einer Rundfrage vom September 1937 (vgl. RMdI an die Landesregierungen vom
21.05.1938, in: BayHStA, MInn 87873).

395 Vgl. BayHStA, MInn 87873.
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auf der Schrage Abstand genommen hatte und die Kélber wieder aufgehidngt wurden. Eine
gesetzeskonforme Durchfiihrung war mit Blick auf den Miinchener Schlachthof nur noch
schwerlich zu vermitteln.*® Auch in Bad Reichenhall und Berchtesgaden beklagten sich die
Metzger, denn ,,was auf dem Lande als Tierquilerei angesehen werden [sic!], miisse auch in
der Stadt eine sein.“*’ Grund fiir die Riickkehr zur Miinchener Methode war zum einen, dass
die Schlachtung auf den Schragen als zu umstidndlich und platzfordernd, zum anderen die
Bayreuther Methode als zu gefihrlich fiir das hebende Personal erachtet wurde.*® Dazu kam
eine ernlichternde Meldung aus Tolz, dass ,,[d]ie Verwendung von Schlachtschragen (...)
seitens der Metzger keinen Anklang gefunden‘** hatte. Ein dhnliches Bild diirfte sich auch im
restlichen Bayern abgezeichnet haben. Resignierend wurde vom Innenministerium daher

zusammengefasst:

,Die eingeholten Berichte lassen erkennen, dass namentlich in Siidbayern das
Authingen von Schlachttieren an den Hinterfiissen vor der Betdubung noch sehr
hiufig geiibt wird, und dass durch dieses Verfahren keineswegs z.B. auch nicht
in den Kreisen der Amtstierdrzte, das Empfinden einer Tierquélerei ausgeldst

wird. <

Trotz etwaiger EntschlieBungen und Verweise auf die geltenden Vorschriften konnte sich das
Schlachtverfahren mittels Schragen nicht durchsetzen. Auch durch den fehlenden Willen der
Amtstierdrzte waren dem Innenministerium in gewisser Weise die Hinde gebunden.*' Daher
wurde richtig erkannt, dass ,,[d]er gegenwirtige Zustand (...) als autorititsschadigend

€c402

angesehen und verurteilt werden*“*”” miisse. In dieser prekdren Situation wurde erneut die

Anerkennung der Miinchener Methode gefordert, da sich diese im Prinzip kaum von der

396 Zu Beginn wurden von den Metzgern Schragen verwendet. Diese Schlachtmethode wurde allerdings nach
Bekanntwerden der Ausnahmebewilligung fiir den Miinchener Schlachthof wieder verworfen (vgl.
Bezirkstierarzt fiir Aibling an die Regierung von Oberbayern vom 24.11.1936, in: BayHStA, MInn 87873).

397 Bezirkstierarzt fiir Berchtesgaden und Bad Reichenhall an die Regierung von Oberbayern vom 19.11.1936,
in: BayHStA, MInn 87873.

398 Vgl. Bezirkstierarzt fiir Garmisch an die Regierung von Oberbayern vom 01.11.1936, in: BayHStA, MInn
87873; auch wurde bemingelt, dass bei der Schragenschlachtung ebenfalls mindestens zwei Personen zum
Halten der Kilber notwendig waren (vgl. Bezirkstierarzt aus Erding an die Regierung von Oberbayern vom
13.11.1936, in: BayHStA, MInn 87873).

399 Bezirkstierarzt fiir T6lz an die Regierung von Oberbayern vom 12.11.1936, in: BayHStA, MInn 87873; der
Bezirkstierarzt befiirwortete das Authidngen der Kélber (vgl. ebd.).

400 Entwurf, StMdI an das RMdI vom 26.07.1937, in: BayHStA, MInn 87873.
401 Vgl. ebd.
402 Ebd.
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Bayreuther Methode unterschied und letzten Endes keinem Verbot unterlag. In der Folge
wurde verzweifelt in Berlin der Antrag gestellt, das Authingen der Kélber generell, wie es zu
dem damaligen Zeitpunkt nur in Miinchen und Augsburg der Fall war, zu gestatten.*”
SchlieBlich konnte auch das Reichsinnenministerium 1937 nicht mehr den unerfreulichen
Zustand ignorieren und liel nun, wahrscheinlich begriindet durch das desperate Schreiben aus
Miinchen, iiberpriifen, inwieweit sich die einzelnen Verfahren einschlieBlich des Miinchener
Verfahrens bewihrt hatten.*” Zumindest vom Bayerischen Staatsministerium des Innern kam,
allerdings nicht unerwartet, eine positive Stellungnahme. Aus den eingegangenen Berichten
aus ganz Bayern hatte sich nimlich ergeben, dass ,,einstimmig das Miinchener Verfahren als
das humanste Schlachtverfahren“*” bewertet worden war. Doch die Eingabe aus Bayern
schien nicht die gewiinschte Wirkung in Berlin zu erzielen. Letztendlich kam vom
Reichsinnenministerium ein vernichtendes Resultat. Es wurde nochmals verdeutlicht, dass
eine generelle Genehmigung und damit eine Anderung der Verordnung nicht in Frage kam.
Der Grund fiir die Ablehnung des bayerischen Wunsches diirfte nach wie vor auf die Haltung
der anderen Lander zuriickzufiihren gewesen sein. In Thiiringen, das zu Beginn der Regelung
ebenfalls mit Problemen zu kidmpfen hatte, bestanden nun sogar die Metzger auf der
Beibehaltung. Auch in Wiirttemberg fand das herkommliche Verfahren keine Anwendung
mehr. Letztendlich sollte auch der Beschluss der Veterindrkonferenz im Jahr 1933 nicht ad
absurdum gefiihrt werden, denn schlielich war bereits 1934 schon einmal der

Bemessungsspielraum durch die Genehmigung von Ausnahmen erweitert worden.*®

403 Vgl. ebd.

404 Das Reichsinnenministerium betonte hierbei noch einmal, dass die Ausnahmeregelung nur fiir Schlachthofe
in Miinchen und Augsburg galt und dies auch nur nach dem Einsatz der Kommission. Das Ministerium befand
sich in einer selbst herbeigefithrten Zwickmiihle, denn auch Preuf3en, Baden, Sachsen und Hessen versuchten
nun verstdndlicherweise eine Bewilligung zu erhalten (vgl. RMdI an die Landesregierungen vom 20.09.1937, in
BayHStA, MInn 87873).

405 StMdI an das RMdI vom 03.12.1937, in: BayHStA MInn 87873; die Situation wurde generell als nicht
zufriedenstellend empfunden. Fast in allen Bezirken waren laut den Berichten der Regierungen Probleme bei der
Durchsetzung des Gesetzes aufgetreten (vgl. ebd.).

406 Unter den Lindern zeigte sich generell ein heterogenes Bild, doch das Reichsinnenministerium war nicht
mehr gewillt, weitere Ausnahmen zu genehmigen. Bayern war somit das einzige Land, dem Ausnahmen gestattet
worden waren (vgl. RMdI an die Landesregierungen vom 21.05.1938, in: BayHStA MInn 87873).
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4.2.3 Die Betidubung mittels Kopfschlages

Durch die Novellierung hatte der Gesetzgeber Freiheit bei der Wahl der Betdubungsmethode
eingerdumt.””” Dieser Beschluss war jedoch ein organisatorischer Kompromiss gewesen, denn
fir die Umstellung auf den Einsatz eines Bolzenschussgerdtes wurde eine ldngere
Ubergangsfrist bendtigt. Obwohl schon bei der Ausarbeitung des Gesetzes Bedenken
bestanden hatten, wurde an der Regelung der freien Wahl weiterhin festgehalten.*® Schon
kurz nach Gesetzeserlass wurde deshalb seitens der Tierschutzvereine erste Kritik gedulert.
Es wurde besonders bemédngelt, dass die Betdubung mittels Kopfschlages nun allgemein
zugelassen worden war. Vor allem durch eine nicht sachgemifBe Ausiibung wurden grofe
Leiden bei den Schlachttieren befiirchtet.*” Auch fiir die Veterinidrverwaltung des
Innenministeriums war diese Entwicklung duflerst unerfreulich, denn in Bayern war bisher die
Verwendung von Hilfsmitteln wie Schussapparate oder die elektrische Betdubung
vorgeschrieben gewesen. Das Bayerische Innenministerium forderte daher, eingeschrdnkt in
seinen Handlungsmdglichkeiten, die Regierungen auf, weiterhin an dem FEinsatz
entsprechender Gerite festzuhalten.*'® Erst im Jahre 1939 begann das Reichsinnenministerium
bei den Schlachthofdirektoren Meinungen beziiglich der geeignetsten Betdubungsart
einzuholen. Besonders der Einsatz von Bolzenschussgeriten oder die elektrische Betdubung
standen dabei im Mittelpunkt.*"' Die Antworten waren iiberraschend deutlich. So forderte der
Direktor des Schlachthofes in Ludwigshafen vehement: ,,Er [der freie Kopfschlag; Anm. d.

Verf.] gehort  gesetzlich  ausgerottet bei  gewerblichen wie  bei  privaten

407 ,Sie [die Betiubung; Anm. d. Verf.] hat unter Anwendung besonderer Betdubungsapparate
(BolzenschuBapparat, Schlagbolzenapparat, Schlagbolzenmaske) oder durch Schlag auf den Schidel (...) mit
einem besonderen Hammer oder behelfsméBig mit einer Axt zu erfolgen. (...) Der Kopfschlag bei Kilbern (...)
kann auch mit einer Holzkeule (...) ausgefiihrt werden. (...) Die Betidubung kann auch mittels elektrischen
Stromes (...) erfolgen (Verordnung iiber das Schlachten von Tieren vom 21.04.1933, RGBI, §6, S. 212).

408 Vgl. Entwurf, StMdl an die Schlachthofdirektoren in Miinchen, Bamberg, Niirnberg, Regensburg,
Wiirzburg, Augsburg, Hof, Kaiserslautern und Ludwigshafen vom 05.07.1939, in: BayHStA, MInn 87873.

409 Vgl. Miinchener Tierschutzverein an das Staatsministerium des Innern vom 16.06.1933, in: BayHStA,
MInn 87872.

410 Vgl. StMdI an die Regierungen vom 30.08.1933, in: BayHStA, MInn 87872; in der Bekanntmachung zur
Ausfiihrung des Gesetzes iiber das Schlachten von Tieren vom 17.05.1930, GVBI, §8, S. 134 heifit es: ,,In den
offentlichen Schlachthéusern, sowie in gewerblichen und privaten Betrieben, in denen jihrlich 100 GroBtiere
oder 200 Kleintiere (...) geschlachtet werden, diirfen, von Notféllen abgesehen, Grofitiere, Schweine, Schafe und
Ziegen (...) nur mittels besonderer Betdubungsapparate oder -Verfahren [sic!] (...) betdubt werden.*

411 In der Zwischenzeit hatte sich die Verwendung des Bolzenschussapparates schon teilweise etabliert. Dies
war insbesondere in der einfachen Handhabung begriindet (vgl. ebd.).
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Schlachtungen.“*'? Aus Niirnberg kam die Meldung, dass die elektrische Betédubung als Mittel
der Wahl in Frage kam, obwohl diese jedoch bisher nur erfolgreich bei Schweinen eingesetzt
worden war.*”® Der Schlachthof in Wiirzburg teilte mit, dass der freie Kopfschlag zugunsten
des Bolzenschusses und der Elektrobetdubung fast verdringt worden war.*'* Das Bayerische
Innenministerium fasste im Juni 1939 die Situation wie folgt zusammen: Bei den GroBtieren
und bei den Schweinen hatten sich der Bolzenschuss und die elektrische Betaubung bewihrt.
Generell gab es eine Tendenz zur Vermeidung der Schlagbetiubung. Eine Etablierung des
Bolzenschusses sollte auch in weniger urbanen Gebieten angestrebt werden.*® Doch obwohl
der freie Kopfschlag bei den Groftieren vehement abgelehnt wurde, schien es gerade bei der
Schlachtung von Kaélbern weiterhin keinen ersichtlichen Fortschritt und keine
Kompromissbereitschaft zu geben. In vielen Schlachthéfen wurden die Kélber noch immer
mittels Kopfschlag betiubt. Als Grund wurde der vermeintlich hohere Zeitaufwand beim
Bolzenschussverfahren und der Elektrobetdubung angefiihrt. Dazu wurde der Aufbau der
Schragen fiir das Bolzenschussverfahren nach wie vor aus baulichen Griinden abgelehnt.
Auch die hoheren Kosten fiir die Betdubung wurden hier angefiihrt. Ergénzend wurde die
Behauptung aufgestellt, dass die Ausiibung des Bolzenschusses mehr Schaden als der freie

416

Kopfschlag verursachen wiirde.”® Wiederholt wurde somit auf die Ergebnisse der

Kilberschlachtungen im Miinchener Schlachthof von 1934 verwiesen.*'” Damit wurde 1939

412 In Ludwigshafen wurde generell kein Kopfschlag mehr ausgefiihrt. Schweine wurden elektrisch betdubt
(Direktion des stiddtischen Schlacht- und Viehhofes Ludwigshafen am Rhein an das StMdI vom 10.07.1939, in:
BayHStA, MInn 87873).

413 Insbesondere wurde auf die niedrigen Stromkosten und die Unversehrtheit der Schlachtkdrper verwiesen
(vgl. Schlacht- und Viehhof-Direktion Niirnberg an das Staatsministerium des Innern vom 18.07.1939, in:
BayHStA, MInn 87873).

414 Der Kopfschlag bei Kélbern wurde als ,,eine brauchbare, billige und rasche Betdubungsmethode* deklariert
(Schlachthofdirektion Wiirzburg an das StMdI vom 12.07.1939, in BayHStA, MInn 87873).

415 Vgl. StMdI an das RMdI vom 15.08.1939, BayHStA, MInn §7873.

416 Vgl. ebd.; jedoch verwies der Miinchener Schlachthof noch immer auf seine ,,Sonderverfligung® beziiglich
der Kélberschlachtung und beharrte weiterhin auf seinem Standpunkt. Als weiteres Gegenargument wurden nun
auch die hoheren Ausgaben durch die benétigte Munition benannt (vgl. Direktion des stddtischen
Veterindrwesens Miinchen an das StMdl, in: BayHStA, MInn 87873).

417 ,Bei dieser Priifung hat sich ergeben, daB das Schlachten der Kélber, wie es in Miinchen geiibt wird,
gegeniiber der Schragenschlachtung mit Schu3bolzen oder elektrischem Strom als die entschieden humanere und
fir das GroBschlachten von Kélbern, wie es in Miinchen geschieht, unter den hier gegebenen
Schlachtverhéltnissen die allein anwendbare Schlachtform ist* (StMdI an das RMdI vom 15.08.1939, BayHStA,
Minn 87873). Dariiber hinaus wurde die Leidensfahigkeit bei jungen Kilbern gewagt beurteilt. Es wurden die
Leiden der Kélber bagatellisiert und die Nozizeption ,,mit dem seelischen Empfinden eines Kleinkindes in den
ersten Lebensmonaten gleichgesetzt. Jedoch schien das Staatsministerium des Innern in seiner Argumentation
noch immer sehr geprdgt von den Entwicklungen des Jahres 1934 zu sein und unter dem Einfluss des Miinchener
Schlachthofes zu stehen (ebd.).
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seitens des Innenministeriums weiterhin bei den Kélberschlachtungen die Betdubung mittels

Kopfschlages, aber auch das Schlachtverfahren am Miinchener Schlachthof befiirwortet.*®

4.2.4 Die Nachkriegszeit

War noch zur Zeit des Dritten Reiches das Aufhidngen der Kélber ein Politikum innerhalb der
bayerischen Veterindrverwaltung, galt ab Kriegsende die Aufmerksamkeit der Aufhebung des

Schéchtverbotes. Im Dezember 1945 verfiigte die amerikanische Militirregierung wie folgt:

,Da die Militirregierung feststellt, dass die Umstinde des Erlasses darauf
hinweisen, dass das Gesetz vom 21. April 1933 (...), beziiglich des Schlachtens
von Tieren erlassen wurde als das Ergebnis von rassischem und religidsem
Vorurteil und nicht aus Griinden der Menschlichkeit, weist sie hiermit an, dass
alle diesbeziiglichen Gesetze und Anordnungen, Vorschriften und Anweisungen,
die in Verbindung mit diesem Gesetz erlassen wurden, (...) zu widerrufen
sind.«*"?

Um die breite Masse zu erreichen, wurde diese Neuregelung auch in einer
Rundfunkdurchsage vom bayerischen Staatsminister des Innern bekannt gegeben. Somit gab
es keine Betdubungspflicht mehr.* Gesetzlich wurde dies in der Verordnung Nr. 49 tiber das
Schlachten von Tieren festgelegt.*! Deutschlandweit waren die Regelungen jedoch nicht
einheitlich. In Hamburg beispielsweise gab es kein Schichtverbot.*”> Ebenfalls waren ,,in
Hessen keine Bestrebungen zu erkennen, welche den erneuten Erlal3 eines Schichtverbotes
zum Ziele [hatten].“”® Im Gegensatz dazu kam aus Berlin die Meldung, dass ,,[e]ine

Ausnahmebestimmung fiir das ,Schéachten‘ von solchen Tieren aus religidosen oder rituellen

418 Vgl. ebd.

419 Hierbei wollte die Militdrregierung unter allen Umsténden ein ,,wieder aufleben von Gesetzen auf Reichs-
oder Landesebene verhindern (Hauptquartier der US-Streitkrdfte an den Direktor, Amt der Militdrregierung fiir
Bayern vom 04.12.1945, in: BayHStA, MInn 87874).

420 Eine englische Ubersetzung liegt hier ebenfalls vor (vgl. Dokument zu Nr. 700 f 4/45, in: BayHStA,
MlInn 87874).

421 Vgl. Verordnung Nr. 49 iiber das Schlachten von Tieren vom 14.01.1946, GVBL, S. 142.

422 Dies war 1946, erginzt durch die Pramisse einer Minimierung der Schmerzen und Leiden der Schlachttiere,
geregelt worden (vgl. Gesundheitsbehdrde in Hamburg an das StMdI vom 18.08.1951, in: BayHStA, MInn
87874).

423 In Hessen war dies durch das Gesetz iiber das Schlachten von Tieren vom 20.06.1947 geregelt worden
(Hessisches Ministerium des Innern an das StMdI vom 01.09.1951, in: BayHStA, MInn 87874).
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Griinden (...) nicht vorgesehen*“*** sei. Auch in Baden blieb das Schichtverbot bestehen.*”

Nicht zuletzt ist zu erwdhnen, dass der Wegfall des Schéchtverbots in Bayern Tierschiitzern

nur schwer vermittelbar war.***

Doch der leitende Veterindrbeamte Pschorr bekriftigte in
seiner Funktion als Vorsitzender der tierdrztlichen Abteilung des Obermedizinalausschusses
die vorherrschende Sachlage und bestimmte, ,,dass Schritte gegen das Schéchten im Hinblick
auf die religionsgebundene Einstellung der Juden nicht unternommen werden*“*” durften und

428

damit verbundene ,,weltanschauliche und religiose Erorterungen missbilligt werden

sollten.

424 Allerdings war sich Berlin iiber die Entwicklung in anderen Léndern bewusst (Senator fiir Inneres, Berlin
an das StMdI vom 09.10.1951, in: BayHStA, MInn 87874).

425 Ein Antrag zur Aufhebung des Verbotes war im Jahre 1946 zum einen von den deutschen Behorden, zum
anderen vom Chefveterindr der franzosischen Besatzungszone nicht beflirwortet worden (vgl. Badisches
Ministerium fiir Landwirtschaft und Ernédhrung an das StMdI vom 22.08.1951, in BayHStA, MInn 87874).

426 Vgl. Niederschrift iiber die 2. Vollsitzung der Tierarztlichen Abteilung des Obermedizinalausschusses vom
29.03.1946, in: BayHStA, MInn 87246; Schreiben des Miinchener Tierschutzvereins vom 16.01.1946, in:
BayHStA, MInn 87875.

427 Niederschrift iiber die 2. Vollsitzung der Tierdrztlichen Abteilung des Obermedizinalausschusses vom
29.03.1946, in: BayHStA, MInn 87246.

428 Ebd.
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4.3 Die Bekimpfung des Tierkurpfuschertums

Seit langem war der bayerischen Veterindrverwaltung das Ausmal} und die Gefahr, die von
den ungeschulten Tierheilern sowohl fiir das einzelne Tier als auch fiir das Gemeinwohl
ausgingen, bekannt. Bereits 1919 warnte Gasteiger in einem Schreiben, dass diese

«“429 erreicht

vermeintlichen Behandlungen ,,zweifellos eine ganz erhebliche Ausbreitung
hatten. Dariiber hinaus dnderte sich in der Folgezeit wenig, denn im Jahre 1934 belegte eine
Statistik weiterhin eine {iiberproportional hohe Anzahl an vermeintlichen Tierheilern in
Bayern. So geht aus einem Bericht in der Berliner Tierdrztlichen Wochenschrift hervor, dass
398 Kurpfuscher gemeldet waren. Somit standen zehn praktizierende Tierdrzte etwa sieben
angemeldeten Kurpfuschern gegeniiber. Im Vergleich zu den anderen Léndern war dieses
Verhiltnis in Bayern sogar am groBten.”*® Bei diesem Quotienten, der sich durch die
Dunkelziffer zweifelsohne noch weiter zugunsten der Kurpfuscher verschob, bestand nicht

nur eine eklatante Gefahr fiir die Existenzgrundlage des tierdrztlichen Berufsstandes, sondern

auch fiir den Ruf der Tierérzte.

Die Entwicklung lésst sich aber nicht rein monokausal begriinden. Besonderen Einfluss auf
diese Entwicklung iibte der Erste Weltkrieg aus. Einige Militdrangehorige hatten in dieser
Zeit die Moglichkeit, im Heer Erfahrungen in der Tierheilkunde zu sammeln und sich erste
medizinische Kenntnisse und Fertigkeiten anzueignen. Sie versorgten zusammen mit
Veterindroffizieren erkrankte und verwundete Tiere und konnten dadurch einen Einblick in
die Behandlungsmethoden gewinnen, ohne aber die wissenschaftlichen Grundlagen zu

kennen.*!

Dies hatte zur Folge, dass Kriegsheimkehrer, ohne Ausbildung in der
Veterindrmedizin und nur mit einem im Wesentlichen auf Tross- bzw. Kavallerietiere
beschrinkten Erfahrungsschatz ausgestattet, sich als geniigend qualifiziert erachteten,
Medizin am Tier zu vollziehen. Auch die geringe Anzahl an Tierdrzten, die wéhrend des
Ersten Weltkrieges infolge von Abkommandierungen zur Verfligung standen, hatte zu einer
Verschirfung der Situation beigetragen. Die Bedeutung der Tierkurpfuscher vergroBerte sich

dadurch zwangslaufig, da die Tierbesitzer gezwungen waren, eine tiermedizinisch nicht

429 Schreiben des StMdI vom 12.03.1919, in: BayHStA, MInn 87788.

430 Vgl. Schmaltz (1934), S. 540; schon eine amtliche Statistik aus dem Jahre 1925 iibermittelte Zahlen in
vergleichbarer Grofenordnung. So waren neun Jahre zuvor in Bayern 310 Kurpfuscher gemeldet und 859
praktizierende Tierdrzte. Eigens durchgefiihrte, allerdings nicht reprdsentative Erhebungen des Verbandes der
Freiberufstierdrzte Bayerns haben jedoch héhere Zahlen bei den Kurpfuschern ergeben (vgl. Eder (1928), S. 1.).

431 Vgl. Schreiben an das StMdI vom 12.02.1919, in: BayHStA, MInn 87788.
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ausgebildete Person aufzusuchen und von dieser die erforderlichen Behandlungen vornehmen
zu lassen.*? Zwar ist ein ausgleichender Anstieg der Zahl der praktizierenden Tierédrzte bis
1926 zu erkennen, ein Riickgang dieser zwischen 1924 und 1934 fiihrte jedoch zur
Ausgangssituation.*® Ferner gab es eine groBe Anzahl an Wasenmeister in Bayern, die im
Nebenerwerb Tiere behandelten.*** Eine Betétigung der Wasenmeister in der Veterindrmedizin
war jedoch kein neuartiges Phdnomen der Nachkriegszeit. Bereits seit iiber 200 Jahren
praktizierten diese in der Tierheilkunde.*” In manchen Gebieten Bayerns befanden sich, wie
die Regierung von Niederbayern schilderte, die von Wasenmeister ausgeilibten Behandlungen
,in hochster Bliite“.** Grund dafiir waren die Einnahmen als Tierheiler, die die der
Wasenmeisterei bei weitem iibersteigen konnten.*” Die finanzielle Besserstellung sowie die
Tatsache, dass die unausgebildeten Tierheiler niedrigere Entlohnungen verlangten,
begiinstigte letztendlich diese Entwicklung.**

offensichtlich, ,.daf das Geld die Hauptrolle spielt[e] [Hervorh. i. Orig.]“,*° da die

Landwirtschaft geschwicht war und die erzielten Preise flir die Nutztiere duBerst gering

Fir die anklagenden Veterindre war

ausfielen. Daher war oftmals eine tieridrztliche Behandlung 6konomisch nicht zu vertreten.**

432 Vgl. Schreiben des StMdI vom 12.03.1919, in: BayHStA, MInn 87788.
433 Vgl. Schmaltz (1936), S. 326f.

434 Die Regierung von Oberbayern lehnte allerdings ein Verbot ab und plante jeden Fall einzeln zu priifen, da
zu befiirchten war, dass die Wasenmeister ihre Tétigkeiten hitten ruhen lassen kdnnen und sich nur noch um die
ertragreichere Behandlung von Tieren bemiiht hétten (vgl. Regierung von Oberbayern an das StMdl vom
20.09.1926, in: BayHStA, MInn 87788).

435 Vgl. Nowosadtko (1994), S. 172f, Schwarz vermittelte dazu einen Riickblick in das 19. Jahrhundert und
schilderte die Klagen der Tierérzte: , Interessant ist es fiir uns zu horen, dal z.B. die Bitte um Aufnahme als
Tierarzt fiir einen Gerichtsbezirk mit der Begriindung abgelehnt wurde, dall die Funktionen eines Gerichts-,
Polizei- und praktischen Tierarztes bereits dem Wasenmeister iibertragen sind“ (Schwarz (1935), S. 181).

436 Regierung von Niederbayern an das Staatsministerium des Innern vom 23.07.1926, in: BayHStA, MInn
87788; dies war die Antwort auf ein Schreiben des Innenministeriums beziiglich der Ausiibung der
Kurpfuscherei durch Wasenmeister (vgl. StMdl an die Regierungen vom 02.07.1926; in: BayHStA,
Minn 87788).

437 Vgl. Regierung von Schwaben und Augsburg an das StMdI vom 26.08.1926, in: BayHStA, MInn 87788.

438 In einem Fall wurde einem Kuhbesitzer aus Kostengriinden ein unausgebildeter Tierheiler empfohlen.
Dieser erkannte aber eine vorliegende Zwillingsgeburt nicht (vgl. Abschrift zu Nr. 357 ¢ 1., M. Anz Nr. 210 vom
12.9.1916, in: BayHStA, MInn 87788).

439 FiirbaB (1927), S. 39.

440 Dies geht aus einer Pressemitteilung hervor, in der angehende Veterindrmedizinstudenten vor den
ungiinstigen Berufsaussichten gewarnt wurden. Die schlechte Lage unter den Landwirten hatte einen Riickgang
bei der Konsultierung von Veterindren verursacht (vgl. Pressenotiz, Entwurf, StMdI an die Amtliche Pressestelle
vom 24.02.1932, in: BayHStA, MInn §7233).
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Ein Versuch der Veterindrverwaltung dieser Entwicklung entgegenzuwirken war daher die
Verwendung der oberpolizeilichen Vorschriften iiber die Beseitigung von Tierkadavern.**' In
diesen wurde bestimmt, dass Abdeckereien nur von ,,Personen betrieben werden [durften],
welche von der Ortspolizeibehorde ausdriicklich zugelassen [waren].“** Durch einen Entzug
des Vertrauens sollte die Zulassung der Wasenmeister letztendlich aufgehoben und damit die
seitens der Tierdrzteschaft unerwiinschten Nebentitigkeiten eingeschrinkt werden.*** Auch im
Verkehr mit Arzneimitteln fand sich eine wenngleich begrenzte Moglichkeit, die
Kurpfuscherei einzuschrianken.*** So wurden in der Verordnung des Reiches von 1901 diverse
Arzneimittel aufgelistet und deren Verkauf einer Beschrinkung unterworfen sowie an die
Apotheken gebunden.*”® Inwieweit dies jedoch auch Einschrinkungen fiir praktizierende
Tierdrzte bedeutete, wird aus dem untersuchten Aktenmaterial nicht ersichtlich. Doch eine
direkte MaBinahme gegen die Kurpfuscher selbst mittels eines wirkungsvollen Gesetzes
zugunsten ausgebildeter Tierdrzte gelang Anfang des 20. Jahrhunderts nicht.**® Auf Seiten der
nichtakademischen Tierheiler blieben die Empdrung und Bestrebungen der Tierdrzte jedoch
nicht unbemerkt. Vor diesem Hintergrund versteht sich ihr Ansinnen ihren Stand zu wahren
und die gewiinschte Anerkennung sowohl durch die Gesellschaft als auch den Gesetzgeber zu
erreichen. So gab es Planungen zur Griindung eines eigenen Verbandes, wobei man
beabsichtigte, sich durch Veterindre unterstiitzen zu lassen, um dadurch die ersehnte
Anerkennung zu erhalten.*’” Das Innenministerium lehnte jedoch eine Griindung strikt ab, da
es die Gefahr einer weiteren Ausbreitung nicht geschulter Tierheiler als zu grof3 erachtete. Die
Veterindrverwaltung erteilte Tierdrzten daher den Rat, die Griindung eines solchen Verbandes

nicht zu unterstiitzen, da er in letzter Konsequenz den eigenen Berufsstand sowohl

441 Vgl. StMdI an die Regierungen vom 02.07.1926, in: BayHStA, MInn 87788.

442 In diesem Gesetz ist kein Bezug zur Bekdmpfung des Kurpfuschertums enthalten (Oberpolizeiliche
Vorschriften iiber die Beseitigung von Tierkadavern vom 01.04.1919, GVBI, §10 111, S. 146).

443 Vgl. StMdI an die Regierungen vom 02.07.1926, in: BayHStA, MInn 87788.

444 Vgl. Schreiben des StMdI vom 12.03.1919, in: BayHStA, MInn 87788; hierbei war die Kaiserliche
Verordnung vom 22.10.1901 iiber den Verkehr mit Arzneimitteln ausschlaggebend, da hiermit die
Arzneimittelabgabe durch die Kurpfuscher besonders eingeschriankt werden sollte (vgl. Eder (1928): S. 4).

445 Vgl. Verordnung, betreffend den Verkehr mit Arzneimitteln vom 22.10.1901, RGBI, §1 u. §2, S.380f; die
Verordnung betraf auch die Heilmittel fiir die Behandlung von Tieren: ,Die in dem angeschlossenen
Verzeichnisse [sic!] A aufgefiihrten Zubereitungen diirfen, ohne Unterschied, ob sie heilkréiftige Stoffe enthalten
oder nicht, als Heilmittel (Mittel zur Beseitigung oder Linderung von Krankheiten bei Menschen und Thieren
[sic!] auBerhalb der Apotheken nicht feilgehalten oder verkauft werden* (Ebd., §1, S. 380).

446 Vgl. Seewald (1977), S.104.
447 Vgl. Schreiben an Gasteiger vom 12.12.1920, in: BayHStA, MInn 87788.
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wirtschaftlich als auch in Bezug auf die doch wichtige Wertschitzung gefihrden wiirde.*** Bei
der Bekdmpfung des Kurpfuschertums setzte das Innenministerium auf die praktizierende
Tierarzteschaft. Es sah diese als wichtiges Fundament einer wirkungsvollen
Bekdmpfungsstrategie an, auch weil die Veterindre durch ihre Arbeit vor Ort wichtige
Hinweise iiber Missstinde liefern konnten. AuBerdem sollte die Bevdlkerung mittels
Pressemitteilungen aufgekldrt werden.*** Doch letzten Endes fehlte die notwendige,
regulierende Gesetzgebung, um eine effektive Bekdmpfung zu ermdglichen.*® Ein
kurzzeitiger Achtungserfolg, der jedoch leider durch die fehlende Reife seine Wirkung
verfehlte, zeichnete sich erst gegen Ende der Amtszeit Gasteigers ab. Das Innenministerium
hatte bis dahin zwar keine tiefgreifenden gesetzlichen Mallnahmen ergriffen, zumindest aber
im Jahre 1930 ein Gesetz erlassen, das eine ,,6ffentliche Ankiindigung oder Anpreisung von
Geheimmitteln, die zur Verhiitung oder Heilung von Tierkrankheiten bestimmt [waren],**"
untersagte. Doch bereits bei Erlass des Gesetzes wurde das eigentlich angestrebte Ziel
verfehlt, da ,jene Mittel, deren Zusammensetzung zwar angegeben, die jedoch mit
marktschreierischer, iibertriebener oder tduschender Reklame vertrieben [wurden]*,** nicht
darunter fielen. Die Problematik wurde sogar noch verstirkt, indem nun auch Betriebe
versuchten, vermeintliche Heilmittel zum Beispiel gegen die Maul- und Klauenseuche auf den
Markt zu bringen. Diese wurden aber aufgrund mangelhafter wissenschaftlicher
Untersuchungen von den Instituten nicht zugelassen.*’® Letztendlich zeigt sich die wirkungs-

und ergebnislose Bekdmpfung des Ministeriums darin, dass an die unteren

Verwaltungsbehorden sogar die Empfehlung ausgesprochen wurde, auf die Moglichkeit

448 Der zu dieser Zeit im Innenministerium tatige Pschorr hatte die Vertretung Gasteigers iibernommen. Pschorr
dulerte, dass er eine Organisation ,,undisziplinierter Berufe* als duBerst problematisch empfand (vgl. Schreiben
des StMdI vom 21.01.1921, in: BayHStA, MInn 87788).

449 Genauere Ausfithrungen dieser Vorschldge sind nicht vermerkt (vgl. Schreiben des StMdI vom 12.03.1919,
in: BayHStA, MInn 87788).

450 Auch der preuBlische Landesgesundheitsrat strebte diesbeziiglich in seinen verdffentlichten Leitsdtzen eine
gesetzliche Verankerung einer Zulassungsbeschrankung an. Hierbei handelte es sich aber lediglich um fiinf
allgemeine Leitsétze (vgl. Hoffmann (1927), S. 286).

451 Verordnung iiber die dffentliche Ankiindigung und Anpreisung von Tiergeheimmitteln vom 09.05.1930,
GVBLI, §1, S. 134.

452 Daher sollte eine ,,Tiergeheimmittelliste” verfasst werden, die mit der bestehenden Verordnung vereint
werden sollte (StMdI an das Staatsministerium des AuBern vom 09.05.1930, in: BayHStA, MInn 87552).

453 Das Bayerische Innenministerium wurde mit Anfragen zur Priifung von Mitteln gegen die Maul- und
Klauenseuche ,,liberflutet”. Diese wurden in ,,marktschreierischer Weise* verfasst ohne die angepriesenen
Wirkungen nachweisen zu konnen. Diese Mittel ,fiihrten lediglich ein Eintagsfliegendasein®. Eine genaue
Beschreibung der Institute und eine Darstellung der Grundlage der Untersuchungen erfolgte nicht in diesem
Schreiben  (StMdI an den Verband Allgduer Bezirksbauernkammern vom 20.01.1928, in: BayHStA,
MInn 87552).
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zuriickzugreifen, sich bei anderen Organisationen fachliche Empfehlungen einzuholen.**
Fehlende Kenntnisse sollten dadurch ausgeglichen werden und ein schlagkriftiger Zerfall des
Standes der ungelernten Tierheiler bewirkt werden. Die Tierdrztliche Gesellschaft zur
Bekdmpfung des Kurpfuschertums fasste schlieBlich im Jahr 1928 den Sachverhalt in ihrem

Mitteilungsblatt duflerst treffend zusammen:

Lunter den gegebenen gesetzlichen Bestimmungen sind durchgreifende
MalBnahmen zu seiner [des Kurpfuschertums, Anm. d. Verf.] Bekdmpfung kaum

moglich.«*>

Nach der Machtergreifung dnderte sich vorerst nichts. Noch immer behandelten die
ungelernten Heiler kranke Tiere und trotz groBer Unkenntnis wurde hierbei Fachwissen
vorgegeben. So mancher hielt sich sogar fiir fahig, die ,,Behandlung aller vorkommenden
Krankheiten“**® vorzunehmen. Oftmals waren diese Kenntnisse jedoch gewohnliches Wissen
aus dem Umgang mit Tieren. Dabei waren wissenschaftlich fundierte Heilverfahren und auch
die fiir die Behandlungen notwendigen gesetzlichen Bestimmungen und Regelungen vielfach
nicht bekannt.*’” Einige Methoden zur Diagnostik waren duBerst gewagt und ein Tierheiler bot

die ,Feststellung der Trichtigkeit bei Tieren durch Wiinschelruten**®

an. So klagte die
Schriftleitung der Tierédrztlichen Mitteilungen im Jahr 1933, dass ,,sich bekanntlich mit der
,Behandlung* kranker T i1 e r e [Hervorh. i. Orig.] schlechthin jeder, der dazu lustig ist, ohne
auch nur die allergeringste berufliche Schulung mitzubringen®,*® beschiftige. Auch junge

Tierdarzte hatten in der Folge groBe Schwierigkeiten sich nach ihrem Studium gegen

454 Das Angebot stammte von der Tierdrztlichen Gesellschaft zur Bekdmpfung des Kurpfuschertums. Dies
sollte durch Sachverstindige wie Juristen und Chemiker geschehen. Dariiber hinaus sollten auch
Untersuchungen unentgeltlich vorgenommen werden (vgl. Entwurf, StMdI an die Regierungen vom 14.07.1930,
in: BayHStA, MInn 87788).

455 Eder (1928), S. 4.

456 StMdI an die Versicherungskammer vom 27.03.1934, in: BayHStA, MInn 87788; die Behauptung eines
Tierheilkundigen wurde in diesem Zusammenhang iiberpriift. Es stellte sich heraus, dass dieser nicht hétte tétig
sein diirfen. Jedoch schien eine durchgreifende MaBnahme nicht gefunden werden zu konnen (vgl.
Versicherungskammer an das StMdI vom 23.04.1934, in: BayHStA, MInn 87788).

457 Insbesondere bestand Unkenntnis liber das Viehseuchen- und das Tierschutzgesetz (vgl. Vormerkung zu Nr.
601 b 3 vom 16.05.1938, in: BayHStA, MInn 87789).

458 Hierzu entgegnete das Innenministerium niichtern, ,,dass die mit der Wiinschelrute zusammenhéngenden
Fragen der Wissenschaft vorbehalten und ausschlieBlich von den hierzu berufenen Vertretern der Wissenschaft
zu erforschen sind“ (Entwurf, Schreiben des StMdI vom 08.03.1937, in: BayHStA, MInn 87795).

459 Anonym (1933c), S. 874.
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Kurpfuscher und Wasenmeister durchzusetzen,* da sie, obwohl sie mit wissenschaftlichem
und akademischem Riistzeug ausgestattet waren, etablierte Heiler nur schwer verdringen
konnten. Auch Schwarz, als Vertreter des Innenministeriums, beklagte diesen Zustand
offentlich und nahm als Beispiel ,,das Gebiet der Schweineimpfungen, wo die Pfuscher
teilweise sich recht breitgemacht haben.“*! So fasste er zusammen: ,,Die Tierédrzte sitzen zu
Hause und der Pfuscher nimmt ihnen die Arbeit weg.“*** Die Kurpfuscher zogen jedoch einen
grofBen Nutzen aus dieser Situation, denn sie wurden in gewisser Hinsicht in der Praxis mehr
geduldet als die offizielle Position vermuten lie. So war es seitens der Versicherungskammer
gestattet, bei schwach erkrankten Tieren und absoluten Notfillen, bei denen eine tierédrztliche
Konsultation nicht zu ermdglichen war, einen Tierheiler mit der Behandlung zu
beauftragen.*” Auch selbst hergestellte Heilmittel mit einer unbekannten Zusammensetzung
wurden einer Uberpriifung unterzogen, obwohl eine genaue Angabe der Inhaltsstoffe
eigentlich die Primisse einer Untersuchung sein sollte.*** Andererseits hielt man aber die
Veterindrmedizin im Konkurrenzkampf flir ausreichend durchsetzungsfihig. Als eine ihrer
Starken wurde die wissenschaftliche Ausbildung erachtet, die den autodidaktischen
Kenntnissen iiberlegen sein sollte.*® Dazu wurde selbstbewusst vermerkt, dass
,»Lierkurpfuscher lediglich tierdrztliche Heilmethoden nachahmen und keinesfalls Wege und
Verfahren anwenden, die nicht auch der schulmissigen Tiermedizin bekannt sind.“**® Die

ausgebildeten Veterindre sollten sich folglich allein aufgrund ihrer Qualifikation von den

460 Beziiglich des Studiums betrachtete die Veterindrverwaltung die Erhhung der Zahl der Pflichtvorlesungen
skeptisch, da hierdurch ein vermehrter Zeitaufwand vonnéten wurde. Die ldngere Ausbildung erhohte folglich
die Ausbildungskosten, was als Nachteil gegeniiber den unausgebildeten Heilern empfunden wurde. Jedoch ist
zu bezweifeln, dass mittels Einsparungen an der Qualitdt der Ausbildung ein probates Mittel zur Bekdmpfung
des Kurpfuschertums gefunden werden konnte. Diese Tendenzen miissen eher als Randerscheinung betrachtet
werden (vgl. Entwurf, StMdI an das Staatsministerium fiir Unterricht und Kultus vom 20.06.1933, in: BayHStA,
Minn 87318).

461 Schwarz (1935), S. 184.
462 Ebd., S. 183.

463 Die Entschddigungen fiir die Behandlungskosten eines Tierheilers wurden nur unter der Pridmisse, dass
keine Konsultierung eines Veterindrs moglich gewesen war, ausbezahlt. Allerdings gab es Versicherungsvereine,
die trotzdem Tierheilkundige beauftragten (vgl. Versicherungskammer an das StMdI vom 23.04.1934, in: MInn
87788).

464 Obwohl nicht ausreichend Material fiir die Uberpriifung zur Verfiigung gestellt wurde, ist trotzdem eine
Untersuchung vorgenommen worden. Weshalb das Innenministerium unter diesen Bedingungen eine
Uberpriifung eingeleitet hatte, ist unklar (vgl. StMdI an die Landesbauernschaft Bayern vom 10.03.1937, in:
MInn 87788).

465 Vgl. Entwurf, StMdI an die Gauleitung Miinchen—Oberbayern der NSDAP vom Januar 1935, in: BayHStA,
MInn 87788.

466 Ebd.
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Tierheilern abheben. Auch Schmaltz erklirte in diesem Zusammenhang, dass im Bereich der
Inneren Medizin Erfolge leicht darstellbar sind und ergéinzte, ,,aber messerscheu
[Hervorh. 1. Orig.] sind die Pfuscher doch wohl alle, und der gute und eingriffsfreudige
Operateur wird sich ihnen gegeniiber am leichtesten durchsetzen.“**’” Als vorteilhaft fiir die
Tierdrzteschaft wurde im Innenministerium auch das 1933 erlassene Tierschutzgesetz und die
damit verbundenen Vorschriften, wie die erste Verordnung zum Reichstierschutzgesetz*®, fiir
notwendige Betdubungen gesehen. Anisthesien waren hiermit Tierheilern untersagt worden
und folglich eine Vielzahl von Behandlungen per se ausgeschlossen. Auch die dadurch
drohende Arbeitslosigkeit der Heiler wurde in Kauf genommen und als bedeutungslose
Randnote im Kampf gegen die Kurpfuscherei betrachtet. Begriindet wurde dies auch mit der
Tatsache, dass nur ein geringer Anteil keinen Nebenerwerb hatte und somit von der

469 Zusitzlich sollte von einer auBeruniversitiren Ausbildung

Erwerbslosigkeit bedroht war.
der Tierheiler abgesehen werden.*” Diese sollte in jedem Fall universitir bleiben. SchlieBlich
fand die Berufsausiibung der Tierdrzte eine weitere direkte Forderung wihrend des Krieges.
Bei der auftretenden Knappheit an Treibstoff im Zweiten Weltkrieg wurden die Tierdrzte
bevorzugt beliefert und die Tierheiler in ihrer Tatigkeit weiter eingeschrénkt.*”' Letztendlich
kamen nun auch politische Argumente zum Zug, die eine direkte Verbindung zwischen der

Machtergreifung und dem tierdrztlichen Berufsstand herstellen sollten:

,Die Tierdrzte haben im Kampf um die nationale Erhebung voll und ganz ihren
Mann gestellt, was die grosse Zahl von alten Kdmpfern in den Reihen der
Tierdrzte, die grosste unter allen akademischen Berufen, beweist, wihrend sich
im Pfuschertum sehr unkontrolliert Elemente breitgemacht haben und noch
breitzumachen versuchen. Bei der Wichtigkeit, die dem Tierarzt durch seine

Verbundenheit mit dem Land auch heute noch in politischer Beziehung

467 Schmaltz (1936), S. 316.
468 Vgl. Erste Verordnung zur Ausfiihrung des Tierschutzgesetzes vom 20.06.1934, RGBL, §2, S. 516.

469 Vgl. Entwurf, StMdI an die Gauleitung Miinchen—Oberbayern der NSDAP vom Januar 1935, in: BayHStA,
MInn 87788.

470 Vgl. ebd.

471 Nur in Ausnahmefillen sollte einem Tierheiler Treibstoff zugeteilt werden. Dazu wurde der zusétzliche
Einsatz von Tierheilkundigen als nicht dringlich erachtet (vgl. Entwurf, StMdI an das Staatsministerium fiir
Wirtschaft vom 24.09.1942, in: BayHStA, MInn 87789). Dies diirfte auch im Sinne von Schmaltz gewesen sein,
der schon frither prinzipiell forderte diese ,,nicht zu unterstiitzen und sie in ihren Schranken zu halten* (Schmaltz
(1936), S. 315).
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zukommt, wiére es sehr unangebracht, wenn der Kampf der Tierdrzte gegen das
Pfuschertum, der nur im Interesse des Volksganzen liegt, nicht mit allen Mitteln

unterstiitzt wiirde*.*”

Folglich deutet sich an, dass nicht die reine Qualitdt der veterindrmedizinischen Téatigkeit oder
der Gedanke des Tierschutzes als Ursache fiir den Niedergang des Kurpfuschertums gesehen
wurde, sondern man stellte bewusst einen nationalsozialistischen Bezug her. Die Unterschiede
zu der eher passiven Gangart vor 1933 sind jedoch deutlich. Ab 1933 zeigt sich eine aktivere
Unterstiitzung. So bezog das Innenministerium klare Positionen gegeniiber den Tierheilern
und verfolgte zielgerichtet auch einzelne Fille akribisch.*”” Auch ging die Betdtigung {iber
einfache Anweisungen hinaus. So griff die Verwaltung aktiv in das Geschehen ein, beteiligte
sich an Recherchen und fiihrte selbststindig Ermittlungen durch, die vor 1933 noch an die
unteren Verwaltungsbehdrden abgewélzt worden wéren. So wurden beispielsweise
Informationen iiber einen moglichen Impfstoftbezug eines Kurpfuschers bei einem
Impfstoffwerk durch Apfelbeck selbst eingeholt”’* und er gab konkrete Anweisung zur
Uberpriifung der Person.*” Auffallend ist daneben der Kontakt mit der Bevodlkerung, der
oftmals einen sogar fiirsorglichen Charakter hatte. Hier wurde wiederholt und stets mit
Geduld iiber eher nebenséchliche Dinge Auskunft gegeben.*’® So beschiftigte man sich mit
vermeintlichen Tierpsychologen*”” und informierte iiber das Studium der Veterinirmedizin.*”®
Hier ergibt sich der Eindruck, dass Nichtigkeiten zu ausfiihrlich behandelt und die
letztendlich entscheidenden Schritte und MaBBnahmen nicht durchgefiihrt wurden: Nicht die

Losung des Gesamtproblems, sondern die Behandlung einzelner Fille stand im Vordergrund.

472 Auf diesem Entwurf ist weder eine Unterschrift vorhanden noch der Verfasser angegeben (Entwurf, StMdI
an die Gauleitung Miinchen—Oberbayern der NSDAP vom Januar 1935, in: BayHStA, MInn §87788).

473 Vgl. Bemerkung, Entwurf, StMdI an die Regierung von Oberbayern vom 30.05.1938, in: BayHStA, MInn
87789; gleicher Ansicht war auch Schmaltz, der eher pauschal forderte dass der Staat ,,durch eine gewisse
Aufsicht, durch Bestrafung schuldiger Pfuscher und durch vorbeugende Anordnungen® den Kampf gegen das
Kurpfuschertum in die Hand nehmen sollte (Schmaltz (1936), S. 316).

474 Vgl. Entwurf, Schreiben des StMdl vom 24.01.1941, in: BayHStA, MInn 87789.

475 Vgl. Entwurf, StMdl an den Regierungspréisidenten in Augsburg vom 08.08.1941, in: BayHStA,
Minn 87789.

476 Viernstein informierte hier iiber die Bestallung von Veterindren (vgl. Entwurf, Schreiben des StMdl vom
08.02.1939; Entwurf, Schreiben des StMdI vom 15.02.1939, in: BayHStA, MInn 87789).

477 Hierbei handelt es sich um die Antwort auf ein an das Reichsinnenministerium gerichtetes Schreiben (vgl.
Entwurf, StMdI vom 09.03.1940, in: BayHStA, MInn 87789).

478 Viernstein erteilte hierbei Auskunft beziiglich der Dauer des Studiums und der Zulassungsvoraussetzungen
(vgl. Entwurf, StMdI vom 15.02.1939, in: BayHStA, MInn 87789).
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Nach dem Zweiten Weltkrieg stand schlieBlich weniger der aktive Kampf gegen die Tierheiler
als vielmehr die Wirksamkeit von Tierheilmitteln im Mittelpunkt. In diesem Zusammenhang
war Pschorr daher bestrebt, Einsatz und Vertrieb von unwirksamen Mitteln zu verhindern.
Eine Genehmigung zur Produktion von Medikamenten mit dem Aufdruck ,,Zur Verhiitung
und Linderung aller vorkommenden Tierkrankheiten wurde nicht erteilt. Pschorrs
Entscheidung war mit der Unwirksamkeit und dem zu hohen Preis begriindet.*”” Auch waren
seiner Meinung nach viele Mittel wie zum Beispiel Pulver zur Behandlung von

<c480

Unfruchtbarkeit ,,therapeutisch wertlos oder geringwertig*“*™” und stellten nur ,,ein wertvolles

“#1 dar, Daneben versuchte er den aktuellen

Mittel zur Bereicherung des Herstellers
wissenschaftlichen Stand und neue Forschungsergebnisse in seine Entscheidungen mit
einflieBen zu lassen. Beispielsweise beméngelte er, dass ein Arzneimittelhersteller den
wissenschaftlichen Forschungsstand zur Bekdmpfung der Maul- und Klauenseuche aus dem
Jahre 1921 zur Grundlage nahm.* In seiner Position als leitender Veterindr war Pschorr einer
Flut von Anfragen ausgesetzt, teilweise wurde er personlich kontaktiert bzw. man versuchte

3 Manche Firmen betrieben sogar Werbung beim Ministerium und

Mittel anzupreisen.
erlaubten sich ,hoflichst auf dieses Prdparat aufmerksam zu machen.“*® Im Bezug auf
Heilmittel war Pschorr jedoch duBerst konsequent und ausgesprochene Verbote behielt er
strikt bei. Seine Ablehnung einer Rezeptesammlung mit dem Namen ,,Siidkreuz® fulite auf
seiner Einschitzung, dass diese in Hinden von Nichtmedizinern bei der Seuchenbekdmpfung
eine groBe Gefahr darstellte.**> Auch war ihm bekannt, dass sich unter den Herstellern oftmals
groBere Betriebe befanden, die auch Kurpfuscher belieferten.*® Zu seiner Unterstiitzung

kontaktierte Pschorr 1946 daher die Schriftleitung des landwirtschaftlichen Wochenblattes

und forderte diese auf, nur Werbung fiir Mittel zu schalten, die eine Zulassung nachweisen

479 Vgl. Entwurf, Pschorr an Sachgebiet 12a vom 17.06.1946, in: BayHStA, MInn 87553.
480 Entwurf, Pschorr an Sachgebiet 340 vom 24.07.1946, in: BayHStA, MInn 87553.
481 Eine weitere Gefahr sah Pschorr in der Verwendung der Mittel durch ,,Laien* (ebd.).

482 Er lehnte aus diesem Grund ,[d]ie Begasungen mit Schwefelddmpfen oder mit Sduregasen* bei der
Bekdmpfung der Maul- und Klauenseuche ab (vgl. Vormerkung vom 06.08.1946, in: BayHStA, MInn 87553).

483 Vgl. Postkarte an Pschorr vom 16.04.1946, in: BayHStA, MInn 87553; Schreiben vom 28.02.1946, in:
BayHStA, MInn 87553.

484 Schreiben an das StMdI vom 01.08.1947, in: BayHStA, MInn 87553.

485 Pschorr befiirchtete eine generelle Etablierung von Behandlungen durch Unkundige. Dies konnte seiner
Ansicht nach ,,zu schweren Schéddigungen der Volksgesundheit und Volkserndhrung fiihren” (vgl. Entwurf,
Schreiben des StMdI vom 05.09.1945, in: BayHStA, MInn 87552).

486 Besonders um die Neuordnung des Vertriebes und den Bezug von Tierarzneimitteln war Pschorr bemiiht
(vgl. Pschorr an die Bayerische Landestierdrztekammer vom 20.03.1947, in: BayHStA, MInn 87553).
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konnten.”*” Die unwissende Bevolkerung sollte geschiitzt und der Verkauf dubioser Produkte
moglichst reduziert werden. SchlieBlich oblag Pschorr nicht nur die Verantwortung bei
Genehmigungen und Verboten von Tierarzneimitteln, sondern auch die Distribution von
Arzneimitteln. Beispielsweise wurde der Regierungsveterindrrat des Landkreises Straubing
von ihm beauftragt, ein Depot in Straubing, das veterindrmedizinische Praparate lagerte, nach

der Freigabe durch die Militirregierung zu sondieren.**®

487 Vgl. Entwurf, StMdI an die Schriftleitung des landwirtschaftlichen Wochenblattes vom 14.10.1946, in:
BayHStA, MInn 87553; Pschorr war beziiglich der Bekdmpfung von unwirksamen Heilmitteln &uf8erst bemiiht
und leitete sein Anliegen folgendermafen ein: ,,Wohl auf keinem Gebiet wird das Vertrauen des Kéufers mehr
missbraucht als bei Tierarzneimitteln“ (ebd.).

488 Vgl. StMdI an den Regierungsveterindrrat des Landkreises Straubing vom 27.05.1947, in: BayHStA,
MlInn 87553.
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4.4 Die Bayerische Tierseuchenkasse und ihr Beitrag zur Tierseuchenbekimpfung

Im Jahre 1933 war die Tierseuchenbekdmpfung®’ auf der Veterinirkonferenz ein wichtiges
Thema, denn es galt den ,,fiir das gesamte Volk iiberaus wertvollen Viehbestand vor Schiaden
zu schiitzen.“* Auf die Bewahrung der Kontinuitit des Viehseuchengesetzes aus dem Jahre
1909 wurde daher besonders groBer Wert gelegt und gefordert, dass Anderungen nur mit
Bedacht vorgenommen werden sollten. In diesem Zusammenhang sollte eine Kommission
gebildet  werden, die die notwendigen  Verbesserungsvorschlige  fiir  das
Reichsviehseuchengesetz erarbeiten sollte und diese sicherzustellen hatte, ,,dal das in den

“®1 wiirde. Jedoch

Liandern bisher Bewdhrte in das Viehseuchengesetz aufgenommen
zeichnete sich zu diesem Zeitpunkt unter den Landern ein unterschiedlicher Fortschritt in der
Tierseuchenbekdmpfung ab, denn Wirttemberg konnte bereits die Griindung einer
Tierseuchenkasse vorweisen. Auch Sachsen hatte seit 1927 die Entschiddigungen geregelt und
so musste der Riickstand Bayerns von Erhardt offen eingerdumt werden. In der Folge
spiegelte sich dies wiederum auch in der Zusammensetzung der Kommission wider. In diese
wurden ndmlich das Reichsinnenministerium, das Reichsgesundheitsamt, Preuf3en,
Wiirttemberg, Sachsen und Mecklenburg-Schwerin berufen. Da Siiddeutschland aber durch
Wiirttemberg bereits in der Kommission vertreten wurde, war Bayern an dieser nicht
beteiligt.*”* Bayerns gesamtdeutsche Bedeutung war damit eher gering und die Tatsache, dass
die bayerische Delegation auch eine Niederlage beziiglich des Reichsschlachtgesetzes erlitten

hatte, mag erklaren, warum Erhardt nun mehr auf die Griindung einer Tierseuchenkasse in

Bayern setzte.

489 Ein abschliefendes Urteil iiber die Tierseuchenbekdmpfung in Bayern kann mit dem ausgewerteten
Aktenmaterial nicht getroffen werden. Letztendlich ist die grofle und entscheidende Mafinahme im Rahmen der
Tierseuchenbekdmpfung in der Griindung der Bayerischen Tierseuchenkasse zu sehen.

490 Der Stellenwert dieser Bestrebung wurde hauptsidchlich mit dem hohen Wert der Tiere begriindet. Dieser
wurde fir das Jahr 1926 auf neun Milliarden Reichsmark beziffert (Auszug aus der Niederschrift iiber das
Ergebnis der Veterindrkonferenz in Schleswig-Holstein 1933, in: BayHStA, MInn 87554).

491 Ebd.

492 Vgl. ebd; ein Vergleich mit den Verordnungen der Tierseuchenkassen anderer Lander erfolgte nicht. Dies
soll weiterfiihrenden Forschungsarbeiten vorbehalten bleiben.
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4.4.1 Die Griindung der Bayerischen Tierseuchenkasse

Die Bayerische Tierseuchenkasse hatte bis zu ihrer Griindung einen schwierigen
Entwicklungsprozess zu meistern, der sich schlieflich iiber mehr als zwei Jahrzehnte
erstrecken sollte. Die formalen Voraussetzungen waren schon im Viehseuchengesetz von 1909
geschaffen worden. So wurde den einzelnen Landesregierungen die Mdglichkeit gegeben,
Entschidigungen direkt durch Beitridge der Tierbesitzer gegenfinanzieren zu lassen.** Eine
finanzielle Beteiligung war jedoch aus politischer Sicht nicht erwiinscht.** Bereits ein Jahr
nach der Einflihrung des Viehseuchengesetzes war vergebens der Entwurf eines Bayerischen
Ausflihrungsgesetzes im Bayerischen Landtag vorgelegt worden.*”> Ein erneuter Versuch im
Jahre 1925, der der Versicherungskammer die Griindung einer Tierseuchenversicherung

ermdglichen sollte,**

wurde vom Bayerischen Landtag ebenso kategorisch abgelehnt und
aufgrund der Aussichtslosigkeit nicht weiter verfolgt.*”” Auch das wiederholte Auftreten der
Maul- und Klauenseuche mitsamt ihren erheblichen Schiden in den Jahren 1920 und 1928
reichte nicht aus, um die Bayerische Landesbauernschaft umzustimmen.*”® Zudem scheiterte
im Jahre 1929 das Bayerische Innenministerium mit einem Entwurf zur Griindung einer
Tierseuchenkasse am Widerstand der landwirtschaftlichen Berufsvertretung. Der
Gesetzesvorschlag war resolut abgelehnt worden, da hohe wirtschaftliche Benachteiligungen
fir die Landwirtschaft befiirchtet wurden.*”® Berufspolitisch war zu diesem Zeitpunkt in der
Folge von einer Fortfiihrung weiterer Planungen abgesehen worden. Erhardt berichtete auch
auf der Veterindrkonferenz 1933 in Schleswig—Holstein iiber diese schwierige Situation und

klagte, ,,dal in Bayern [Hervorh. i. Orig.] das Entschiddigungsverfahren fiir Viehverluste

leider noch nicht so wie in den {brigen Léndern hitte durchgefiihrt werden

493 Vgl. Viehseuchengesetz vom 26.06.1909, RGBI, §67, S. 537; Artikel iiber ,Die bayerische
Tierseuchenkasse von Erhardt aus dem Jahre 1936, in: BayHStA, MInn 87754.

494 Ein bayerisches Ausfithrungsgesetz war 1910 im Bayerischen Landtag abgelehnt worden (vgl. Niederschrift
iiber das Ergebnis der Veterindrkonferenz in Berlin im Jahre 1934, in: BayHStA, MInn 87754).

495 Vgl. ebd.
496 Vgl. Hausmann (1961), S. 57.

497 Es lag ein einheitlicher ablehnender Konsens vor (vgl. Niederschrift iiber das FErgebnis der
Veterindrkonferenz in Berlin im Jahre 1934, in: BayHStA, MInn 87754).

498 Zusétzlich litt Bayern in den Jahren 1924 und 1925 unter den Auswirkungen einer Leberegelseuche (vgl.
Niederschrift tiber das Ergebnis der Veterindrkonferenz in Berlin im Jahre 1934, in: BayHStA, MInn §87754).

499 Der Verlauf wurde in diesem Schreiben riickblickend geschildert. Eine Konkretisierung der betroffenen
Gruppen erfolgt nicht (vgl. Staatsministerium fiir Wirtschaft an das StMdI vom 16.05.1934, in: BayHStA,
MlInn 87754).

&7



DiE BAYERISCHE TIERSEUCHENKASSE UND IHR BEITRAG ZUR TIERSEUCHENBEKAMPFUNG

konnen. > Weiter erginzte er: ,,Es solle aber diese Angelegenheit weiter verfolgt werden. Es
sei sehr schwer vorwirts zu kommen, da Bayern in dieser Hinsicht kein einheitliches Land

sei, sondern grundverschiedene Interessen in den einzelnen Landesteilen vorliegen. "'

Erst im Jahre 1934 begann sich auch die Bayerische Landesbauernschaft mit Nachdruck um
die Griindung einer Tierseuchenkasse in Bayern und die hierfiir notwendigen Konzeptionen
zu bemiihen.”” Im Gegensatz zu der bisher ablehnenden Meinung wurde nun sogar die
Griindung ,,zu einem moglichst friilhen Zeitpunkt“*” erbeten. Mitentscheidend fiir diese
Kehrtwende war die zunehmende Anzahl an Klagen aus Landwirtschaftskreisen, die
besonders unter den Einfliissen der Tierseuchen und deren Folgen zu leiden hatten.” Auch
blieben die Griindungen von Tierseuchenkassen in anderen Lindern des Reiches mit all ihren
Vorziigen fiir die Landwirtschaft nicht unbemerkt.’” Die Schiden und Verluste durch
Tierseuchen wie die Andmie der Einhufer und die Rindertuberkulose waren unter anderem
Ausloser fiir die Griindung einer Tierseuchenkasse in Bayern,”® denn eine befriedigende
Bekdmpfung der Tuberkulose war aufgrund von Geldmangel in Bayern bis zu diesem
Zeitpunkt nicht moglich gewesen. Erhardt raumte aber ein, dass die Bekdmpfung auch in den
anderen Lindern nicht immer die gewiinschte Wirkung gezeigt hitte.””” Doch gerade mit
Blick auf die bereits entstandenen Schiden duBerte Erhardt auf der Veterinirkonferenz im

Jahre 1934 sein Bedauern:

,Die glinstigen Erfahrungen, die einzelne Ladnder mit ihren unter der
Heranziehung der Tierbesitzer geschaffenen finanziellen Einrichtungen gemacht
haben und die schmerzliche dem Fortschritt ungiinstige Beengung in der

Tierseuchenbekdmpfung, die in Bayern bei dem Fehlen einer solchen

500 Auszug aus der Niederschrift iiber das Ergebnis der Veterindrkonferenz in Schleswig-Holstein 1933, in:
BayHStA, MInn 87554.

501 Erhardt musste auf dieser Konferenz den verwaltungstechnischen Riickstand einrdumen (ebd.).

502 Unterstiitzung erhielt die Landesbauernschaft durch das Bayerische Wirtschaftsministerium, das eine
Beteiligung an den Gespréichen wiinschte (vgl. Staatsministerium fiir Wirtschaft an das StMdl vom 16.05.1934,
in: BayHStA, MInn 87754).

503 Entwurf, StMdI an die Versicherungskammer vom 16.03.1935, in: BayHStA, MInn 87754.
504 Vgl. Staatsministerium fiir Wirtschaft an das StMdI vom 16.05.1934, in: BayHStA, MInn 87754.

505 Vgl. Niederschrift {iber das Ergebnis der Veterindrkonferenz in Berlin im Jahre 1934, in: BayHStA,
Minn 87754.

506 Vgl. Staatsministerium fiir Wirtschaft an das StMdI vom 16.05.1934, in: BayHStA, MInn 87754.
507 Vgl. Vortrag vor den Kreisbauernfithrern am 22.1.1936 durch Erhardt, in: BayHStA, MInn 87754.
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Einrichtung immer wieder zu spiiren ist, erkldren, warum diese Frage die

Veterindrverwaltung in Bayern besonders beschéftigt.«>%

Erhardt umschrieb die Tierseuchenkasse als eine ,(finanzielle Hilfseinrichtung®®” der
Tierseuchenbekdmpfung.’’® Dazu erkannte er das Potential einer Tierseuchenkasse, denn er
wusste, dass ,,ohne ein gewisses Mass von einsatzbereiten finanziellen Mitteln®,”" die
Tierseuchenproblematik nicht gelost werden konnte. Besonders der Einsatz der Gelder zur
vorbeugenden Bekdmpfung und nicht nur fiir reine Entschddigungsleistungen grenzte die
Tierseuchenkasse von den Forderungen des Viehseuchengesetzes ab.’'? Erhardt war
keinesfalls daran interessiert, die Tierbesitzer gegen alle etwaigen Schéden abzusichern. Dies
wollte er privaten Tierversicherungen iiberlassen und es wire aufgrund der eingeschriankten
finanziellen Gegebenheiten auch nicht méglich gewesen.””® Tierversicherungen waren zu
dieser Zeit dariiber hinaus kein besonders innovatives Instrumentarium. Schon 1896 war die
Landesviehversicherungsanstalt in Bayern gegriindet worden, die 1923 mit der
Landespferdeversicherungsanstalt zur Bayerischen Landestierversicherungsanstalt
fusionierte.’'* Doch das Viehseuchengesetz von 1909 forderte ,eine stirkere Betonung des
Priventivprinzips bei der Seuchenbekdmpfung“.>” Aus diesem Grund wollte Erhardt eine
Einrichtung erschaffen, die die finanzielle Unterstiitzung sowohl bei der Bekdmpfung als auch
der Vorbeugung, beispielsweise bei der kostenfreien Beziehung von Impfstoffen, als
zusitzlichen Tatigkeitsschwerpunkt hatte. Vor allem wollte er vermeiden, dass durch eine
herkdmmliche Tierversicherung, in der sich der Versicherte in vermeintlicher Sicherheit
wiegt, die Bereitschaft der Bevolkerung zur Tierseuchenbekdmpfung gesunken wére. Auch

befiirchtete er, dass eine doch sehr auf Wirtschaftlichkeit ausgelegte Versicherung den

508 Niederschrift iiber das Ergebnis der Veterindrkonferenz in Berlin im Jahre 1934, in: BayHStA, MInn 87754.
509 Vortrag vor den Kreisbauernfithrern am 22.01.1936 durch Erhardt, in: BayHStA, MInn 87754).
510 Erhardts Vorstellung basierte auf einer gemeinschaftlichen Prophylaxe und Bekdmpfung (vgl. ebd.).

511 Erhardt verwies hier auf die finanzielle Unterstiitzung seitens des Staates und war darum bemiiht diese
Verfahrensweise zu verlassen. Zu sehr sah er die Handlungsmoglichkeiten durch Behorden eingeschriankt
(Referat iiber ,Die finanzielle Sicherung der Tierseuchenbekdmpfung® am 31.07.1934 von Erhardt, in:
BayHStA, MInn 87754).

512 Erhardt verdeutlichte, dass die geplanten Beitrige weit unter denen der Versicherungswirtschaft lagen.
Dadurch war a priori ein vergleichbares Entschddigungsmuster und eine inhaltliche Angleichung der
Tierseuchenkasse und Tierversicherungen ausgeschlossen worden (vgl. Vortrag vor den Kreisbauernfithrern am
22.01.1936 durch Erhardt, in: BayHStA, MInn 87754).

513 Erhardt erachtete die Tierseuchenkasse vielmehr als ,,Waffe im Kampfe gegen die Tierseuchen® (vgl.
Artikel {iber ,,Die bayerische Tierseuchenkasse™ von Erhardt aus dem Jahre 1936, in: BayHStA, MInn 87754).

514 Vgl. Schmitt-Lermann (1975), S. 232.
515 Ebd, S. 258.
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Erfordernissen und dem eigentlichen Zweck der Tierseuchenbekdmpfung entgegengestanden
hitte.’'® Erhardts Ablehnung einer Kasse mit einer Versicherungsstruktur erhielt sogar
reprasentativen  Riickhalt iiber die Landesgrenzen hinaus und wurde vom
Reichstierdrztefiihrer Weber personlich auf der Veterindrkonferenz 1934 in Berlin
bekriftigt.”'” Doch musste nun auch eine ausreichend hohe Einlage fiir die zu erwartenden
Kosten und deren Deckung festgelegt werden. Bis zu diesem Zeitpunkt wurden ndmlich in
Bayern noch Entschddigungen, wie gesetzlich gefordert, durch den bayerischen Staat
geleistet. Waren hierfiir nicht ausreichend Gelder vorhanden, musste das Reich ergédnzend fiir
die finanzielle Unterstiitzung aufkommen.’'® So waren auch beispielsweise 1928 bei der
Maul- und Klauenseuchenbekdmpfung die notwendigen Gelder fiir die Ringimpfung sowohl
durch die Reichs- als auch die Bayerische Regierung aufgebracht worden.’” Fiir die
Bemessungsgrundlage der ersten Einlage orientierte sich Erhardt schlieBlich an Wiirttemberg,
das pro Rind 50 Pfennig einforderte. Doch dieser eher zu gering und sehr optimistisch
bemessene Satz hitte sich in Bayern finanziell nur lohnen konnen, wenn die anfallenden
Ausgaben bereits a priori festgelegt und eine Uberziehung dieser ausgeschlossen worden
wire.”” Die Gesamtrechnung von Erhardt war gewagt. Neigte doch die Bevolkerung nicht

sonderlich dazu, Vorsorge fiir ihre Viehbestinde zu betreiben.*!

Auch spekulierte er mit
zusitzlichen Geldern, deren Quelle und Ausmal er nicht genauer definierte.” Die Risiken
seiner knappen Kalkulation waren Erhardt jedoch durchaus bekannt und er wusste, dass zu
Beginn die gesamte Finanzierung der Tierseuchenkasse auf unsicheren Beinen stehen wiirde
und die Kasse ,nicht sofort einem Katastrophenjahr mit Maul- und Klauenseuche oder

€523

Leberegelseuche gewachsen sein konnte. Schon im Juli 1934 gerieten jedoch die

516 Besonders wurde der bei den Versicherungen iibliche Zusammenhang zwischen Beitrag und der
ausgezahlten Pramie betont. Erhardt befiirchtete, dass der Einschluss einer zu hohen Anzahl von Tierseuchen
eine immense Erhohung der Beitrdge zur Folge gehabt hitte (vgl. Niederschrift iiber das Ergebnis der
Veterindrkonferenz in Berlin im Jahre 1934, in: BayHStA, MInn 87754).

517 Webers Befiirwortung der bayerischen Planungen war darin begriindet, dass keine Reichszuschiisse
eingeplant wurden (vgl. ebd.).

518 Vgl. ebd.
519 Vgl. Drescher (1928), S. 698.

520 Erhardt fithrte seine Berechnungen auf, doch diese waren nur Schitzungen (vgl. Niederschrift {iber das
Ergebnis der Veterindrkonferenz in Berlin im Jahre 1934, in: BayHStA, MInn 87754).

521 Im Jahre 1892 waren in Bayern gerade 0,15 Prozent aller Rinder versichert (vgl. Schmitt-Lermann (1975),
S. 233).

522 Diese finanzielle Unsicherheit wurde jedoch von Erhardt als Mittel zum Zweck akzeptiert (vgl.
Niederschrift iiber das Ergebnis der Veterindrkonferenz in Berlin im Jahre 1934, in: BayHStA, MInn 87754).

523 Das Wort ,sofort™ wurde handschriftlich ergénzt und dafiir das Wort ,,oft“ gestrichen. Es scheint, als ob
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Verhandlungen®* aufgrund von parallel stattfindenden verwaltungstechnischen Planungen
schnell unter erheblichen Zeitdruck. So war geplant, die notwendige Beitragserhebung zu
dezentralisieren und den einzelnen Gemeinden diese Aufgabe zu iibertragen. Dafiir sollten vor
allem vorhandene kommunale Verwaltungsstrukturen genutzt werden. Doch schon fiir den
April des darauffolgenden Jahres war eine Anderung der Gemeindeordnung vorgesehen,
durch die es nicht mehr moglich gewesen wére, den Gemeinden Pflichten zu iibertragen,
sofern diese nicht per Gesetz erlassen wurden. Damit hdtten die Gemeinden nicht mehr
angewiesen werden diirfen, die erforderlichen Beitrdge der Tierseuchenkasse einzufordern.
Fiir die komplette Errichtung einer neuen Organisationsstruktur, die alle Gebiete Bayerns
erreicht hitte, wédren daher neue Planungen notwendig geworden. Daher musste die
Einfilhrung auf das Notwendigste beschrinkt werden und detaillierte Regelungen konnten
deshalb erst zu einem spiteren Zeitpunkt mittels einer zweiten Verordnung verfligt werden.*”
Die Grundlagen wurden aus diesem Grund mit der Verordnung vom 26.03.1935 nur knapp
vor Einfiihrung der Gemeindeordnung durch das Bayerische Staatsministerium des Innern
gelegt.”” Dadurch war es noch moglich geworden, die Gemeinden mit der Beitragserhebung
zu beauftragen und es wurde nicht notwendig, neue Verwaltungsstrukturen zu schaffen.””
Damit war Erhardts Ziel erreicht und die Bayerische Tierseuchenkasse konnte zum ersten
Januar 1936, 27 Jahre nach Inkrafttreten des Viehseuchengesetzes, ihren Betrieb

aufnehmen.’*

Die Griindung wurde von Funktiondren und Politkern schlieBlich positiv bewertet. Nicht nur
die Landesbauernschaft, die die Kasse letztendlich besonders gefordert hatte, war zufrieden.*”

Auch von anderen Léndern erhielt Bayern positive Resonanzen. So schrieb Robert von

Erhardt in seinen Einschétzungen pessimistischer geworden wére. Erhardt plante diese Gefahr durch Riicklagen
abzufangen (Artikel {iber ,,Die bayerische Tierseuchenkasse von Erhardt (1936), in: BayHStA, MInn 87754).

524 Erhardt referierte bei den Vertretern der Landesbauernschaft iiber die finanzielle Absicherung der
Tierseuchenbekdmpfung und verkiindete, dass dies die Fortsetzung der Gesprache von 1929 sein sollten. Auch
unterlieB er es nicht, die jahrelange Unterbrechung mit dem Widerstand seitens der Landesbauernschaft zu
begriinden (vgl. Referat iiber ,.Die finanzielle Sicherung der Tierseuchenbekdmpfung® am 31.07.1934 von
Erhardt, in: BayHStA, MInn 87754).

525 Das bis dahin giiltige Gemeinderecht in Bayern war ausreichend, um den §67 des Viehseuchengesetzes zu
erfiillen (vgl. Bemerkung, Entwurf, Schreiben vom 22.03.1935, in: BayHStA, MInn 87754).

526 Vgl. Verordnung iiber die Tierseuchenkasse vom 26.03.1935, GVB1§1 1, S. 116.
527 Vgl.ebd., §3 1, S. 116.
528 Vgl. Zweite Verordnung iiber die Tierseuchenkasse vom 17.11.1935, GVBI, §6 11, S. 726.

529 Erhardt betonte, dass ,,[a]lle Anordnungen (...) mit voller Zustimmung der Landesbauernschaft getroffen
worden® waren (vgl. Artikel iiber ,,.Die bayerische Tierseuchenkasse®“ von Erhardt (1936), in: BayHStA,
Mlinn 87754).
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Ostertag, der ehemalige Leiter der wiirttembergischen Veterindrverwaltung: ,,Die Schaffung
dieser Kasse ist fiir lhre Landwirtschaft und fiir die Tierseuchenbekdmpfung in Bayern von
grosster Bedeutung.“> Erhardt hatte seine Ideen in Bezug auf die Tierseuchenkasse
verwirklichen und in die Verordnungen implementieren konnen. Aufgabe der
Tierseuchenkasse war nunmehr die Zahlung von Entschddigungen und, wie von ihm

besonders gefordert, die Unterstiitzung bei der Bekdmpfung.>'

Mit der zweiten Verordnung
wurden letztlich noch Details, wie die Leistungen des Staates, geregelt und die Satzung der
Kasse veroffentlicht.** Doch so sehr auf politischer Ebene die neue Einrichtung iiberzeugen
konnte, so schwer war diese der Bevolkerung zu vermitteln, denn die Bayerische
Tierseuchenkasse forderte ein Umdenken der Landwirtschaftskreise.”*® Nicht jeder
Viehbesitzer konnte daher auf Anhieb iiberzeugt werden. Aus diesem Grund war das
Innenministerium bei der Aufklarung der betroffenen Bevilkerung besonders gefordert und es
setzte die unterschiedlichsten Medien fiir eine moglichst breite Aufkldrungskampagne ein. So
wurden Fachartikel im Regierungsanzeiger sowie im Wochenblatt der Landesbauernschaft
publiziert und Erhardt sprach personlich auf der 3. Schulungstagung der Landesbauernfiihrer.
Als Abschluss und um letztendlich auch breitere Schichten zu erreichen, sollte ein
Rundfunkbeitrag im Januar 1936 dienen.”* Gegen Ende der Aufkldrungskampagne schien die
Veterindrverwaltung durchaus zufrieden und war der Ansicht, dass die Bayerische
Tierseuchenkasse zumindest ,,nach dem bisherigen Eindruck nunmehr von den Fiihrern der

¢¢535

Bauernschaft durchwegs vertrauensvoll aufgenommen‘>> worden war.

Zweifellos konnte das Innenministerium den groBten Einfluss auf die Bayerische

Tierseuchenkasse vor der Griindung ausiiben, denn hier hatte es die Mdglichkeit eigene Ideen

530 Von Ostertag hatte Erhardt hierzu begliickwiinscht (Vortrag vor den Kreisbauernfithrern am 22.1.1936 durch
Erhardt, in: BayHStA, MInn 87754).

531 Vgl. Verordnung iiber die Tierseuchenkasse vom 26.03.1935, GVBI, §1 11, S. 116.
532 Vgl. Zweite Verordnung iiber die Tierseuchenkasse vom 17.11.1935, GVBI, S. 725ff.

533 Erhardt zeigte hierbei allerdings groBes Verstindnis und begriindete dies in seinem Vortrag: ,,Eine
Einrichtung, die sich auf das Machtmittel des Zwanges stiitzt und sich zum Teil Ziele auf weite Sicht gesteckt
hat, kann nicht von jedem einzelnen verstanden werden* (Vortrag vor den Kreisbauernfithrern am 22.1.1936
durch Erhardt, in: BayHStA, MInn 87754).

534 Vgl. Vormerkung vom 26.01.1936, in: BayHStA, MInn 87754; Erhardt erlduterte die Frage nach dem
Zweck der Tierseuchenkasse. Auch wurde von ihm nochmals ausdriicklich die Abgrenzung zu einer normalen
Tierversicherung beleuchtet und die Bekdmpfungsstrategie einzelner Tierseuchen dargelegt. Erhardt
verdeutlichte, dass neben der Optimierung der Tierseuchenbekdmpfung auch eine soziale Komponente in die
Uberlegungen mit eingeflossen war. Dieser Vortrag muss als ein Stiick Uberzeugungsarbeit mit informativem
Charakter bewertet werden (vgl. Vortrag vor den Kreisbauernfiihrern am 22.1.1936 durch Erhardt, in: BayHStA,
MInn 87754).

535 Vormerkung vom 26.01.1936, in: BayHStA, MInn 87754.
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und Vorstellungen in die Planungen einflieBen zu lassen. Nach der Betriebsaufnahme waren
jedoch die Einflussmoglichkeiten erheblich eingeschrankt. Die zukiinftigen Funktionen und
Aufgabenbereiche des Bayerischen Innenministeriums wurden in der Satzung der
Bayerischen Tierseuchenkasse festgehalten. Dem Innenministerium wurde trotz seines grof3en
Einflusses bei den Planungen keine leitende Position innerhalb der Verwaltung zugewiesen.
Auch eine beratende Funktion wurde in der Satzung nicht ausdriicklich erwédhnt. Es wurde
lediglich eine Schirmherrschaft mit begrenzten wirtschaftlichen und personellen
Kompetenzen geschaffen.”® So wurde das Innenministerium legitimiert die Mitglieder des
Landesausschusses zu ernennen und Vorschlige bei der Mitgliederwahl einzureichen.>’
Damit konnten zumindest durch die Beeinflussung der Zusammensetzung des
Landesausschusses indirekt die gewiinschten Interessen des Ministeriums vertreten werden.
Immerhin erhielt das Innenministerium noch Entscheidungsbefugnisse in dkonomischer
Hinsicht und Vorschlige fiir die Beitragshohe mussten dem Staatsministerium des Innern zur
Bewilligung vorgelegt werden. Damit sollten vor allem zu hohe wie auch zu niedrige Sitze
staatlich untersagt werden.”® Darliber hinaus war das Bayerische Innenministerium ,,zu den

Sitzungen einzuladen.“>*

4.4.2 Probleme in der Anfangszeit

In ihren Anfingen hatte sich die Kasse zundchst mit eher kleineren Problemen
auseinanderzusetzen. So herrschte insbesondere Unsicherheit, in welchem Ausmal} die
Entschéddigungen ausbezahlt werden sollten, da kein detaillierter Leistungskatalog vorlag und
die Satzung dazu nur oberflidchlich Auskunft gab.’** Daneben versuchten die Landwirte, wie
schon von Erhardt befiirchtet, fiir simtliche Schiden eine Beihilfe zu erhalten.’®' Dies war

natiirlich nicht im Sinne des Erschaffers gewesen und der eigentliche Zweck der

536 Vgl. Zweite Verordnung iiber die Tierseuchenkasse vom 17.11.1935, Satzung der Bayerischen
Tierseuchenkasse, GVBI, Anlage 1, §1 I, S. 727.

537 Vgl. ebd., Anlage 1, §3 I, S. 727.

538 Vgl. ebd., Anlage 1, §15 11, S. 730.

539 Ebd., Anlage 1, §3 11, S. 727.

540 Vgl. Bemerkung, Entwurf, Bekanntmachung des StMdI vom 19.02.1936, in: BayHStA, MInn 87754.

541 Erhardt bezeichnete die Sachlage als ,,weitverbreiteten Irrtum (...), daB jedes tuberkuldse Tier von der
Tierseuchenkasse entschidigt werden miisse (Bericht iiber die erste Sitzung des Landesausschusses der
Bayerischen Tierseuchenkasse am 22.02.1936, in: BayHStA, MInn 87754).
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Tierseuchenkasse konnte innerhalb der betroffenen Kreise nur langsam Akzeptanz finden.**
Dazu verweigerten, eher unerwartet, zahlreiche Gemeinden die geforderte Kooperation. Viele
von ihnen waren einfach nicht bereit oder im Stande die Beitragserhebung zu vollziehen.>*
Selbst vier Jahre nach der Griindung lehnten es immer noch Gemeinden ab, die notwendige
Beitragserhebung durchzufiihren.”** Doch die wirtschaftliche Lage der Kasse entwickelte sich

zu einem weitaus groBBeren Problem.

Der finanzielle Engpass der Tierseuchenkasse entstand aufgrund zweier Umsténde.
Hauptproblem war die starke Verbreitung der Maul- und Klauenseuche im Jahre 1938.°* Die
Schidden waren so zahlreich, dass sogar die Flut an Antrigen nicht mehr fristgemél bearbeitet
werden konnte. Viele Antragsteller waren aufgrund dessen gezwungen sehr lange auf ihre

® Daneben wurden aber auch

notwendigen Entschidigungszahlungen zu warten.*
verwaltungstechnische Fehler seitens des Innenministeriums begangen, denn es schloss mit
seiner Bekanntmachung im Februar 1936 die Entschiddigung von Nachkrankheiten der Maul-
und Klauenseuche aus.*”’ Schon bald traten Schwierigkeiten bei der Ausfiihrung auf, da eine
genaue Definition dieses Begriffes in der Bekanntmachung fehlte.’*® Es war schlicht und
ergreifend unklar, welche Krankheitsbilder nun nicht entschiadigt werden sollten.”*® Daneben
waren zwel weitere verdffentlichte MinisterialentschlieBungen rechtlich nicht zwingend

bindend und schufen mehr Verunsicherung als Nutzen.™ SchlieBlich musste sich sogar der

542 Im ersten Jahr nach der Griindung waren viele Antridge unrechtmifig gestellt worden, die aber konsequent
abgelehnt worden waren (vgl. Niederschrift iiber die dritte Sitzung des Landesausschusses der Bayerischen
Tierseuchenkasse am 10.10.1937, in: BayHStA, MInn 87754).

543 Im Jahre 1938 hatten 66 Gemeinden nicht in Génze die Beitrige eingefordert bzw. abgefiihrt (vgl.
Niederschrift tiber die fiinfte Sitzung des Landesausschusses der Bayerischen Tierseuchenkasse am 30.11.1938,
in: BayHStA, MInn 87755).

544 Es bestand im Jahre 1940 bereits ein Gesamtriickstand von 700.000 Reichsmark. Jedoch konnten trotz
groBer Anstrengungen nur in seltenen Fillen die zustindigen Gemeinden und Landrite dazu bewegt werden, die
Beitrdge korrekt zu verwalten (vgl. Bayerische Versicherungskammer an das StMdI vom 26.07.1940, in:
BayHStA, MInn 87756).

545 Vgl. Staatsministerium fiir Wirtschaft an Kéglmaier vom 24.05.1938, in: BayHStA, MInn 87755; der bis
dahin schlimmste Seuchenzug iiberrollte das Deutsche Reich und suchte in Bayern bei seinem Hohepunkt im
August mehr als 30.000 Betriebe heim (vgl. Schmaltz (1939), S.110ff.).

546 Zwischen dem Tiertod und der Entschddigung vergingen viele Monate (vgl. Staatsministerium fiir
Wirtschaft an Kdglmaier vom 24.05.1938, in: BayHStA, MInn 87755).

547 ,Unter Maul- und Klauenseuche [Hervorh. i. Orig.] sind Nachkrankheiten der Maul- und
Klauenseuche nicht zu verstehen. Die Maul- und Klauenseuche muf3 die unmittelbare Ursache des Todes oder
der Notschlachtung gewesen sein“ (vgl. Bekanntmachung iiber die Leistungen der Tierseuchenkasse vom
19.02.1936, GVBI, Nr. 1, S. 19).

548 Vgl. Veterindrpolizeiliche Anstalt an das StMdI vom 12.04.1938, in: BayHStA, MInn 87755.
549 Vgl. Versicherungskammer an das StMdI vom 01.04.1938, in: BayHStA, MInn 87755.

550 Diese hatten lediglich den Charakter einer Verwaltungsanweisung, die mit keiner rechtlichen und
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zweite Senat des Verwaltungsgerichtshofes mit dieser Angelegenheit beschiftigen.' Der
Generalstaatsanwalt des bayerischen Verwaltungsgerichtshofes empfahl deshalb eindringlich,
,im Hinblick auf die zutage getretenen rechtlichen Bedenken (...) eine zusammenfassende
Neukodification [sic!] der Vorschriften {liber die Entschddigung von Viehverlusten infolge von
Maul- und Klauenseuche unter Einarbeitung der vom Senat gemachten Vorschlige
vorzunehmen.**** Als moglichen Ausweg gab es seitens des Senats daher nur den Rat, sich
differenzierter bei Definitionen auszudriicken und die rechtliche Situation genau zu
iberpriifen.” Auch Erhardt, der inzwischen im Reichsministerium des Innern tétig war,
duBerte sich zu dieser doch komplizierten Sachlage. Er machte besonders deutlich, dass die
Entschddigung von Nachkrankheiten nicht beabsichtigt gewesen war und er bewusst ,,teils
wegen der schweren Abtrennbarkeit der Nachkrankheiten, teils wegen der zu erwartenden
Beitragsbelastung die Entschddigung der Nachkrankheiten bei der Errichtung der bayerischen
Tierseuchenkasse [ausgeschlossen]**** hatte. Erhardt wusste, dass die Entschiddigung der
Nachkrankheiten hohe Kosten verursachte und dies finanziell nicht sehr lange getragen
werden konnte. Die Situation bewertete Erhardt als schwierig und er konnte auch, wie bereits
schon der zweite Senat, nur zu einer Neudefinierung der Entschidigungsfille raten und eine
Umarbeitung der Satzung mit Hilfe des Verwaltungsgerichtshofes und des Landesausschusses
empfehlen. Erhardt hatte von Berlin aus engagiert seine durchdachte und ausfiihrliche
Analyse iibermittelt. Die Veterindrverwaltung des Innenministeriums schenkte aber diesen
Ratschldgen keinerlei Beachtung und Apfelbeck legte im November 1938 auf die
Entschiddigung der Nachkrankheiten sogar &ufBerst groBen Wert, obwohl die finanzielle

Situation bereits sehr angespannt war.”* Dies hatte schlieBlich zur Folge, dass in Bayern die

juristischen Verbindlichkeit verbunden waren (vgl. Aufzeichnung iiber die Besprechung des II. Senats in Sachen
,»Entschiddigung von Viehverlusten infolge von Maul- und Klauenseuche® vom 03.09.1938, in: BayHStA,
Mlinn 87755).

551 Die Urteilsfindung sollte schnell und zeitnah erfolgen, da schon zahlreiche Entschidigungsfille zur
Bearbeitung vorlagen (vgl. Generalstaatsanwalt an das StMdI am 07.09.1938, in: BayHStA, MInn 87755).

552 Ebd.

553 Vgl. Aufzeichnung iiber die Besprechung des II. Senats in Sachen Entschiddigung von Viehverlusten infolge
Maul- und Klauenseuche vom 03.09.1938, in: BayHStA, MInn 87755.

554 Erhardt aus dem RMdI an das StMdI vom 28.09.1938, in: BayHStA, MInn 87755.

555 Erhardt lieB dem Bayerischen Innenministerium zu dieser Thematik eine ausfiihrliche Stellungnahme
zukommen. Er wies darauf hin, dass die vorliegende Formulierung mit Bedacht und auch im Hinblick auf andere
Léander so gewéhlt worden war. Erhardt kritisierte daneben die uniiberlegte Erweiterung der Satzung ,,durch die
Zusage von Beihilfen fiir Nachkrankheiten mittels der bayerischen MinisterialentschlieBung vom 27.04.1938.
Ebenso urteilte er iiber die EntschlieBung vom 07.07.1938, die ,,die Nachkrankheiten (...) beihilfefdhig [machte]*
(vgl. ebd.).

556 Apfelbeck ignorierte die Vorschldge Erhardts und konnte sich von dem Gedanken der Entschiadigung von
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hochsten Entschiddigungszahlungen geleistet wurden™’ und Erhardts knappe Bemessung der
Beitrige sorgte nun endgiiltig fiir den finanziellen Zusammenbruch der Tierseuchenkasse.”®
Die Akquisition neuer Geldquellen wurde dringend notwendig und es mussten
Sonderumlagen bei den Beitragszahlern eingefordert werden, um die laufenden Kosten noch

’ Eine weitere RettungsmaBnahme sollte ein Darlehen bei der

decken zu konnen.”
Landesbrandversicherungsanstalt sein.’®® Als sich aber der gewiinschte Erfolg nicht einstellte,
verstirkten sich die Forderungen nach einem staatlichen Zuschuss.’®’ Damit drohte der
Tierseuchenkasse zu Beginn des Jahres 1939 — nur zwei Jahre nach ihrer Griindung — bereits
die Zahlungsunfahigkeit.*** Apfelbeck wollte aus diesem Grund den geforderten Zuschuss mit
allen Mitteln durchsetzen. Andere Optionen lehnte er strikt ab. Grund fiir seinen
bedingungslosen Einsatz war die tiefe Wertschédtzung flir die bisher vollbrachten Leistungen
und den Beistand sowohl fiir die Viehbesitzer als auch fiir den Staat, der bis dato durch die

563

Kasse finanziell entlastet worden war.>” Apfelbeck bezeichnete die Kasse in diesem

Nachkrankheiten nicht 16sen. Fiir ihn stellte die Entschiddigung nicht eine groBziigige Milde, sondern eine
notwendige MaBinahme dar (vgl. Niederschrift iiber die fiinfte Sitzung des Landesausschusses der Bayerischen
Tierseuchenkasse am 30.11.1938, in: BayHStA, MInn 87755).

557 Fir die hohen Leistungen wurde als Begriindung die hohe Akzeptanz innerhalb der Landwirtschaft
angefiihrt. Diese fullte allerdings auf den groBziigig bemessenen Entschiddigungen und nicht auf dem
eigentlichen Sinn der Tierseuchenkasse (vgl. Bemerkung zum Schreiben des StMdl vom 26.11.1940, in:
BayHStA, MInn87756).

558 Jedoch wurde von Seiten des Innenministeriums eingerdumt, dass ein derartiger schwerer Seuchenbefall
nicht erwartet worden war (vgl. Vormerkung des Sachgebiets 13 zur Besprechung im Staatsministerium der
Finanzen am 09.02.1939, in: BayHStA, MInn 87755).

559 Die Sonderumlage betrug 1 Reichsmark fiir jedes iiber drei Monate alte Rind (vgl. Entwurf, Erlass des
StMdI vom 06.09.1938 iiber die Tierseuchenbeitrdge fiir das Jahr 1938, in: BayHStA, MInn 87755).

560 Dieser Kredit tiber 2.000.000 Reichsmark musste beantragt werden, da alle finanziellen Mittel aufgebraucht
und die Gelder der Sonderumlage noch nicht bei der Tierseuchenkasse eingegangen waren. Diese Umlage war
notwendig geworden, da ab Sommer 1938 ein starker Anstieg der Entschddigungsfalle auftrat. Bis dahin konnte
sich die Tierseuchenkasse, aufler in Bezug auf die Impfungen gegen die Maul- und Klauenseuche, noch
selbststindig refinanzieren. Endlich wurden im Haushaltsplan fiir das Jahr 1939 fast alle zur Verfligung
stehenden finanziellen Mittel allein fiir die Bekdmpfung der Maul- und Klauenseuche eingeplant (vgl.
Niederschrift iiber die fiinfte Sitzung des Landesausschusses der Bayerischen Tierseuchenkasse am 30.11.1938,
in: BayHStA, MInn 87755).

561 Diese Forderung wurde primér durch die Landesbauernschaft gestellt (vgl. ebd.).

562 In der Besprechung zwischen dem Staatsministerium des Innern und dem Staatsministerium der Finanzen
wurde eine staatliche Beteiligung bei der Finanzierung der Impfungen gefordert. Es wurde die Ubernahme der
Halfte der Kosten vorgeschlagen (vgl. Vormerkung des Sachgebiets 13 zur Besprechung im Staatsministerium
der Finanzen am 09.02.1939, in: BayHStA, MInn 87755).

563 Die Moglichkeit einer Einlagenerhhung auf 2 Reichsmark war fiir Apfelbeck aufgrund der zu hohen
Belastung der Bevdlkerung nicht attraktiv. AuBerdem wire fiir diese Mafnahme eine Versammlung des
Landesausschusses und eine Billigung durch den Preiskommissar notwendig geworden. Dies hitte durch die
zeitliche Verzogerung der ,,nicht mehr liquid[en]* Tierseuchenkasse weiteren Schaden zugefiigt. Als weitere
Option wurde ein weiteres Darlehen aufgrund der zu erwartenden kostentrachtigen Zinsbelastung abgelehnt.
Dabher fokussierte sich Apfelbeck auf die Moglichkeit des staatlichen Zuschusses, auch mit der Begriindung, dass
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h:.c564

Zusammenhang sogar als ,,dusserst segensreic und letztendlich wollte er Zweifel bei den

Betroffenen, die ohnehin nur schwer zu iiberzeugen waren, so kurz nach der Griindung

vermeiden.’®

Im Februar 1939 fand schlieBlich eine Besprechung zwischen dem
Staatsministerium des Innern und dem Staatsministerium der Finanzen statt.”*® In dieser
konnte Apfelbeck seine Forderungen durchsetzen und zur Erleichterung aller Beteiligten
wurde zwei Monate spiter der geforderte Zuschuss genehmigt.”” Nach dem Riickgang der
Maul- und Klauenseuche verbesserte sich in den darauffolgenden Jahren die finanzielle
Situation der Tierseuchenkasse schnell, so dass eine von der Landesbauernschaft geforderte
Beitragserhohung vom Innenministerium sogar abgelehnt werden konnte.”® Jedoch war eine
gewisse Risikobereitschaft in den Reihen der Veterindrverwaltung noch immer gegenwirtig,
denn das Innenministerium spekulierte nach wie vor bei seinen wirtschaftlichen
Kalkulationen, indem es die eher gewagte Prognose stellte, dass in den folgenden Jahren kein

schwerer Seuchenzug Bayern heimsuchen wiirde.*®

dieser in anderen Léndern ebenfalls gewéhrt worden war (vgl. Vormerkung des Sachgebiets 13 vom 27.01.1939,
in: BayHStA, MInn 87755).

564 Apfelbecks Argumentationslinie basierte auf der Rettung vieler Betriebe durch die Tierseuchenkasse und
auf dem immensen Betrag, der seitens des Staates bisher eingespart werden konnte. Dieser wurde vom
Innenministerium auf 20 Millionen Reichsmark beziffert (ebd.).

565 Apfelbeck befiirchtete insbesondere eine ,,Unruhe in der Bevolkerung™ (ebd.).

566 Vgl. Vormerkung des Sachgebiets 13 zur Besprechung im Staatsministerium der Finanzen am 09.02.1939,
in: BayHStA, MInn 87755.

567 Der Zuschuss wurde in den Nachtragshaushalt fiir das Jahr 1938 integriert. Da dadurch eine zeitliche
Verzogerung auftrat, musste dennoch ein Kredit gewéhrt werden (vgl. StMdI an die Landesbauernschaft vom
22.04.1939, in: BayHStA, MInn 87755). Dieses durch das Innenministerium genehmigte Darlehen wurde bei der
Fleischbeschauausgleichskasse aufgenommen. Dadurch wurde unter der Pramisse einer Kreditzuriickzahlung bis
zum Jahre 1942 eine Zahlung von 1.000.000 Reichsmark gewihrt. Bedenken hinsichtlich des bereits
aufgenommenen Kredits bei der Landesbrandversicherungsanstalt bestanden schlieBlich nicht mehr, da das
Innenministerium die Tierseuchenkasse fiir die zukiinftigen Jahre fiir ausreichend solvent erachtete (vgl.
Entwurf, StMdI an die Bayer. Versicherungskammer vom 10.06.1939, in: BayHStA, MInn 87755). Ende
September 1939 erhielt die Kasse 1.850.000 Reichsmark, die zur Mitfinanzierung der Impfkosten dienen sollten
(vgl. Bayerische Versicherungskammer an die Mitglieder des Landesausschusses vom 05.07.1940, in: BayHStA,
Minn 87756).

568 Die Darlehen konnten bereits Ende 1941 zuriickbezahlt und neue Riicklagen aufgebaut werden. Zusétzlich
wurden fiir das Jahr 1942 weitere hohe Ertriage erwartet (vgl. Entwurf, StMdI an die Landesbauernschaft vom
19.09.1941, in: BayHStA, MInn 87756).

569 Das Innenministerium stellte die doch kithne Behauptung auf, ,,dafl in den néchsten Jahren keine der zur
Entschiddigung verpflichteten Seuchen (...) einen bedrohlichen Umfang annehmen [wiirde]“ (ebd.).
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4.5 Die Fleischbeschau in Bayern

Mit dem ,,Gesetz, betreffend die Schlachtvieh- und Fleischbeschau® waren seit 1900 die
juristischen Rahmenbedingungen festgelegt. Dieses Gesetz war reichsweit giiltig, jedoch
konnten die einzelnen Liander es als Grundlage fiir weitere landesspezifische Vorschriften
verwenden.”” Schon 1902 ver6ffentlichte PreuBen ein Ausfiihrungsgesetz,””' Bayern, Sachsen
und Wiirttemberg folgten dagegen erst in den 1930er Jahren.””” Eine reichseinheitliche

Regelung wurde sogar erst 1940 mit einer Neufassung verwirklicht.’”?

574

4.5.1 ,Sie ist auch keine ungerechte Harte*”"* — Die Regelung der Fleischbeschau

»lch erwarte als Wirkung eine hohere Bewertung der Fleischbeschau als
wichtigen Zweig der offentlichen Gesundheitspflege, einen besseren Vollzug der

Fleischbeschau und die schnellere Abstellung von Mingeln im Vollzug.«”

Erhardt hatte seine Erwartungen klar definiert, denn zu lange hatte die Umsetzung gedauert,
zu dringend war die Einfiihrung. Mit jahrelanger Verzogerung und den damit verbundenen
administrativen Schwierigkeiten war im Februar 1935 das ,,Ausfithrungsgesetz zum
Fleischbeschaugesetz® und die ,,Verordnung iiber die Schlachtvieh- und Fleischbeschau und
die Trichinenschau® in Bayern verdffentlicht worden. Diese futen auf dem bereits vor 35
Jahren erlassenen ,,Gesetz, betreffend die Schlachtvieh- und Fleischbeschau®“.”’® Bedingt
durch den erheblichen Aufschub bestand die Aufgabe des Innenministeriums nach der
Veroffentlichung jedoch nicht primér in der Organisation der Fleischbeschau, sondern darin,
die Verzdgerung in einen euphemistischen Kontext zu setzen. Die Veterindrverwaltung des
Bayerischen Innenministeriums war sich bewusst, dass dieser Verzug nicht unkommentiert

bleiben konnte. Dies versetzte auch die handelnden Akteure, wie Erhardt, in Erklarungsnot.

570 Vgl. Kautni (1985), S. 215.
571 Vgl. ebd., S. 40.

572 Vgl. ebd., S. 43.

573 Vgl. ebd., S. 215.

574 Erhardt (1935a), S. 233.
575 Erhardt (1935b), S. 245.

576 Vgl. Ausfiihrungsgesetz zum Fleischbeschaugesetz vom 07.02.1935, GVBI, S. 33; Verordnung {iber die
Schlachtvieh- und Fleischbeschau und die Trichinenschau vom 07.02.1935, GVBI, S. 35ff; Gesetz, betreffend
die Schlachtvieh- und Fleischbeschau vom 03.06.1900, RGBI, S. 547ff.
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Auf im Jahr 1933 veroffentlichte Angriffe reagierte Erhardt daher verstimmt und konnte sich
erst zwei Jahre spiter mit Blick auf die neue gesetzliche Regelung eine Antwort abringen.

«“577 wire die Griinde zu erlidutern und verwies auf die

Erhardt norgelte, dass es ,,miillig
Begebenheiten, die um 1900 vorherrschten. In Bayern war es ndmlich der Fall, dass das
Reichsgesetz bereits durch die Kreisregierungen mittels oberpolizeilicher Vorschriften
umgesetzt worden war. Die Durchfiihrung wurde allerdings durch die einzelnen Gemeinden
vollzogen. Ergénzend war 1902 eine Einfilhrungsvorschrift in Bayern erlassen worden, die
eine Kontrolle durch die ortliche Polizeiverwaltung regelte. Den Gemeinden war damit das
Recht erteilt worden, Gebiithren zu erheben und seitens des Staates wurde nur eine
iibergeordnete Kontrollfunktion auf die Gemeinden ausgeiibt. Daneben hatten sich aber
andere Léander, insbesondere in der Trichinenschau, weiterentwickelt und dieser
verwaltungstechnische Riickstand wurde durch immer unhaltbarere Zustinde ergénzt. Es
mehrten sich Krankheitsfélle durch Konsum von Fleisch aus Notschlachtungen, der Verkauf
von minderwertigem Fleisch wurde nicht eingeschrinkt und bei Notschlachtungen wurden
keine bakteriologischen Untersuchungen vorgenommen.””® Dazu waren auch von politischer
Seite regulative MaBnahmen verweigert worden, denn bereits in vier Besprechungen im
Bayerischen Landtag hatte kein befriedigendes Resultat iiber die FEinfiihrung einer

Trichinenschau erreicht werden konnen.””

Daher verteidigte Erhardt den spéten Erlass in
Bayern mit dem Verweis auf die ,,starke Betonung der gemeindlichen Selbstverwaltung und
die geringe Aussicht [auf eine Genehmigung; Anm. d. Verf.] einer Gesetzesvorlage im
Landtag“.**® Allerdings waren ihm bis zur Ubernahme der Leitung der Veterinirverwaltung
die Hinde gebunden und somit hatte er die Konsequenzen einer langen
verwaltungstechnischen Fehlentwicklung zu tragen. Bedingt durch die politischen Umsténde
lieB er sich dariiber hinaus auch dazu hinreiflen, eine Verbindung zwischen der Neuregelung

der Fleischbeschau und der nationalsozialistischen Gesinnung zu ziehen:

»Aus dieser Lage schuf erst der geistige Umbruch, der mit der Machtergreifung
durch die nationalsozialistische Bewegung begann, den Ausweg. Mit dem

Wegfall der Interessenvertretungen und der Interessenkdmpfe war der Weg frei

577 Erhardt (1935a), S. 230.

578 Vgl. ebd., S. 229.

579 Diese wurden in den Jahren 1900, 1904, 1910 und 1928 im Landtag nicht durchgesetzt (vgl. ebd., S. 230).
580 Ebd.
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geworden fiir die Neuordnung alter Gebiete, deren Besserungsbediirftigkeit

nachgewiesen war.**®!

Dazu machte er den Nationalsozialismus zur Pramisse dieser Entwicklung:

,»Was entstanden ist, ist eine Frucht des Dritten Reiches; die Regelung ist
entsprungen aus dem geistigen Umbruch, der vom Einzelnen die Wendung vom

JIch¢ zum ,Wir¢ fordert.«32

Inwieweit sich Erhardt tatsdchlich mit dem nationalsozialistischen Gedankengut identifizierte,
lasst sich aus dem untersuchten Material nicht rekonstruieren. In tierdrztlichen Kreisen stief3
diese Neuregelung von Beginn an aber auf positive Resonanz und Erhardt wurde als Schopfer
dieser Neuregelung gefeiert.”® Im Mérz 1935 wurde auf einer Mitgliederversammlung des
tierdrztlichen Bezirksvereins von Oberbayern das bayerische Ausfiihrungsgesetz daher als

meiner der groBten Fortschritte fiir die Volksgesundheit*>*

geriithmt. Auch bot die
Fleischbeschau den Veterindren insbesondere finanzielle Vorteile. Bereits Anfang des 19.
Jahrhunderts hatte es Forderungen gegeben, mit Hilfe der Fleischbeschau den Tierdrzten ein
zusitzliches Einkommen zu ermdoglichen.”® Erhardt war sich deshalb iiber diesen positiven
Nebeneffekt durchaus bewusst und bekréftigte, dass erst ,[d]ie Neuordnung (...) dem
praktischen Tierarzt die erwiinschte finanzielle Untermauerung seiner Existenz, in vielen

Fillen {iberhaupt erst die Moglichkeit zur Begriindung einer Niederlassung® ™

ermoglicht
hatte. Doch die Ausweitung des Arbeitsfeldes der Veterindre ging einher mit der
Einschrinkung anderer Berufsgruppen. So hatte die Einfiihrung fiir die bis dahin damit
befassten Beschauer auch negative Folgen. Die Durchfithrung der Fleischbeschau durch
Veterinire sollte bis Januar 1940, nach einer fiinf Jahre andauernden Ubergangszeit, endgiiltig
etabliert sein. Dieser Zeitraum wurde als durchaus angemessen empfunden und in letzter

Konsequenz mussten die Beschauer in einen anderen Gemeindedienst wechseln,®” da die

Uberwachung der Fleischbeschau durch die Amtstierirzte bedingungslos eingefiihrt werden

581 Ebd.

582 Erhardt (1935b), S. 247.

583 Vgl. Anonym (1935), S. 128.
584 Ebd.

585 Vgl. Schwarz (1935), S. 181f.

586 Erhardt (1935b), S. 247.
587 Vgl. Erhardt (1935a), S. 233.
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% Auch musste sich insbesondere die lindliche Bevolkerung mit Verinderungen

sollte.
auseinandersetzen. Durch die Neuregelung waren nun Hausschlachtungen in die gesetzliche
Regelung miteinbezogen, Trichinenuntersuchungen wurden notwendig und es traten héartere
Regelungen fiir den Verkauf von beanstandetem Fleisch in Kraft. Als finanzielle
Unterstlitzung wurde hierfiir aber die Fleischbeschauausgleichskasse gegriindet, die die
finanziellen Mittel fiir die bakteriologischen Untersuchungen und die Prophylaxe bereitstellen
sollte.”® Schon bei den Planungen der Fleischbeschau hatte es jedoch immer wieder
Einwinde gegeben, ,,daB sie in einem ausgesprochenen Bauernland wie Bayern mit seiner
verstreuten Siedlung, besonders in Stidbayern, nicht durchfithrbar und der Kosten halber nicht
tragbar [gewesen wire].“°” In Bayern gab es eine hohe Zahl an Hausschlachtungen und
hierfiir musste ausreichend Personal zur Verfiigung gestellt werden, um den geschitzten
700.000 hiuslichen Schweineschlachtungen beiwohnen zu kénnen. Dazu kamen die groB3en
Entfernungen, die es zurlickzulegen galt. Hierfiir empfahl Erhardt pragmatisch mehr Personal,
festgelegte Beschauzeiten und den Einsatz von Verkehrsmitteln. Daneben wurde festgelegt,
dass sich die Beschaukosten bei groBerer Entfernung nicht erhéhen sollten und der
zuriickgelegte Weg von der Fleischbeschauausgleichskasse bezahlt wurde.”' Erhardt war sich
von Beginn an im Klaren, dass mit einer alleinigen Verdffentlichung kein Verstdandnis erreicht
werden konnte. Hierzu war Zeit und vor allem Aufklidrung notwendig.’** Es war daher bereits
im Vorfeld abzusehen gewesen, dass besonders die Landwirte und Metzger in dieser
Neuregelung nur die 6konomischen Nachteile sahen.”” Neben der Skepsis der betroffenen

Bevolkerung begleiteten auch finanzielle Probleme die Einfilhrung. Bereits im

588 Hierbei handelt es sich um einen Bericht an das Reichsinnenministerium iiber die tierdrztliche
Lebensmitteliiberwachung (vgl. Entwurf, StMdI an das RMdI vom 18.11.1936, in: BayHStA, MInn 87850).

589 Vgl. Anonym (1935), S. 128.
590 Erhardt (1935a), S. 230.
591 Vgl. ebd.

592 Es stand auch die Aufkldrung der einzelnen Gemeinden tiber die Regelung der Gebiihren im Vordergrund.
Die Gemeinden mussten noch vor dem Inkrafttreten der Verordnung iiber die Schlachtvieh- und Fleischbeschau
vom 07.02.1935 die Gebiihren regeln, die zusétzlich vom zustdndigen Bezirksamt genehmigt werden mussten.
Fiir Erhardt hatte diese Tatsache oberste Prioritdt, da die Einnahme der Gebiihren das finanzielle Fundament der
Neuordnung darstellte (vgl. Schreiben von Erhardt vom 13.02.1935, in: BayHStA, MInn 87823). Auch von
Seiten der Tierdrzteschaft rechnete man mit Schwierigkeiten in der Anfangsphase: ,,Es ist zu erwarten, dafl dem
Vollzug der Neuerungen manche Hemmnisse von selbst erwachsen und dariiber hinaus entgegen geschoben
werden. Es wird nicht nur des guten Willens von uns Tierdrzten bediirfen, das auch fiir unseren Stand besonders
erfreuliche Gesetz durchfiihren zu konnen, sondern es wird voraussichtlich die Standesdisziplin auf eine harte
Probe gestellt bis erreicht wird, da3 die Durchfiihrung sich einlebt und das Gesetz sich so auswirkt, wie es sein
Autor wiinschen darf* (Anonym (1935), S. 128).

593 Vgl. Erhardt (1935b), S. 246.
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darauffolgenden Sommer musste der Preis fiir die Untersuchungen angehoben werden, da sich
das Innenministerium, dhnlich wie bei den Beitrdgen fiir die Tierseuchenkasse, verkalkuliert
hatte. In den ersten Schéitzungen war noch davon ausgegangen worden, dass bei 70 Prozent
der Notschlachtungen eine bakteriologische Fleischuntersuchung erfolgen wiirde. Diese
Schitzung erwies sich aber als zu optimistisch. So musste, damit die Kosten abgedeckt
werden konnten, die Gebiihr fiir die Untersuchung angehoben werden.”* Die ,,Verordnung
iiber Anderung der Fleischbeschauordnung® erfolgte aus diesem Grund bereits im Juli

1936.7° Seitens der Veterindre wurde zudem auch die Hohe der Entschidigungen fiir die

t.596 €597

Wegegelder bemingelt.””® Vor allem ,,das schwierige Geldnde und die schlechten Straen
waren Griinde flir zahlreiche Beschwerden gewesen. Die Anreise zur Beschau wurde mit
Ironie als ,,ganz nette Bergtour®® bezeichnet und pampig &uBerte man sich iiber das

Ministerium:

,,JJch wiinschte nur, ich konnte einmal einen der Schreibonkels, die in ihren
warmen Biirosesseln die licherliche Taxe von 10 Pfg. pro km ausgeknobelt

haben, bei Regenwetter oder bei groBer Hitze auf so eine Tour mitnehmen. >

Diese Strapazen sollten vor allem eine hohere Vergiitung rechtfertigen, doch hitte das eine
weitere Anhebung der Gebiithren zur Folge gehabt. Dies wollte auch die Bayerische
Tierdrztekammer vermeiden und schlug deshalb vor, eine Erhéhung an bestimmte
Bedingungen wie schlechte Witterungsverhiltnisse zu kniipfen.®® Dr. Schwarz hatte aber

bereits bei Kammersitzungen des oOfteren einen Anstieg fiir nicht durchfiihrbar erklart.®' Die

594 Mit der beschlossenen Gebiithr mussten auch alle zusdtzlichen Kosten der zustindigen Einrichtungen
finanziert werden. SchlieBlich sollten in erster Linie die gesamten Unkosten abgedeckt werden. Auch die
Fleischbeschaukasse war mit der Erhdhung einverstanden, da die vermehrten Ausgaben durch die geringere
Untersuchungsanzahl nivelliert wurden (vgl. Bemerkung, Entwurf, StMdI an das Staatsministerium der Finanzen
vom 17.07.1936, in: BayHStA, MInn 87823).

595 Vgl. Verordnung iiber Anderung der Fleischbeschauordnung vom 17.07.1936, GVBI, S. 137.

596 Die Bezirksvereinigung fiir Niederbayern und die Oberpfalz hatte bei der Versicherungskammer aufgrund
einer Reihe von Eingaben von Bezirkstierdrzten auf die Problematik aufmerksam gemacht (vgl. Bayerische
Versicherungskammer an das StMdI vom 11.11.1936, in: BayHStA, MInn §7823).

597 Dazu wurde der erhohte Zeitaufwand bei schwierigen Verhéltnissen im Winter und die FuBBmaérsche beklagt
(Schreiben des Bezirkstierarztes fiir Viechtach vom 28.09.1936, in: BayHStA, MInn 87823).

598 Schlechte Straflen, die nicht mit dem Auto befahren werden konnten, fithrten dazu, dass die zustdndigen
Tierdrzte lange FuBwege zuriicklegen mussten (Schreiben eines praktischen Tierarztes aus Roding vom
05.10.1936, in: BayHStA, MInn 87823).

599 Ebd.
600 Vgl. Tierdrztekammer Bayern an das StMdI vom 06.02.1937, in: BayHStA, MInn 87823.

601 Vgl. Bemerkung, Entwurf, StMdIl an die Tierdrztekammer Bayern vom 18.12.1936, in: BayHStA,
Minn 87823.
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stindige Unzufriedenheit fiihrte zu weiteren Veranderungen im Friihjahr 1937.9* Ursache
hierfiir war, dass die teilweise weiten und schwierigen Fahrten fiir die Tierdrzte finanziell
nicht mehr lukrativ waren. Die Gebiihren waren jedoch im Vorfeld bewusst so zuriickhaltend
gewdhlt worden, da zum einen keine Erfahrungswerte vorlagen und zum anderen die
Beschauzuschlige ausreichen mussten. Nun befiirchtete aber besonders das Innenministerium,
dass durch die geringen Lohne nicht mehr ausreichend Personal akquiriert werden konnte.
Daher sollten die Wegegelder fiir die bakteriologischen Untersuchungen, die eine zweite
Untersuchung benétigten, zumindest zur Hilfte erstattet werden. Dies bereitete keine
Probleme, da die Finanzlage der Fleischbeschauausgleichskasse stabil war.®” Im gleichen
Malle wie sich die Veterindre iiber die niedrige Bezahlung echauffierten, trat auch Unruhe
innerhalb der ldndlichen Bevdlkerung auf. In einem Beschwerdeschreiben an die
Bezirksbauernschaft wurde geklagt: ,,Es sind alle Bauern sehr aufgeregt, weil nun auf einmal
auch die Hausschlachtungen beschaupflichtig sind.“®* Jedoch wies die Veterinirverwaltung
jegliche Vorwiirfe von sich und verdeutlichte, dass schon bei der Festlegung der
Gebiihrenhohe die Hausschlachtungen mit niedrigeren Gebiihren versehen worden waren.®”
Zudem war die Beschau ,,nicht als Schikane fiir den Bauern gedacht, sondern lag im Interesse
der Volksgesundheit.“® Die Stimmung war angespannt. Es fand eine stidndige
Kompromissfindung zwischen den Klagen der Veterindre und den finanziell belasteten
Bevolkerungskreisen statt — ohne sichtbaren Erfolg. Zudem kristallisierte sich heraus, dass die
Fleischbeschauer und die Fleischbeschautierdrzte die neuen Aufgaben nicht wie erwartet
durchfiihrten sondern unveridndert handhabten. Folglich bestand weiterhin die Gefahr von
Schwarzschlachtungen. Daher forderte das Innenministerium verstdrkte Kontrollen durch die
Bezirkstierdrzte, doch auch dies bewirkte nicht die notwendige Abschreckung und es musste
die Polizei bei der Uberwachung herangezogen werden.®’ Mit fortschreitender Zeit legte sich

jedoch die erste Skepsis und Mitte 1937 wandte sich das Blatt. Dazu kommentierte die

602 Vgl. Verordnung iiber Anderung der Fleischbeschauverordnung vom 23.03.1937, GVBL, S. 92f.

603 Die festgelegte Hohe der Gebiihren sollte zunéchst die finanzielle Sicherung garantieren. Doch die
niedrigen Lohne standen nicht mehr in einem angemessenen Verhidltnis zu den Ausbildungskosten. Interne
Berechnungen ergaben, dass trotz vermehrter Kosten weitere Riicklagen gebildet werden konnten. Allerdings
hatten ein Riickgang der reguldren Schlachtungen und ein vermehrtes Auftreten von Notschlachtungen zu einer
etwas angespannten finanziellen Situation gefiihrt (vgl. Bemerkung, Entwurf, zur Verordnung {iber Anderung der
Fleischbeschauverordnung vom 23.03.1937, in: BayHStA, MInn 87823).

604 Schreiben an die Bezirksbauernschaft Freising vom 10.05.1936, in: BayHStA, MInn 87823.
605 Vgl. Entwurf, StMdI an die Landesbauernschaft vom 03.07.1936, in: BayHStA, MInn 87823.
606 Ebd.

607 Vgl. StMdI an die Regierungen vom 08.09.1936, in: BayHStA, MInn §7823.
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Regierung von Schwaben und Neuburg, dass sich das neue Gesetz ,,als sehr gut, praktisch
zweckmiBig und in der Durchfiihrung reibungslos erwiesen“‘® habe. Besonders wurde
hervorgehoben, dass die Verordnung tatsdchlich Wirkung zeigte und kranke Tiere erkannt
wurden, die bei herkdmmlichen Hausschlachtungen nicht entdeckt worden wéren. Auflerdem

hielt sich der biirokratische Aufwand in Grenzen.*”

Erhardt hatte damit ein Gesetz geschaffen, ,,das in Deutschland vorbildlich [war] und Bayern,
das in den letzten Jahrzehnten in Fleischbeschaufragen gegen andere Gaue zuriickstand, nun
hierin an die Spitze**" fiihrte. Doch letztendlich diente diese Bestimmung, wie sie auch in
dhnlicher Form in anderen Lédndern erlassen worden war, in erster Linie dazu, regional
spezifische Umstidnde zu beriicksichtigen. So war diese ein Supplement zum bestehenden

Reichsgesetz."!

Allerdings blieb die bayerische Neuregelung von der zunehmenden
Einflussnahme des Reichsinnenministeriums nicht unberiihrt. 1940 wurde im
Reichsinnenministerium geplant, ,,dass kiinftig der zustindige Reichsminister ausschlieBlich
die zur Durchfiihrung oder Ergénzung des Fleischbeschaugesetzes erforderlichen Rechts- und

Verwaltungsvorschriften‘'?

erlassen sollte. Fiir die Landerregierungen hatte dies zur Folge,
dass auf Landerebene lediglich die Kosten fiir die Schlachtvieh- und Fleischbeschau sowie die
Trichinenschau weiterhin geregelt werden konnten. Dies reduzierte den Einfluss der Lénder
erheblich. Begriindet wurde diese Entwicklung mit einer angestrebten Vereinfachung der
Verwaltung und der Einfithrung des Gesetzes in den neu besetzten Gebieten.®> Ab 01.01.1941

4

war diese neue Fassung schlieBlich giiltig®'* und die Fleischbeschau auf Reichsebene nun

einheitlich geregelt.®”® Apfelbeck kommentierte dies entsprechend: ,,Hierdurch werden die
bisherigen landesrechtlichen Vorschriften hinfdllig mit Ausnahme der Vorschriften iiber die

Kosten. !¢

608 Regierung von Schwaben und Neuburg an das StMdI vom 28.05.1937, in: BayHStA, MInn 87823.

609 Hierbei fand die Diagnose von Tuberkulose und Rotlauf besondere Erwéhnung. Eine Akzeptanz der
Biirokratie lie} sich nur mit harten Methoden wie Anzeigen durchsetzen. Eine reibungslose Durchfithrung wurde
durch eine ausreichend hohe Anzahl von Beschauern gewiahrleistet (vgl. ebd.).

610 Anonym (1935b), S. 128.
611 Vgl. Kautni (1985), S. 43.
612 RMdI an das StMdI vom 23.05.1940, in: BayHStA, MInn 87824.

613 Die Intention des Reichsinnenministeriums war vor allem, ,,dass weitere Vorschriften der Lénder (...)
iiberfliissig werden® sollten (ebd.).

614 Vgl. Bekanntmachung der neuen Fassung des Fleischbeschaugesetzes vom 29.10.1940, Reichsgesetzblatt,
S. 1463.

615 Vgl. Kautni (1985), S. 45.
616 StMdI an die bayerische Versicherungskammer vom 17.12.1940, in: BayHStA, MInn 87824.
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4.5.2 Mafinahmen zur Vorbeugung von Krankheiten

Bereits 1927 war die bakteriologische Untersuchung in Bayern eingefiihrt worden, doch lag
die Durchfithrung zu diesem Zeitpunkt noch im Ermessen des jeweiligen Veterinérs. Bedingt
durch das Reichsgesetz war aber die bakteriologische Untersuchung in Bayern bis zur
Regelung der finanziellen Unterstiitzung durch die Fleischbeschauausgleichskasse vorerst

ausgesetzt worden.®'” Dazu kommentierte auch Erhardt:

,,Schon seit November 1933 war der Fleischbeschautierarzt nicht mehr frei in
der Auswahl der Fille, die er bakteriologisch untersuchen lassen wollte. Fiir
Bayern wurde damals eine Ausnahme eingefiigt: die bakteriologische
Fleischuntersuchung mufte nur durchgefiihrt werden, soweit Einrichtungen dazu
vorhanden waren. Jetzt ist diese Ausnahme fiir Bayern gefallen. Die fehlende

Einrichtung ist geschaffen, sie heiBit Fleischbeschauausgleichskasse. '

Im Jahre 1934 war die Ausstattung Bayerns mit Einrichtungen fiir die bakteriologische
Fleischuntersuchung noch ausbaufihig. Neben 14 Schlachthdfen mit einem bakteriologischen
Laboratorium gab es 22 mit einfachen und sogar 72 ohne Laboratorien. Im Vergleich zu einer
Aufstellung aus dem Jahr 1932 ldsst sich zwar ein Anstieg der bakteriologischen und
einfachen Laboratorien feststellen, der mit der Entwicklung im gesamten Reich einher ging,
doch war die durch das Reichsinnenministerium geforderte Entwicklung richtungsweisend.
Schlachthéfe ohne Laboratorien sollten zumindest eine einfache Ausstattung erhalten und
normale  Laboratorien sollten zu  bakteriologischen  Untersuchungseinrichtungen
umfunktioniert werden.*”’ Dieser Ausbau schien notwendig, denn bereits zwei Monate nach
Einfiihrung des Ausfiihrungsgesetzes hatte sich abgezeichnet, dass groBle Mengen an
Untersuchungsmaterial an die bakteriologischen Fleischuntersuchungsstellen gesendet
wurden. Daher mahnte das Innenministerium die Regierungen an, ausreichend Personal fiir

die bakteriologischen Untersuchungen bereitzustellen.**

617 Vgl. Entwurf, StMdI an den Staatssekretdr fiir Landwirtschaft im Wirtschaftsministerium vom 04.05.1935,
in: BayHStA, MInn 87825.

618 Erhardt (1935a), S. 232.

619 Hinsichtlich der Verteilung im gesamten Reichsgebiet im Jahr 1934 zeichnete sich ein etwas anderes Bild
ab. 22,9 Prozent waren mit einem bakteriologischen, 41,6 Prozent mit einem einfachen und 35,5 Prozent mit
keinem Laboratorium ausgestattet (vgl. RMdI an die Landesregierungen vom 28.01.1935, in: BayHStA,
Minn 87825).

620 Die Kosten fiir das bendtigte Personal sollten durch die angestiegenen Einnahmen ausgeglichen werden.
Gefordert wurde die Anstellung eines Tierarztes und eines Stellvertreters. Weiteres Personal sollte nach Bedarf
eingesetzt werden (vgl. StMdI an die Regierungen vom 02.04.1935, in: BayHStA, MInn 87825).
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Zur gleichen Zeit gab es kritische Stimmen seitens der Bauernschaft, die durch die
Zeitverzogerung zwischen der Schlachtung und dem Ergebnis der bakteriologischen
Untersuchung finanzielle Einbuflen befiirchtete. Sie sorgten sich, dass gerade bei hoheren
Lufttemperaturen das Fleisch durch die Zeitverzogerung verderben konne.®' Da die
Untersuchung schon seit 1927 vorgeschrieben und nun auch die finanzielle Regelung geklart
war, herrschte in der Veterindrverwaltung wenig Verstidndnis {liber solche Bedenken. Um das
Angebot zu erweitern, gab es sogar Bemiihungen die Untersuchungsstellen auch sonntags zu
besetzen.®” Zum Teil wurde die Meinung der Bauernschaft aber auch verstindnisvoll
kommentiert: ,,Eine gewisse Zeit aber wird die Landwirtschaft brauchen, bis sie sich an die

Einschriankung ihres Verfiigungsrechtes bei den Notschlachtungen gewohnt hat. %

Bis 1936 erhohte sich die Zahl der Schlachthdfe mit einfachen Laboratorien leicht und die der
Schlachthéfe mit bakteriologischen Laboratorien blieb unverindert.”* Eine Erhohung der
Anzahl der bakteriologischen Laboratorien war indessen seitens des Bayerischen
Innenministeriums nicht mehr erwiinscht. Vielmehr bestand nun die Befiirchtung, dass die
bestehenden Einrichtungen bei einer vergroflerten Anzahl nicht mehr wirtschaftlich hétten
betrieben werden konnen. Der Schwerpunkt wurde stattdessen auf die Reduzierung der
Schlachthofe ohne Laboratorien gelegt. Besonders bei der Neugestaltung von Schlachthofen
sollten verstérkt einfache Laboratorien eingerichtet werden.®” Hierbei war die entscheidende
Aufgabe der Veterindrverwaltung die Organisation. Informationen iiber den Stand der
bakteriologischen Untersuchungen erhob das Bayerische Innenministerium jedoch nicht
selbst. Diese stammten von der Veterindrpolizeilichen Anstalt in

Schleifheim.®® Das Innenministerium war vielmehr an den grundsitzlichen Planungen

621 Die Bauern hatten sich hierbei an die Landwirtschaftsabteilung im Wirtschaftsministerium gewandt (vgl.
Staatssekretdar fir Landwirtschaft im Wirtschaftsministerium an das StMdI vom 13.04.1935, in: BayHStA,
Minn 87825).

622 Diese Regelung wurde 1933 durch die Neufassung der Ausfiihrungsbestimmungen A zum
Fleischbeschaugesetz vom 01.08.1933 aufgehoben, doch bis alle Voraussetzungen geschaffen worden waren,
nicht weiter ausgefiihrt (vgl. Entwurf, StMdI an den Staatssekretar fiir Landwirtschaft im Wirtschaftsministerium
vom 04.05.1935, in: BayHStA, MInn 87825).

623 Vor 1935 war lediglich in fiinf Prozent der Félle bei Notschlachtungen eine bakteriologische Untersuchung
durchgefiihrt worden (Entwurf, StMdI an den Staatssekretér fiir Landwirtschaft im Wirtschaftsministerium vom
04.06.1935, in: BayHStA, MInn 87825).

624 In Bayern waren 14 Schlachthofe mit bakteriologischem, 26 mit einfachem und 68 ohne Laboratorium
ausgestattet gewesen (vgl. Beilage zu StMdI an das RMdI 29.09.1936, in: BayHStA, MInn 87825).

625 Vgl. StMdI an das RMdI 29.09.1936, in: BayHStA, MInn 87825.

626 Die Berichterstattung war in der MinisterialentschlieBung vom 30.11.1935 begriindet. Die
bakteriologischen Fleischuntersuchungsstellen mussten stets bis zum 01.05. dem Innenministerium iiber die
erfolgten Untersuchungen berichten. In diesen Berichten wurden die untersuchten Félle nach Tierart
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beteiligt. Beispielsweise mussten Bezirke neu zugeordnet werden, da einige
Fleischuntersuchungsstellen aufgelost worden waren.®” Auch wurde es notwendig Bezirke
anderen Untersuchungsstellen anzugliedern, wenn sich in der Praxis gezeigt hatte, dass durch
die rdumliche Entfernung mehr Schaden durch den Zeitverlust entstand als Nutzen durch die
jeweilige Untersuchung.®® Daneben galt es, die geeigneten Versandarten an die zugehorigen
Untersuchungsstellen zu gewihrleisten.®”” Das Bayerische Innenministerium nahm hierbei
eine ibergeordnete Funktion ein und war verstirkt um die grundsitzlichen
Rahmenbedingungen bemiiht und dies wurde zum Teil auch durch Riicksprachen mit dem

Reichsinnenministerium kommuniziert.**°

Einschneidende Veridnderungen gab es jedoch nicht nur beziiglich der bakteriologischen
Untersuchungen. In der Verordnung iiber die Schlachtvieh- und Fleischbeschau war auch die
Trichinenschau geregelt worden.®' Noch im Jahre 1900 war seitens Bayerns mit Blick auf das
westliche Nachbarland darauthin gewiesen worden, dass auch Wiirttemberg keine etablierte
Trichinenschau aufweisen konnte. Doch die Lage wandelte sich. So fiihrte Wiirttemberg die
Trichinenschau im Jahr 1930 verpflichtend ein und dehnte diese dazu auch auf Schweine aus,
die aus Norddeutschland und Bayern importiert wurden. In Bayern konnte aber dieses

Handeln des Ministeriums nicht nachvollzogen werden:®*

»Der westlich gelegene siiddeutsche Nachbarstaat hat demnach zur Sicherheit
seiner Bevolkerung gegeniiber Bayern eine Ausnahmebestimmung erlassen. In
Wiirttemberg gelten also bayerische Schweine als gefdhrlich, wédhrend sie in

ihrem Herkunftsland selbst fiir ungefihrlich erklart werden.“®*

aufgegliedert. Dariiber hinaus erfolgte eine Aufstellung des Keimgehalts des Fleisches, aufgegliedert nach den
untersuchten Tierarten (vgl. Veterinérpolizeiliche Anstalt SchleiBheim an das StMdI vom 10.03.1937, in:
BayHStA, MInn 87825).

627 Die durch die einzelnen Regierungen festgelegten Tétigkeitsbereiche mussten durch das Innenministerium
gebilligt werden (vgl. Bemerkung, Entwurf, Schreiben des StMdI vom 24.06.1935, in: BayHStA, MInn 87825).

628 Es wurde in diesem Fall der viel Zeit beanspruchende Transport mit dem Zug bemingelt (vgl.
Bezirkstierarzt aus Pfarrkirchen an die Regierung von Niederbayern und Oberpfalz vom 16.01.1937; Entwurf,
StMdI an die Regierung von Niederbayern und Oberpfalz vom 26.02.1937, in: BayHStA, MInn 87825).

629 Manche Bezirkstierdrzte versandten die Proben nicht an die eigentlich zugewiesenen Stellen (vgl. Entwurf,
StMdI an die Regierung von Oberfranken und Mittelfranken vom 28.05.1936, in: BayHStA, MInn 87825).

630 Vgl. RMdI an das StMdI vom 16.05.1941, in: BayHStA, MInn 87826.

631 Vgl. Verordnung iiber die Schlachtvieh- und Fleischbeschau und die Trichinenschau vom 07.02.1935,
GVBI, S.351f.

632 Vgl. Thienel (1933), S. 271.
633 Ebd.
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Als Grund fiir die spate Einfithrung der Trichinenschau in Bayern wurde vor allem angefiihrt,
dass vor dem Ersten Weltkrieg in Bayern wenig ungekochtes Fleisch und rohe Wiirste
gegessen wurden.®* Die bayerische Veterindrverwaltung hatte aus diesem Grund im
Gegensatz zu den benachbarten Lindern keine groBlere Gefahr fiir die Bevolkerung gesehen.
Wiirttemberg dagegen hatte die Trichinenschau schon 1930 eingefiihrt, nachdem in Stuttgart
70 Menschen nach dem Verzehr von Bérenschinken erkrankt waren. Obwohl aber auch in
Bayern regelmiBig Trichinenerkrankungen aufgetreten waren, sah man hier keine zwingende
Notwendigkeit.*** Jedoch wurde dieser Riickstand mehr als beseitigt, denn Bayern ging ,,in
Erkenntnis der Wichtigkeit der Belange der Volksgesundheit fortschrittlich einen Schritt
weiter (...), indem es auch den Trichinenschauzwang bei Hausschlachtungen gesetzlich
verankerte.“®® Im Rahmen der Trichinenuntersuchung war die Aufgabe des Ministeriums die
Unterstlitzung der Gemeinden. Besonders bei der Beschaffung der Untersuchungsgeréte oder
der Bereitstellung des notwendigen Personals sollte eine Forderung seitens des Ministeriums
geleistet werden.”” Eine geplante Fundpridmie fiir Trichinenschauer wurde nicht befiirwortet,
vielmehr waren ,,disziplinare Mittel“®*® bei Fehlverhalten vorgesehen. Die Einflihrung der
Trichinenschau gestaltete sich de facto problemlos. Lediglich das Fehlen von Trichinoskopen
oder noch nicht fertig ausgebildeten Trichinenschauern verzogerten teilweise, jedoch nicht

schwerwiegend, die Einfiihrung.®*

So konnte schlieBlich verkiindet werden: ,,Die
Trichinenschau bei gewerblichen Schlachtungen ist in Bayern vom 1.1.1936 eingefiihrt
worden.“*” Das Ministerium beschéftigte sich wie bei der bakteriologischen Untersuchung
auch hier vermehrt mit Organisatorischem. Beispielsweise kiimmerte es sich um die
Kostenerstattung bei der Anschaffung von Trichinoskopen.®' Auch mehrten sich die — oftmals
unberechtigten — Antrdge bei der Fleischbeschauausgleichskasse. Dazu wurde festgestellt:

,»Die Forderungen an die Fleischbeschauausgleichskasse werden immer iibertriebener, sie

634 Vgl. ebd., S. 272.

635 Vgl. Erhardt (1935a), S. 231.

636 Anonym (1935a), S. 41.

637 Vgl. Erhardt (1935), S. 231.

638 Entwurf, StMdI an das RMdI vom 04.03.1936, in: BayHStA, MInn 87842.

639 Vgl. Regierung von Oberbayern an das StMdI vom 02.03.1936, in: BayHStA, MInn 87842; Regierung von
Niederbayern und der Oberpfalz an das StMdI vom 29.02.1936, in: BayHStA, MInn 87842; Regierung der Pfalz
an das StMdI vom 27.02.1936, in: BayHStA, MInn 87842.

640 Als abschlieBendes Ergebnis auf Grundlage der Eingaben seitens der Regierungen (Handschriftlicher
Vermerk, Nr. 699a 10-15 vom 25.04.1936, in: BayHStA, MInn 87842).

641 Die Kosten fiir die nach dem 01.01.1934 erworbenen Trichinoskope sollten zur Hélfte ersetzt werden (vgl.
Entwurf, StMdI an die Bayerische Versicherungskammer vom 26.11.1936, in: BayHStA, MInn 8§7842).
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miissen daher entsprechend zuriickgewiesen werden.*“** Das Ministerium trat zwar ebenfalls
als tibergeordneter Organisator auf,* musste sich aber mit eher geringfligig problematischen

Sachverhalten beschéftigen.

Wihrend des Krieges war die Veterindrverwaltung zunehmend bemiiht, die Durchfiihrung der
eingefiihrten Untersuchungsmethoden, insbesondere die bakteriologische
Fleischuntersuchung, aufrecht zu erhalten. Dies galt auch in Bezug auf die personelle
Situation. Untersuchungsstellen, deren Personal in den Kriegsdienst eingezogen worden war,
mussten aufgelost werden.®** Dies wurde durch die Veterindrverwaltung organisiert.*> Dazu
traten verstdrkt Versorgungsengpdsse auf. Zum Beispiel musste Laborbedarf wie
Petrischalen®, Milchzucker®’ und Leuchtgas®® beschafft werden. Apfelbeck wandte sich in
diesen Fillen oftmals an das Reichsinnenministerium.*” Letztendlich war es fiir das
Bayerische Innenministerium entscheidend, dass der Betrieb auch nach Bombenangriffen
aufrecht erhalten werden konnte. Schon im Vorfeld sollten daher ,,Ausweichstellen* festgelegt
werden, die auch logistisch gut zu erreichen waren.®® Unter allen Umstéinden sollten
Unterbrechungen vermieden werden und es wurde mit Verweis auf den Reichsminister des
Innern betont, ,daB die Durchfiihrung der Bakt. Fleischuntersuchung auch nach

Fliegerschiden allerorts weitgehendst gesichert (...) und soweit immer mdglich zum Schutze

642 Bemerkung, Entwurf, StMdl an die Bayerische Versicherungskammer zum Bericht vom Februar 1937, in:
BayHStA, MInn 87842.

643 Vgl. exemplarisch Entwurf, StMdI an die Regierung von Schwaben und Neuburg vom 04.06.1937, in:
BayHStA, MInn 87842; StMdI an das RMdI vom 07.05.1941, in: BayHStA, MInn 87842.

644 Eine Untersuchungsstelle stellte die Bitte, bereits vor dem vorgesehenen Termin aufgrund des erheblichen
Personalmangels geschlossen zu werden (vgl. Bakteriologische Fleischuntersuchungsstelle Landshut an das
StMdI vom 25.02.1942, in: BayHStA, MInn 87827).

645 Vgl. exemplarisch Vormerkung vom 28.02.1942; Entwurf, StMdI an das RMdI vom 10.04.1942, in:
BayHStA, MInn 87827.

646 Fir deren Bezug sollten ,,Dringlichkeitsbescheinigungen® ausgestellt werden (vgl. Entwurf, StMdI an das
RMdI vom 01.07.1942, in: BayHStA, MInn 87827).

647 Vgl. Bakteriologische Fleischuntersuchungsstelle Regensburg an das StMdI vom 03.03.1943, in: BayHStA,
MiInn 87827.

648 Fiir den Fall eines endgiiltigen Lieferstopps von Leuchtgas sollten vorbeugend andere Heizquellen wie
beispielsweise Lotlampen besorgt werden. Generell sollten die Vorkehrungen so beschaffen sein, dass bei einer
Unterbrechung der Wasser- und Stromversorgung die Untersuchungen weiter vorgenommen werden konnten
(vgl. Schreiben des StMdI vom 25.03.1943, in: BayHStA, MInn 87827).

649 Vgl. exemplarisch Entwurf, StMdI an das RMdI vom 09.03.1943, in: BayHStA, MInn 87827.

650 Die Ausweichstellen sollten zum einen sicher vor Luftangriffen sein, zum anderen eine gute
Verkehrsanbindung bieten. Nach einer Zerstérung sollten schnellstméglich die notwendigen Materialien zur
Ausweichstelle geliefert werden, um eine Unterbrechung der Untersuchungen zu vermeiden (vgl. Entwurf,
Schreiben des StMdI vom 13.08.1943, in: BayHStA, MInn 87827).
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der Volksgesundheit und der Erndhrungswirtschaft in vollem Umfang aufrechterhalten*®

bleiben sollte. Die Bestimmung der ,,Ausweichstellen” lag allerdings im Ermessen der

Regierungsprasidenten und nicht des Bayerischen Innenministeriums. Eine voreilige

652

Verlegung sollte nicht erfolgen, sondern nur fiir den Bedarfsfall geplant werden.® Diese

Planungen mussten sich schlieBlich wéhrend des Krieges bewéhren, denn im Oktober 1943
wurden bei einem Angriff die Verwaltung der Fleischbeschauausgleichskasse und die
bakteriologische Fleischuntersuchungsstelle am Miinchener Schlachthof zerstért. Deren
Tétigkeiten wurden in der Folge von der Veterinédrpolizeilichen Anstalt in SchleiBheim und
einer neuen FEinrichtung im Tierhygienischen Institut der Tierdrztlichen Fakultét
iibernommen. Von dort aus sollte Oberbayern und spiter ergédnzend auch Schwaben betreut

653

werden.”” Womoglich gepragt durch die Ereignisse im Oktober verstirkte Apfelbeck den

Druck auf die Regierungen und forderte, dass ,,die diesbeziiglichen Arbeiten beschleunigt

€654

durchgefiihrt werden sollten und er legte Werte darauf ,,dal schon jetzt ausreichende

Vorbereitungen getroffen werden*®>

sollten. Beziiglich der Beschaffung und Inbetriebnahme
der notwendigen Gerdtschaften zeigte Apfelbeck daneben ein auBlerordentlich grof3es

organisatorisches und technisches Geschick.®*

651 Ebd.

652 Die Reichsregierung hatte den Regierungsprasidenten Planungsfreiheit eingerdumt (vgl. Vormerkung vom
28.09.1943, in: BayHStA, MInn 87827).

653 Die Fleischbeschauausgleichskasse nahm ihren Betrieb bei der Versicherungskammer wieder auf (vgl.
Entwurf, StMdI vom RMdI vom 20.10.1943, in: BayHStA, MInn 87827).

654 Straubing sollte zur Ausweichstelle der bakteriologischen Untersuchungsstelle Regensburg werden
(Entwurf, StMdI an den Regierungsprisidenten in Regensburg vom 22.12.1943, in: BayHStA, MInn 87827).

655 Bayreuth sollte die Ausweichstelle von Niirnberg werden. Jedoch sollte die Stelle in Bayreuth noch mit
keiner neuen Ausstattung versehen werden. Hierfiir sollten verstdrkt iiberschiissige Gerdte aus anderen
Untersuchungsstellen verwendet werden (Entwurf, StMdI an den Regierungsprisidenten in Ansbach vom
22.12.1943, in: BayHStA, MInn 87827).

656 Apfelbeck kiimmerte sich beispielsweise um die Lieferung eines Brutschrankes der Veterindrpolizeilichen
Anstalt in Schleiheim an die Ausweichstelle in Straubing. Er gab Anweisungen iiber die Installation und die
Technik (vgl. Entwurf, StMdI an den Regierungsprasidenten in Regensburg vom 28.01.1944, in: BayHStA,
MInn 87827).
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4.6 Die Tierkorperbeseitigung im Wandel

Unter den Wasenmeistern und Abdeckern hatte sich im Laufe der 1920er Jahre eine
Unzufriedenheit ausgebreitet, die insbesondere durch zwei Sachverhalte begriindet war. Zum
einen wurden die Landwirte und Tierbesitzer beschuldigt fiir die wirtschaftliche Notlage der
Abdecker verantwortlich zu sein. So wurde ihnen vorgeworfen, sich nicht an die bestehenden
gesetzlichen Vorschriften und Regelungen zu halten. In diesem Zusammenhang wurde auch
auf den ordnungswidrigen Umgang mit Kadavern und deren unzuldssige Entsorgung
verwiesen. Explizit wurde beklagt, dass die Tiere nur knapp unter der Erde begraben oder
teilweise als Hundefutter verkauft wurden. Doch selbst die Tierdrzte konnten nur schwer die
Landwirte dazu bewegen, die Tierkadaver den Wasenmeistereien zu iiberlassen.”” Ob die
Ursache dieses Handelns im unzureichenden Willen oder in der Unkenntnis der gesetzlichen
Bestimmungen zu suchen war, ldsst sich nur erahnen. Entscheidend diirfte gewesen sein, dass
das eigenhédndige Abhéduten und das Vergraben der verendeten Tiere fiir die Tierbesitzer am
wirtschaftlichsten war.®® So befiirchteten Wasenmeister, dass ihnen durch die eigenstindige
Kadaverbeseitigung immense finanzielle Note drohten.®® Zum anderen war dieser sich seit
geraumer Zeit abzeichnenden Problematik staatlich nicht entschieden entgegengewirkt
worden. Es wurde mit Recht beklagt, dass ,,eben jede polizeiliche Kontrolle fehlt[e].«% Zwar
gab es eine gesetzliche Regelung durch das reichsweit geltende ,,Gesetz, betreffend die
Beseitigung von Tierkadavern“®®' von 1911, doch das Reichsgesetz stellte hier lediglich ein
,,Rahmengesetz*“°* dar. Es erlaubte den Lindern die Regelungen zu erweitern, weitere
Mafinahmen zu treffen®® und ,,Vorschriften zur Ausfithrung (...) zu erlassen.“*** In Bayern
waren die Ausfiihrungsbestimmungen in den oberpolizeilichen Vorschriften von 1919

festgehalten worden, die die Ablieferungspflicht von Tierkadavern regeln sollten. Diese

657 Vgl. Schreiben an das StMdI vom 10.05.1933, in: BayHStA, MInn 87820.
658 Vgl. Kiirschner (1924), S. 779.

659 Es handelt sich hier um eine Eingabe eines Wasenmeisters aus Eggenfelden (vgl. Schreiben an das StMdI
vom 21.11.1933, in: BayHStA, MInn 87820).

660 Insbesondere wurde auf die Nachkriegszeit verwiesen (Schreiben an das StMdI vom 10.05.1933, in:
BayHStA, MInn 87820).

661 Gesetz, betreffend die Beseitigung von Tierkadavern vom 17.06.1911, RGBI, S. 248f.

662 Goldmann (1941), S. 432.

663 Vgl. Gesetz, betreffend die Beseitigung von Tierkadavern vom 17.06.1911, RGBI, §3, S. 249.
664 Ebd., RGBI, §4, S. 249; vgl. auch: Goldmann (1941), S. 432.
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rdumten eine grofe Zahl an Beseitigungsmoglichkeiten ein,®® da Verscharrungsplitze,
Abdeckereien und Anlagen zur Beseitigung gestattet waren.®® Durch die unterschiedlichen
Bedingungen innerhalb der einzelnen Bezirke konnte jedoch keine einheitliche Ausfithrung
der Vorschrift realisiert werden.®” Daher wurden eher groBziigig Ausnahmen beziiglich des
Ablieferungszwanges bewilligt®® und auf die ,,Verschiedenartigkeit der Verhiltnisse in den

€669

Regierungsbezirken“*” verwiesen. Der eher nachldssige Umgang mit den Vorschriften wurde

seitens des Innenministeriums sogar verstdndnisvoll akzeptiert.®”” Daneben wurde auch die

1

wichtige Verordnung iiber die Vergiitung der Tierbesitzer®”' von den Bezirksregierungen

t.°2 Ohne finanzielle Anreize konnten die Besitzer der verendeten Tiere

ganzlich ignorier
jedoch nur schwer davon iiberzeugt werden, die Kadaver vorschriftsmédfig zu entsorgen.
Allerdings nutzte auch das Innenministerium die gegebenen Moglichkeiten der
Ausfiihrungsbestimmungen®” nicht, so dass das Verscharren weiterhin zugelassen war.’™ In
diesem Zusammenhang forderte 1931 die Regierung von Schwaben und Neuburg berechtigt:
»Eine gleichmiflige Sachbehandlung in den in Frage kommenden Regierungsbezirken wére

wiinschenswert.“*”> Dass jedoch ein staatlicher Zwang fiir eine ordnungsgeméiBe Beseitigung

nur formal vorhanden war und keine rechtlichen Sanktionen befiirchtet werden mussten,

665 Vgl. Oberpolizeiliche Vorschriften tiber die Beseitigung von Tierkadavern von 01.04.1919, GVBL, S. 142ff.,
erlassen aufgrund des Reichsgesetzes betreffend die Beseitigung von Tierkadavern vom 17.06.1911.

666 Vgl. ebd., §3, S.143.

667 Aus diesem Grund wurde der Erlass von Richtlinien seitens des Innenministeriums abgelehnt (vgl. StMdI
an das Staatsministerium des Aussern vom 02.09.1922, in: BayHStA, MInn 87820).

668 Vgl. ebd.
669 Ebd.
670 Vgl. ebd.

671 Vgl. Verordnung, betreffend Vergiitung fiir die an Abdeckereien abzuliefernden Tiere, Tierkérper und
Tierkorperteile vom 04.05.1920, RGBI, S. 891.

672 Dies wurde mit Bezug auf die Verordnung vom 04.05.1920 durch die Bekanntmachung vom 29.07.1920
verkiindet. Es war den Regierungen gestattet die Vergiitungen festzulegen. Lediglich die Regierung von
Unterfranken hatte allerdings von dieser Moglichkeit Gebrauch gemacht. Hier gingen 60 Prozent des
Hauterloses als Vergiitung an den Tierbesitzer zuriick (vgl. StMdI an das Staatsministerium des Aussern vom
02.09.1922, in: BayHStA, MInn 87820).

673 Vgl. Ausfiihrungsbestimmungen des Bundesrates zum §1 Abs. 2 des Gesetzes, betreffend die Beseitigung
von Tierkadavern vom 28.03.1912, RGBI, 1V, S. 231.

674 Vgl. Oberpolizeiliche Vorschriften iiber die Beseitigung von Tierkadavern vom 01.04.1919, GVBI, §3 1,
S. 143.

675 Es bestanden Unklarheiten, ob auf eine Schlachtung zu Fiitterungszwecken in Pelztierfarmen die
Vorschriften zur Beseitigung von Tierkadavern zutrafen (Regierung von Schwaben u. Neuburg an das
Staatsministerium des Innern vom 10.04.1931, in: BayHStA, MInn 87820).
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schildert ein Schreiben des Innenministeriums, das ein Bild iiber die uniibersichtliche

Situation der gesetzlichen Bestimmung vermittelt:

wZur Zeit darf die Beseitigung von Tierkadavern sowohl durch Vergraben an
einzelnen Pldtzen und auf gemeindlichen Verscharrungspldtzen wie durch
Verarbeitung in Abdeckereien erfolgen. Zur Beniitzung von Abdeckereien
konnen die Landwirte nur dann gezwungen werden, wenn die
Bezirkspolizeibehorde dies fiir den Amtsbezirk oder Teile desselben oder fiir die

Kadaver und Kadaverteile bestimmter Tierarten vorgeschrieben hat.*¢’

Somit lieB das Innenministerium einen groen Handlungsspielraum bei der
TierkOrperbeseitigung zu und rdumte den unteren Verwaltungsbehorden Freiheit bei der
Auslegung der Vorschriften ein. Doch gerade der fehlende Nachdruck seitens des
Innenministeriums verstirkte die Entwicklung.®”” Zwar wurde unter diesen Bedingungen auch
an eine Einfilhrung eines neuen Gesetzes gedacht,®”® jedoch hatte das Ministerium keine
genaue Vorstellung iiber die augenblickliche Situation. Erst ein Antrag des
Reichsabdeckereiverbandes hatte zur Folge, dass das Innenministerium erste Erhebungen fiir
statistische Zwecke iiber den Stand des Abdeckereiwesens in Auftrag gab.”” Das
Innenministerium rdumte selbstkritisch ein, dass das bayerische Abdeckereiwesen im
Vergleich zu anderen Lidndern den Anschluss an die Entwicklung verloren hatte.®® Daher
musste zumindest die Einhaltung der oberpolizeilichen Vorschriften gesichert werden.®! Doch
da eine befriedigende Verbesserung der Situation nicht zu erwarten war, ergriff der
Landesverband Bayerischer Wasenmeister die Initiative. So wies der Verband auf die

unzuldnglichen Zustédnde hin und beklagte die Entsorgung von Kadavern im Wasser.®® Die

676 Jedoch wurde auf die Bezirkspolizeibehorde und die Regierung verwiesen, die Verstole ahnden sollten
(Entwurf, Schreiben des StMdI vom 23.05.1933, in: BayHStA, MInn 87820).

677 Vgl. Moegle (1941), S. 189.
678 Vgl. Entwurf, StMdI vom 23.05.1933, in: BayHStA, MInn 87820.

679 Eine allgemeine Statistik war nicht vorhanden. Dazu wurde eingerdumt: ,,Es ist aber auch allgemein notig,
iber das Abdeckereiwesen in Bayern Unterlagen zu bekommen, da es in seiner Form heute hinter anderen
Landern weit zurilicksteht” (Bemerkung, Entwurf, StMdl an die Regierungen vom 15.09.1933, in: BayHStA,
Minn 87820).

680 Vgl. ebd.

681 Vgl. StMdl an die Regierungen vom 15.11.1933, in: BayHStA, MInn 87820; die Leitung des
Landesverbandes bayerischer Wasenmeister, deren Bedenken von der Veterindrverwaltung geteilt wurden,
klagte, ,,daB selbst die so mangelhaften bayerischen Vorschriften iiber die Beseitigung von Tierkadavern
meistens nicht beachtet [wurden] und das Wasenmeistergewerbe dadurch beruflich schwer geschédigt [wurde]*
(vgl. Bemerkung, Entwurf, StMdI an die Regierungen vom 25.11.1933, in: BayHStA, MInn 87820).

682 Es waren Versammlungen fiir die Biirgermeister geplant, auf denen Aufklarung betrieben werden sollte.
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mangelhafte Beachtung des Gesetzes und die unzuldngliche Entlohnung der Wasenmeister
verstimmte auch die Beamten im Innenministerium.®® Der Veterindrverwaltung war durchaus
bewusst, dass ohne die Wasenmeister keine gefahrlose Kadaverentsorgung gewihrleistet
werden konnte. Da jedoch das Innenministerium die gesetzliche Regelung in ihrer Gesamtheit
fiir ,,s0 unbefriedigend*“*® und ineffektiv erachtete, belieB man es zunéchst bei Mahnungen.
Damit sollte vor allem Zeit fiir erste Erhebungen iiber die Regelung der Tierkorperbeseitigung
in den Amtsbezirken und Informationen fiir weitere Planungen gewonnen werden.®® Die Lage
fasste Robert von Ostertag riickblickend treffend zusammen und bedauerte, dass ,,[d]ie
unschédliche Beseitigung der Tierkorper und Tierkorperteile (...) lange Zeit wegen der
unzureichenden Durchfithrung ein Schmerzenskind der Veterindr- und Sanitétspolizei und
wegen der unwirtschaftlichen Art der Beseitigung der Tierkorper und Tierkorperteile eine

Beeintrachtigung der Volkswirtschaft“®*® gewesen war.

Doch nicht nur in Bayern, sondern auch in den iibrigen Lindern des Deutschen Reiches war
eine befriedigende Umsetzung des ,,Gesetzes, betreffend die Beseitigung von Tierkadavern®
von 1911 schwierig gewesen. Daher wurde dieser Sachverhalt 1934 auf der
Veterindrkonferenz in Berlin erortert, an der auch Erhardt teilnahm. Ausschlaggebend fiir die
folgende Entwicklung diirfte gewesen sein, dass auf der Konferenz besonders die
uniibersichtliche Lage in Bayern thematisiert worden war. So wurde moniert, dass die in
Bayern praktizierte Aufteilung zwischen Abdeckereien, Wasenmeistereien und gemeindlichen

Wasenplitzen die Neustrukturierung erheblich erschwerte.®®” Dazu wurde angemerkt:

Auch sollte ein Einheitstarif vorgeschlagen werden (vgl. Landesverband Bayerischer Wasenmeister an das StMdI
vom 25.03.1934, in: BayHStA, MInn 87820).

683 Vgl. StMdI an die Regierungen vom 10.04.1934, in: BayHStA, MInn 87820.

684 Auch der schlechte Zustand der Landwirtschaft hatte zu dieser Situation gefiihrt. Dies wurde durch das
Innenministerium eingerdumt, aber der Zustand zugleich bedauert (Bemerkung, Entwurf, StMdl an die
Regierungen vom 10.04.1934, in: BayHStA, MInn 87820).

685 Eine Uberpriifung sollte durch die Polizeibehdrden und die Bezirkstierdrzte erfolgen. Vor allem sollten
Informationen iiber die verwaltungstechnische Situation, die generelle Umsetzung und die finanzielle
Entschidigung der Wasenmeister gewonnen werden (vgl. StMdI an die Regierungen vom 10.04.1934, in:
BayHStA, MInn 87820).

686 v. Ostertag, Moegle, Braun (1958), S. 1.

687 Auch die Lage in Preuflen, Thiiringen und Mecklenburg wurde aufgrund von Abdeckereiprivilegien vom
Reichstierdrztefiihrer Weber als ,,ungilinstig® bezeichnet (vgl. Niederschrift der Veterinidrkonferenz 1934 in
Berlin, in: BayHStA, MInn 87820).
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,Obendrein konne auch jeder Bauer seine Tierleichen selbst verscharren. Diese
bayerischen Verhéltnisse seien natiirlich besonders bedenklich, wenn man die
durch Ab- und Grundwasserverhéltnisse drohende Seuchenausbreitungsgefahr

sich vor Augen halte.***®

Diesbeziiglich beschrieb Erhardt riickblickend, dass ,,[e]in Teil der Abdeckereien (wie die
bayerischen Wasenmeistereien) (...) auBler einfachen Anlagen zum Abledern und Zerlegen der
Tierkorper nur die Moglichkeit des Vergrabens“®® hatten. Doch wurde auf der Konferenz
auch explizit betont, dass gerade die benachbarten Linder wie Baden, Wiirttemberg und
Sachsen schon groBe Vorarbeiten geleistet hatten.®® Diese Situation diirfte ein schwerer
Riickschlag fiir den bayerischen Vertreter gewesen sein. Doch nicht nur die Klagen der
Abdecker sondern auch die Standpunkte der Landwirte wurden besprochen. Landldufige
Meinung war es namlich, dass der Kadaver, der noch zur weiteren Wertschopfung verwendet
werden konnte, Eigentum des jeweiligen Tierbesitzers sei. Daher konnte der Bevolkerung nur
schwer vermittelt werden, dass entsprechend den ortlichen Regelungen fiir die Entsorgung
entweder eine Entlohnung geleistet oder eine Gebiihr beglichen werden musste.®' Dies
richtete sich nach Privilegien der Abdeckereien, Vertrdgen oder anderen Regelungen und
diese unsystematische Vorgehensweise fiihrte zu einer duBerst uniibersichtlichen Lage.®*
Auch blieb es dadurch nicht aus, dass oftmals gerichtlich tiber die Regelung der Vergiitung

zwischen den Abdeckereien und den Eigentiimern entschieden werden musste.*”?

Eine gesetzliche Neuorganisation des Reichsgesetzes iiber die Beseitigung von Tierkadavern
von 1911 war daher dringend notwendig geworden, stellte aber zugleich eine grofie
Herausforderung dar. Fiir die Gesetzesrevision wurde eigens eine Kommission
zusammengestellt, an der auch Erhardt als Vertreter Bayerns teilnahm.®* Drei Monate spiter

fand in Berlin im Reichsministerium des Innern eine Besprechung der einberufenen

688 Ebd.

689 Erhardt (1939), S. 90.

690 Vgl. Niederschrift der Veterindrkonferenz 1934 in Berlin, in: BayHStA, MInn 87820.
691 Vgl. ebd.

692 Vgl. Kiirschner (1924), S. 778; dies wurde auch offiziell auf der Konferenz bestétigt. Dariiber hinaus wurde
der okonomische Verlust beklagt, der durch das Vergraben der Tierleichen entstand (vgl. Niederschrift der
Veterindrkonferenz 1934 in Berlin, in: BayHStA, MInn §7820).

693 Vgl. Ligel (1939), S. 241.

694 An dieser Kommission waren neben dem Vertreter aus Bayern das Reichsinnenministerium, das
Reichsgesundheitsamt und Vertreter von Preuflen, Wiirttemberg und Braunschweig beteiligt (vgl. Niederschrift
der Veterindrkonferenz 1934 in Berlin, in: BayHStA, MInn 87820).
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Kommission statt, auf der Erhardt den Grundstein fiir den weiteren Entwicklungsprozess
dieses Gesetzes legte. Wahrscheinlich ist, dass Erhardt aufgrund des Riiffels auf der
Veterindrkonferenz in Berlin besonderen Ehrgeiz entwickelt hatte, denn obwohl bereits ein
entsprechender Entwurf vorgelegen hatte, brachte er einen eigenen Gesetzesentwurf in die
Verhandlungen ein. Dieser wurde schlieBlich mit Genehmigung der Kommissionsmitglieder
sogar zur Grundlage der folgenden Verhandlungen.” Der Grund fiir die schnelle
Genehmigung des bayerischen Vorschlags lag auf verwaltungstechnischer Seite, denn
Erhardts Entwurf erhielt ,besondere Beachtung (...), weil ein hiernach erlassenes
Reichsgesetz ohne besondere Ausfiihrungsbestimmungen der Lander in Kraft treten
[konnte].“®  Mit diesem Vorschlag wurde er zum ,Schopfer des neuen
Tierkorperbeseitigungsgesetzes“®’, das im Februar 1939 erlassen wurde.®® Ein groBer Beitrag
war zudem von Erhardt nach seiner Berufung in das Reichsinnenministerium geleistet
worden.®” Es ist durchaus wahrscheinlich, dass Erhardts Initiativen beziiglich der Griindung
der Bayerischen Tierseuchenkasse und der Fleischbeschaugesetzgebung die Aufmerksamkeit
auf ihn gelenkt hatten. Seine Ansidtze und Ideen beziiglich der Tierkorperbeseitigung konnten
somit direkt von Berlin aus vorangetrieben werden. Nach Erlass des Gesetzes erklérte die
Veterindrverwaltung auch erleichtert: ,,Das neue Gesetz beseitigt seit Jahrhunderten
bestehende, fiir die heutige Zeit nicht mehr tragbare Zustinde.“’® Es vereinheitlichte nun die
Tierverwertung im Deutschen Reich™' und untersagte die freie Wahl des Verfahrens.”” Das
Gesetz dnderte die Tierkorperbeseitigung fundamental: Es legte fest, dass Tierkorper in
Tierkorperbeseitigungsanstalten entsorgt werden mussten, bei der Beseitigung wurde der
Einsatz von Hitze vorgeschrieben und es wurden die Privilegien der Abdecker abgeschafft.”
Hierfiir musste aber in Bayern die gesamte Tierkorperbeseitigung neu strukturiert werden.

Erhardt hatte bereits von Berlin aus ambitioniert geplant, dass ,,[iJnnerhalb weniger Jahre (...)

695 Vgl. Niederschrift liber das Ergebnis der am 27.09.1934 im Reichsministerium des Innern abgehaltenen
kommissarischen Beratung tiber den Entwurf eines Abdeckereigesetzes, in: BayHStA, StK 6429.

696 Ebd.

697 Entwurf, Vormerkung vom 20.11.1939, in: BayHStA, MInn 87821.
698 Vgl. Tierkorperbeseitigungsgesetz vom 01.02.1939, RGBI, S. 187ff.
699 Vgl. Weber (1940), S. 35.

700 Jedoch wurde angedacht, falls notwendig, mit Zahlungen die Finanzierung von Vergiitungen zu unterstiitzen
(Bemerkung, Entwurf, StMdI an das RMdI vom 17.11.1939, in: BayHStA, MInn 87821).

701 Vgl. Vormerkung vom 20.11.1939, in: BayHStA, MInn 87821.
702 Vgl. Erhardt (1939), S. 89.
703 Vgl. v. Ostertag, Moegle, Braun (1958), S. 4f.
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704

das ganze Reichsgebiet mit einem Netz von Tierkorperbeseitigungsanstalten™’™ versehen sein

sollte und diese ,,in mdglichst gleichmiBiger Verteilung und mit hygienisch einwandfreien

“705 sollten. Dafiir reiste der

Einrichtungen aus den Tierkorpern Tiermehl und Fett herstellen
nach Berlin abgeordnete Erhardt Ende Oktober 1939 zu Beratungen nach Miinchen, um vor
Ort Konzepte fiir die Tierkorperbeseitigungsanlagen in Siiddeutschland zu entwickeln.”
Denn es wurde — auch bedingt durch den inzwischen ausgebrochenen Krieg — notwendig, die
Tierkorperbeseitigung und den Zustand der Beseitigungsanstalten beschleunigt zu liberpriifen
und notwendige VerbesserungsmaBnahmen einzuleiten.””’ In Bayern standen die Planer aber
vor einer grofen Herausforderung, da im siidlichen Bayern Kadaver noch hauptsichlich
vergraben oder mit duflerst einfachen Verfahren behandelt wurden. Auch stellte sich die
Frage, welche Anstalten erhalten oder neu errichtet werden sollten. Diesbeziiglich waren
schon drei Jahre zuvor erste Planungen durch eine Fachgruppe in Berlin und das
Reichsinnenministerium durchgefiihrt worden. Die Vorschlige waren auch von den
Regierungen und dem Bayerischen Innenministerium gepriift worden. Jedoch war die
Empfehlung, jeden Landkreis mit einer eigenen Tierkorperbeseitigungsanstalt zu versehen,
von Erhardt aufgrund der Kosten abgelehnt worden. Daher wollte man sich an Baden
orientieren. Hier waren bereits mittelgrole Anstalten etabliert, die auch fiir Bayern mitsamt
seiner ungiinstigen Infrastruktur geeignet waren. Erhardt war sich dariiber im Klaren, dass ein
wirtschaftlicher Betrieb eine entsprechend grofle Zahl an Anlieferungen von Tierkérpern
voraussetzte.””® Auch in einem Artikel der Berliner und Miinchener Tierdrztlichen
Wochenschrift wurde erklart, dass die Tierkorperbeseitigungsanstalten ,nach der

“7 {iber die Landesteile errichtet werden sollten. Nach Erhardts

Tierbestandsgrof3e
Finanzierung sollten die Kosten gemeinsam durch das Reich, die Landkreise und mittels
Kredite getragen werden.”® Gleichzeitig musste die Kostenerstattung neu geregelt werden, da

das neue Gesetz zwar eine Entschiddigung fiir die Tierkadaver vorsah,”" eine einheitliche

704 Erhardt (1939), S. 89; vgl dazu auch: Tierkorperbeseitigungsgesetz vom 01.02.1939, RGBI, §6 u. §7,
S. 188.

705 Ebd.

706 Es sollte tiber die Tierkorperbeseitigungsanlagen fiir Bayern, Wiirttemberg und Baden beraten werden (vgl.
RMdI an das StMdI vom 17.10.1939, in: BayHStA, MInn 87821).

707 Vgl. Schreiben des RMdI vom 29.09.1939, in: BayHStA, MInn 87821.
708 Vgl. Vormerkung vom 20.11.1939, in: BayHStA, MInn 87821.

709 Anonym (1939), S. 221.

710 Vgl. Vormerkung vom 20.11.1939, in: BayHStA, MInn 87821.

711 Vgl. Tierkorperbeseitigungsgesetz vom 01.02.1939, RGBI, §9, S. 188.
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Regelung aber noch immer nicht bestand und in manchen Gebieten sogar unterschiedlich
hohe Anteile des Hautpreises vergiitet wurden.”'? Doch war klar, dass fiir den weiteren Erfolg
vor allem die Einsicht iiber eine konsequente Verfolgung und Durchsetzung des Gesetzes
maBgeblich war. Es wurde daher gefordert, dass zukiinftig ,,moglichst wenig Ausnahmen*’"?
gemacht werden sollten. Ein nachlidssiger Umgang wie in den Jahren vor 1939 sollte unter
allen Umstinden vermieden werden, doch sollte der Beginn des Zweiten Weltkrieges die

ordnungsgeméile Durchfiihrung des Gesetzes erheblich erschweren.

Schon kurz nach Kriegsbeginn im Oktober 1939 gab es erste Klagen der Abdeckereien iiber
die ,,Einberufung[en] von Arbeitskrifte[n] und [die] Beschlagnahme von Fahrzeugen“.”"* Die
Sicherstellung eines ordnungsgeméfBen Transportes von Tierkadavern war daher mit
erheblichen Problemen verbunden und auch das Innenministerium stellte Uberlegungen an,
wie beispielsweise der Transport von Tierkadavern in das benachbarte Wiirttemberg

vollzogen werden konnte.””> Es wurde sogar eine Alternative mit ,,Pritschenwagen*’'® in

"7 Zwar

Erwigung gezogen, obwohl diese Methode als veraltet eingestuft wurde.
verschlechterten  die  Umstinde des  Krieges die  Arbeitsbedingungen  der
Tierkorperbeseitigungsbetriebe, gleichzeitig sollte aber eine bessere Verwertung des
Tiermaterials erfolgen. Nicht nur die Aspekte des Gesundheitsschutzes waren nun von
Bedeutung, sondern es wurde von der Reichsregierung auch die Sicherung der Rohstoffe
verfolgt.”"® Aufgrund der Tatsache, dass Fischerei auf offener See nicht mehr méglich war,

wurde das Tiermehl zur wichtigsten Proteinquelle. Daneben konnten bei der

Tierkorperbeseitigung auch wichtige Fette gewonnen werden, die beispielsweise bei der

712 In manchen Gegenden wurde der komplette Hautpreis erstattet, in anderen die Hélfte. Wieder andere
Landkreise hatten die Vergiitung ganz eingestellt. Es ergab sich ein duBerst heterogenes Bild (vgl. Entwurf,
StMdI an das RMdI vom 17.11.1939, in: BayHStA, MInn 87821).

713 Lediglich in unwegsamem Gelédnde sollten Tierleichen auf Verscharrungsplétzen vergraben werden diirfen.
Die Kosten hierfir musste die jeweilige Gemeinde tragen (Vormerkung vom 20.11.1939, in: BayHStA,
MInn 87821).

714 Dartiber sollte sich Erhardt bei der Besprechung am 31.10.1939 in Miinchen informieren (vgl. RMdI an das
StMdI vom 17.10.1939, in: BayHStA, MInn 87821).

715 Tiermehlproduzenten in Wiirttemberg hatten Interesse die Tierkdrper aus Bayern abzutransportieren, jedoch
ohne eine Vergiitung der Haut (vgl. Entwurf, StMdI an die Regierungen Mittelfranken, Unterfranken, Schwaben
vom 29.11.1939, in: BayHStA, MInn 87821).

716 Ebd.

717 Besonders der Fuhrpark war entscheidend. Hier sollten den Anstalten unterschiedliche Transportmittel mit
unterschiedlicher GroBe zur Verfligung stehen (vgl. Lockau (1941), S. 435).

718 Vgl. Schreiben des RMdI vom 29.09.1939, in: BayHStA, MInn 87821.
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Produktion von Seifen Verwendung fanden.”” Generell sollten alle Rohstoffe der Tiere
verwertet werden,”® da beispielsweise ein Mangel an Fett wie im Ersten Weltkrieg unter allen

2l Das Innenministerium forderte deshalb die

Umstdnden vermieden werden sollte.
Verwaltungen auf, die Tierkorperbeseitigung unverziiglich flichendeckend aufzubauen.’”
Auch bei Versammlungen, an denen Vertreter der Veterindrverwaltung teilnahmen, wurde
deshalb immer wieder die Notwendigkeit betont, die  Vorschriften des
Tierkorperbeseitigungsgesetzes auch umzusetzen.”” Zudem wies das Reichsinnenministerium
1944 darauf hin, dass die verbreitete Praxis, Tiere vor Ort zu enthduten, laut Gesetz verboten
war. Teilweise sei dies zwar von Behorden genehmigt worden, dabei ging jedoch eine
erhebliche Gefahr fiir die Gesundheit von Mensch und Tier aus.”** Diese Vorgehensweise

sollte ,,unter den gegenwirtig duBerst erschwerten Bedingungen*’*

streng vermieden werden
und nur in absoluten Notfillen sollte eine eigens benannte Person diese Aufgabe
tibernehmen.”® Die korrekte Durchfiihrung der Tierkorperbeseitigung und -verwertung erhielt
eine derart hohe Prioritdt, so ,dal die TierkOrperbeseitigungsanstalten als besonders
kriegswichtige Betriebe erkldart und dementsprechend unmittelbar hinter die Munition
erzeugenden Betriebe eingereiht wurden.“””” Doch wurde die Bedeutung gerade des Personals

der Tierkdrperbeseitigungsanstalten schon weitaus frither vom Reichsinnenministerium

bekriftigt.””® So waren ,,die Betriebsfiihrer der Tierkdrperbeseitigungsanstalten mit dem

719 Vgl. Vormerkung vom 20.11.1939, in: BayHStA, MInn 87821.

720 Hierunter fielen auch Tiermehl, Haute und durch die Tierkérperbeseitigung gewonnenes technisches Fett
(vgl. Goldmann (1941), S. 432).

721 Vgl. Sandberger, A. (1975), S. 736.

722 Das Ergebnis der Besprechung vom Oktober 1939 legte die neue Verteilung der Anstalten fest, doch
mussten im Gegenzug alle nicht gelisteten Anstalten geschlossen werden. Damit sollte die Errichtung eines
Hleistungsfahigen Netzes* ermdglicht werden (vgl. StMdI an die Regierungen vom 27.11.1939, in: BayHStA,
Minn 87821).

723 Hierbei handelte es sich um einen Vortrag tiber den Luftschutzveterindrdienst, an dem
Regierungsveterindrrate und die stddtischen Veterindrrite Oberbayerns teilnahmen. Dr. Alias ging hier im
speziellen auf die Tierkdrperbeseitigung ein (vgl. Vormerkung vom 21.09.1942, in: BayHStA, MInn 8§7492).

724 Die Behorden hatten dies im Hinblick auf die Erhaltung von Rohstoffen verfiigt. Jedoch wurde dieses
Argument seitens des Reichsinnenministeriums nicht toleriert. Es sollten unter allen Umsténden die Tierkorper
in einer entsprechenden Anstalt beseitigt werden und Ausnahmen eingeschrédnkt werden (vgl. RMdI an die
Landesregierungen vom 23.12.1944, in: BayHStA, MInn 87822).

725 Ebd.

726 Die Tierkorper mussten von einer kundigen Person, die einen ganzen Landkreis zu betreuen hatte, enthdutet
werden. Diese musste durch einen Amtstierarzt in die Tétigkeit eingefiihrt worden sein (vgl. ebd.).

727 Laut Apfelbeck wurde oftmals bei Unterredungen mit anderen Stellen ein Verweis auf diese Tatsache
notwendig (StMdI an das RMdI vom 08.02.1945, in: BayHStA, MInn 87822).

728 Als kriegswichtig wurden dariiber hinaus auch die beamteten Tierédrzte, Schlachthofpersonal, Zuchtbetreiber
und das Personal der Untersuchungs- und Tierimpfstoffanstalten bewertet (vgl. RMdI an die
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erforderlichen technischen Personal (Kraftwagenfiihrer, Fleischer, Maschinenmeister)*’”

schon zwei Jahre zuvor als kriegswichtig eingestuft worden. Trotzdem waren die Anstalten
noch immer von SchlieBungen bedroht, da Personal zum Militirdienst abgezogen wurde.
Folglich wurde seitens des Innenministeriums die paradoxe Situation beklagt, dass zwar
einerseits Personal fiir das Militdir bereitgestellt werden sollte, andererseits
TierkOrperbeseitigungsanstalten aufgrund der kriegswichtigen Bedeutung in hdochster Eile
errichtet werden mussten.”® Jedoch ist zu vermuten, dass die Tierkorperbeseitigung dem
ersten Anschein nach fiir manche Behorden keinen hohen Stellenwert besall und stattdessen
als unndtige, zusidtzliche Belastung betrachtet wurde. In einem Schreiben hob das
Reichsinnenministerium deshalb noch einmal die Relevanz der ordnungsgeméfen
Tierkorperbeseitigung nach Bombenangriffen hervor und erlduterte, wie mit umgekommenen
Tieren umzugehen war. Auch galt es darauf zu achten, dass fiir die Tierkorperbeseitigung
Kohle und Transportfahrzeuge bereitgehalten wurden und ausreichend Personal zur
Verfiigung stand. Es war sogar geplant, Kriegsgefangene in die Arbeiten miteinzubeziehen.”'
Doch nicht nur das fehlende Personal sorgte flir Schwierigkeiten, auch bei der Versorgung mit
Kohle traten erhebliche Einschrinkungen auf. So verweigerte ab Mirz 1945 die
Gauwirtschaftskammer Miinchen die Belieferung der Anstalten mit der wichtigen Kohle. Die
Lage spitzte sich zu und es drohte eine SchlieBung der Anstalten. Das Bayerische
Innenministerium war auf Unterstiitzung aus Berlin angewiesen und bat das

Reichsinnenministerium  um  Hilfe.”>  Aufgrund der  Gefahr reagierte  das

Reichsverteidigungskommissare vom 25.02.1943, in: BayHStA, MInn 87233).
729 Ebd.

730 Anlass dieses Schreibens war der Einzug von zwei Betriebsfiihrern von Tierkorperbeseitigungsanstalten und
von einem Besitzer einer Ziichterei von Versuchstieren (vgl. StMdI an den Reichsstatthalter in der Westmark
vom 17.04.1943, in: BayHStA, MInn 87233).

731 Hierbei handelt es sich um eine Empfehlung des Reichsinnenministeriums mit dem Auftrag die
notwendigen Vorkehrungen zu treffen. Diesbeziiglich wurden Erkenntnisse aus dem Gau Hessen-Nassau
vermittelt. Vor allem die Beseitigung von durch Luftangriffe getdteten Tieren wurde durch das
Reichsinnenministerium thematisiert. Nach einem Angriff sollten sowohl die getdteten als auch die verletzten
Tiere eingesammelt und zerlegt bzw. notgeschlachtet werden. Als vorldufige Verscharrungsorte sollten durch
Bomben entstandene Gridben unter der Priamisse verwendet werden, dass keine Gefahr durch Kontakt mit
Grundwasser entstand. Dazu mussten die Tierleichen mit Chlorkalk bestreut werden und mit einer Erdschicht
von mindestens einem Meter Dicke bedeckt werden. Spiter sollten diese dann zu den
Tierkdrperbeseitigungsanlagen transportiert werden. Hinter der Bergung von Tieren stand ein logistisches
System, das durch das Reichsinnenministerium vorgegeben worden war. Entscheidend war die Identifizierung
von verwertbaren Tieren. Fiir die Tatigkeiten waren insbesondere die Schlachter entscheidend, die durch ihre
eigenen Gerite die Tiere zerlegen sollten. Die Amtstierérzte hatten eine seuchenpolizeiliche Funktion. Darunter
fiel insbesondere die Desinfektion von Geritschaften und Ortlichkeiten (vgl. Schreiben des RMdI vom
13.02.1945, in: BayHStA, MInn 87822).

732 Apfelbeck berichtete von einer Beschlagnahmung von schon bereitgestellten Kohlelieferungen (vgl. StMdI
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Reichsinnenministerium ziigig und sendete einen Funkspruch mit der Mitteilung, dass die
Kohlelieferung fiir die Tierkdrperbeseitigungsanstalten dem ,notprogramm [sic!]“"*
zugeordnet worden sei.” Noch am gleichen Tag wurden die Kohlelieferungen wieder

7 Die schwierige Durchfiihrung der

aufgenommen und die zustindigen Behorden informiert.
Tierkorperbeseitigung geht ebenso aus einem Schreiben der Regierung von Oberbayern
hervor, das Berichte aus der Region zusammenfasste. So war das vorhandene Personal zu alt
oder nicht bereit fir den niedrigen Lohn =zu arbeiten. Zudem waren die
Transportmoglichkeiten in einem duferst desolaten Zustand, nicht vorhanden oder aufgrund
Treibstoffmangels nicht betriebsbereit. Die verstirkten Fliegerangriffe fiihrten schlieBlich zu
groBen Mengen an Tierleichen, die nicht mehr abtransportiert werden konnten. Das Vergraben
der Tiere wurde demzufolge zur einzigen Losung.”® In der Not erkannte sogar Apfelbeck an,
dass nicht alle der bisher erlassenen MaBBnahmen im Krieg noch praktikabel und sinnhaft

7 und lehnte eine Wiedereroffnung bereits geschlossener Wasenmeistereien nicht

waren,”?
mehr strikt ab.”*® So rasch wie nach Erlass des Tierkorperbeseitigungsgesetzes gegen die
Wasenmeistereien vorgegangen worden war,”” so schnell weichte die Not des Krieges die

Vorschriften nun wieder auf.

Auch nach Kriegsende war die Aufrechterhaltung der Tierkorperbeseitigung weiterhin von
grofler Bedeutung und Pschorr klagte liber die wirtschaftlichen Probleme, mit denen die
Tierkorperbeseitigungsanstalten zu kdmpfen hatten. Diese traten auf, ,,da die fiir den Bau und
die Einrichtungen bewilligten fritheren Reichszuschiisse ausblieben und sich die Ausgaben,

insbesondere fiir die Fuhrparks zum Abholen der angefallenen Tierleichen (...) um das

an das RMdI vom 02.03.1945, in: BayHStA, MInn §7822).
733 Funkspruch des RMdI an das StMdI vom 07.03.1945, in: BayHStA, MInn 87822.

734 Ab dem 03.03.1945 waren die Tierkorperbeseitigungsanstalten in das Notprogramm aufgenommen worden
(vgl. ebd.).

735 Vgl. Entwurf, Schreiben des StMdI vom 07.03.1945, in: BayHStA, MInn 87822.

736 Die Regierung von Oberbayern wollte daher nach §4 des Tierkorperbeseitigungsgesetzes das Vergraben in
den Fillen erlauben lassen, bei denen eine Tierkdrperbeseitigungsanstalt nicht zu erreichen war und keine
Wasenmeistereien mehr zur Verfligung standen. Dies war durch die zahlreichen SchlieBungen der
Wasenmeistereien bedingt (vgl. Entwurf, Regierung von Oberbayern an das StMdI vom 16.03.1945, in:
BayHStA, MInn 87822).

737 Vgl. StMdI an die Regierung von Oberbayern vom 29.03.1945, in: BayHStA, MInn 87822.

738 Jedoch war es fiir Apfelbeck nicht verstindlich, dass die Wasenmeistereien nicht als Sammelstellen
verwendet wurden. Apfelbeck tendierte daher mehr zu einer Schaffung von Sammelstellen unter Aufsicht eines
Wasenmeisters (vgl. ebd.).

739 Vgl. Tierkorperbeseitigungsgesetz vom 01.02.1939, §12 1, S. 188.
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Vielfache steigerten.’* Doch sollte mittels der Tierkorperbeseitigung die Gesundheit

741 Aus diesem

geschiitzt und tierische Produkte wie Proteine und Fett gewonnen werden.
Grund sollten alle genusstauglichen Tierkorper Verwendung finden,”** weshalb das
Innenministerium im  September 1945 die Militdrregierung auch aufforderte,
Transportfahrzeuge, Treibstoff und Kohle zur Verfiigung zu stellen.” Somit unterschieden
sich die Probleme nicht entscheidend von denen wéhrend des Krieges. Ebenso wichtig war
die Instandhaltung der neuen Geritschaften der Tierkorperbeseitigungsanstalten. So setzte
sich die Veterindrverwaltung im Jahr 1946 dafiir ein, einem Ingenieur, der die Anlagen zu
betreuen hatte, ein Fahrzeug bereitzustellen, doch der gewiinschte Erfolg blieb aus.”** Zwar
konnte der Betrieb der Anstalten groftenteils aufrecht erhalten werden, ein grundsitzliches
Verstidndnis wurde bei der Bevolkerung jedoch nicht erreicht.” Gerade bei den
landwirtschaftlich geprigten Bevolkerungskreisen mehrten sich die Klagen, dass besonders
nach dem Verlust des Tieres die Haut nicht mehr ersetzt wurde. Pschorr forderte daher eine
Vergiitung in Form von Lederschecks, um die Besitzer der Tierkadaver zur Abgabe zu
bewegen. Ein zusdtzlicher Effekt wére gewesen, dass die unwirtschaftlich betriebenen
Tierkorperbeseitigungsanstalten durch stirkere Inanspruchnahme Okonomischer hétten
betrieben werden konnen.”® Nach einem Bericht der Regierung von Wiirzburg versuchten
schlieBlich auch die Wasenmeister nach dem Krieg erneut titig zu werden und sich trotz des
nach wie vor bestechenden Verbotes zu etablieren. So schlossen sie Vertrige mit
Seifenfabriken und boten die Lieferung von Tierfetten und -mehlen an. Die Wasenmeistereien

7

wurden allerdings wieder konsequent geschlossen.”®” Doch unter den gegebenen

740 Ausfiihrungen iiber die Tierkdrperbeseitigung und -verwertung von Pschorr vom 27.02.1948, in: BayHStA,
MlInn 87523.

741 Vgl. StMdI an die Militérregierung in Bayern vom 06.09.1945, in: BayHStA, MInn 87822.

742 Vgl. Rechenschaftsbericht der Sachgruppe Veterindrwesen an den Staatsminister vom 13.12.1946, in:
BayHStA, MInn 87248.

743 Die Fahrzeuge sollten nicht durch die Militirregierung konfisziert werden (vgl. StMdIl an die
Militarregierung in Bayern vom 06.09.1945, in: BayHStA, MInn 87822).

744 Dr. Pschorr konnte auch nach mehreren Anfragen kein befriedigendes Ergebnis erreichen (vgl. Schreiben an
Ministerprasident Hogner vom 04.08.1946, in: BayHStA, MInn 87270).

745 Pschorr sah in der Unwissenheit der Bevdlkerung iiber die Tierkorperbeseitigung eine grofe Gefahr (vgl.
Rechenschaftsbericht vom 13.12.1946, in: BayHStA, MInn 87248).

746 Vgl. StMdI an das Staatsministerium fiir Wirtschaft vom 28.07.1947, in: BayHStA, MInn 87231; Pschorr
hatte ein simples Ziel: ,Je grosser die Ablieferung von Tierkadavern, desto geringer ist die Gefahr der
Seuchenverschleppung fiir Mensch und Tier* (vgl. ebd.). Zudem gab es vermehrt Klagen aus der Bevolkerung,
dass durch den Mangel an Geritschaften der Betrieb in den Tierkorperbeseitigungsanstalten nicht mehr
gewihrleistet werden konnte (vgl. Schreiben an das StMdI vom 05.03.1949, in: BayHStA, MInn 87249).

747 Vgl. Regierungsprisident von Wiirzburg an das StMdI vom 18.03.1946, in: BayHStA, MInn 87250.
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Voraussetzungen blieb die Tierkdrperbeseitigung weiterhin ,,[e]in besonderes Sorgenkind‘™®

der Veterindrverwaltung. Pschorr formulierte daher im Jahr 1950 riickblickend mit gemischten

Gefiihlen:

»Zu dem Abschnitt Veterindrpolizei gehort auch die Tierkdrperverwertung, die
trotz grosser Schwierigkeiten in zunehmendem Masse den Anforderungen
gerecht werden konnte, wenn auch der Zustand der Fahrzeuge wiederholt einen
geregelten Betrieb einzelner Anstalten unmdoglich machte.“’* Und er betonte:

,,Diese Anstalten konnen nicht mehr entbehrt werden.”°

Doch fiir die Regelung der Tierkorperbeseitigung hatte dessen ungeachtet die
Veterindrverwaltung des Bayerischen Innenministeriums, namentlich Erhardt, einen duflerst
groBBen Beitrag geleistet. Gerade sein Vorschlag hatte die Entwicklung entscheidend geprigt

und seine Leistung wurde daher auch noch posthum besonders wertgeschatzt:

,,Dieses Gesetz ist eine tierdrztliche Tat, fiir die die Tierdrzte dem leider zu frith
verstorbenen Ministerialrat Erh ardt [Hervorh. i. Orig.] zu Dank verpflichtet
sind. Er hat Klarheit dariiber geschaffen, daf3 die Tierkorperbeseitigung in erster
Linie eine hygienische und veterinédrpolizeiliche Aufgabe ist, deren Losung uns

Tierdrzten zufallt.«”!

748 Die Bedeutung der Tierkorperbeseitigung konnte nach der Meinung von Pschorr nicht hoch genug
eingeordnet werden (Rechenschaftsbericht vom 13.12.1946, in: BayHStA, MInn 87248).

749 Uber die Sachgruppe Veterindrwesen (verfasst im Auftrag von Staatsminister Ankermiiller vom 17.08.1950
fiir eine publizistische Arbeit), in: BayHStA, MInn §7234.

750 Pschorr ordnete die Tierkorperbeseitigung in den Themenkomplex ,,Veterinérpolizei® ein. Der zweite grof3e
Komplex stellte fiir ihn die ,,Nahrungsmittelhygiene* dar (ebd.).

751 Moegle (1941), S. 189.
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4.7 Die Ausbildung an der Miinchener Tierirztlichen Fakultiit

Die Tierérztliche Fakultdt gehorte in den Verantwortungsbereich des Staatsministeriums fiir
Unterricht und Kultus, das wiederum dem Reichsministerium fiir Wissenschaft, Erziehung
und Volksbildung unterstand.”” Der Einfluss des Bayerischen Innenministeriums war deshalb
Einschriankungen unterworfen, konnte jedoch zu bestimmten Themen, wie zum Beispiel bei
der Besetzung von Professuren, dennoch ausgeiibt werden. Mit Blick auf die universitire
Ausbildung lassen sich zwei Themenkomplexe herausarbeiten, die eine besondere Relevanz
aufweisen. Vor Kriegsbeginn lag der Schwerpunkt nach Aktenlage auf der Mitwirkung bei
Berufungen. Nach Kriegsbeginn und der damit verbundenen SchlieBung der Tierdrztlichen
Fakultit der Ludwig-Maximilians-Universitit wurde mit viel Einsatz die Wiederero6ffnung

angestrebt.

4.7.1 Mitsprache bei der Besetzung von Professuren

Das Ansinnen des Bayerischen Innenministeriums war plausibel und so mahnte im Jahr 1934
die Veterindrverwaltung an, dass wegen des schlechten Zustandes der Tierédrztlichen Fakultit
in Miinchen diese durch die Studierenden vermehrt gemieden wurde und sich dadurch der
Zulauf an anderen Hochschulen erhohte.””” Dieser Entwicklung sollte entgegengewirkt
werden, da die Gefahr eines weiteren Prestigeverlustes der Miinchener Fakultdt bestand und
so lamentierte Schultze in einem Schreiben an das Staatsministerium fiir Unterricht und

Kultus:

,Leider ist es zur Tatsache geworden, dass der Ruf der Miinchner Fakultit trotz
bester Lehrkrifte infolge rdumlicher und sonstiger Behinderung der Lehrenden
in den letzten Jahren sehr stark gelitten hat und dass eine starke Abwanderung

der Studierenden an besser eingerichtete norddeutsche Institute — und dazu

752 Vgl. Volkert (1983), S. 183f.

753 Vgl. Entwurf, StMdI an das Staatsministerium fiir Unterricht und Kultus vom 30.08.1934, in: BayHStA,
MiInn 87315; Weidenhdfer beschreibt dazu eine weitreichende Polykausalitit: ,Im Vergleich zu den
Verhiltnissen an den anderen tierdrztlichen Ausbildungsstitten Deutschlands schnitt die Miinchener Tierérztliche
Fakultidt zu Anfang der dreiBliger Jahre am schlechtesten ab: Das Stammgelidnde war zu klein, die Gebdude waren
heruntergekommen, renommierte Professoren nahmen Berufungen nicht an, [sic!] und die Studenten wanderten
reihenweise ab®“ (Weidenhofer (2006), S. 345f.).
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konnen alle ausserbayerischen gerechnet werden — erfolgte, was sicher nicht von
Vorteil fiir die Zukunft sein wird, da einzelne fiir Bayern besonders wichtige
Spezialgebiete naturgemass in Norddeutschland gegeniiber dortigen zuriicktreten

miissen.“”>*

Aufgrund dessen setzte sich das Bayerische Innenministerium fiir eine Verbesserung der
Arbeitsbedingungen an der Miinchener Fakultit ein und versuchte dariiber hinaus Berufungen
an andere Fakultidten zu verhindern. So forderte zum Beispiel die Veterindrverwaltung, die
von A. O. Stoss beziiglich BaumaBnahmen und Personalaufstockung gestellten Bedingungen
zu erfiillen.” Die grundlegenden Rahmenbedingungen fiir das Personal, die Lehre und die
Forschung mussten verbessert werden, nur so konnte das Lehrpersonal iiberzeugt werden, in
Miinchen zu bleiben oder hier die Arbeit aufzunehmen. Die Forderungen des
Innenministeriums gingen aber noch weiter, denn nicht nur im Rahmen der Personalplanung
bestand Handlungsbedarf, die Veterindrverwaltung stellte zudem fest, dass aufgrund der
unzureichenden, universitiren Ausbildung die amtstierdrztlichen Anwérter zusétzliche
Fortbildungen bendtigten. So wurde beklagt, dass die Absolventen der Miinchener
Tierarztlichen Fakultit nicht die gleiche Qualitit der Ausbildung wie an den anderen
deutschen Universititen geniefen konnten.”® Die Veterindrverwaltung empfand besonders die
Lehre in der Fleischbeschau und der tierdrztlichen Lebensmitteliiberwachung als bei weitem
nicht ausreichend. Daher unterstiitzte man die Fakultdt in ihrer Forderung nach Griindung

757

einer ordentlichen Professur fur Fleischbeschau und Lebensmittelkunde”’ und auch die

duBeren Umstdnde rechtfertigten diese Professur.””® Dazu wurde in einer Bemerkung

754 Diese AuBerung Schultzes war motiviert durch die Forderungen von A. O. Stoss, der die Professur fiir
Anatomie an der Tierdrztlichen Fakultit erhalten sollte. A. O. Stoss forderte eine zweite Assistentenstelle und
Baumafinahmen. Dieses Schreiben war von Schultze unterzeichnet worden. Da diese Bemerkung mit dem
Satzteil ,,Im Interesse der mir unterstellten Veterindrpolizei“ ergidnzt wurde und der gegenzeichnende Veterinér
Schwarz niemals eine leitende Funktion hatte, muss dieses Schreiben im Sinne Schultzes verfasst worden sein
(Entwurf, StMdl an das Staatsministerium flir Unterricht und Kultus vom 30.08.1934, in: BayHStA,
Minn 87315).

755 Schultze forderte, dass die ,,Erfiillung dieser Mindestanforderungen® bei der Berufung von A. O. Stoss
erfiillt werden sollten und sie ,,ein Gebot der Notwendigkeit® seien (vgl. ebd.).

756 Innerhalb von nur vier Tagen mussten diese den bendtigten Lehrstoff nacharbeiten. Es wurde nicht nur die
kurze Dauer, sondern auch die doch hohen finanziellen Aufwéinde geriigt (vgl. Entwurf, StMdI an das
Staatsministerium fiir Unterricht und Kultus vom 01.02.1939, in: BayHStA, MInn 87315).

757 Besondere Veranlassung wurde durch den FErlass des Lebensmittelgesetzes im Jahre 1927 und der
Durchfiihrungsverordnung, die zehn Jahre spater veroffentlicht wurde, gesehen (vgl. ebd.).

758 Als Griinde wurden die Schaffung von Vorriten und die groBen von der Wehrmacht bendtigten Mengen an
Lebensmitteln genannt. Dazu sollten auch Kenntnisse tiber Fischereierzeugnisse in der universitidren Ausbildung
eine hohere Beachtung erhalten (vgl. ebd.).
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resignierend vermerkt, dass sich die Veterinirverwaltung ,,seit Jahren“’ fiir diese Professur

«70  Bereits 1934 war durch das

eingesetzt hatte, ,jedoch bisher ohne Erfolg.
Reichsinnenministerium angeregt worden, diesen Lehrstuhl zu schaffen.” Gerade die
Lebensmitteliiberwachung hatte, nicht zuletzt durch die Lebensmittelgesetzgebung, an
Bedeutung gewonnen und die Universitdt Miinchen war nicht in der Lage, diese angemessen
in der Ausbildung zu berticksichtigen. Besonders die Trichinenschau und die bakteriologische
Untersuchung hatten sich zu Gebieten mit einem groBen Wissensstand entwickelt.”** Die
Veterindrverwaltung war sich dieser Problematik bewusst, die Gesuche blieben allerdings
ohne zeitnahen Erfolg. Ein &dhnliches Bild zeigte sich auch bei der Forderung nach einer

3 Das Innenministerium hatte die Absicht die Lehre zu

Professur fiir Parasitologie.”
verbessern. Ideen und Vorschldge waren hierfiir zu gentlige vorhanden. So sollte die Fakultit
beispielsweise besondere Rechte in Bezug auf die Lehre erhalten und Studierende sollten
aktiv in die Abldufe der Klinik mit eingebunden werden.”* Die Vorhaben konnten aber
fortwdhrend nur mittels Empfehlungen verfolgt werden, was fiir die Veterindrverwaltung

jedoch ineftektiv war.

Besonders fillt dies auch bei der Neubesetzung des Lehrstuhls fiir Tierzucht auf, nachdem Dr.

1765

Leonhard Vogel’® in den Ruhestand versetzt worden war.”*® Hier zeigte insbesondere Schultze

Einsatz und grofle Ausdauer. Jedoch ist auch hier festzustellen, dass sich der Einfluss nur

759 Bemerkung, Entwurf, StMdl an das Staatsministerium fiir Unterricht und Kultus vom 01.02.1939, in:
BayHStA, MInn 87315.

760 Ebd.

761 Zusidtzlich wurde die Errichtung eines Lehrstuhls fiir tierdrztliche Geburtshilfe und Rinderkrankheiten
angestrebt (vgl. StMdl an das Staatsministerium fiir Unterricht und Kultus vom 02.08.1935, in: BayHStA,
Mlinn 87318).

762 Die Veterindrverwaltung forderte eine Anbindung des Lehrstuhls an die Tierdrztliche Fakultdt und nicht an
die Stadt. Dadurch sollte der Standort Miinchen weiter gestirkt werden, denn es wurde angestrebt, ,,den Ruf
Miinchens gegeniiber den anderen tierdrztlichen Bildungsstétten zu wahren* (vgl. ebd.).

763 Bemaéngelt wurde, dass den Studenten fundierte Kenntnisse in Parasitologie fehlten. Dieser Zustand sollte
durch eine Anderung der Studienordnung behoben werden. Doch fehlte fiir derartige Pline das notwendige
Personal (vgl. Entwurf, StMdl an das Staatsministerium fiir Unterricht und Kultus vom 01.02.1939, in:
BayHStA, MInn 87315).

764 Die Planungen von Schultze gingen dahin, die Studierenden als Volontdre abwechselnd an der
Tierdrztlichen Fakultit und am Stiftungsgut Grub tétig werden zu lassen (vgl. StMdI an das Staatsministerium
flir Unterricht und Kultus vom 02.08.1935, in: BayHStA, MInn 87318).

765 Dr. Leonard Vogel hatte 1913 die Veterindrverwaltung im Bayerischen Staatsministerium des Innern
verlassen, um an der Technischen Hochschule und an der Tierarztlichen Hochschule zu lehren (vgl. Hartl (1972),
S. 108).

766 Goebel beschreibt hier eine #&uflerst diffizile Regelung der Nachfolge, die insbesondere durch die
unterschiedlichen Interventionen der Beteiligten erschwert wurde (vgl. Goebel (2008), S. 290f.).
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bedingt bemerkbar machte und vielmehr als unruhiger Gegenpol zu den eigentlichen
Planungen wirkte. Zudem wird ersichtlich, wie die Handlungsweise Schultzes durch externe
Einfliisse geprigt wurde, denn so hatte Schultze von Beginn an verdeutlicht, wer sein Favorit
fiir die vakante Stelle war. Auch das Vorhaben des Kultusministeriums die Stelle mit zwei
durch die Auflésung der Hochschule in Weihenstephan von der Arbeitslosigkeit bedrohten
Professoren zu besetzen, konnte seine Meinung nicht dndern.”®” Er wies mit Blick auf die

<768 an dle

Finanzen deutlich darauf hin, dass diese nicht allein ,,aus fiskalischen Griinden
Tierdrztliche Fakultit versetzt werden diirften. Doch Schultzes Meinung basierte primér nicht
auf eigenen Uberlegungen, denn schon zuvor war er durch Reichstierirztefithrer Weber auf
Dr. Hans Gutbrod aufmerksam gemacht worden. Weber hatte Schultze davon iiberzeugen
konnen, dass nicht finanzielle Griinde entscheidend fiir die Auswahl sein durften.”® In diesem
Fall iibernahm Schultze die Argumentationslinie Webers und wurde somit in gewisser
Hinsicht zum Sprachrohr des Reichstierédrztefithrers. Besonders wichtig war Schultze bei
dieser Besetzung letztendlich — wie auch schon bei der Anstellung Apfelbecks — die politische

Gesinnung. Schultze schrieb daher etwas affektiert an das Bayerische Ministerium fiir

Unterricht und Kultus:

,»Es ist der Wunsch der Vertretung des Tierdrztestandes schon seit langen Jahren
gerade auf die Professur fiir Tierzucht und polizeiliche Tierheilkunde einen
Mann zu bringen, der nicht nur aus seiner reichen Praxis heraus ein grosser
Konner auf seinem Gebiet ist, sondern der auch weltanschaulich weiss, worauf

es im nationalsozialistischen Staat in erster Linie ankommt.*””°

Schultze setzte sich schlieBlich, bedingt durch den Appell Webers, personlich ein und wollte

nun mit allen Mitteln die Berufung des Oberveterindrrats Gutbrod erreichen.””! Der

767 Vgl. StMdI an das Staatsministerium fiir Unterricht und Kultus vom 30.04.1934, in: BayHStA, MInn
87315; das Kultusministerium plante noch vor dem Eingreifen Schultzes die Stelle mit Dr. Joseph Spann oder
Dr. Heinz Henseler aus der Technischen Hochschule Miinchen zu besetzen. Die geplante Besetzung geriet
allerdings durch die Einspriiche Schultzes, der von Weber erst auf diese Sachlage aufmerksam gemacht worden
war, ins Stocken (vgl. Goebel (2008), S. 2911f.).

768 StMdI an das Staatsministerium fiir Unterricht und Kultus vom 30.04.1934, in: BayHStA, MInn 87315;
auch bei der Schaffung des Lehrstuhls fiir Fleischbeschau und Lebensmittelkunde offenbarte Schultze, dass
»finanzielle Griinde allein nicht gegen den Plan sprechen® durften (vgl. StMdl an das Staatsministerium fiir
Unterricht und Kultus vom 02.08.1935, in: BayHStA, MInn 87318).

769 Vgl. Weber an Schultze vom 25.04.1934, in: BayHStA, MInn 87315; Goebel (2008), S. 292f.

770 StMdI an das Staatsministerium fiir Unterricht und Kultus vom 30.04.1934, in: BayHStA, MInn 87315;
doch diese Ansichten scheinen durch Weber gelenkt worden zu sein (vgl. Goebel (2008), S. 293).

771 Schultze raumte ein, dass die Initiative durch Weber bedingt gewesen war (vgl. zu Nr. 604 a 4, Schreiben
von Schultze vom 21.08.1934, in: BayHStA, MInn 87315).
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bayerische Ministerprdsident Siebert hatte jedoch bereits parallel den Ministerialrat Dr.
Wilhelm Niklas als neuen Professor vorgeschlagen. Dies alarmierte wiederum Weber und er
versuchte in die Planungen einzugreifen.””” Schultze stand in dieser Angelegenheit auch stets
in Verbindung mit Weber und von beiden wurde die Ansicht vertreten, dass Dr. Niklas den
Lehrstuhl nur bei einer Absage Gutbrods erhalten sollte. Dieses Szenario war jedoch aus Sicht
des Bayerischen Innenministeriums ,,absolut unwahrscheinlich®.”” Trotzdem entschied sich
das Kultusministerium zunichst flir eine Vertretung durch die beiden Professoren aus
Weihenstephan.””*  Allerdings stieB dieser Vorschlag auf Unverstindnis, da die
Tiermedizinstudenten keine eigene Vorlesung erhalten hétten und eine Schwichung der
Fakultét befiirchtet wurde. Beziiglich der Nachfolge Vogels einigte man sich schlieflich auf

Dr. Fritz Stockklausner.””

Daneben zeichneten sich bei Personalfragen auch in anderen Féllen nationalsozialistische
Sichtweisen innerhalb des Innenministeriums ab. Ersichtlich wurde dies bei der Besetzung der
Vorstandschaft der Zivillehrschmiede. Dr. Mennel wurde als Kandidat abgelehnt, da dieser als
,judisch versippt’’ beurteilt worden war. Der Verfasser ist hier nicht eindeutig nachweisbar,
da Schultze aber dieses Formular unterschrieben und Apfelbeck dies gegengezeichnet hatte,
waren zumindest beide von dieser AuBerung in Kenntnis gesetzt. Ebenso wurde bei der
Auswahl unterer Hierarchieebenen auf die politische Einstellung geachtet. So sollte es die
Ausnahmemdglichkeit geben, Laborantinnen ohne Ausbildung eine Priifungszulassung zu
erteilen. Allerdings sollte dies an die nationalsozialistische Gesinnung der

Prifungsanwirterinnen gekoppelt werden.””

772 Siebert hatte hierfiir ein Empfehlungsschreiben an das Kultusministerium verfasst (vgl. Goebel (2008),
S. 295).

773 Vgl. Schultze an das Bayerische Kultusministerium vom 29.06.1934, in: BayHStA, MInn 87315.

774 Vgl. Staatsministerium fiir Unterricht und Kultus an den Rektor der Universitdt Miinchen vom 22.12.1934,
in: BayHStA, MInn 87315.

775 Vgl. Goebel (2008), S. 299f.; Boessneck (1972), S. 316.
776 StMdI an den Dekan der Tierdrztlichen Fakultit vom 01.02.1939, in: BayHStA, MlInn 87315.

777 Es sollte aber, laut Hopfengértner, keine prinzipielle Erlaubnis sein, unausgebildete Laborantinnen zur
Priifung zuzulassen (vgl. Schreiben an das RMdI vom 24.01.1945, in: BayHStA, MInn 87346).
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4.7.2 Bemiihungen um die Wiederaufnahme des Lehrbetriebs nach Kriegsbeginn

Im Jahre 1939 war zu Kriegsbeginn die Tierdrztliche Fakultit der Ludwig-Maximilians-
Universitit wie alle Universititen und Hochschulen geschlossen worden,””® da nicht mehr
ausreichend geeignetes Lehrpersonal zur Verfligung stand.”” Wihrend alle deutschen
Tierdrztlichen Fakultiten und Hochschulen bis Januar 1940 ihren Betrieb wieder aufnehmen
konnten, wurde die Miinchener Fakultdt nicht wiedereroffnet.”*® Dazu schildert Pschorr

ruckblickend:

,Es bestand offenbar die Meinung, dal die Offenhaltung der tierdrztlichen
Hochschule Hannover in Verbindung mit der Heeresveterindrakademie und
vielleicht der Fakultit in Berlin dem Bedarf des Heeres und des Zivils gerecht
werden konne. Es hatte sich aber bald herausgestellt, daB die wenigen
offengehaltenen Hochschulen bei der nun eingetretenen Ueberfiillung ihre
Aufgaben nicht bewiltigen konnten. Es wurde in der Tat ein GroBteil aller
deutschen Universitdten wieder eroffnet, auch alle tierdrztlichen Fakultdten und

Hochschulen, z.B. auch Wien, — die Miinchener Fakultit blieb geschlossen!“”!

Ab diesem Zeitpunkt bemiihte sich das Bayerische Innenministerium intensiv um eine
Wiederer6ffnung und begann eine seiner engagiertesten Aktionen, die sich im Laufe der Zeit
zu einer echrgeizigen Profilierung des Personals des Bayerischen Innenministeriums
entwickeln sollte. Die Eroffnung war stets mit der Begriindung abgelehnt worden, dass

“782  erforderlich

hierfiir eine ,,grosse Anzahl von Freistellungen von Veterindroffizieren
geworden wire. Allerdings konnte sich Apfelbeck mit diesem Sachverhalt nicht zufrieden
geben und wandte sich an das Reichsministerium fiir Wissenschaft, Erziehung und
Volksbildung. Er verwies insbesondere auf die weiten Entfernungen zu den Hochschulen

auBBerhalb Bayerns und die aufgrund der Anreisen entstehenden finanziellen Belastungen

778 Eine detaillierte Darstellung der Miinchener Tierdrztlichen Fakultit im Dritten Reich und der Versuche zur
Wiedererdffnung ist zu finden in der Habilitationsschrift von Goebel (vgl. Goebel (2011), S. 158ff.).

779 Vgl. Gylstorft (1990), S. 35f.

780 Apfelbeck und Schultze begannen nun eine Reihe von Anschreiben zu verfassen, die vor allem die
einflussreichen Stellen und Behorden umstimmen sollten (vgl. Entwurf, StMdI an das Reichsministerium fiir
Wissenschaft, Erziehung und Volksbildung vom Februar 1940, in: BayHStA, MInn 87315).

781 Pschorr (1950), S. 201.

782 Ein Antrag der Tierdrztlichen Fakultdt zur Freistellung der Professoren war bereits durch das
Oberkommando des Heeres abgelehnt worden. Apfelbeck hatte hiervon eine Abschrift erhalten. Dies diirfte der
Ausgangspunkt fiir den Einsatz des Innenministeriums gewesen sein (Entwurf, StMdI an das Reichsministerium
fiir Wissenschaft, Erziehung und Volksbildung vom Februar 1940, in: BayHStA, MInn 87315).
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gerade fiir die Studierenden. Doch nicht nur der Lehrbetrieb stand still, auch die tierdrztlichen
Kliniken waren so gut wie geschlossen und jegliche Forschungsarbeiten waren eingestellt.
Grund fiir diese Situation war die Einberufung von elf Professoren zum Militdrdienst.”®
Apfelbeck betrachtete die Argumentation des Oberkommandos keinen der Professoren

“784 und befiirchtete dariiber hinaus eine

freistellen zu konnen jedoch ,nicht als stichhaltig
erhebliche Schwichung des Miinchener Standortes und mittelfristig sogar eine Minderung des
tierdrztlichen Nachwuchses. Dies musste sich seiner Meinung nach zukiinftig auch auf das
Heer auswirken, da in Norddeutschland approbierte Veterindre auch verstirkt in norddeutsche
Korps zum Heeresdienst einberufen wurden.” Apfelbeck bemiihte sich besonders um die
Wiederero6ffnung der Fakultit und so wandte er sich direkt an das Oberkommando des
Heeres. Er wiederholte seine Bitte und forderte alle iiber 45 Jahre alten Professoren® fiir die
Lehre in Miinchen freizustellen.” Zusitzliche Hilfestellung erhoffte man sich durch
Schreiben von Schultze in seiner Funktion als Reichsdozentenfiihrer an den Reichsminister
fiir Wissenschaft, Erziehung und Volksbildung und an den Generaloberstabsveterindr des
Oberkommandos des Heeres.” Aus den Schreiben wird deutlich, wie sich auch Schultze fiir
den Erhalt der Fakultdt einsetzte. Doch damit waren Apfelbeck und Schultze zwar
bedeutende, aber letztendlich erfolglose Fiirsprecher fiir die Wiedererdffnung der
Tierdrztlichen Fakultit. Zwischenzeitlich bestanden sogar Pldne fiir eine Verlegung der
Tierdrztlichen Fakultdit nach Weihenstephan. Dies wurde aber von Schultze in
Ubereinstimmung mit dem Dekan und dem Rektor der Ludwig-Maximilians-Universitt
vehement abgelehnt. Die Griinde hierfiir waren vielseitig, doch sollte die Hochschule

moglichst in der Grof3stadt angesiedelt bleiben. Nur so bestand seiner Meinung nach die

Moglichkeit die Universitidt langfristig zu erhalten. Auch konnte, laut Schultze, die

783 Vgl. ebd.
784 Ebd.
785 Vgl. ebd.

786 Apfelbeck forderte die Freistellung der Professoren Ernst, Stoss, Seifried, Abelein und Stockklausner. Dazu
sollte die Berufung von Prof. Westhues von Ulm nach Miinchen erfolgen (vgl. StMdI an das Oberkommando des
Heeres vom Februar 1940, in: BayHStA, MInn 87315).

787 Apfelbeck begriindete seine Argumentation vor allem mit dem Hinweis auf eine mogliche Unterversorgung
an Veterindren. Er versuchte dies mit Zahlen zu untermauern und betonte, dass 42 Prozent der bayerischen
Tierdrzte sich im Heeresdienst befanden und der Rest nicht komplett einsatzfahig war (vgl. ebd.).

788 Hierbei handelt es sich um zwei duflert kurze Anschreiben, in denen Schultze nochmals personlich und
eigenstandig die Bestrebungen des Staatsministeriums des Innern zu unterstiitzen versuchte und die Freistellung
der gewlinschten Professoren aus dem Heeresdienst anstrebte (vgl. Entwurf, StMdI an das Reichsministerium fiir
Wissenschaft, Erziehung und Volksbildung vom Februar 1940, in: BayHStA, MInn 87315; Entwurf, StMdI an
das Oberkommando des Heeres vom Februar 1940, in: BayHStA, MInn 87315).
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notwendige Infrastruktur und das GroBstadterlebnis nur hier garantiert werden. Daneben

fiirchtete er die Nihe zur Humanmedizin zu verlieren.”®® So fasste Schultze zusammen:

»Ich lehne den ganzen Plan als m.E. [sic!] undebattierbar ab und stelle dem
entgegen den Antrag, die tierdrztliche Fakultdt in Miinchen, die in vollig
unverstdndlicher Weise als einzige in ganz Deutschland seit Kriegsbeginn
geschlossen ist, beschleunigt wieder aufzumachen und dariiber hinaus der
tierdrztlichen Ausbildungsstitte in Bayern endlich die Férderung angedeihen zu

lassen, die ihr im Laufe der letzten Jahrzehnte gefehlt hat.«’°

Diesbeziiglich erhielt die Bayerische Veterindrverwaltung weitere Unterstiitzung durch
personliche Schreiben aus Berlin. Schultze wurde hier durch Ministerialdirektor Mentzel aus
dem Reichsministerium fiir Wissenschaft, Erziehung und Volksbildung personlich informiert,
dass die Ablehnung der Pline zugesichert worden war.””' Daneben wandte sich Weber
personlich an Apfelbeck und berichtete, dass in Berlin trotz allem keine weiteren
Moglichkeiten mehr beziiglich einer Wiedererdffnung gesehen und sdmtliche Hoffnungen nun
in den Rektor der Universitit gesetzt werden wiirden.”” Die Unterstiitzung aus Berlin schien
damit ihr Maximum erreicht zu haben, doch Weber bemiihte sich weiterhin und leitete dem
Bayerischen Innenministerium zur Information einen Brief weiter.”® Weber war in diesem
durch das Reichsministerium fiir Wissenschaft, Erziehung und Volksbildung iiber eine
geplante Wiedereroffnung der Fakultdt zum ersten Trimester informiert worden,” doch

bestanden noch immer Unstimmigkeiten iiber die Bereitstellung des notwendigen Personals.

789 Schultze beschrieb hier auch eine notwendige engere Verkniipfung mit der Humanmedizin und verfasste ein
Pladoyer fiir die Veterindrmedizin: ,,Auflerdem braucht es nicht erst noch eingehend begriindet zu werden, daf3
die Tétigkeit der Tierdrzte aus dem Gebiet der Volksgesundheit gar nicht mehr hinweg zu denken ist und daf3 die
seit einigen Jahren planméBig angebahnte engere Verkniipfung der beiden Berufe nicht aufgegeben werden darf,
sondern im Gegenteil enger geschaffen werden muB. (...) In einem jahrhundertelangen Kampf, erschwert durch
kirchliche und mittelalterliche Vorurteile hat der tierdrztliche Beruf endlich seine Gleichberechtigung mit
anderen akademischen Berufen, insbesondere mit der Medizin, zu erreichen gesucht und auch verstanden‘
(StMdI an das Staatsministerium fiir Unterricht und Kultus vom 21.08.1940, in: BayHStA, MInn 87315).

790 Hier sah Schultze zudem eine Gefahr flir die ,,Gesundheitspolitik im GroBen® (StMdI an das
Staatsministerium fiir Unterricht und Kultus vom 21.08.1940, in: BayHStA, MInn 87315).

791 Schultze und Mentzel standen in einem engen Verhiltnis. Beide duzten sich. Mentzel sicherte zu, dass das
Reichserziehungsministerium gegen die Verlegung sein wiirde und mit dem Reichstierdrztefithrer einer Meinung
sei (vgl. Mentzel an Schultze vom 04.09.1940, in: BayHStA, MInn 87315).

792 Weber vermittelte nahezu abschlieBend, ,,dass von hieraus alles geschehen [war], was geschehen kann“
(Weber an Apfelbeck vom 01.10.1940, in: BayHStA, MInn 87315).

793 Vgl. Weber an Schultze vom 14.10.1940, in: BayHStA, MInn 87315.

794 Schon zu diesem Zeitpunkt wurde die Wiederero6ffnung aufgrund des Mangels an Lehrpersonal verschoben
(vgl. Reichsministerium fiir Wissenschaft, Erziehung und Volksbildung an das RMdI vom 25.09.1940, in:
BayHStA, MInn 87315).
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Das Oberkommando des Heeres vertrat weiterhin den Standpunkt, Personal nur fiir maximal
vier Fakultiten freizustellen. Weber empfahl Apfelbeck daher, beim Reichsminister fiir
Wissenschaft, Erziechung und Volksbildung den nétigen Nachdruck auszuiiben.” Apfelbeck
schlug vor, die Fakultit in Leipzig oder in Gieflen schliefen zu lassen und damit die
Eroffnung in Miinchen zu bewirken.”® Fiir diese stdndigen Verzogerungen wurde seitens der
Veterindrverwaltung die Veterinirinspektion des Oberkommandos des Heeres beschuldigt™’
und es wurde konstatiert, dass die ,,Benachteiligung Siiddeutschlands und insbes. Bayerns
gegeniiber Mittel- und Norddeutschland“™® ein Ende haben miisse. Auch wurde wiederholt
darauf hingewiesen, dass die Professoren durch die lange Dienstzeit sowohl im Ersten als
auch im Zweiten Weltkrieg nun doch ausreichend Dienst abgeleistet hitten.”” Allerdings
zeigte sich bei einem Treffen im Jahr 1943, dass das Reichserziehungsministerium weder die
Fakultit in GieBen noch Leipzig schlieBen wollte, obwohl dies sowohl durch die
Veterindrinspektion als auch das Reichsinnenministerium gefordert worden war.*® Die nicht
sehr transparente Sachlage wird aus einem Bericht von Stoss an das Bayerische
Innenministerium deutlich. Er schilderte einen Besuch bei Mentzel. Hier wurden wider
Erwarten keine genauen Aussagen gemacht und Stoss vermutete, dass Verzogerungen bewusst
in Kauf genommen wurden. Auch wurde die Zusage des Oberkommandos des Heeres
plotzlich in Frage gestellt, aber dies konnte Weber fernmiindlich problemlos kldren.®' Dazu

formulierte Stoss:

795 Das Oberkommando des Heeres iiberliel dem Erziehungsministerium die Entscheidung. Favorisiert wurde
ein Abzug von Personal aus den Universitdten in Leipzig und Gieen (vgl. Weber an Apfelbeck vom 21.01.1941,
in: BayHStA, MInn 87315).

796 Apfelbeck war zudem nicht mehr informiert, inwieweit die Planungen zur Freistellung von Professoren
fortgeschritten waren (vgl. Entwurf, StMdI an das RMdI vom 20.05.1942, in: BayHStA, MInn 87315).

797 Vgl. Entwurf, Bemerkung, StMdI an das Staatsministerium fiir Unterricht und Kultus vom 10.09.1942, in:
BayHStA, MInn 87315.

798 Ebd.

799 Apfelbeck wollte dariiber hinaus nicht gelten lassen, dass die Professoren hohe Stellen beim Militar
innehatten. Seiner Meinung nach waren sie eher mit niedrigen Positionen versehen (vgl. StMdI an das
Staatsministerium fiir Unterricht und Kultus vom 10.09.1942, in: BayHStA, MInn 87315).

800 An diesem Treffen nahmen Oberstveterindr Herter, Ministerialdirektor Mentzel und Dr. Stoss, der
Stabsveterindr des Landesinstitutes fiir tierdrztliche Forschung des Reichskommissariats Ukraine, teil (vgl.
Weber an Stoss vom 10.05.1943, in: BayHStA, MInn 87315).

801 Die Heeresleitung bekréftigte noch immer ihre Forderung nach SchlieBung der Gieener Fakultit und die
Eroffnung der Miinchener Fakultét (vgl. Landesinstitut fiir tierdrztliche Forschung des Reichskommissars fiir die
Ukraine in Kiew an das StMdI vom 21.05.1943, in: BayHStA, MInn 87315).
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,Die ganze Angelegenheit macht den Eindruck, als scheue man sich am
Reichsunterrichtsministerium Giessen und Leipzig die Schliessung der

tierdrztlichen Fakultiten zuzumuten. %

Apfelbeck war fiir die Bemiithungen und Informationen dankbar,*” dennoch konnte eine
Wiederer6ffnung nicht erreicht werden. Erst weit nach Kriegsende, im November 1946,
wurde der Lehrbetrieb fiir die vorklinischen Facher wieder aufgenommen® und nur langsam
konnte sich das universitire Leben wieder entfalten. Als Grund fithrte Pschorr hierflir den

noch immer bestehenden Personalmangel und die unzureichenden Ortlichkeiten an.’%

Aus Sicht des Innenministeriums war besonders schwerwiegend, dass sdémtliche Bemiihungen
scheiterten. Dies lag — nach Aktenlage — an zwei Tatsachen. Einerseits beschriankte die Zahl
des durch das Oberkommando des Heeres freigestellten Personals den Handlungsspielraum,
andererseits  verstrich  viel  Zeit durch die  Verzogerungen  seitens  des
Reichserziehungsministeriums. Die genauen Griinde bleiben jedoch unklar und auch Pschorr
formulierte hierzu: ,,Ueber die Ursachen dieser Maflnahmen sind verschiedene Versionen in

Umlauf, aber eine Klarheit hieriiber besteht nicht.*“*

Besonderen FEinsatz zeigten
insbesondere Apfelbeck und Weber. Ein Grund fiir die Unterstiitzung Webers diirfte gewesen
sein, dass er in Miinchen an der Tierirztlichen Hochschule studiert®” und dort nach seiner
Approbation als Assistent am Tierphysiologischen Institut gearbeitet hatte.*”® Gleiches gilt fiir
Apfelbeck, der dort ebenfalls sein Studium abgelegt®® und promoviert hatte.®® Hier war
moglicherweise die personliche Verbundenheit, aber auch ein drohender Tierdrztemangel der
Antrieb. Auch ist denkbar, dass Apfelbeck die Wiedereroffnung als eine Prestigefrage

betrachtete. Doch trotz der Anstrengungen und der durchaus guten Beziehungen nach Berlin

802 Ebd.

803 Apfelbeck teilte mit, dass er bereits durch Weber informiert worden war (vgl. Apfelbeck an Stoss vom
07.06.1943, in: BayHStA, MInn 87315).

804 Vgl. Boessneck u. v. d. Driesch (1990), S. 19.

805 Pschorr fiirchtete daher in Bayern einen Mangel an Nachwuchs (vgl. Rechenschaftsbericht vom 13.12.1946,
in: BayHStA, MInn 87248).

806 Pschorr (1950), S. 201.
807 Vgl. Insenhofer (2008), S. 20ff.
808 Vgl. Anonym (1933f), S. 239.

809 Vgl. UAM, Stud-BB-496, 568, 578, 589, 605, 620; hierbei handelt es sich um Belegblitter, die die
absolvierten Vorlesungen, die Dozenten, die Stundenanzahl und die Gebiihren auflisten.

810 Das Thema der Dissertation von Apfelbeck lautete ,,Untersuchungen der Dampfresistenz der
Rauschbrandsporen (vgl. UAM, G-IX-7 Bd. 34 Diplome).
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fehlte in letzter Konsequenz das entscheidende Durchsetzungsvermdgen. So hatte die
veterindrmedizinische Lehre, wie Schultze es formulierte, doch sehr unter der ,tatsdchlich

ganz ausserordentlich stiefmiitterlich behandelte[n] tierdrztliche[n] Fakultit der Universitit

811

Miinchen“*" zu leiden.

811 Diese AuBerung fiel, als Schultze die Besetzung der Professur fiir Tierzucht durch die zwei arbeitslos
gewordenen Professoren aus Weihenstephan verhindern wollte (StMdI an das Staatsministerium fiir Unterricht
und Kultus, in: BayHStA, MInn 87315).
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4.8 Die amtstierirztliche Titigkeit in der Tierzucht

,Der bayerische Bezirkstierarzt hat zwei Hauptaufgaben: Er hat Veterinérpolizei
und Tierzucht in seinem Amtsbezirk zu betreuen. Fiir beide Aufgaben ist es von
Vorteil, wenn er mit dem Landwirt und seinen personlichen Verhiltnissen auch

durch andere Beziehungen in Fiihlung steht.«*!

Mit diesen Sitzen hatte Erhardt im Jahr 1931 die Tierzucht als einen wichtigen Bestandteil
des amtstierdrztlichen Dienstes definiert. Nicht nur fiir den einzelnen Tierbesitzer war daher
die Tierzucht bedeutsam, sondern auch aus staatlicher Sicht musste diese tiberwacht werden.
Da die Tierzucht zur Sicherung der Erndhrungsgrundlage beitrug, musste sie die notwendige
Unterstiitzung, aber auch Kontrolle erhalten.®'® Gerade seit den, durch den Ersten Weltkrieg
bedingten, Hungersndten hatte die Politik verstanden, dass die Zucht einen duflerst wichtigen
Beitrag fiir das Gemeinwohl leistete.®* Als relevante gesetzliche Grundlagen wurden hierfiir
das Gesetz zur Forderung der Tierzucht®® und auch die dazu gehdrende Verordnung

erlassen.’!®

4.8.1 Die Umstinde in Bayern

Obwohl die Kérung schon seit 1910 in Bayern gesetzlich verankert war®’ und keine eigenen
Tiere von abgekorten Vatertieren gedeckt werden durften,®® wurden zuchtuntaugliche Tiere
weiterhin in der Zucht eingesetzt. Auch das Korgesetz aus dem Jahr 1930%" dnderte wenig an
der grundlegenden Problematik. So war noch vor Erlass des Reichstierzuchtgesetzes eine
ordnungsgeméfBe Organisation und Durchfiihrung der Kérungen keine Selbstverstindlichkeit

gewesen. Flir die Absicherung des ziichterischen Standards musste daher besonders das

812 Erhardt (1931), S. 531.

813 Vgl. Schmidt, v. Patow, Kliesch (1942), S. 95.

814 Vgl. Pusch (1922), S. 2.

815 Vgl. Gesetz zur Forderung der Tierzucht vom 19.03.1936, RGBI, S. 175.

816 Vgl. Erste Verordnung zur Férderung der Tierzucht vom 26.05.1936, RGBI, S. 470ff.

817 Vgl. Gesetz iiber die Haltung und Koérung der Bullen, Eber, Ziegenbdcke und Schafbocke vom 13.08.1910,
GVBL S. 612ff.

818 Vgl. Kunze (1984), S. 144; Gesetz iiber die Haltung und Korung der Bullen, Eber, Ziegenbocke und
Schafbdcke vom 13.08.1910, GVBL, Art. 91, S. 612.

819 Vgl. Bekanntmachung iiber das Korgesetz vom 26.05.1930, GVBI, S. 140ff.
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ausufernde Schwarzdecken und das Decken durch abgekorte Tiere eingeddmmt werden.®
Diesbeziiglich duerten auch die Abteilungen der einzelnen Regierungsbezirke ithren Unmut.
Als Losung wurde von der Regierung von Niederbayern und der Oberpfalz nach
Besprechungen mit Regierungsvertretern eine verbesserte Zusammenarbeit zwischen dem
Bezirkstierarzt und dem Bezirksamt, eine bessere Verteilung der minnlichen Zuchttiere und
eine Umlagenerhebung empfohlen. Doch die Umsetzung gestaltete sich schwierig, da viele
der deckenden Tiere {iberhaupt nicht gemeldet waren und die Gerichte aufgrund von
Unwissenheit oftmals nur geringe Strafen aussprachen.®' Hinzu kamen berechtigte Zweifel,
dass in Oberbayern iiberhaupt eine so grofe Anzahl an Zuchttieren fiir die Verwendung
geeignet waren.*? Aufgrund dessen forderte der zum damaligen Zeitpunkt noch im
Bayerischen Innenministerium tétige Friedrich Weber, dass ,,[d]ie sehr grole Zahl schwarz

83 miisse. Die untauglichen

deckender Bullen und Eber (...) unbedingt verringert werden
Tiere sollten aus der Zucht verbannt werden und es wurde angedacht, obwohl bereits
geeignete Vorschriften bestanden, die Korungen mit mindestens 20 Tieren und als
Sammelkorung durchzufiihren.® So sollte ein besserer Vergleich zwischen den Tieren
ermdglicht und ein edukativer Effekt bei den Teilnehmern erreicht werden.® Auch sollten die
Korungen in Génze aufgewertet werden, an Bedeutung gewinnen und sogar ,,ziichterisches
Ereignis des Jahres [Hervorh. i. Orig.]*“**® werden. Durch die Verordnung zur Forderung der

Tierzucht im Jahr 1936 sollte den Missstinden einheitlich auf Reichsebene entgegengewirkt

werden. Jedes Vatertier, das zum Decken verwendet werden sollte, musste nun angekort

820 Diese Feststellung wurden bei einer dienstlichen Besprechung iiber den Vollzug des Korgesetzes geduBlert,
an der auch Weber als Vertreter des Staatsministeriums des Innern teilnahm (vgl. Regierung von Niederbayern
und der Oberpfalz an das Staatsministerium des Innern vom 02.02.1934, in: BayHStA, MInn 87791).

821 Fiir Niederbayern wurde geschitzt, dass die Halfte der Deckbullen nicht gemeldet waren (vgl. Regierung
von Niederbayern und der Oberpfalz an das StMdl vom 02.02.1934, in: BayHStA, MInn 87791).

822 Es wurde angegeben, dass in Oberbayern iliber 96 Prozent der Bullen als zuchtgeeignet eingestuft worden
waren. Daher wurden auch von der Regierung von Oberbayern strengere Mallnahmen zur Bek&mpfung
gefordert, insbesondere durch Hebung der Anspriiche bei den Kérungen und durch gezielten Polizeieinsatz (vgl.
Bericht der Regierung von Oberbayern iiber Dienstbesprechungen iiber den Vollzug des Korgesetzes vom
20.02.1934, in: BayHStA, MInn 87791).

823 Regierung von Niederbayern und der Oberpfalz an das StMdI vom 02.02.1934, in: BayHStA, MInn 87791.

824 Diese Vorschldge entstanden in der Besprechung der Regierung von Niederbayern und der Oberpfalz (vgl.
ebd). Doch auch die Regierung von Oberbayern hielt die Sammelkorungen fiir die beste Durchfiihrungsmethode
(vgl. Bericht der Regierung von Oberbayern iiber die Dienstbesprechungen iiber den Vollzug des Korgesetzes
vom 20.02.1934, in: BayHStA, MInn 87791).

825 Vgl. Liithge (1943), S. 8.

826 Dieser Vorschlag wurde auf der Besprechung der Regierung von Niederbayern und der Oberpfalz entworfen
(Regierung von Niederbayern und der Oberpfalz an das StMdI vom 02.02.1934, in: BayHStA, MInn 87791).
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sein,*”’ da ein Vatertier aufgrund der vielen Nachkommen die Zucht in erheblichem Mafe

beeinflussen kann.®?

Auch die Abhaltung von Sammelkérungen wurde durch das
Reichsgesetz verpflichtend.*”” Das Bayerische Innenministerium trug hierbei vor allem zur
Organisation der veterindrpolizeilichen und verwaltungstechnischen Angelegenheiten bei. So
beschéftigte sich zum Beispiel die Verwaltung mit der Ermittlung der Behdrde, die fiir die
Zahlung der Entschidigungen fiir Wegegelder und der Vergiitungen der Tierdrzte zustindig
war.*® Auch die Finanzierung von Versicherungen war ein Thema. Da die Bauernkammern,
die die Beitrdge bis zu diesem Zeitpunkt gesammelt hatten, nicht mehr existierten, musste die
Deckung von anderer Seite erzielt werden. Hier erklédrte sich das Staatsministerium des
Innern nach Aufforderung durch die Landwirtschaftsabteilung des Wirtschaftsministeriums
bereit, mittels steuerlicher Umstrukturierungen fiir die Versicherungen aufzukommen.*' Eine
Fortsetzung dieser Praxis wurde seitens des Wirtschaftsministeriums beantragt.*** Neben den
organisatorischen Titigkeiten forderte das Innenministerium die Vermittlung von
Informationen. So sollten die Bezirkstierdrzte Fachartikel tiber Tierzucht fiir das Wochenblatt

833

der Landesbauernschaft verfassen.®” Auch verwies das Innenministerium auf besondere

wissenschaftliche Entwicklungen und Forschungsergebnisse,”* so zum Beispiel auf Artikel

827 Vgl. Winnigstedt (1961), S. 179.
828 Vgl. Kunze (1984), S.143.
829 Vgl. Schlogl (1954), S. 263.

830 Die beamteten Tierdrzte hitten aufgrund der Vergiitung der Tagegelder und Dienstreisekosten durch das
Staatsministerium des Innern entschiddigt werden miissen. Das Innenministerium hatte aber keine Gelder
aufgrund der vorherrschenden Rechtslage beantragt und erwartete, dass das Reichsministerium fiir Erndhrung
und Landwirtschaft die Kosten iibernehmen sollte (vgl. StMdI an das RMdI vom 02.02.1937, in: BayHStA,
MiInn 87792). Das Reichsinnenministerium stirkte die Vermutung des Bayerischen Innenministeriums und
verwies darauf, dass aufgrund des Nutzens der beamteten Veterinire fiir die Allgemeinheit der Staat fiir die
Kosten aufkommen sollte und diese auf den Reichsnéhrstand hatten abgewailzt werden sollen. Daher sollten die
Gelder aus dem Haushalt der Landwirtschaftsabteilung auf das Innenministerium iibertragen werden (vgl.
Reichsinnenministerium an das Staatsministerium des Innern vom 12.02.1937, in: BayHStA, MInn 87792).

831 Die Durchfithrung einer Kérung war mit groen Gefahren fiir das zustdndige Personal verbunden. Diese
sollten durch Versicherungen — zumindest in finanzieller Hinsicht — abgedeckt werden. Daher hatten die
Kreisbauernkammern mit der Versicherungskammer Versicherungen abgeschlossen. Im Gegenzug hatten die
Kreisbauernkammern einen finanziellen Ausgleich durch die Bezirksbauernkammern erhalten. Diese Aufgabe
sollte nun durch die Gemeinden erfolgen. Da dies eine gro3e verwaltungstechnische Herausforderung darstellte,
zog das Innenministerium einen pauschalen Beitrag vom Gemeindeanteil der Umsatzsteuer ab, der schlie8lich
der Versicherungskammer zugefiihrt werden sollte (vgl. Vormerkung des Wirtschaftsministerium vom Mirz
1934, in: BayHStA, MInn 87791).

832 Dies sollte eine optimale Durchfiilhrung der Korungen ermoglichen. Auch wurde vom
Wirtschaftsministerium eine Versicherung fiir den Transport der Tiere gefordert (vgl. Staatsministerium fiir
Wirtschaft an das StMdI vom 04.02.1935, in: BayHStA, MInn 87791).

833 Die Regierung von Oberbayern informierte {iber ein Schreiben des Staatsministeriums des Innern (vgl.
Regierung von Oberbayern an die Vorsitzenden der Korausschiisse vom 16.04.1934, in: BayHStA, MInn 87795).

834 In diesem Fall forderte Apfelbeck auf, eine Informationskette zu bilden. Die Regierungen sollten die
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tiber die Klimatisierung der Viehstille.** Der Schwerpunkt lag daher nicht auf der Kontrolle
der Tierzucht per se, sondern der Fokus war verstiarkt auf die Organisation gerichtet. Die
Veterindrverwaltung mahnte hierbei an, dass die amtstierdrztlichen Uberpriifungen korrekt
abzulaufen hatten.®® AuBerdem umfasste die Tatigkeit des Bayerischen Innenministeriums die
Erteilung von Genehmigungen zur Kontrolle von Viehmirkten.*” So kam es zum Beispiel
dazu, daB sich die Termine von zwei Mirkten {iiberschnitten und die Anfrage, ob
veterindrpolizeiliche Argumente flir eine Verschiebung spriachen, sogar {iber das

Reichsinnenministerium an das Staatsministerium des Innern weitergeleitet wurde.**®

4.8.2 ,Verlorenes Gelinde?*“** — Der Verlust des tierirztlichen Einflusses

Mit ihrer schnellen Reaktion auf die Verordnung zur Forderung der Tierzucht iiberraschte die
Bayerische Landesbauernschaft die Veterindrverwaltung des Innenministeriums, denn die
Bauernschaft hatte der Reichsbauernschaft und dem Reichsministerium fiir Erndhrung und
Landwirtschaft bereits einen Entwurf einer Korordnung vorgelegt.’*® Als offizielle
Begriindung wurde in einem Artikel in der Miinchener Tierdrztlichen Wochenschrift

angegeben:

»Aus der Verantwortung als Sachverwalter der Landwirtschaft hat sich deshalb
die Landesbauernschaft veranlafit gesehen, diese neue Ordnung zu erlassen, weil
sie erreichen will, daf} die deutsche Nahrungsfreiheit mdglichst rasch erreicht

erd 841

beamteten Tierdrzte iiber einen Artikel informieren. Diese wiederum sollten die Kreisbauernmeister und die
praktischen Tierdrzte auf den Artikel aufmerksam machen (vgl. StMdI an die Regierungsprasidenten vom
08.06.1942, in: BayHStA, MInn 87795).

835 Vgl. v. Sybel u. Ober (1942), S. 19ff.

836 Dies wurde bei der Untersuchung von Zuchthengsten eingefordert. Unstimmigkeiten sollten dem
Innenministerium gemeldet werden (vgl. Entwurf, StMdl an die Regierungen vom 19.04.1938, in: BayHStA,
Minn 87799).

837 Einem praktischen Tierarzt wurde die Erlaubnis erteilt Viehmérkte zu iiberwachen (vgl. exemplarisch
Entwurf, StMdI an den Regierungsprasidenten in Ansbach vom 16.06.1939, in: BayHStA, MInn 87799).

838 Vgl. RMdI an das StMdI vom 31.08.1938, in: BayHStA, MInn 87799.
839 Pschorr (1956a), S. 159.
840 Vgl. StMdI an das RMdI vom 24.08.1936, in: BayHStA, MInn 87791.
841 Anonym (1937a), S. IIL
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Damit war aber dem Bayerischen Innenministerium die Moglichkeit genommen worden,
zeitnah eine Stellungnahme abzugeben. Grund fiir die Beschwerden des Innenministeriums
gab es in zweierlei Hinsicht. Zum einen lagen unterschiedliche verwaltungstechnische
Vorstellungen vor und so plante beispielsweise die Landesbauernschaft die Biirgermeister zur
Teilnahme an den Korungen zu verpflichten. Das widerstrebte allerdings dem
Innenministerium, denn es vertrat die Meinung, dass nur die Bezirksbehdrden eine
Weisungsbefugnis hétten und dies nicht allein durch die Kérordnung geregelt werden diirfe.
Daneben bestanden Unstimmigkeiten dariiber, ob Nachkdrungen auch als Sammelkdrung
abgehalten werden sollten.*? Zum anderen war der Grund, warum die Landesbauernschaft das
Innenministerium umgangen hatte, vermutlich tiefgriindiger. Die Veterindrverwaltung
befiirchtete ndmlich einen zunehmenden Verlust des tierdrztlichen Einflusses bei den
Korungen, da die Leitung der Korstelle nicht den Amtstierdrzten, sondern den
Kreisbauernfiihrern iibertragen werden sollte. Dies wurde als immenser Verlust des
tierdrztlichen Einflusses auf den Vollzug der Korungen empfunden. Damit nicht genug sollte
nach Pldnen der Landesbauernschaft zukiinftig auch in keiner Abteilung ein Amtstierarzt
vertreten sein.* Dies entsprach jedoch nicht den Vorstellungen des Innenministeriums, denn
schlieBlich war noch ein Jahr zuvor auf der Veterinirkonferenz in Passau von Erhardt
gefordert worden, dass gerade der Amtstierarzt in der Zucht beteiligt sein miisse und daher in
Bayern fiir die Tierdrzte eine Ausbildung in der Tierzucht Pflicht sein sollte.** Allerdings
basierten die geplanten MaBnahmen und Anderungen berechtigterweise auf der erlassenen
Verordnung zur Forderung der Tierzucht. Diese war zwar durch das Reichsministerium fiir
Ernidhrung und Landwirtschaft erlassen,*’ jedoch, ,,soweit erforderlich, im Einvernehmen mit

den Reichsministern des Innern und der Justiz*%4

genehmigt worden. So wurde den
Amtstierdrzten nur die Begutachtung der ,Vatertiere auf Konstitutionsmingel und

Erbfehler® zugestanden und als nicht zwingende Option wurde festgelegt, dass die

842 Das Bayerische Innenministerium versuchte hier noch nachtriglich zu intervenieren und die fehlende
Maoglichkeit einer Stellungnahme durch eine Kommentierung zu erreichen. Diese wurde zu den einzelnen
Paragraphen vorgenommen (vgl. StMdI an das RMdI vom 24.08.1936, in: BayHStA, MInn 87791.).

843 Es wurde insbesondere seitens der Veterindrverwaltung darauf verwiesen, dass, seitdem geordnete
Koérungen vollzogen wurden, der Amtstierarzt als Leiter beteiligt war (vgl. ebd.).

844 Dabher sollte vor einer Anstellung noch einmal ein Kurs iiber Tierzucht belegt werden (vgl. Niederschrift
iiber die Ergebnisse der Veterindrkonferenz 1935 in Passau, in: BayHStA, MInn 87318).

845 Vgl. Erste Verordnung zur Forderung der Tierzucht vom 26.05.1936, RGBI, S.478.
846 Ebd., S.470.
847 Ebd. §3 7,S.471.
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Veterinire, ,,wo es bisher iiblich war, auch zu Leitern der Korstelle bestellt werden®®*

konnten. Fiir das Innenministerium war es daher von grof3er Bedeutung gegen diesen Entwurf
Beschwerde einzulegen. Nach einer an das Reichsinnenministerium erfolgten Meldung
bestand aber der nach Berlin berufene Erhardt darauf, die Diskrepanzen zwischen dem
Bayerischen Innenministerium und der Landesbauernschaft zundchst ohne Mithilfe aus Berlin
zu regeln. Erhardt ergénzte aber, dass bei einer Besprechung mit dem Reichsnidhrstand
zumindest ein kleiner Teilerfolg errungen werden konnte, denn der Beauftragte des
Reichsndhrstandes hatte versichert, dass die bayerische Landesbauernschaft zur Aufnahme
von Verhandlungen bewegt werden sollte.*® Trotz der eher erniichternden Antwort aus Berlin
hatte sich Erhardt aber im Hintergrund fiir die Forderungen der bayerischen Regierung
eingesetzt. So hatte er in einer Besprechung mit dem Reichserndhrungsministerium und dem
Reichsndhrstand darauf hingewiesen, dass aus seiner Sicht aufgrund der langen Tradition den
Tierdrzten die Leitung zustehen miisse. Zudem gelang es ihm, vorerst eine Ablehnung der
Korordnung durch das Reichserndhrungsministerium zu erreichen.® Somit wurde erst durch
Erhardts Bemiihungen in Berlin der Weg fiir die Verhandlungen in Bayern gesichert. Aus den
strategischen Uberlegungen des Innenministeriums fiir die Besprechung mit der
Landesbauernschaft werden die Ziele deutlich: Es sollte mit allen Mitteln der Vorsitz der

Amtstierdrzte bei den Korstellen bewahrt werden.®!

Hier wurde etwas subjektiv beurteilt:
,Niemand wiirde es in Bayern verstehen, dass der Amtstierarzt in der vorgesehenen Weise
ausgeschaltet wird.“** Auch wurde darauf verwiesen, dass eine gute und einflussreiche Arbeit
des Tierarztes nur garantiert sei, ,,wenn seine Stellung durch die notwendige Autoritét gestiitzt
ist“*3 Es wurde schlieBlich — hiufig mit Verweisen auf die Tradition — versucht zu

begriinden, weshalb die leitende Stellung so bedeutend sei.** Im Gegenzug wollte das

848 Ebd.

849 In Berlin war eine Besprechung mit dem Reichsnédhrstand gefiihrt worden (vgl. RMdI an das StMdI vom
14.09.1936, in: BayHStA, MInn 87791).

850 Erhardt hatte das Reichserndhrungsministerium aufgefordert, bei einer Vorlage der geplanten Koérordnung
eine Ablehnung auszusprechen. Das Reichserndhrungsministerium war mit Erhardt einer Meinung und mit dem
angestrebten Konsens einverstanden (vgl. Niederschrift iiber das Ergebnis im RMdI vom 30.07.1936, in:
BayHStA, MInn 87791).

851 Weiterhin sollten als Mitglieder der Bezirksamtsvorstand und die Abteilungsmitglieder fungieren. Dazu
sollte innerhalb der Abteilungen ebenfalls der Amtstierarzt den Vorsitz inne haben (vgl. Vormerkung vom
September 1936, in: BayHStA, MInn 87791).

852 Ebd.
853 Ebd.
854 Vgl. ebd.
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Innenministerium den Kreisbauernfiihrern fiir den Verzicht des Vorsitzes in den Korstellen
besondere Aufgaben zuteil werden lassen.® SchlieBlich kam es Ende September 1936 zu
einer Besprechung zwischen den Vertretern der Landesbauernschaft und dem
Staatsministerium des Innern. Sogar Schultze nahm personlich an dieser teil. Verdecktes
Hauptanliegen war die Beteiligung des Amtstierarztes bei den Korungen.®® Die
Landesbauernschaft duflerte offen ihr Unverstdndnis tiber die Tatsache, dass die Bauernschaft,
,hicht selbst Trager der Zucht sein“®’ konnte. Da der Amtstierarzt jedoch nicht den
kompletten Einfluss verlieren sollte, bot die Landesbauernschaft an, ihm zumindest die
Aufgabe des Geschiftsfiihrers zu iibertragen. Schultze setzte sich bei diesen Verhandlungen
besonders fiir die Belange der Tierdrzteschaft ein. Der Verweis auf die Tradition und der
langjéhrige Vorsitz der Tierdrzte bei Kérungen wurde auch von ihm vorgebracht, zusitzlich
verwies er auf die Reichstierdrzteordnung und die darin verankerte Forderung der Tierzucht
durch die Veterindre. Schultze war duBlerst unzufrieden mit dem bisherigen Verlauf der
Verhandlung und {iber das vorgebrachte Angebot der Landesbauernschaft.®® Das
Innenministerium riickte in dieser Besprechung notgedrungen von seinen Forderungen ab und
versuchte eine Einigung zu erreichen. Der Amtstierarzt sollte schlieBlich dauerhaft die
Position des stellvertretenden Leiters der Korstellen unter der Voraussetzung erhalten, dass
dem Tierarzt das Amt des Geschiftsfiihrers der Korstelle zugeteilt werde und er in den
Korabteilungen den Vorsitz erhalten sollte. Die Landesbauernschaft stimmte aber nur dem
ersten Teil des Vorschlages zu. Sie raumte lediglich als weiteres Zugestiandnis ein, dass die

Begutachtung von korperlichen Méngeln durch die Tierdrzte Voraussetzung fiir die weitere

855 In dieser Bemerkung war nochmals der Verlust des Vorsitzes bei den Korstellen und die daraus resultierende
Degradierung der Tierdrzte bedauert und angeprangert worden. Das Argument sollte durch eine Liicke in der
Kérordnung und die dadurch drohende Seuchengefahr verstirkt werden. Eine durch die Veterinédre regulierte
Ausnahmebestimmung bei den Kérungen sollte schlieSlich die Seucheniibertragung einschrénken. Jedoch wurde
diese Tatsache als weiterer Bedeutungsanstieg des Amtstierarztes bei den Korungen empfunden (vgl.
Bemerkungen zur Koérordnung der Landesbauernschaft Bayern vom amtstierdrztlichen Standpunkt vom
19.09.1936, in: BayHStA, MInn 87791).

856 Dazu waren von Seiten des Innenministeriums Dr. Stumpf, Dr. Wucher Dr. Schwarz und Dr. Bohley
vertreten (vgl. Vormerkung vom 23.09.1936, Besprechung iiber den Entwurf einer Kérordnung, in: BayHStA,
Minn 87791).

857 Der Verweis auf diese Problematik wurde bei der Verhandlung erst groBziigig umgangen und schlielich
von Dr. Hergenrdder, Hauptabteilungsleiter der Landesbauernschaft, angesprochen. Das Argument wurde
zugleich weiter ausgefiihrt und der Vorwurf in den Raum gestellt, dass die Privatpraxis der Tierdrzte die
Entscheidungen bei Korungen beeinflusst hitten. Die Landesbauernschaft hatte somit den ersten Schritt zur
Ansprache dieses Themas gemacht und zugleich ihre Argumentationskette dargestellt (ebd.).

858 Beziiglich der Ubernahme der Geschiftsfiihrung durch den Amtstierarzt fiel seitens des Innenministeriums
daher die flapsige und frustrierte Bemerkung, dass die ,,Losung (...) nicht Fisch und nicht Fleisch sei und deshalb
in diesem Fall auch nicht tragbar sei (ebd.).
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Korung sein sollte. Eine Einigung konnte aufgrund der unterschiedlichen Standpunkte nicht
erreicht werden.® Der eigentliche Grund fiir die Unnachgiebigkeit der Landesbauernschaft
konnte aber nicht gelost werden, denn sie hatte die Befiirchtung, ,,dass [nur noch] der
Amtstierarzt allein in der Korung etwas zu sagen habe[n]“ sollte.*® Nach der ergebnislosen
Verhandlung gab es aber weitere Unterstlitzung aus Berlin. Hier wurden die Forderungen des
Bayerischen Innenministeriums bekriftigt und sogar darliber hinaus eine tierdrztliche
Beteiligung bei Sonderkorungen verlangt. SchlieBlich fand ein Ferngespriach mit Erhardt in
Berlin statt. Er informierte, dass die Forderungen bereits durch Freiherr von Gumpenberg, den
Reichsbeauftragten fiir Tierzucht im Reichsndhrstand, genehmigt worden waren. Selbst eine
Anderung der Reichsverordnung war seitens des Reichsinnenministeriums nicht mehr
ausgeschlossen. Die zukiinftige Regelung in Bayern sollte schlie8lich Einfluss auf weitere

Linder haben und ein Exempel statuieren.®

Ein Schreiben von Dr. Hergenrdder,
Hauptabteilungsleiter der Landesbauernschaft, diirfte aber die verhérteten Fronten
aufgeweicht haben. Schultze wurde in diesem aufBerordentlich gelobt und es wurde darauf

verwiesen, dass primér die Erndhrung des Volkes entscheidend sei und nicht Standesfragen:

»Aus dem Gang der Verhandlungen (...) habe ich den Eindruck gewonnen, dass
Sie [Schultze, Anm. d. Verf.] als alter Nationalsozialist bestrebt sind, groeren
Gesichtspunkten  Rechnung zu tragen und Standesinteressen wie
Zustiandigkeitsfragen zwischen Behorden auszuschalten oder unterdriicken zu
helfen. Ich habe mich gefreut Ihren Worten die Bestdtigung zu entnehmen, dal3
die Landesbauernschaft bei ihrem Verhalten sich von den gleichen
Gesichtspunkten hat leiten lassen. Ihre Anwesenheit und Thre Vermittlung hat es
mir schlieBlich ermoglicht, trotz erheblicher grundsétzlicher Bedenken Threm
Antrag auf generelle Bestellung der Tierdrzte als stellvertretende Leiter der

Korstellen zuzustimmen. ‘%6

859 Auch ein Einwand von Dr. Schwarz, dass die Korstelle einen Amtstierarzt benétige im Gegensatz zum
Koéramt, konnte zu keiner Einigung fiihren (vgl. ebd.).

860 Ebd.

861 Das Bayerische Innenministerium stand durch die Verbindung mit Erhardt in direktem Austausch mit dem
Reichsinnenministerium und konnte somit Informationen von oberster Ebene erhalten (vgl. Bemerkung,
Entwurf, StMdI an das RMdI vom 02.10.1936, in: BayHStA, MInn 87791). Da die Ziele jedoch am Ende der
Verhandlungen nicht erreicht wurden, konnte kein Prizedenzfall in Bayern geschaffen werden.

862 Allerdings wurde erginzend eingerdumt, dass noch keine Finigkeit iiber die Wertigkeit der
amtstierdrztlichen Meinung erreicht worden war (Landesbauernschaft Bayern an das StMdI vom 13.10.1936, in:
BayHStA, MInn 87791).
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SchlieBlich &dnderte das Innenministerium — wahrscheinlich aufgrund des verséhnlichen
Schreibens — seine Meinung und rdumte ein, dass nicht mehr zu erreichen wire. Zwar wurde
das Ergebnis offiziell als Sieg des Bundes der akademischen Landwirte,*” die jegliche
Einbindung des Tierarztes unterbinden wollten, gesehen, doch die Einflussnahme der
Amtstierdrzte bei der korperlichen Begutachtung der Zuchttiere wurde als eine wichtige
Aufgabe bewertet. Erst mit der Zustimmung des Tierarztes sollte schlieBlich das Tier zur
Korung zugelassen werden. Das Bayerische Innenministerium sah jedoch keine weitere
Moglichkeit mehr und {iiberlieB dem Reichsinnenministerium die Wahl fiir weitere
Verhandlungen auf Reichsebene. Auch sollte abgewartet werden, ob der Entwurf in Berlin in
dieser Fassung genehmigt werden wiirde.*® Dennoch sollte eine Verschirfung des Konflikts
vermieden werden und so wurde von Schwarz angemerkt, dass der erreichte Konsens nun
zuerst in der Praxis ausprobiert werden sollte und ein ,,Zuriickziechen in den
Schmollwinkel“*®® unangebracht sei. Dazu rdumte er ein, dass weitere MaBnahmen ,,im
Notfall“**® auch zu einem spiteren Zeitpunkt noch ergriffen werden konnten. SchlieBlich
wurde nach Absprache mit dem Reichsinnenministerium der Vorschlag geduldet® und am
24.12.1936 die Korverordnung erlassen.®® Auf Landesebene konnte daher auch nachtréglich
das gewiinschte Ergebnis nicht mehr erreicht werden und das Resultat wurde in der Presse
auch eher beschonigt,* doch die Befiirchtungen wurden dessen ungeachtet unverbliimt

gedulert:

,Bekannt ist aber auch, dall gewisse — allerdings nicht den eigentlichen Ziichtern

angehorende — Kreise die Tierdrzte aus der Forderung der Tierzucht

863 Vgl. StMdI an das RMdI vom 31.10.1936, in: BayHStA, MInn 87791.

864 Dr. Schwarz hatte Weber ausfiihrlich iiber den Stand der Verhandlungen informiert. Das Schreiben an
Schultze und ein weiteres Schreiben der Landesbauernschaft waren zunichst nicht beantwortet worden. Daher
versuchte Dr. Diirrenwéchter, Tierzuchtassessor bei der Landesbauernschaft, Dr. Schwarz telefonisch zu
iiberzeugen. Sowohl bei diesem Telefonat als auch bei einer nachfolgenden Besprechung beharrte Schwarz auf
den Forderungen des Innenministeriums. Daneben entstand externer Druck einerseits durch die Erkundigungen
durch den Reichsfiihrer der SS, andererseits gegen die Landesbauernschaft, da sie den Veterindren bereits die
Stellvertretung tiberlassen hatte (vgl. StMdI an das RMdI vom 31.10.1936, in: BayHStA, MInn 87791).

865 Ebd.

866 Schwarz kommentierte das Ergebnis und rdumte ein, dass die Tierdrzte auch aufgrund von anderen
Tatigkeiten — soweit wie gesetzlich mdglich — abgezogen werden konnten (ebd.).

867 Vgl Bemerkung, Entwurf, StMdI an die Landesbauernschaft Bayern vom 23.11.1936, in: BayHStA, MInn
87791.

868 Vgl. Schwarz (1937), S. 132ff.

869 Vgl. Stang (1938), S374f.; Auswirkungen in anderen Léandern wurden anhand des gesichteten
Aktenmaterials nicht ersichtlich.
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ausgeschaltet wissen mochten, um das Gebiet selbst und allein zu

beherrschen. ¥

Und dies wurde auch nahezu erreicht, denn die Kérordnung rdumte den Tierdrzten tatsichlich
nur die Uberpriifung von Konstitutionsmingel ein.*”’ Eine Ubernahme als stellvertretender
Leiter in den Korstellen wird jedoch nicht ersichtlich.®”

Nach der Einigung hatte die Bauernschaft um eine Besprechung gebeten, in der eine

83 An dieser

einheitliche Durchfiihrung der Korverordnung geregelt werden sollte.
Besprechung nahmen Vertreter der Landesbauernschaft, des Staatsministeriums des Innern
und des Wirtschaftsministeriums teil*”* und es wurde versohnlich formuliert, dass ,.die
Koérordnung ein so wirksames Instrument der Erzeugungsschlacht und des
Vierjahresplanes*®” darstellte und aus diesem Grund ,,das offentliche Interesse die restlose
Mitarbeit aller irgendwie in Frage kommenden Stellen und Personen eindeutig
erfordert[e].“*’ Auch wurde im Jahr 1943 eine gute Zusammenarbeit mit ,,der politischen
Leitung*®”” bestitigt. Die Bestrebungen zu mehr Einfluss der Tierérzte rissen aber nach dem
Zweiten Weltkrieg nicht ab.*” Pschorr bestitigte zwar, eine rege Beteiligung der Tierdrzte an
der Tierzucht, schlug aber zugleich eine Anderung des Tierzuchtférderungsgesetzes vor.”’
Auch der bayerische Innenminister Ankermiiller forderte 1949 im Hinblick auf die oftmals

unbefriedigenden Ergebnisse in der Tierzucht, den Tierdrzten mehr Spielraum zu geben, um

dieser Entwicklung mit der notigen Intensitit entgegenwirken zu konnen.* Zudem hatte die

870 Ebd.

871 ,,Bei den Korungen der Korstellen haben die Amtstierdrzte (...) die Vatertiere auf Konstitutionsméngel und
Erbfehler sowie auf den Gesundheitszustand zu priifen und zu begutachten* (Schwarz (1937), S. 135).

872 Vgl. ebd., S. 134ff.,; auch in einer EntschlieBung des Staatsministeriums des Innern vom 12.03.1937 iiber
die ,,Mitwirkung der beamteten Tierdrzte im Vollzug der Korordnung* wird eine Stellvertretung nicht erwéhnt
(vgl. ebd. (1937), S. 198ft.).

873 Es sollte vor allem iiber die Moglichkeiten eines Qualitdtsanstiegs gesprochen werden (vgl.
Landesbauernschaft Bayern an das StMdI vom 27.01.1937, in: BayHStA, MInn 87792).

874 Vom Staatsministerium des Innern waren Dr. Schwarz und Dr. Wucher vertreten (vgl. Niederschrift der
Besprechung vom 26.02.1937, in: BayHStA, MInn 87792).

875 Insbesondere stand die Aufteilung der Aufgaben im Vordergrund und eine Harmonisierung des
Verwaltungsablaufs zwischen den Ministerien und der Landesbauernschaft (ebd.).

876 Ebd.
877 Die Politik wird in einer Reihe von Aufzidhlungen als letztes genannt (Ringler (1943), S. 207).
878 Vgl. Niklas (1951), S. 207.

879 Vgl. Uber die Sachgruppe Veterinirwesen (verfasst im Auftrag von Staatsminister Ankermiiller vom
17.08.1950 fiir eine publizistische Arbeit), in: BayHStA, MInn §7234.

880 Ankermiiller hatte sich hier insbesondere auf die Zuchtschdden bezogen (vgl. BayHStA, MInn 87234,
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Tierdrztliche Gesellschaft zur Forderung der Tierzucht 1955 durchblicken lassen, ,,dal das
Aufgabengebiet der Tierdrzte in der Tierzucht ein begrenztes sei“.*®' Somit wurden die
Auswirkungen der erzielten Regelung auch noch nach 20 Jahren bedauert. Diese Situation

beschrieb Pschorr riickblickend, jedoch in gewisser Hinsicht versohnlich:

»Wasdie Tierzucht [Hervorh. i. Orig.] betrifft, so ist mit feuchtem Auge
das verlorene Geldnde zu betrachten, Verlorenes Geldnde? Ja und nein! Freilich
ging durch die Politik des Reichsndhrstandes die fithrende Stellung der Tierdrzte
in Siiddeutschland in der Tierzucht verloren; gewi3 entglitt uns auf Grund
organisatorischer, aber auch entwicklungswichtiger Tendenzen nicht
aufzuhaltender Ausweitung der ziichterischen Arbeiten der Vorsitz im
KoérausschuB3 und wurde lediglich durch Mitgliedschaft in diesem Ausschuf}
ersetzt. Aber in einem, vielleicht wichtigsten Teil der Tierzucht ist die Mitarbeit
der Tierdrzte unentbehrlich — ndmlich in der angewandten Hygiene im weitesten

Sinne ¢c882

Niederschrift iber die Tagung des Veterindrausschusses in SchleiBheim bei Miinchen vom 27. —29.9.1949).
881 Bauer (1955), S. 101.
882 Pschorr (1956a), S. 159.
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4.9 Die Uberwachung des Schafverkehrs

Im Jahre 1930 hatte das Bayerische Innenministerium mit der ,,Bekanntmachung iiber die
Uberwachung des Schafverkehrs eine gesetzliche Regelung im Alleingang erlassen und

83 Dies kann als

nicht, wie fiinf Jahre zuvor, gemeinsam mit den benachbarten Landern.
Ausgangspunkt einer veterindrpolitischen Separation gesehen werden. Griinde fiir diese
Vorgehensweise werden aus dem untersuchten Aktenmaterial allerdings nicht ersichtlich.
Jedoch sollten mit dieser neuen Version vor allem ,,Unklarheiten und Méngel im Vollzug
abgestellt und immer wieder gedusserte Wiinsche der Schafziichter befriedigt werden.***
Aber schon im Vorfeld des neuen Erlasses hatte es Einwidnde seitens der Schafziichter
gegeben. Es wurde von diesen beklagt, dass nach Fristablauf jede Schatherde einer
amtstierdrztlichen Untersuchung unterzogen werden musste. Erwartungsgemal3 verglichen die
Schafziichter die neue Regelung mit denen der benachbarten Linder und stellten fest, dass
dort lediglich bei Auffilligkeiten eine Untersuchung durchgefiihrt werden musste. Auch die
Moglichkeit, Ausnahmen zu genehmigen, war aus Sicht der Schéfer nicht praktikabel, da der
Vollzug durch die entsprechenden Behorden als zu schleppend und umsténdlich empfunden
wurde. Daher fanden aufgrund der zeitlichen und finanziellen Belastungen die geplanten

85 Doch nicht nur auf

zusitzlichen Untersuchungen keine Zustimmung unter den Ziichtern.
Seiten der Schafziichter bestanden Unklarheiten, auch das Wiirttembergische
Innenministerium stellte in diesem Zusammenhang eine Anfrage, denn es wurde nicht
deutlich, ob die ehemals gemeinsam erlassene Kontrollbuchfiihrung nun noch Giiltigkeit
haben sollte.¥® Das Wiirttembergische Innenministerium fiihlte sich mdoglicherweise
iibergangen. Die Bayerische Veterindrverwaltung musste daher reagieren und informierte die
Regierungen, dass Kontrollbiicher von Herden auflerhalb Bayerns nicht beanstandet werden

sollten, falls sie der alten Regelung entsprachen,*’ denn die Bekanntmachung aus dem Jahre

883 Vgl. Bekanntmachung iiber die Uberwachung des Schafverkehrs vom 25.03.1930, GVBI, S. 101ff;
Bekanntmachung iiber die Uberwachung des Schafverkehrs vom 22.07.1925, GVBI, S. 218.

884 StMdI an die Regierungen vom 25.03.1930, in: BayHStA, MInn 87802.

885 Fiir die amtstierdrztliche Untersuchung spielte es keine Rolle, ob die Schaftherde von auflerhalb Bayerns
kam oder sich innerhalb Bayerns bewegte. Dies stand im Gegensatz zu Wiirttemberg und Baden, in denen nur
unter bestimmten Voraussetzungen innerhalb des Landes umherziehende Schatherden untersucht wurden (vgl.
Landesverband bayerischer Schafziichter an das StMdI vom 13.1.1930, in: BayHStA, MInn 87802).

886 Wiirttemberg befiirchtete eine Einschrinkung und Konflikte fiir die Schatherdenbesitzer. Daher wurde eher
rhetorisch {iber den Erhalt des Entschlusses von 1925 nachgefragt (vgl. Wiirttembergisches Innenministerium an
das StMdI vom 13.06.1930, in: BayHStA, MInn 87802).

887 Vgl. StMdI an die Regierungen vom 28.06.1930, in: BayHStA, MInn 8§7802.
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1925 war schlieBlich noch gemeinsam mit ,,Wiirttemberg, Baden, Hessen und Hohenzollern-

“838 erlassen worden. Bayern hatte aus diesem Grund eigentlich keine andere

Sigmaringen
Moglichkeit und musste diese Ausnahme gewidhren. Auch ist denkbar, dass die Bayerische
Veterindrverwaltung Diskrepanzen mit Wiirttemberg vermeiden wollte. Aufgrund des
unausgereiften Zustandes der Bekanntmachung von 1930 musste aber schon kurz nach Erlass
durch das Bayerische Innenministerium eine Uberarbeitung vorgenommen werden. Ein
einheitlicher Konsens unter den Bezirksregierungen war allerdings nicht leicht zu finden. In
Oberbayern zum Beispiel wurde nur vereinzelt die Beibehaltung der Regelung in Betracht
gezogen. Zudem wurde der bisherige Zustand von der Regierung von Oberbayern als zu
streng und intransparent empfunden.® Auch wurde seitens der Regierung von Mittelfranken
als problematisch erachtet, dass die Oberpolizeibehorden die Genehmigungen zum Abtrieb
erteilen durften. Somit bestand die Gefahr, dass die Bezirkstierdrzte aufgrund des Mangels an
notwendigen Informationen den Uberblick iiber die gesamte Lage verlieren konnten.®”’
Auflerdem gab es von der Regierung von Unterfranken Gegenstimmen zu den neuen
Planungen, da befiirchtet wurde, dass eine noch groBere Freiheit angemessene Kontrollen
endgiiltig unmoglich gemacht hitten.®' Somit konnte kein einheitlicher Standpunkt gefunden
werden und Gasteiger formulierte bekennend: ,,Unter diesen Umstinden erweist sich der
Versuch, den Schifern durch Festlegung bestimmter Ausnahmefille entgegenzukommen,
nicht als durchfiihrbar.“®* Auch hatte er die Befiirchtungen, dass die neue Regelung bei den
Schafhaltern auf immense Kritik stoBen wiirde.*” Gasteiger befand sich zwischen den

Fronten. Auf der einen Seite standen die Schafziichter, die ein hohes Mal} an Freiheit und

888 Bekanntmachung iiber die Uberwachung des Schafverkehrs vom 22.07.1925, GVBI, S. 218.

889 Nur zwei Bezirkstierdrzte aus Rosenheim und Straubing waren laut einer Erhebung gegen eine Anderung
der bestehenden Verordnung. Die Regierung von Oberbayern hatte diesbeziiglich eine génzlich andere Meinung
und strebte viel mehr Transparenz im Vollzug an (vgl. Regierung von Oberbayern an das StMdI vom 02.10.1930,
in: BayHStA, MInn 87802).

890 Dariiber hinaus wurde die Informationspolitik gerade bei Seuchenausbriichen durch die Polizeibehdrden
kritisiert und eine Verletzung von Kompetenzen befiirchtet (vgl. Regierung von Mittelfranken an das StMdI vom
25.10.1930, in: BayHStA, MInn 87802).

891 Vgl. Regierung von Unterfranken und Aschaffenburg an das StMdI vom 21.10.1930, in: BayHStA,
Minn 87802.

892 Abdruck eines Entwurfes, StMdI an die Regierungsreferenten von Schwaben, Mittelfranken, Unterfranken
und der Oberpfalz vom Dezember 1931, in: BayHStA, MInn 87802.

893 Gasteiger zeigte sich dulerst unzufrieden iiber die uneinheitlichen Verhiltnisse. Gleichzeitig war ihm
bewusst, dass eine Riickkehr zur strengeren Regelung gerade von den betroffenen Kreisen heftig bekampft
werden wiirde. Insbesondere die hiufigen Untersuchungen auf kurzen Strecken und die damit verbundenen
Kosten durch die amtstierdrztlichen Untersuchungen stieBen auf grofles Unverstdndnis unter den Schifern
(vgl. ebd.).
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Flexibilitdt einforderten, auf der anderen Seite die unteren Verwaltungsbehorden mit anderen
Ansichten und Plidnen. 1932 wurde schlielich eine erneute Bekanntmachung mit einigen
Erleichterungen verdffentlicht.®* So konnte nun das Kontrollbuch und eine amtstierdrztliche
Untersuchung durch die Bezirkspolizeibehorde erlassen werden.*”” Doch bald nach der
Veroffentlichung kamen wiederum Beschwerden seitens der Vertreter des Landesverbandes.
Die Schafziichter waren duflerst unzufrieden und sahen sich besonders im Nachteil, da ihrer
Meinung nach in Wiirttemberg noch immer weitaus mehr Erleichterungen bestanden.®®
Zudem wurde von Vertretern des Landesverbandes Bayerischer Schafziichter bei einem
Treffen mit Mitarbeitern des Landwirtschaftsministeriums und des Innenministeriums
beklagt, dass auch kleine Herden eine amtstierdrztliche Untersuchung bendtigten, was gerade
bei niedrigen Stiickzahlen erhebliche finanzielle Nachteile bedeutete.*” Das Innenministerium
lenkte hier zustimmend ein und verfiigte, dass Herden bis 200 Tiere fiir die Teilnahme an
einem Markttag nicht mehr zwingend ein Gesundheitszeugnis benétigten.*® Der
Veterindrverwaltung gelang es jedoch nicht, die Schifer nachhaltig zu beruhigen und

Gasteiger war schlussendlich nicht in der Lage, sich in ausreichendem MalBle durchzusetzen.

Daneben verschirfte sich auch der Konflikt zwischen Bayern und Wiirttemberg, da die
Zusammenarbeit nicht mehr auf einer gemeinsamen Grundlage fuflte. Es muss als ein
Zugestandnis des Wiirttembergischen Innenministeriums gesehen werden, dass im Jahre 1934
zumindest die bayerische Kontrollbuchfiihrung iibernommen wurde, denn diese hatte sich
nach der Meinung Wiirttembergs bewihrt. Jedoch unterschied sich ab 1930 das administrative
Handeln der beiden Innenministerien. So war ein vom Wiirttembergischen Innenministerium
an das Bayerische Innenministerium gerichtetes Schreiben mit einigen Gesuchen des
Landesverbandes der Schafziichter in Wiirttemberg und Hohenzollern abgelehnt worden. Die
bayerische Veterindrverwaltung zeigte keine Kompromissbereitschaft, da endlich Kontinuitit
in Bayern erreicht werden sollte und die inkonsequenten gesetzlichen Verhiltnisse nun
stabilisiert werden sollten. Allerdings wurde der wiirttembergische Vorschlag zur Ubernahme

des bayerischen Kontrollbuches positiv bewertet.*”” Es ist letztendlich anhand der Akten nicht

894 Vgl. Bekanntmachung iiber die Uberwachung des Schafverkehrs vom 22.04.1932, GVBI, S. 236.

895 Vgl. ebd., §7 1b, S. 236.

896 Vgl. Landesverband Bayerischer Schafziichter an Erhardt vom 14.05.1932, in: BayHStA, MInn 87802.
897 Vgl. Vormerkung vom 04.07.1932, in: BayHStA, MInn 87802.

898 Vgl. Entwurf, StMdI an die Regierungen vom 04.07.1932, in: BayHStA, MInn §7802.

899 Wiirttemberg forderte, dass Biirgermeister Triebgenehmigungen erteilen durften, diese Genehmigungen
auch fiir grenziiberschreitende Wege von der Ausgangsbehdrde ausgestellt werden konnten und keine
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ersichtlich, inwieweit offizielle Maflnahmen tatsdchlich als verdeckte Sanktionen verhidngt
wurden oder der Abgrenzung zum jeweilig anderen Land dienten. Jedoch lassen die folgenden
Schritte der Landerregierungen die Vermutung zu, dass nicht jede Entscheidung durch eine
reine Seuchennotlage begriindet war. So reagierte 1935 Wiirttemberg aufgrund der
auftretenden Maul- und Klauenseuche mit einem Treibverbot.”” Bayern antwortete hier nur
eine knappe Woche spéter mit einer eigenen EntschlieBung und ordnete eine Untersuchung
der Tiere aus Wiirttemberg und Baden an.”! In einer Bemerkung wurde diese MaBnahme aber
zweifach begriindet. Zum einen wurden die in kiirzester Zeit aufgetretenen
Seucheneinschleppungen beklagt, zum anderen wurde aber auch das Wiirttembergische

Treibverbot von Schafherden als Grund angefiihrt.”"

Bereits 1935 lasst sich die komplizierte,
bilaterale Politik erahnen, denn beide Lénder unternahmen den Versuch einer
veterindrpolizeilichen Abgrenzung. Das Bayerische Innenministerium forderte nun auch,
Herden, die aus Wiirttembergischen Schutzgebieten stammten, fiir acht Tage unter Quaranténe
zu stellen. Zwar wurden in diesem Falle auch Gebiete aus Bayern benannt,’® doch vermutlich
sollte hier ebenso eine Abgrenzung von Wiirttemberg erfolgen. In einem anklagenden
Schreiben der Regierung von Schwaben und Neuburg an das Staatsministerium wird
wiederum das Unverstindnis gegeniiber der wiirttembergischen Vorgehensweise deutlich.
Insbesondere wurde beklagt, dass Wiirttemberg die ,,einschrinkenden Bestimmungen — auch

in seuchenfreien Zeiten — mehr aus wirtschaftlichen als aus seuchenpolizeilichen Griinden***

regelméafBige Ankunftsuntersuchung mehr stattfinden sollte. Das Wiirttembergische Innenministerium
befiirwortete die Vorschlidge des Landesverbandes der Schafziichter in Wiirttemberg und Hohenzollern, da zu
diesem Zeitpunkt nur wenig Seuchen grassierten. Bayern begriindete seine ablehnende Entscheidung damit, dass
die Biirgermeister nicht die notwendigen Kenntnisse hatten. Zudem bestand Bayern darauf, dass bei langen
Strecken durch verschiedene Lander die Behorden informiert und die Untersuchungen regelméBig durchgefiihrt
werden sollten (vgl. Wiirttembergisches Innenministerium an das StMdl vom 04.08.1934, in: BayHStA,
MiInn 87802; Entwurf, StMdl an das Wiirttembergische Innenministerium vom 26.10.1934, in: BayHStA,
Minn 87802).

900 Vgl. Wiirttembergischer Innenminister an das StMdI vom 03.05.1935, in: BayHStA, MInn 87802.

901 Diese sollten im ersten bayerischen Ort amtstierdrztlich untersucht werden. Schatherden, die mit der Bahn
transportiert wurden, sollten bei der Entladung tberpriift werden (vgl. EntschlieBung des StMdI iiber
Mafnahmen gegen die Maul- und Klauenseuche v. 09.05.1935, in: BayHStA, MInn87802).

902 Es wurden fiinf Einschleppungen innerhalb von zwei Wochen genannt (vgl. Bemerkung zu Entwurf,
EntschlieBung d. StMdI iiber Maflnahmen gegen die Maul- und Klauenseuche vom 09.05.1935, in: BayHStA,
Minn 87802).

903 Vgl. Bekanntmachung iiber die Uberwachung des Schafverkehrs vom 19.09.1935, GVBI, 11, S. 606.

904 Die Regierung von Schwaben und Neuburg echauffierte sich iiber die Tatsache, dass trotz groBer
Seuchenausbriiche in Wiirttemberg seitens Bayerns nicht ebenso strenge Mafinahmen vorgenommen wurden wie
in Wiirttemberg selbst. Dazu wurde befiirchtet, dass die Sperrungen von Mairkten in Wiirttemberg zu einem
Verkauf in Bayern hitten animieren konnen. Auch in einer Randnotiz auf dem Schreiben findet sich eine
Beschwerde iiber das Verhalten Wiirttembergs. Zwar wurde darauf hingewiesen, dass Wiirttemberg seine
Vorschriften abgeschwécht hatte, doch diese noch immer bestanden. Allerdings wurde von Seiten des

149



DiE UBERWACHUNG DES SCHAFVERKEHRS

fir Schaftherden aus Bayern nicht gemildert hatte wund gleichzeitig keine

Einfuhrbeschrinkungen von wiirttembergischem Vieh nach Bayern bestanden.”®

Mit Blick auf die ungiinstigen Verhiltnisse wandte sich im Jahr 1938 das
Wirtschaftsministerium an das Innenministerium und regte die Verdffentlichung einer
gemeinsamen EntschlieBung an. Durch diese sollten die unteren Behorden angewiesen
werden, die geltenden Regelungen strenger einzuhalten und zu iiberwachen.’® Doch die
Handlungsfdhigkeit des Innenministeriums war in diesem Zusammenhang &uBerst
eingeschrankt. Lediglich aus seuchenpolizeilichen Griinden konnte iiberhaupt erst ein
Treibverbot der Herden ausgesprochen werden.””” In der EntschlieBung zeigt sich schlieBlich,
dass der Schwerpunkt doch eher auf die Verpachtung von Schafweiden gesetzt und somit
thematisch besonders vom Wirtschaftsministerium geprigt worden war.”® Im Friihjahr 1938
hauften sich dariiber hinaus die Probleme bei der Durchfiihrung von Weidewechseln. Die
Bezirkspolizeibehorden schlossen fiir Herden, die aus Seuchengebieten stammten, die
Benutzung von gepachteten Weiden aus, doch das Innenministerium erteilte den Regierungen
die Instruktion, Herden aus Seuchengebieten eine Woche in Quarantine zu stellen.”” Auch die
wirtschaftlichen Aspekte verlor das Innenministerium hierbei nicht aus den Augen.
SchlieBlich war bekannt, dass die Tiere bei einem Treibverbot und einem Futtermangel hétten
geschlachtet werden miissen und deshalb unterstiitzte die Veterindrverwaltung die Schéfer mit
einer Aufweichung der Vorschriften, obgleich Maflnahmen wie Desinfektionen trotz allem

streng eingehalten werden mussten.”’® Wie aus einem Schreiben der Landesbauernschaft an

Bayerischen Innenministeriums versucht die Lage zu entschirfen und keine verwaltungstechnischen Hindernisse
mit einem anderen Land entstehen zu lassen (Regierung von Schwaben und Neuburg an das StMdl vom
14.05.1935, in: BayHStA, MInn 87559).

905 Vgl. ebd.

906 Insbesondere sollte auf die Bestimmungen iiber den Verkehr mit Wanderschafherden und {iber Weiderechte
hingewiesen werden. VerstoBe gegen diese sollten mit einer Aberkennung des Rechts zur Fiithrung einer
Schafherde geahndet werden konnen (vgl. Staatsministerium fiir Wirtschaft an das StMdI vom 15.02.1938, in:
BayHStA, MInn 87803).

907 Hingewiesen wurde auf das Jahr 1937, als ein Verbot aufgrund der Maul- und Klauenseuche erlassen
worden war (vgl. Staatsministerium des Innern an das Staatsministerium fiir Wirtschaft vom 24.02.1938, in:
BayHStA, MInn 87803).

908 Angesprochen wurde insbesondere die Diskrepanz zwischen der quantitativen Steigerung der
Nahrungsmittel fiir die Bevolkerung einerseits und die Anzahl der Schafe andererseits. Dies fiihrte zu
Unstimmigkeiten zwischen der Ackerbau betreibenden Landwirtschaft und den Schafherdenbesitzern. Jedoch
wurde diese Problematik hauptsdchlich vom Wirtschaftsministerium als Belastung empfunden (vgl.
EntschlieBung des Staatsministeriums des Innern und fiir Wirtschaft vom 09.03.38, Regelung des Verkehrs mit
Wanderschaftherden und der Verpachtung von Schafweiden, in: BayHStA, MInn 87803).

909 Vgl. StMdI an die Regierungen vom 07.04.1938, in: BayHStA, MInn 87803.

910 Neben der Desinfektion der Tiere, des Instrumentariums und der Kleidung der Schifer sollten nur
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das Bayerische Innenministerium hervorgeht, verschérfte sich 1938 auch iiber die
Landesgrenzen hinaus die Seuchenlage. Wiirttemberg riegelte die Grenzen erneut ab und
erlaubte nun nicht mehr, dass Herden zur Sommerbeweidung nach Wirttemberg
zurlickkehren durften. Der eigentliche Grund fiir die Empoérung der Landesbauernschaft aber
war, dass Bayern jedoch Herden aus Wiirttemberg den Einlass gewihrte.”'' Prinzipiell
entstanden diese stindigen Unstimmigkeiten aus der unterschiedlich strengen Auslegung der
Gesetze, wie etwa der Bekanntmachung {iber die Bekdmpfung der Maul- und Klauenseuche.
So war beispielsweise gesetzlich geregelt, dass Transporte, die eine Strecke von mehr als 25
Kilometer zuriicklegen mussten, mit der Eisenbahn oder anderen Fahrzeugen zu erfolgen
hatten.”’> Anfang 1940 wandten sich diesbeziiglich Schafziichter an das Bayerische
Innenministerium, da sie aufgrund des harten Winters Zusatzfutter benotigten und wegen der
notwendigen Waggonbeforderungen grofie finanzielle EinbuBen befiirchteten.”” Apfelbeck
sah sich aber trotzdem vorerst gezwungen, diese Regelung beizubehalten.’'* Nur etwas mehr
als eine Woche spéter dnderte sich aber die Meinung des Innenministeriums, da 20.000 Schafe
transportiert werden mussten. Diese Groflenordnung konnte unter keinen Umstdnden mehr
bewiltigt werden und es mussten notgedrungen Ausnahmen erlassen werden.’” Doch ein paar
Tage spéter beschwerte sich wiederum die hessische Regierung beim Reichsministerium des
Innern, dass benachbarte Linder Triebgenehmigungen durch verseuchte Gebiete in Hessen
vergeben hatten und die Polizeibehérden daher informiert werden sollten.”’® Bayern befand
sich in einer schwierigen Situation. Einerseits wurde in der Tat versucht, nur in absoluten

Ausnahmefillen Triebgenehmigungen zu erteilen, andererseits forderte der Landesverband

bestimmte Wege und Flachen genutzt werden diirfen. Dazu sollten keine Schafe von anderen Herden in die
eigene Herde integriert werden. Es sollte mit allen Mittel verhindert werden, dass ein direkter oder indirekter
Kontakt hétte entstehen konnen (vgl. StMdI an die Regierung von Niederbayern und Oberpfalz vom 06.05.1938,
in: BayHStA, MInn 87803).

911 Die Landesbauernschaft beschwerte sich iiber die strengen Regelungen Wirttembergs (vgl.
Landesbauernschaft Bayern an das StMdI vom 12.04.1938, in: BayHStA, MInn 87803).

912 Vgl. Bekanntmachung iiber die Bekdmpfung der Maul- und Klauenseuche vom 01.03.1938, IV §17 2,
S. 111.

913 Vgl. Landesverband der Schafziichter Bayerische Ostmark an das StMdI vom 23.03.1940, in: BayHStA,
Minn 87803.

914 Vgl. Entwurf, StMdI an den Landesverband Bayerischer Schafziichter vom 27.03.1940, in: BayHStA,
Minn 87803.

915 Hierfiir war die zur Verfiigung stehende Anzahl an Waggons nicht ausreichend. Weshalb das Ausmal3 der
Transporte nicht ein paar Tage zuvor schon bekannt war, ist allerdings unklar (vgl. Bemerkung, Entwurf, StMdI
an den Regierungsprésidenten in Speyer vom 06.04.1940, in: BayHStA, MInn 87803).

916 Vgl. RMdI an das StMdI vom 15.05.1940, in: BayHStA, MInn 87803.
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Bayerischer Schafziichter die gleiche kulante Regelung wie in Wiirttemberg.”’’ Das
Bayerische Innenministerium wandte sich schlieflich mit einem sehr nachdriicklichen
Schreiben an das Wiirttembergische Innenministerium. Darin wurde geschildert, dass nur in
Ausnahmefillen, wie zum Beispiel einem Mangel an Waggons, die Erlaubnis erteilt werde
und es immer wieder Unverstidndnis dariiber gebe, dass Bayern die Vorschriften strenger
auslegte als Wiirttemberg.”® Letztendlich konnte aber die strenge Verfahrensweise in Bayern
nicht mehr aufrecht erhalten werden. Somit wurde das Treiben auch {iber Distanzen von mehr
als 25 Kilometer unter der Voraussetzung einer behordlichen Uberwachung zugelassen.’”
Schlussendlich hatte sowohl in Wiirttemberg als auch in Bayern der Seuchenschutz Prioritit.
1942 verschirfte Wiirttemberg zwar erneut die Einfuhrkontrollen, doch der Umgangston
besserte sich und es wurde eher versohnlich auf die gemeinsame Regelung von 1925
verwiesen, die schlieflich alle siiddeutschen Lénder gemeinsam erlassen’” und zumindest
einmal verbunden hatte. Ob aber die nicht von der Hand zu weisende Tierseuchenproblematik
allerdings der tatsdchliche Grund fiir die Abgrenzung gewesen ist, bleibt letztlich unklar.
Jedoch ist denkbar, dass unter dem Deckmantel der Tierseuchenbekdmpfung vielmehr
Protektionismus betrieben wurde und womdglich sogar vermehrt politische Griinde eine Rolle

spielten.

917 Vgl. Landesverband Bayerischer Schafziichter an das StMdI vom 21.03.1940, in: BayHStA, MInn §7803.

918 Schultze verwies hier auf die in Bayern durchgefiihrten Maflnahmen und die Einhaltung der Gesetze
(vgl. StMdI an das Wiirttembergische Innenministerium vom 14.11.1940, in: BayHStA, MInn 87803).

919 Vgl. StMdI an die Regierungsprésidenten vom 05.04.1941, in: BayHStA, MInn 87804.

920 Dem Wiirttembergischen Innenministerium war wichtig, ,,dass besonders hinsichtlich der Regelung des
Wanderschafverkehrs zwischen den beteiligten Regierungsstellen der siiddeutschen Lénder ein Einvernehmen
[bestand]* und diese ausreichend informiert waren (Wiirttembergisches Innenministerium an das StMdIl vom
25.03.1942, in: BayHStA, MInn 87804).
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4.10 Das Hufbeschlagwesen

Die Zustindigkeit war geregelt: ,In Bayern untersteht das Hufbeschlagwesen dem
Staatsministerium fiir Wirtschaft, Abteilung Landwirtschaft*,”' heiBt es in der Bemerkung in
einem Schreiben des Bayerischen Innenministeriums. Die Mdglichkeiten zur
verwaltungstechnischen Einflussnahme waren aus diesem Grund von eher marginaler Natur.
Bedingt durch die eingeschrinkte Verantwortlichkeit versuchte daher die Veterindrverwaltung
eher als Anwalt einzelner Privatpersonen aufzutreten. In Bezug auf einzelne Schicksale wurde
somit besondere Einsatzbereitschaft bewiesen und so setzte sich zum Beispiel Schultze dafiir
ein, einem Schmiedemeister die voriibergehende ,,Ausiibung des Hufbeschlaggewerbes bis

“922 7u genehmigen. Auch Apfelbeck zeigte gerade bei Personen, die

zur Ablegung der Priifung
von erheblichen Konsequenzen bedroht waren, grof3e Einsatzfreude. Er sorgte in einem Fall
dafiir, dass ein nicht gepriifter Hufschmied bis Kriegsende seine Tatigkeit fortsetzen durfte
und wandte sich mit dieser Anfrage sogar direkt an das Reichsinnenministerium.’” Es
genehmigte Apfelbecks Anfrage aufgrund der Umstinde des Krieges® und die

Veterindrverwaltung erreichte so, zumindest in kleinem Rahmen, Erfolge.

In der Nachkriegszeit wurden viele der Anfragen aber nicht mehr an die
Landwirtschaftsabteilung gerichtet, sondern an das Staatsministerium des Innern. Pschorr
engagierte sich mit der von ihm bekannten Einsatzfreude und beschaffte die nétigen
Informationen fiir die Bearbeitung der Anfragen.’” Auch stand er in engem Kontakt mit der
Militdrregierung und es gelang ihm, die Stelle des Fachberaters fiir Hufbeschlag in

Oberbayern neu zu besetzen.””® Aufgrund eines Schreibens kam sogar die Frage auf, ob der

921 Bemerkung, Entwurf, StMdl an das Staatsministerium fiir Wirtschaft, Abteilung Landwirtschaft vom
05.05.1936, in: BayHStA, MInn 87800.

922 Entwurf, StMdI an das Staatsministerium fiir Wirtschaft, Abteilung Landwirtschaft vom 31.01.1934, in:
BayHStA, MInn 87800.

923 Vgl. Entwurf, StMdI an das Reichsinnenministerium vom 23.02.1942, in: BayHStA, MInn 87800.
924 Vgl. RMdI an das StMdI vom 03.03.1942, in: BayHStA, MInn 87800.

925 Pschorr sammelte Informationen iiber Priifungsorte und -termine, da eine Anfrage von der
Handwerkskammer im Innenministerium eingegangen war (vgl. Regierungsprésident in Ansbach an das StMdI
vom 08.03.1946, in: BayHStA, MInn 87801; Riickseite, ebd.).

926 Die Stelle ist mit Dr. Jochle besetzt worden (vgl. StMdI an den Regierungsprisidenten in Miinchen vom
17.06.1946, in: BayHStA, MInn 87801). Pschorr hatte sich bemiiht dem arbeitslosen Jochle eine Arbeitsstelle zu
vermitteln. Daher fragte er beim Landesverband bayerischer Pferdeziichter an, ob Jochle dort titig werden
konnte. Daneben wurde Jochle durch das Bayerische Innenministerium nebenberuflich als Fachberater angestellt
(vgl. Albrecht (2006), S. 98f.).
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Hufbeschlag tiberhaupt thematisch im Innenministerium angesiedelt sei,”” denn beziiglich des
Zustiandigkeitsbereichs hatte es schlieBlich keine Verdnderungen gegeben. Trotz der fehlenden
Verantwortlichkeit war Pschorr aber auch weiterhin um die Lehre der Hufschmiede besorgt
und setzte sich fiir die Neubesetzung der Direktorenstelle der Hufbeschlagschule in Wiirzburg
ein.”” Thm lag aber nicht nur das Personal am Herzen, auch die duBeren Umstinde der Lehre
sollten verbessert werden. An der Instandsetzung des Institutes fiir Hufkunde und der
Hufbeschlagschule in Miinchen war Pschorr daher besonders interessiert, denn diese waren
durch Kriegseinwirkungen erheblich beschédigt worden. Das Haus und das Inventar sollten
durch eine Reparatur des Daches geschiitzt werden®® und Pschorr informierte sich direkt bei
den Firmen iiber den Fortschritt.” Sein Einsatz nahm ein derartiges Ausmal an, dass er sogar

beim Arbeitsamt selbst das notige Personal organisierte.”

Auch wurden bendtigte
Gerétschaften fiir die Tierdrzte besorgt, indem nach Verhandlungen mit der Militdrregierung

beschlagnahmte Gerite freigegeben wurden.”

Aus dem vorhandenen Aktenmaterial 14sst sich abschlieBend nicht erkennen, inwieweit der
Einsatz flir den Hufbeschlag tatsdchlich wirksam war. Wahrend Apfelbeck sich eher auf
einzelne Schicksale fokussierte, zeigte Pschorr an der Gesamtsituation Interesse. Letztendlich
muss bedacht werden, dass fiir viele Verfasser der Anschreiben der Hufbeschlag dem
Veterindrwesen thematisch ndher stand als der Landwirtschaft und daher die
Veterinarverwaltung folglich der erste Ansprechpartner war. Dies konnte zumindest die
oftmals falsch zugeleiteten Anschreiben und die dadurch veranlasste engagierte

Einsatzbereitschaft erkliren.

927 Vgl. Antwort auf den Einlauf des Landesverbandes bayerischer Schmiedemeister und Wagenbauer vom
13.09.1946, in: BayHStA, MInn 87801.

928 Pschorr forderte, dass Veterindre eine Bewerbung an die Regierung von Unterfranken richten sollten, doch
nur unter der Bedingung, dass diese politisch nicht vorbelastet waren (vgl. Entwurf, Ausschreiben in der Zeitung
vom April 1947, in: BayHStA, MInn 87801).

929 Vgl. StMdI an das Staatsministerium fiir Wirtschaft, Abteilung Landwirtschaft vom 06.09.1945, in:
BayHStA, MInn 87801

930 Vgl. Schreiben des StMdI vom 06.11.1945, in: BayHStA, MInn 87801.

931 Zwei Zimmerer sollten den Dachstuhl der Hufbeschlagschule reparieren (vgl. Entwurf, StMdI an das
Arbeitsamt Miinchen vom 22.11.1945, in: BayHStA, MInn 87801).

932 Vgl. Niederschrift iiber die Sitzung der tierdrztlichen Abteilung des Obermedizinalausschusses vom
20.12.1945, in: BayHStA, MInn 87246.
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4.11 Der tierirztliche Stand in den 1930er Jahren

Im Jahre 1931 beschrieb Erhardt die durchaus dramatische Situation des tierdrztlichen

Berufsstandes wie folgt:

,Die praktischen Tierdrzte leiden in erster Linie unter den Wirkungen der
landwirtschaftlichen Notlage, die jetzt zur Weltkrise geworden ist, dann unter
den Auswirkungen einer starken Uberfiillung, besser gesagt der
Zusammenballung von praktischen Tierdrzten, die wir seit dem Eintritt der im
Kriege zuriickgehaltenen jungen Krifte in den Beruf und teilweise auch durch
den Eintritt von Tierdrzten aus anderen Léindern in den Wettbewerb der

tierdrztlichen Praxis erlebt haben.*

Die Veterindrverwaltung war gezwungen, diesen Entwicklungen entgegenzuwirken, denn der
tierdrztliche Stand war sowohl durch Uberfiillung als auch durch eine ungiinstige
wirtschaftliche Entwicklung bedroht. Doch féllt in diesem Zusammenhang auf, dass die
Veterindrverwaltung sich filirsorglich um die finanzielle Belastung der Studierenden sorgte.”*
Gleichzeitig warnte die Veterindrverwaltung in der Presse jedoch davor, das Studium
iiberhaupt aufzunehmen, da wegen der groBlen Zahl an Studierenden und der schlechten
wirtschaftlichen Bedingungen die jungen Veterindre ihren Lebensunterhalt kaum finanzieren

konnten.”” Dazu vermerkte die Veterinirverwaltung, dass ,,ein Grossteil der praktischen

Tierérzte (...) daher um das tégliche Brot schwer zu kimpfen*®® hatte.

Aber nicht nur die praktischen Tierdrzte litten unter diesen Bedingungen, sondern auch die
Anwirter flir den Staatsdienst. Durch die Bekanntmachung tiber den amtstierdrztlichen Dienst
im Jahre 1931 wurden daher den Tierdrzten, die noch keinen Beamtenstatus hatten, erweiterte
Rechte eingerdumt. So wurde ihnen unter der Voraussetzung der dienstlichen Eignung
zumindest gestattet, die Untersuchung von Hunden, MaBBnahmen zur Tierseuchenbekdmpfung
auf Viehmarkten und die Untersuchung von Zuchthengsten vorzunehmen. Daneben durfte von

thnen zusitzlich der Viehverkehr iiberwacht werden und sie wurden bei der Bekdmpfung der

933 Erhardt (1931), S. 531.

934 Vgl. Entwurf, StMdI an das Staatsministerium fiir Unterricht und Kultus vom 20.06.1933, in: BayHStA,
MiInn 87318.

935 Das Innenministerium wies hier 6ffentlich darauf hin, dass ein hoher Anstieg der Studierenden einem
kleiner werdenden Arbeitsmarkt gegeniiberstand (vgl. Pressenotiz, Entwurf, StMdI an die Amtliche Pressestelle
vom 24.02.1932, in: BayHStA, MInn 87233).

936 Ebd.
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Maul- und Klauenseuche eingesetzt.””’ Fiir die Tierirzte, die bereits die Voraussetzungen fiir
den amtstierdrztlichen Dienst erfiillten, aber keine entsprechende Anstellung hatten, war dies
ein Entgegenkommen der Politik. Die Perspektiven auf eine Anstellung waren allerdings nach
wie vor ungiinstig. Das Bayerische Innenministerium informierte deshalb auch in der Presse,
»dass die Finanzlage des Staates und der Gemeinden zu einer fithlbaren Verminderung der
Zahl der als Beamte titigen Tierirzte fiihrt[e].“**® In der Folge gab es sogar innerhalb der
Tierarzteschaft Tendenzen die Zahl der Veterindrbeamten generell zu verkleinern, da in den
benachbarten Léndern des Deutschen Reiches schon weitaus weniger Beamte im

%% Um die Zahl der Beamten zu reduzieren, wurde deshalb

Veterindrdienst titig waren.
festgelegt, dass eine dienstliche Beurteilung mit der Bewertung I oder II vorliegen musste und
zugleich der Anwarter nicht dlter als 50 Jahre sein durfte. Gerade bei den Bewerberjahrgingen
vor 1919 war die Lage besonders dramatisch. Dies war zum einen dadurch begriindet, dass
tatsdchlich viele Bewerber diesen Jahrgéngen angehorten, zum anderen, dass die Abschliisse
von Bewerbern, die im Krieg gedient hatten, zuriickdatiert worden waren.”*® Dieser Zustand

wurde in der Miinchener Tierarztlichen Wochenschrift auch von Schwarz kommentiert:

,»Viele junge Akademiker, die bislang durch den Frontdienst gebunden waren,
suchten so rasch wie mdglich ins Brot zu kommen, und da stach leider nur zu
vielen die Kiirze des tierdrztlichen Studiums in die Augen, leider viel zu viele
wandten sich dem arztlichen Berufe zu und halfen mit, das Arbeitsfeld des
Einzelnen immer mehr einzuengen. Mit der Uberfiillung des Standes war es
auch sehr rasch mit der (...) gesetzméBigen Versorgung als Bezirkstierarzt aus,

denn dem Staat war es unmoglich, den Nachschub aufzunehmen, und er mufite

937 Voraussetzung war allerdings die Absolvierung der vorgeschriebenen praktischen Tétigkeiten und eine gute
Beurteilung (vgl. Entwurf, Bekanntmachung iiber den amtstierdrztlichen Dienst vom 20. November 1931, in:
BayHStA, MInn 87233).

938 Diese Pressenotiz erschien in Bezug auf das Jahr 1931, das einen extrem hohen Zuwachs an
Tiermedizinstudenten verzeichnete (Pressenotiz, Entwurf, StMdI an die Amtliche Pressestelle vom 24.02.1932,
in: BayHStA, MInn 87233).

939 Der Reichsverband argumentierte, dass die Nachbarlinder des Deutschen Reiches mit 10 Prozent der
deutschen Amtstierdrzte auskdmen. Auflerdem wurde beklagt, dass die Besoldungshéhe im Hinblick auf die
Arbeitsleistung zu hoch bemessen und die Ausiibung einer eigenen Privatpraxis weiterhin erlaubt war (vgl.
Denkschrift des Reichsverbandes praktischer Tierdrzte iiber ,,Das Sparprogramm des Reiches und der Lénder in
Anwendung auf die staatlichen Veterindrverwaltungen. Reform des Veterindrwesens®™, 1932, in: BayHStA,
MInn 87233).

940 Zwar entschirfte sich die Lage ab 1920, doch es stand immer noch eine zu hohe Bewerberzahl einer zu
kleinen Stellenanzahl gegeniiber (vgl. Vormerkung (Stiitzel) vom 21.11.1932, in: BayHStA, MInn 87233).
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seine Auswahl immer enger und enger treffen, so daB3 die Zahl der Enttiduschten

immer groBer wurde. "

Daraus ergab sich eine durchaus dramatische Situation, denn Veterindre, die ihren
Beamtendienst aufnhahmen, unterlagen einer Wartezeit von 20 Jahren und waren bei ihrem
Dienstantritt mindestens 45 Jahre alt.”** Zudem wurde die Lage durch Tierzuchtbeamte, die
versuchten in den amtstierdrztlichen Dienst zu gelangen, noch weiter verschlechtert. Diese
hatten schlichtweg die Hoffnung auf bessere Beforderungsmoglichkeiten und glaubten, hier
eine weniger anstrengende Arbeit ausfiihren zu miissen.”” Schmaltz beschrieb dazu im Jahre
1934 trotz der doch #hnlichen beruflichen Ausrichtung eine ,(frither vollig unbekannte
Gegnerschaft (...), die aus einer teilweisen (vermeintlichen oder wirklichen) Kongruenz der
gegenwirtigen Aufgaben entsprungen [war].“”** Wegen der geringen Zahl an lukrativen
Arbeitsplédtzen versuchte deswegen auch mancher Veterindr auf anderem Gebiet beruflich Ful3
zu fassen. So geht aus dem Aktenmaterial hervor, dass ein Veterindr bemiiht war innerhalb der
SA politisch aufzusteigen, sich aber gleichzeitig die Moglichkeit offen halten wollte in den
Staatsdienst zuriickzukehren. Die Veterindrverwaltung stand einem derartigen Vorhaben offen
gegeniiber.”” Doch die Lage der Tierérzte blieb schwierig und es musste nach wirkungsvollen
Moglichkeiten gesucht werden, der Entwicklung entgegenzuwirken. Es wurde daher
vorgeschlagen, die Stellen der Fleischbeschauer durch Tierdrzte zu besetzen, um so zumindest
kurzfristig arbeitslosen Tierdrzten ein Einkommen zu ermdglichen.*® In Miinchen hatte sich
diese Praxis schon teilweise etabliert.”*’” Allerdings rief diese Verfahrensweise auch erhebliche

Kritik hervor, da diese Pline doch an eine Flickschusterei erinnerten. Schwarz plante

941 Schwarz (1935), S. 183.

942 Eine verspitete Ablegung der Priifung konnte teilweise zur Folge haben, dass ein Veterindr erst mit 50
Jahren seinen Amtsdienst antreten konnte (vgl. Vormerkung (Stiitzel) vom 21.11.1932, in: BayHStA,
Minn 87233).

943 Auch Assistenten der Tierdrztlichen Fakultdt sollten wie in Preulen verstdrkt in den amtstierdrztlichen
Dienst tibernommen werden. In Bayern verhinderte aber die zu lange Wartezeit die Einstellung. Daher sollte man
sich verstérkt auf die dienstliche Beurteilung wihrend der Wartezeit konzentrieren und Absolventen mit einer
Priifungsnote schlechter als 2,9 per se ausschlieBen. Stiitzel bedauerte diese Lage: ,,Es wird immer schwieriger,
bei diesem Andrang gut bewerteter Anwirter in der Auswahl gerecht zu bleiben® (ebd.).

944 Schmaltz (1934), S. 237.

945 FEin als ,,Alter Kédmpfer” beurteilter Veterindr wollte unter allen Umstdnden verhindern, dass er aus dem
Bewerberverzeichnis gestrichen wird (vgl. Bemerkung, Entwurf, StMdI an die Jégerstandarte 15 der SA der
NSDAP vom 01.02.1935, in: BayHStA, MInn 87233).

946 Dieser Vorschlag sollte bei der Entwicklung der Neuordnung der Fleischbeschau einflieen (vgl. Entwurf,
StMdI an Schlachthofdirektor Bayreuth vom 26.06.1933, in: BayHStA, MInn 87233).

947 Tierdrzte sollten daher bevorzugt angestellt werden (vgl. Bemerkung, StMdI an Schlachthofdirektor
Bayreuth vom 26.06.1933, in: BayHStA, MInn 87233).
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vielmehr ,,das Auskommen und die Zukunft von Tierarztfamilien durch die Neuregelung der
Fleischbeschau neu aufzubauen‘“*® und forderte, die ,Tierdrzte endlich einmal aus der
lahmenden Kurzarbeit herauszubringen und ihre Arbeitskraft wieder voll und ganz im
Interesse des Volksganzen auszuniitzen.“’* Diese angespannte Situation musste dringend
durch die Veterindrverwaltung entschérft werden, doch die Mdglichkeiten waren beschrinkt.
In Bayern war daher ab Juni 1933, wie aus einem Schreiben des Reichsinnenministeriums
hervorgeht, bei Vorliegen einer hoheren Besoldungsstufe die Auslibung einer Privatpraxis
untersagt worden.”® Damit sollte zumindest in den oberen Verdienstklassen verhindert

werden, dass ein Beamter praktizierenden Veteriniren die Arbeit wegnehmen konnte.

Auch in der Zeit als Apfelbeck die Veterindrverwaltung des Bayerischen Innenministeriums
leitete, gab es keine Verbesserung. Zusitzlich traten in zunehmendem Malle
Benachteiligungen bei der Ausbildung fiir den tierdrztlichen Staatsdienst auf. So sollte 1940
bei einer Besprechung in Berlin eine Priifungsordnung beschlossen werden, die eine
einheitliche Priifung der Beamtenanwérter ermoglichen sollte. An dieser Unterredung nahmen
nur Apfelbeck als Vertreter Bayerns und ein Vertreter aus Wiirttemberg teil. Es wurde
bekannt gegeben, dass in Bayern keine Priifungen mehr abgehalten werden, sondern nur noch
Berlin als einziger Priifungsort bestehen bleiben sollte. Besonders die weite Anreise und die
damit verbundenen Kosten bereiteten erhebliche Bedenken. Daher wurde vom
wiirttembergischen Vertreter Miinchen als weiterer Priifungsort ins Spiel gebracht. Apfelbeck
bestitigte, dass die Voraussetzungen fiir die Durchfiihrung der Priifung vorhanden waren und
aullerdem bereits schon Kurse fiir die Veterindrbeamten in Grub abgehalten wurden. Doch das
Reichsinnenministerium begriindete seine Planung damit, dass durch die Abhaltung der
Priifung an zwei Orten kein einheitlicher Ablauf der Priifung gewihrleistet werden konnte.*'
Selbst im Rahmen ,eines kameradschaftlichen Abends konnte Oberregierungsrat Dr.

Apfelbeck mit Herrn Ministerialdirektor Dr. Weber**** keinen Kompromiss finden. Schultze

948 Schwarz (1935), S. 184.
949 Ebd.

950 Die Landesregierungen, darunter auch Bayern, hatten auf ein Rundschreiben beziiglich der Notlage der
Veterindre geantwortet. Es zeichnete sich vor allem ein heterogenes Bild hinsichtlich der Fithrung einer
Privatpraxis ab, allerdings ging die Tendenz zu einem generellen Verbot der Privatpraxis (vgl. RMdI an die
Landesregierungen vom 27.11.1933, in: BayHStA, MInn 87233).

951 Das Reichsinnenministerium wollte mit allen Mitteln eine einheitliche Durchfiihrung der Priifung erreichen.
Auch ein Verweis auf andere Verwaltungen konnte den Entschluss Berlins nicht dndern. Apfelbeck und sein
wiirttembergischer Kollege konnten die bereits getroffene Entscheidung, die Priifung im Reichspriifungsamt
abzuhalten, nicht mehr abwenden (vgl. Entwurf, Vormerkung vom Juni 1940, in: BayHStA, MInn 87318).

952 An diesem Abend nahmen Dr. Wiendieck, der Stellvertreter Webers, und Dr. Miissemeier, Leiter der
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bemiihte sich noch nachtriglich mittels eines personlichen Schreibens diese Planungen
abzuwenden. Er stimmte zwar einer einheitlichen Ordnung zu, doch mit der Planung, Berlin
als einzigen Priifungsstandort festzulegen, konnte er sich nicht zufrieden geben.’” Er warf

«9%% vor und konnte das Ansinnen

Berlin in diesem Zusammenhang sogar ,,Hegemoniegeliiste
des Reichsinnenministeriums schlichtweg nicht nachvollziehen. Daneben traten fiir die
Amtstierdrzte im Jahre 1941 auch noch Probleme nach der erfolgreich absolvierten
Staatspriifung auf. Da in Bayern der Vorbereitungsdienst nicht zwingend vor der Ablegung
der Priifung absolviert werden musste, sondern noch bis zu drei Jahre nach der Priifung
nachgeholt werden konnte, ergaben sich erhebliche organisatorische Probleme. Aufgrund des
Kriegsbeginns und den Einsatz bei der Bekdmpfung der Maul- und Klauenseuche konnten
viele Anwirter diesen Dienst nicht mehr ableisten.” Apfelbeck sah sich deshalb veranlasst,
diese von ihm als ungerecht empfundene Regelung abzuindern. Er setzte sich fiir die
betroffenen Veterinire ein und klagte: ,,Daraus ergibt sich eine Hérte, welche mir insbes. fiir

Kriegsteilnehmer nicht tragbar erscheint.“%¢

Daher plante er, diesen Tierdrzten den
Vorbereitungsdienst zu erlassen. Besonders storte es ihn, dass Veterinédre, die in anderen
Landern einen derartigen Dienst nicht abzulegen hatten, damit im Vorteil waren. Apfelbeck
plante hierbei bewusst ein, dass fehlendes Wissen nach dem Krieg nachgeholt werden sollte,
und forderte, dass auch Bewerber, deren Ausbildungsstand noch Nachholbedarf hatte, den

Staatsdienst antreten durften.”’

Veterindrabteilung im Reichsgesundheitsamt, teil. Hier zeigt sich Apfelbecks Néhe zu hohen Funktionédren und
einflussreichen Personlichkeiten. Auch die Betonung, dass dies im Sinne Schultzes war, konnte die Vertreter vor
Ort jedoch nicht umstimmen (ebd.).

953 Schultze bekriftigte nochmal Apfelbecks Befiirchtungen, dass die weite Anreise zur Priifung junge Tierdrzte
abschrecken wiirde eine Staatslaufbahn einzuschlagen. Jedoch geschah dies in einem sehr freundschaftlichen
Umgangston (vgl. Schultze an Weber vom 26.06.1940, in: BayHStA, MInn 87318).

954 Ebd.

955 Vgl. Apfelbeck an das RMdI vom 03.09.1941, in: BayHStA, MInn 87233; Verordnung iiber die Tierérzte
vom 20.11.1931, GVBI, S. 330f.

956 Apfelbeck an das RMdI vom 03.09.1941, in: BayHStA, MInn 87233.

957 AuBlerdem forderte Apfelbeck, eine Beurteilung alle zwei Jahre vorzunehmen, die durch die jeweiligen
Landrite und beamteten Tierdrzte erstellt werden sollte. Zudem dringte er auf ein maximales Einstellungsalter
von 45 Jahren (vgl. ebd.).
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4.12  Die Bayerische Veterindrverwaltung im Krieg und in der Nachkriegszeit

Der Kriegsbeginn im Jahre 1939 und die damit verbundenen Konsequenzen beeinflussten
auch die bayerische Veterindrverwaltung in ihrer Administration. Besonders die
Infrastrukturen der Verwaltung mussten erhalten und neue, teils unerwartete Situationen und
Probleme bewiltigt werden. Die wohl unmittelbarsten Auswirkungen des Krieges, die im
untersuchten Aktenmaterial festzustellen sind, bestanden in den Anweisungen zum Schutz der
Tiere vor abgeworfenen Brandsédtzen. Diese abgeworfenen Kanister waren mit Phosphor
befiillt, der sich nicht durch einen Sprengsatz entziindete, sondern erst am Boden
entflammte.”® Nach dem Abwurf war es demnach moglich, dass nicht verbrannter Phosphor
von Tieren oral aufgenommen wurde. Die Veterindrverwaltung unterrichtete daher die
Regierungen, dass die Tiere erst nach der Beseitigung des Phosphors die Weiden betreten
durften und bei der Fleischuntersuchung besonders auf Vergiftungssymptome geachtet werden
sollte.”” Doch bestand nicht nur die Gefahr von Vergiftungen, sondern es konnten sich durch
den nicht entflammten Phosphor auch neue Brinde entwickeln. Diese entstanden, wenn sich
das restliche Phosphor aufgrund der mechanischen Einwirkung durch Hufe und Klauen selbst
entziindete.” Luftangriffe spielten generell eine groBe Rolle. Mit einem Runderlass wies das
Reichsinnenministerium im August 1943 die Landesregierungen an, die Schlachthdfe auf die

" und notwendige MaBnahmen

Widerstandsféhigkeit gegen Bombenangriffe zu tiberpriifen®
einzuleiten.”” Grundsitzlich wurde die Bedrohung fiir die Schlachthéfe jedoch als eher gering
erachtet. Die Schiadigung der Kiihlung wurde als eine der groBten Gefahren bewertet.
AuBerdem wurde angeraten moglichst viel Wasser fiir Loschungen vorrédtig zu halten und die
Instrumente sicher zu verwahren. Auch sollte der Einbau von holzernen Zwischendecken

vermieden werden, da sich in diesen leicht Sprengkorper verfangen konnten. Zudem mussten

958 Um Vergiftungen der Tiere vorzubeugen, sollten die Weiden nach einem Angriff abgesucht werden und die
Bombenbestandteile vergraben werden. Jedoch wurde die Gefahr einer Verunreinigung des Grundwassers
eingerdumt. Hier bestand eine groBe Gefdahrdung, insbesondere fiir das Wassergefliigel (vgl. RMdI an die
Landesregierungen vom 13.08.1943, in: BayHStA, MInn §7492).

959 Vgl. StMdI an die Regierungsprésidenten vom 03.10.1940, in: BayHStA, MInn 87795.

960 Das Merkblatt informierte die Tierhalter iiber die Vorgehensweise nach einem Angriff und iiber eine
Beseitigung des Phosphors von den Weiden und den Tieren (vgl. Luftschutz-Merkblatt fiir Tierhalter, in:
BayHStA, MInn 87492).

961 Dr. Schwarz, der in der Zwischenzeit in das Reichsinnenministerium berufen worden war, hatte
Einrichtungen besichtigt, die durch Luftangriffe beschédigt worden waren. Er hatte seine Erkenntnisse in einem
Bericht zusammengefasst (vgl. RMdI an die Landesregierungen vom 14.08.1943, in: BayHStA, MInn 87492).

962 Apfelbeck forderte die Regierungen auf, die Erkenntnisse von Dr. Schwarz umzusetzen und ihn dariiber zu
informieren (vgl. Entwurf, StMdI an die Regierungsprasidenten vom 23.08.1943, in: BayHStA, MInn 87492).

160



DiE BAYERISCHE VETERINARVERWALTUNG IM KRIEG UND IN DER N ACHKRIEGSZEIT

Ausweichméglichkeiten fiir einen Totalausfall festgelegt werden.””® Ebenso hatte die

Sicherung der Fleischversorgung eine hohe Prioritdt.”®

Die Veterindrverwaltung im
Innenministerium wurde von den Regierungen iiber den jeweiligen Fortschritt informiert und
es wurde bestitigt, dass die geforderten Mallnahmen des Reichsinnenministeriums
eingehalten wurden.”® Auch fiir ausreichend Personal in der Fleischerzeugung musste gesorgt
werden. Dennoch konnte die Masse an Tieren nicht mehr mit dem zur Verfiigung stehenden
Personal amtstierirztlich untersucht werden.”® Daher plidierte das Innenministerium dafiir,
dass zumindest eine Gesamtuntersuchung vorgenommen werden sollte.”” AuBerdem schien
gerade Apfelbeck verstindnislos zu sein, wenn Beteiligte sich nicht im Rahmen ihrer
Moglichkeiten einsetzten. Ein Tierarzt, der die Fleischbeschau in einem anderen Bezirk

auslibte, hatte zum Beispiel keine Entschddigung fiir den Mehraufwand erhalten und reichte

eine Beschwerde ein.”® Apfelbeck beschied jedoch sehr deutlich:

»Im gegenwartigen Kriege kann eine Tétigkeit wie die vorliegende wohl auch
dann zugemutet werden, wenn keine wesentlichen geldlichen Vorteile damit fiir

den Betreffenden verbunden sind.*’

Nicht nur die Fleischversorgung und -untersuchungen mussten wihrend des Krieges aufrecht
erhalten werden, sondern auch die Korungen. Hier warfen besonders der Mangel an
notwendigen Materialien und die &uBeren Kriegseinfliisse groe Probleme auf. Zudem
konnten die Amtstierdrzte mangels Treibstoff die Korveranstaltungen nur noch schwer

erreichen und auch die Gefahr durch Fliegerangriffe schrinkte diese zusitzlich ein.”” Des

963 Auch die Veteriniruntersuchungsimter wurden in die Uberlegungen mit eingeschlossen (vgl. RMdI an die
Landesregierungen vom 14.08.1943, Erfahrungen auf dem Gebiet des veterindren Luftschutzes, in: BayHStA,
Minn 87492).

964 Im August 1943 fand eine Besprechung iiber den veterindren Luftschutz im Innenministerium statt. Vom
Bayerischen Innenministerium waren Dr. Apfelbeck, Dr. Alias und Dr. Hopfengértner vertreten. Hier wurde die
Sicherstellung des Betriebes an den Schlachthéfen und den veterindren Untersuchungseinrichtungen thematisiert
(vgl. Vormerkung vom 30.08.1943, in: BayHStA, MInn §7492).

965 Vgl. Regierungsprisident in Ansbach an das StMdI vom 15.09.1943 und Regierung in Regensburg an das
StMdI vom 10.09.1943, in: BayHStA, MInn 87492.

966 Im Augsburger Schlacht- und Viehhof wurde bewusst eingerdumt, dass die Vorschriften nicht mehr befolgt
werden konnten (vgl. Schlacht- und Viehhof-Direktion Augsburg an den Regierungsprésidenten von Schwaben
vom 05.06.1940, in: BayHStA, MInn 87799).

967 Dazu machte Apfelbeck den Vorschlag, dass ein Tierarzt durch den Biirgermeister zur Verfiigung gestellt
werden sollte (vgl. Entwurf, StMdI an den Regierungspréisidenten von Augsburg vom 02.07.1940, in: BayHStA,
Mlinn 87799).

968 Vgl. Schreiben an den Regierungsprasidenten in Regensburg vom 19.10.1943, in: BayHStA, MInn 87824.
969 Entwurf, StMdI an den Regierungsprésidenten in Regensburg vom 03.11.1943, in: BayHStA 87824.

970 Es handelt sich hier um eine Schilderung der Umsténde bei den Markten (vgl. Regierungsveterinérrat des
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Weiteren gab es Schwierigkeiten, geeignete Ortlichkeiten zu finden, da Hallen fiir militéirische
Zwecke benutzt wurden.””' Auch war das Personal hinsichtlich der Qualifikation und der
korperlichen Voraussetzungen in keinster Weise geeignet.””? Weitere Griinde fiir die
Einschrinkungen wurden in einem Schreiben der Landesbauernschaft an das
Innenministerium aufgelistet. Als Ursachen wurden die hohe Landflucht, die hohe Heuumlage

und der Verlust der Arbeitskrifte an die Wehrmacht genannt.’”

Die Klagen der Landwirte
wurden verstdndnisvoll zur Kenntnis genommen und es konnte vom Regierungsveterinérrat
aus Laufen sogar nachvollzogen werden, ,,wenn manchmal die Koérungen in Form der
gesetzlich vorgeschriebenen Sammelkorungen als {iberfliissige Hérte [von den Bauern; Anm.
d. Verf] aufgefasst [wurden].“”* Aus diesen Griinden hatte sich auch schnell die Ansicht
verbreitet, dass wegen der kriegsbedingten Einschriankungen keine Sammelkérungen mehr
durchgefiihrt werden sollten. Dies war aber im Reichserndhrungsministerium schon friihzeitig
und konsequent abgelehnt worden.””” Auch im Krieg sollten daher die Korungen streng
vollzogen werden.”” So wurde gefordert: ,Jede ziichterische MaBnahme mufB deshalb
aufrechterhalten bleiben und womdglich noch erweitert werden, jeder Einsatz aber
wohliiberlegt und durchdacht werden.“””” Durch diesen Nachdruck sollte mit allen Mitteln
verhindert werden, dass nach Kriegsende die Tierzucht wieder erneut aufgebaut werden

musste.””® Bis 1941 konnten auch fast alle Kérungen als Sammelkorungen durchgefiihrt

werden’” und die Zahlen der Landesbauernschaft bestitigen - zumindest fiir die ersten

Kreises Bad Aibling an den Regierungsprisidenten in Miinchen vom 01.03.1945, in: BayHStA, MInn 87794).

971 Die Tierzuchtinspektion hatte gefordert die Markte in Bamberg abhalten zu diirfen, da die Frankenhalle in
Wiirzburg militdrisch genutzt wurde (vgl. exemplarisch Regierungsprisident in Ansbach an das
Staatsministerium des Innern in Miinchen vom 01.03.1940, in: BayHStA, MInn 87799).

972 So wird geschildert: ,,Alte Ménner, junge Médchen, Gefangene waren mit der Vorfithrung der Bullen
betraut” (vgl. Regierungsveterinirrat Laufen an die Regierungspréisidenten in Miinchen vom 25.03.45, in:
BayHStA, MInn 87794).

973 Die Landflucht hatte dazu gefiihrt, dass der landwirtschaftliche Bevdlkerungsteil um 1,45 Millionen
gesunken war. Auch wurde ergéinzt, dass in die Wehrmacht 14,4 Prozent mehr Leute aus der landwirtschaftlichen
als aus der stddtischen Bevolkerung eingezogen wurden (vgl. Landesbauernschaft Bayern an das StMdl vom
08.04.1941, in: BayHStA, MInn 87795).

974 Regierungsveterindrrat Laufen an den Regierungsprésidenten in Miinchen vom 25.03.45, in: BayHStA,
MInn 87794.

975 Unter allen Umstdnden sollten Sammelkérungen durchgefiihrt werden. Personalmangel und
Transportprobleme wurden nicht als ausreichende Griinde fiir eine Aussetzung der Durchfiihrung erachtet (vgl.
Schreiben der Landesbauernschaft Bayern vom 13.02.1940, in: BayHStA, MInn 87793).

976 Vgl. Schmidt, v. Patow, Kliesch (1942), S.101.
977 Brummenbaum (1943), S. 5.

978 Vgl. Ringler (1943), S. 205.

979 Vgl. ebd., S. 207.
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Kriegsjahre - eine doch rege ziichterische Titigkeit.”® Auch indirekt beeinflusste der Krieg
das Veterindrwesen auf vielfdltige Weise. Dies war zum Beispiel in der Versorgung und
Logistik der Fall. Gerade die Einschrankungen durch Treibstoffmangel wurden im
Innenministerium sehr beklagt.”® Weiterhin hatte zwar die Tierseuchenbekdmpfung im

, %2 doch litt diese unter den

Rahmen der Einfuhr von Vieh eine hohe Prioritét
Kriegsverhéltnissen und SO musste beispielsweise das freiwillige
Tuberkulosebekdmpfungsverfahren, die ,,Bekdmpfung der Deckinfektion des Rindes* und die
,Bekdmpfung des seuchenhaften Verkalbens* eingestellt werden.”® In der Folge ist daher
auch in den Schreiben Apfelbecks eine hirtere Gangart und eine geringe Toleranz gegeniiber

GesetzesverstoBen festzustellen.”®*

Mit zunehmender Kriegsdauer entstanden auch personelle Engpédsse. In Bayern standen 1941
noch 320 Tierdrzte aus der Praxis, den akademischen Bildungsstétten und den Gemeinden zur
Verfligung. Diese waren noch nicht in den Kriegsdienst eingezogen worden und es waren

%5 Dazu verschlechterte sich

lediglich 205 von ihnen fiir die Berufsausiibung einsetzbar.
generell die personelle Lage im Reich. Die Griinde fiir diese Entwicklung waren zum einen

im Abzug fiir den Militdrdienst, zum anderen im hohen Alter der Beamten zu suchen. So

980 So wurden in Bayern im Jahr 1941 6203 gepriifte Bullen gezahlt, von denen 83,6 Prozent gekdrt wurden
(vgl. ebd., S. 210f1)).

981 Besonders stieB ,,die motorisierte Versorgung mit Mineralwassern [sic!], Bier, Kunsteis und vielem
Anderen* auf groBles Unverstdndnis im Staatsministerium des Innern (Entwurf, Sachgebiet 13 an Sachgebiet 29
vom 05.08.1942, in: BayHStA, MInn 87552).

982 Die eigentliche Meldung kam vom Reichsinnenministerium am 27.10.1941. Schlachttiere aus den besetzten
russischen Gebieten sollten zu 16 grenznahen Schlachthofen gebracht werden. Insbesondere sollte die
Einschleppung der im Deutschen Reich getilgten Rinderpest verhindert und das Personal iiber die diversen
Seuchen geschult werden (vgl. StMdl an die Regierungsprasidenten vom 05.11.1941, in BayHStA,
Minn 87559).

983 Auch im Rahmen spezieller Untersuchungen wurden Einschrankungen vorgenommen. So wurde die
bakteriologische Nachuntersuchung, beispielsweise bei Milzbrand, eingeschrankt, wenn dieser schon zuvor
festgestellt worden war (vgl. Entwurf, Bekanntmachung iiber Vereinfachungsmaflnahmen in der
Viehseuchenbekdmpfung vom 30.11.1939, in: BayHStA, MInn 87559).

984 Die Untersuchung von Ferkeln mittels einer Quarantéine von zehn Tagen sollte beibehalten werden, da eine
Verschleppung der Maul- und Klauenseuche befiirchtet wurde (vgl. Erndhrungsamt Naila an das
Staatsministerium flir Wirtschaft vom 24.04.1942, in: BayHStA, MInn 87559; Entwurf, StMdl an das
Landeserndhrungsamt Bayern vom 09.05.1942, in: BayHStA MInn 87559). Auch bei Problemen bei der
Reinigung und Desinfektion von Waggons fiir den Transport der Tiere zu den Viehmaérkten blieb Apfelbeck hart
und bestand weiterhin auf einer sorgfdltigen Reinigung. Er befiirchtete, dass eine Ausnahmeregelung bei einer
immer niedriger werdenden Anzahl von Waggons zu einer generellen Vernachldssigung der Desinfektion gefiihrt
hitte (vgl. Schreiben des Regierungsprésidenten in Regensburg vom 23.02.1943, in: BayHStA MInn 87559;
Entwurf, StMdI an den Regierungsprésidenten in Regensburg vom 17.03.1943, in: BayHStA MInn 87559).

985 Die Daten wurden aus einer Ubersicht mit dem Stand vom 15.03.1941 entnommen, die die nicht im
Heeresdienst befindlichen Veterindre erfasste (vgl. Entwurf, StMdl an den Herrn Korpsveterindr vom
04.04.1941, in: BayHStA, MInn 87233). Die einzelnen Fragen zu dieser Ubersicht sind zu finden unter: Entwurf,
StMdI an die Regierungsprésidenten vom 25.03.1941, in: BayHStA, MInn 87233.
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verringerte sich die Zahl der Beamten und dies bereitete besonders bei der
Seuchenbekdmpfung erhebliche Probleme. Das Reichsinnenministerium versuchte daher im
Dezember 1944 die ungiinstige Personallage innerhalb des Veterinidrwesens zu beheben.”*® So
holte die Veterindrverwaltung des Bayerischen Innenministeriums nach einer Aufforderung
des Reichsinnenministeriums die notwendigen Informationen bei den Linderregierungen ein
und war bemiiht, sich einen Uberblick zu verschaffen.’®’ Jedoch war die Lage duBerst desolat
und eine Regulierung und Umstrukturierung nicht ohne Weiteres moglich. Diesbeziiglich
antwortete der Regierungsprisident aus Regensburg: ,,Die Personallage ist bei den beamteten
Tieréirzten bereits auf das AuBerste angespannt, sodass zur Zeit kein tierirztlicher Beamter
mehr entbehrt werden kann.“*® Auch von den anderen Regierungsbezirken kamen eher
erniichternde Reaktionen®™ und es wurde das hohe Alter der Beamten angesprochen.’”
Ebenso zeichnete sich im Bayerischen Innenministerium 1943 eine Steigerung des
Durchschnittsalters ab.”' Im Januar 1945 konstatierte Apfelbeck in einem Schreiben an die
Vertreter der Regierungen auch Widerspriichlichkeiten beziiglich der Personalbereitstellung.
So hatte sich ein Regierungsveterinérrat freiwillig zur Wiedereinberufung in die Wehrmacht
gemeldet. Apfelbeck duBlerte dariiber deutlich sein Unverstiandnis, da er stets die Freistellung
von Veterindrrdten fiir den Kriegsdienst abgelehnt hatte. Aus diesem Grund forderte er, keine
freiwilligen Einberufungen mehr zu erlauben.”* Apfelbeck war es besonders wichtig, zuerst

993

die Probleme vor Ort zu regeln™ und beschuldigte die Amtstierdrzte, dass diese ,,ihren

amtstierdrztlichen Dienstgeschéften nicht ordnungsgeméss nachgehen.“”** Weiter ergénzte er:

986 Das Reichsinnenministerium spekulierte darauf, dass Personal, das an einzelnen Dienststellen {iberschiissig
war, rochiert hitte werden konnen (vgl. RMdI an die Lénderregierungen vom 05.12.1944, in: BayHStA,
Minn 87233).

987 Vgl. Schreiben des StMdI vom 04.01.1945, in: BayHStA, MInn 87233.
988 Regierungsprasident von Regensburg an das StMdl vom 16.01.1945, in: BayHStA, MInn 87233.

989 Vgl. Regierungsprisident von Augsburg an das StMdl vom 23.01.1945; Reichsstatthalter in der Westmark
und Chef der Zivilverwaltung in Lothringen an das StMdI vom 01.02.1945, in: BayHStA, MInn, 87233.

990 Vgl. Regierungsprasident von Oberfranken und Mittelfranken an das StMdl vom 17.01.1945;
Regierungsprésident von Wiirzburg an das StMdI vom 29.01.1945, in: BayHStA, MInn 87233.

991 Vgl. Forstner (2002), S. 137f.

992 Vgl. Schreiben von Apfelbeck an die Vertreter der Regierungen vom 26.01.1945, in: BayHStA, MInn
84624.

993 Vgl. ebd.
994 Ebd.
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»Gerade die heutige Zeit mit dem ungeregelten Vieh- und Fleischverkehr
erfordert eine vermehrte Aufmerksamkeit des Amtstierarztes, die schlechten
Verkehrsmoglichkeiten tragen ausserdem dazu bei, dass der Amtstierarzt gewiss

nicht dariiber klagen kann, dass er nicht geniigend Arbeit hat.«*”

Dennoch konnte der Betrieb des Veterindrwesens auch noch im letzten Kriegsjahr aufrecht
erhalten werden und Apfelbeck schrieb zu Beginn des Jahres 1945: ,,Ich weise ferner darauf

hin, dass unser Betrieb wieder lduft, wenn auch kriegsbedingt notdiirftig.***®

In der Nachkriegszeit stand schlieBlich die Neuorganisation der Veterinidrverwaltung im
Mittelpunkt. Um ein funktionierendes Veterinirwesen aufbauen zu konnen, musste die
Versorgung mit Materialien, Instrumenten und Arzneien aufrecht erhalten werden.”’ Viele
Veterindre in Bayern waren zudem nicht mehr im Besitz der notwendigen Instrumente.”®
Auch die Versorgung mit wichtigen Desinfektionsmitteln war kein leichtes Unterfangen, so
dass die Veterindrverwaltung die Militdrregierung aufforderte, Vorrdte an das
Innenministerium abzugeben.”” Doch nicht nur bei der Materialbeschaffung traten Engpisse
auf, auch Versuchstiere waren nur duflerst schwer zu bekommen. Die Veterindrverwaltung riet
deshalb, die Tiere auf dem freien Markt zu erwerben.' Allerdings verbesserte sich die

allgemeine Lage auch in den nichsten Jahren nicht merklich, wie Pschorr 1950 beklagte: Bei

der ,,Versorgung mit Arzneimitteln, Verbandstoffen und mit tierérztlichen Instrumenten

[Hervorh. i. Orig.]“'®" gab es zwar leichte Verbesserungen, ,[dJagegen klag[t]len die

Laboratorien in hochstem Masse iiber Mangel an Hohlglaswaren und verschiedenen

995 Ebd.
996 Ebd.

997 Insbesondere wurde daher der Antrag einer Firma fiir weitere Fahrten unterstiitzt, denn diese versorgte die
Tierdrzte mit Instrumenten und Medikamenten (vgl. Bescheinigung durch das StMdI vom 24.09.1946, in:
BayHStA, MInn 87553).

998 Pschorr beschrieb die ungiinstige Situation: ,,Die Versorgungslage mit veterindrmedizinischen Instrumenten
ist z.Zt. katastrophal® (StMdl an die Landesstelle fiir Eisen und Metalle vom 20.08.1946, in: BayHStA,
Minn 87553).

999 Damit sollte eine schnellere und effizientere Distribution gewihrleistet werden (vgl. Entwurf, StMdl an die
Militiarregierung vom 26.09.1945, in: BayHStA, MInn 87553).

1000 Eine Zuteilung durch die Veterindrpolizeiliche Anstalt in Schleiheim wurde abgelehnt, da hier ebenfalls
ein Mangel an Versuchstieren bestand. Auch eine Beteiligung durch die Veterindrverwaltung des
Staatsministeriums des Innern wurde konsequent abgelehnt (vgl. Schreiben des StMdl vom 12.11. [ohne
Jahresangabe; wahrscheinlich 1946], in: BayHStA, MInn 87553).

1001 Uber die Sachgruppe Veterinirwesen (verfasst im Auftrag von Staatsminister Ankermiiller vom
17.08.1950 fiir eine publizistische Arbeit), in: BayHStA, MInn §7234.
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Chemikalien.“'®? Fiir die Aufrechterhaltung des Veterindrwesens war daneben ein intaktes
Transportwesen notwendig, denn der auftretende Mangel an Fahrzeugen nach dem Krieg
drohte, die veterindren Einrichtungen einzuschrinken. Eine Versorgung mit den notwendigen

1% und der Engpass an Fahrzeugen betraf

Materialien konnte nicht mehr gewihrleistet werden
auch unmittelbar die Veterindrverwaltung des Innenministeriums. So musste die Verwaltung
selbst um einen Dauerantrag kdmpfen, der Fahrten iiber 80 Kilometer und an Sonn- und
Feiertagen gestattete.'” Gerechtfertigt wurde dieser Antrag mit Kontrollen im Rahmen der
Tierseuchenbekdmpfung und der Tierzucht, die durch auftretende UnregelmiBigkeiten nicht
langfristig geplant werden konnten.'” Auch Besprechungen mit anderen Ministerien konnten
unter den vorherrschenden Umstinden nur schwer erreicht werden.'” Innerhalb der
Tierarzteschaft war die generelle Erlaubnis fiir Sonntagsfahrten eine besonders dringende
Forderung und die Beschwerden iiber die biirokratische Vorgehensweise hduften sich im
Bayerischen Innenministerium. Pschorr konnte jedoch die Antridge aufgrund der fehlenden
Zustandigkeit nur an die Landestierdrztekammer weiterleiten, obwohl die Dringlichkeit durch
die Veterindrverwaltung durchaus bestétigt wurde.'”’” Besonders die Beschrinkung der
Genehmigung auf 16 Tage stie3 auf groBes Unverstindnis, denn die Beantragung bendtigte
stets viel Zeit und war angesichts der Tatsache, dass erkrankte Tiere auch sonntags eine

Behandlung benétigten, véllig iiberzogen.'™® Jedoch war das Innenministerium nicht in der

Lage, MaBnahmen einzuleiten.'™” Zudem bereiteten der Veterindrverwaltung nicht nur die

1002 Ebd.

1003 Die Veterindruntersuchungsanstalt berichtete vom Diebstahl eines Wagens nach einer erfolgten
Evakuierung (vgl. Veterindruntersuchungsanstalt Niirnberg an das StMdl vom 18.04.1946, in: BayHStA, MInn
87270).

1004 Vgl. Entwurf, Schreiben an den Bevollméchtigten fiir den Nahverkehr im Staatsministerium fiir Wirtschaft
vom 25.06.1946, in: BayHStA, MInn 87270.

1005 Auch wurde als Grund die bessere Kontaktierung der Landbevolkerung genannt (vgl. Bemerkung,
Entwurf, Schreiben an den Bevollmichtigten fiir den Nahverkehr im Staatsministerium fiir Wirtschaft vom
25.06.1946, in: BayHStA, MInn 87270).

1006 Beklagt wurde, dass auf eigene Wigen zuriickgegriffen werden musste. Es wurde eher forsch gefordert:
,Ausserdem kann auf die Dauer dem Leiter der Sachgruppe Veterindrwesen nicht zugemutet werden, grossere
Strecken selbst zu chauffieren und dann anschliessend wichtige Besprechungen oder Fortbildungskurse
abzuhalten, womoglich noch fiir Unterbringung und Instandsetzung zu sorgen oder Wagenpannen zu beheben*
(Sachgruppe Veterindrwesen an den Staatsminister des Innern vom 27.11.1947, in: BayHStA, MInn §87270).

1007 Pschorr empfahl auch eine Abstimmung mit der Landesidrztekammer (vgl. StMdI an die Bayerische
Landestierdrztekammer vom 09.10.1946, in: BayHStA, MInn 87270).

1008 Der Bevollméchtigte fiir Nahverkehr hatte der Landestierdrztekammer aus Sicht der Regierung in
Wiirzburg ein unzureichendes Angebot gemacht (vgl. Regierung in Wiirzburg an das StMdI vom 17.01.1947, in:
BayHStA, MInn 87270).

1009 Da die Regelung nicht in das Aufgabengebiet der Veterindrverwaltung fiel, konnte nur mittels der direkten
Kontaktaufnahme auf eine schnellere Bearbeitung der Angelegenheit gedringt werden (vgl. Schreiben des StMdl
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fehlende Mobilitdt, sondern auch die extremen Arbeitsbedingungen Probleme. Die
Arbeitszimmer, darunter auch Pschorrs Biiro, waren im Winter nur dullerst schlecht beheizt.
Laut Pschorr konnte in diesen Rdumlichkeiten nur noch schwer gearbeitet werden und zur

Abhilfe wurde die Bereitstellung kleiner Ofen gefordert.'*!

Die ungiinstigen materiellen Verhiltnisse und der Personalmangel wirkten sich auf viele
Bereiche des Veterindrwesens aus. Zum Beispiel meldete im September 1945 der Miinchener
Oberbiirgermeister einen drohenden Engpass bei den Patronen fiir die Bolzenschussgerite, da
die bisher produzierende Firma durch die Militarregierung nicht wieder zugelassen worden
war. Die amerikanische Militdrregierung vertrat beharrlich den Standpunkt, dass die
Betidubung auch mit einer Axt vollzogen werden konnte.'”"! Pschorr beantragte die Patronen
direkt bei der Militarregierung und empfahl daneben Masken mit Stirnstift zu verwenden und
die Schwachstrombetidubung wieder aufzunehmen.'”'> Leider konnte, laut eines Schreibens
der Militérregierung, keine Lieferung mehr erfolgen.'””® Dagegen bereitete die Fleischbeschau
keine groBeren Probleme und auch die bakteriologischen Fleischuntersuchungsstellen
arbeiteten zufriedenstellend.'”* Doch war der Umgang mit minderwertigem Fleisch nicht
immer vorschriftsmiBig und so mussten Uberpriifungen durchgefiihrt werden.!® Zudem
mussten die Stellen von Schlachthofleitern neu besetzt werden, um einen ordnungsgeméfen
Betrieb zu gewihrleisten.'”® Ein weiteres wichtiges Betitigungsfeld war die
Tierseuchenbekdmpfung. Pschorr war sich bewusst, dass gerade nach Kriegsende die

Seuchengefahr besonders gro3 war. Tier und Mensch waren schlieBlich gleichermallen

vom 09.03.1948, in: BayHStA, MInn 87270).
1010 Vgl. Pschorr an den Generalsekretar der Abteilung III vom 28.08.1946, in: BayHStA, MInn 87248.

1011 Vgl. Der Oberbiirgermeister der Landeshauptstadt Miinchen an das StMdI vom 13.09.1945, in BayHStA,
Minn 87875.

1012 5000 Stiick Munition waren bestellt worden (vgl. Entwurf, Pschorr an den Miinchener Oberbiirgermeister
vom 11.10.1945, in BayHStA, MInn 87875).

1013 Vgl. Entwurf, Pschorr an den Miinchener Oberbiirgermeister vom 15.10.1945, in BayHStA, MInn 87875.

1014 Vgl. Uber die Sachgruppe Veterindrwesen (verfasst im Auftrag von Staatsminister Ankermiiller vom
17.08.1950 fiir eine publizistische Arbeit), in: BayHStA, MInn §7234.

1015 Pschorr war durch einen Monatsbericht der Landwirtschaftsstelle Pfaffenhofen informiert worden, dass
Fleisch aus Notschlachtungen fiir den menschlichen Verzehr freigegeben und dem Tierbesitzer iibergeben
worden sei (vgl. Entwurf, StMdI an den Regierungsprisidenten in Miinchen vom 26.11.1945, in: BayHStA,
MInn 87828).

1016 Pschorr widerstrebte es, dass geltende Vorschriften nicht eingehalten wurden. Daher forderte er, dass nur
Veterinére fiir die Leitung eines Schlachthofes in Frage kommen sollten, wenn sie mindestens ein Jahr an einem
offentlichen Schlachthof téitig gewesen waren, der unter tierdrztlicher Leitung stand. Dartiber hinaus mussten sie
die tierdrztliche Staatspriifung bestanden haben und kundig in der bakteriologischen Fleischuntersuchung sein
(vgl. Entwurf, StMdI an die Regierungsprasidenten vom 09.03.1946, in: BayHStA, MInn 87828).
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gefdhrdet.”"” Bei der Bekdmpfung von Tierseuchen handelte das Innenministerium aus
diesem Grund duBerst engagiert und die erfolgreiche Rotzbekdmpfung erstaunte sogar die
Militarregierung.'”"® Da eine besonders grofle Bedrohung durch die Nutzung von Pferden aus
dem Besitz der Wehrmacht bestand, wurde eine Untersuchung aller Equiden angeordnet'"”
und eine ,,Generalsanierung“'*® der Einhufer gefordert. Die Maul- und Klauenseuche konnte
ebenfalls besonders effizient bekdmpft werden, obwohl ein Mangel an Impfstoff die
Bekampfung erschwerte.'”® Da der Import von Impfstoffen stockte, plante die
Veterindrverwaltung die Errichtung einer Vaccineanstalt.'” Zudem erhielt die Abhandlung
Pschorrs tiber die Bekdmpfung der Tuberkulose in Bayern von der Militirregierung grof3es
Lob.""? Aber nicht nur die theoretische Ausfiihrung wurde wertgeschitzt, sondern die
praktische seitens der Militirregierung ebenso erbeten.'”™ Auch traten verstirkt
Verfdlschungen der Milch auf. Die Ursachen hierfiir waren vielfdltig. Zum einen wurde die
Verfilschung von der lidndlichen Bevolkerung nicht mehr als ein strafbares Vergehen
aufgefasst, zum anderen wurde diese nicht mehr konsequent verfolgt. Dazu herrschte
Unkenntnis liber die korrekte Probenahme von Milch und die Untersuchungsanstalten waren
entweder zerstort oder unterbesetzt. Dariliber hinaus wurden von den Milchkontrolleuren

keine Dienstreisen mehr aufgrund der schlechten Bezahlung, der fehlenden

Schlafméglichkeiten und der mangelhaften Fahrmoglichkeiten durchgefiihrt.'*®

1017 Pschorr beschreibt eine erfolgreiche Bekdmpfung der Maul- und Klauenseuche (vgl. Rechenschaftsbericht
vom 13.12.1946, in: BayHStA, MInn 87248).

1018 Besonders die grofe Zahl an Blutuntersuchungen wurde ,,iiberrascht zur Kenntnis genommen (vgl.
Vormerkung vom 05.10.1946, in: BayHStA, MInn 87248).

1019 Es waren bereits 220.000 Tiere untersucht worden, von denen 45 als Triger identifiziert worden waren
(vgl. Rechenschaftsbericht vom 13.12.1946, in: BayHStA, MInn 87248).

1020 Dies sollte auch beziiglich der Réude geschehen (Niederschrift iiber die Sitzung der tierdrztlichen
Abteilung des Obermedizinalausschusses vom 20.12.1945, in: BayHStA, MInn 87246).

1021 Vgl. ebd.

1022 Auf der Sitzung der Tierdrztlichen Abteilung des Obermedizinalausschusses wurde aufgezeigt, dass von
fiinf bis sechs geplanten Anstalten eine fiir Bayern vorgesehen war. Pschorr favorisierte Schleifheim als
Standort, forderte aber eine Ubergangsldsung. Fiir die weitere Entwicklung wurde ein Sonderausschuss gebildet,
an dem auch Dr. Pschorr beteiligt war (vgl. ebd.). Ab der zweiten Sitzung wurde die Positionierung in
Neuherberg anvisiert. Auch die Militdrregierung schien die Planungen zu befiirworten (vgl. Niederschrift tiber
die 2. Vollsitzung der Tierdrztlichen Abteilung des Obermedizinalausschusses vom 29.03.1946, in: BayHStA,
MInn 87246).

1023 Die Arbeit hatte den Titel: ,,Erwidgungen iiber die Bekdmpfung der Tuberkulose unter den Haustieren in
Deutschland, hier in erster Linie in Bayern® (vgl. Vormerkung vom 05.10.1946, in: BayHStA, MInn §87248).

1024 Vgl. Uber die Sachgruppe Veterinirwesen (verfasst im Auftrag von Staatsminister Ankermiiller vom
17.08.1950 fiir eine publizistische Arbeit), in: BayHStA, MInn 8§7234.

1025 Vgl. Staatliche Chemische Untersuchungsanstalt Miinchen an StMdI vom 28.08.1946, in: BayHStA,
Minn 87861.
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Fiir eine ausreichende Uberwachung und eine Aufrechterhaltung dieser zahlreichen Aufgaben
des amtstierdrztlichen Dienstes wurde dringend Personal bendtigt. Eine konkrete Zahl der
infolge der Entnazifizierungsmafinahmen enthobenen Mitarbeiter kann anhand der
eingesehenen Akten nicht angegeben werden. Aufgrund des bestehenden Mangels kam es
jedoch zunéchst zu einem Einsatz von kommissarischen Regierungsveterindrriten. Um die
Liicke im Personal dauerhaft zu schlieBen, waren bis November 1946 bereits drei Priifungen
fiir den amtstierrztlichen Dienst abgehalten worden, die auf groBes Interesse stieBen.'**
Jedoch geniigte nicht die reine Durchfithrung von Priifungen, sondern fiir die Veterindre im
Staatsdienst wurden nach dem Krieg auch Fortbildungen und Schulungen bendtigt. Daher
mussten Kurse fiir Amtstierdrzte organisiert werden. Problematisch war allerdings, dass die
Zahl der zur Verfiigung stehenden Kursleiter aufgrund politischer Belastung eingeschrinkt
war.'”” Doch die Kurse wurden als wichtig erachtet und mit Erfolg durchgefiihrt. Besonders
wurden die Kenntnisse in der Tierzucht und der Tierseuchenbekdmpfung vertieft und die
Militirregierung war auch in diesem Bereich duBerst zufrieden mit der Entwicklung.'*®
Zusitzlich war Pschorr daran interessiert Informationen fiir die breitere Offentlichkeit
bereitzustellen und so sollten beispielsweise Rundfunkbeitrdge iiber Tierseuchen gesendet
werden.'”” Jedoch war der Bedarf an Veterindren nicht nur in der Verwaltung groB3, sondern
auch in der praktischen Berufsausiibung. Daher musste der Unterversorgung an Tierdrzten
entgegengewirkt werden und besonders Kriegsheimkehrer waren eine wichtige Ergdnzung
zum vorhandenen Personal.'” Diese mussten wohl {iberlegt und nach den tatsichlichen
Bediirfnissen der Bevolkerung im Lande verteilt werden, um den Veterindren damit sichere

1031

Einkommensverhéltnisse zu ermdglichen. Auch wollte Pschorr, der durch das

Kriegsgeschehen geschundenen, ldndlichen Bevolkerung zumindest den ,,mit ihren Sorgen

1026 Vgl. Pschorr an die Schriftleitung der Berliner u. Miinchener Tierdrztlichen Wochenschrift vom
22.11.1946, in: BayHStA, MInn 87523.

1027 Zwei geplante Referenten wurden kurzfristig aufgrund politischer Belastung ihres Amtes enthoben (vgl.
Vormerkung vom 05.10.1946, in: BayHStA, MInn 87248).

1028 Vgl. Niederschrift iiber die 2. Vollsitzung der Tierdrztlichen Abteilung des Obermedizinalausschusses vom
29.03.1946, in: BayHStA, MInn 87246.

1029 Ein Bericht iiber Tierseuchen fiir die Sendung ,,.Der Arzt hat das Wort™ war geplant. Dariiber hinaus sollte
einmal monatlich acht Minuten im landwirtschaftlichen Rundfunk gesendet werden und ein Report iiber die
Veterindrpolizeiliche Anstalt verfasst werden (vgl. Schreiben vom 04.02.1947, in: BayHStA, MInn 87231).

1030 Vgl. Rechenschaftsbericht vom 13.12.1946, in: BayHStA, MInn 87248.

1031 Die weitere Ausfithrung wurde ab September 1945 den Regierungen iiberlassen, da sie schon weitreichend
durch das Innenministerium in die Wege geleitet worden war (vgl. Niederschrift iiber die Sitzung der
tierdrztlichen Abteilung des Obermedizinalausschusses vom 20.12.1945, in: BayHStA, MInn 87246).
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«1032 7ur Seite stellen.

und Noéten vertrauten b ay e ri s ¢ h e n [Hervorh. i. Orig.] Tierarzt
Zwar herrschte schnell ein Uberangebot an Tierirzten, der Mangel an speziell ausgebildeten
Veterindren wie zum Beispiel Bakteriologen, Serologen und Fachtierdrzten fiir die
Sterilitdtsbekampfung lieB sich jedoch nicht so schnell beheben.'®* Im Jahre 1951 hatte sich
die personelle Lage der Tierdrzte jedoch entspannt und es wurde bekannt gegeben, dass
bereits 142 Amitstierdrzte unter der Leitung des Staatsministeriums des Innern standen.'®*
Schon ein Jahr frither war verkiindet worden, dass eher eine Uberversorgung an Veteriniren
als ein Mangel bestand. Doch trotzdem war es schwer, geeignetes Personal fiir die freien
amtstierdrztlichen Stellen zu finden, denn durch das Entnazifizierungsprogramm hatte sich
die Zahl der geeigneten Veterindre erheblich reduziert. Dazu bestand das Problem, dass
aufgrund der ungeniigenden Qualifikation viele Veterindre fiir den staatlichen Dienst nicht in
Frage kamen. Pschorr wollte vor allem, eine drohende Verkleinerung der Stellenanzahl
abwenden, da die unteren Behorden bereits mit nur einem Regierungsveterindrrat besetzt
waren. Eine Kiirzung hitte zur Folge gehabt, dass mehrere Landkreise nur noch durch einen
Veterindrrat hétten versorgt werden konnen. Allein aufgrund der schlechten Mobilitétslage
hitte diese Planung nicht umgesetzt werden konnen und Pschorr forderte eine Erhdhung der
Stellenanzahl.'®® Doch 1950, fiinf Jahre nach der Amtsiibernahme, duflerte sich Pschorr trotz

aller schwierigen Umstinde durchaus positiv liber das bisher erreichte Ergebnis und den

Wiederautbau der Veterindrverwaltung:

sJedenfalls kann gesagt werden, dass die Sachgruppe Veterindrwesen in der
Gesundheitsabteilung mit ihren wenigen Arbeitern im Laufe der letzten 2 1/2
Jahre nicht nur reibungslos gearbeitet hat, sondern dariiber hinaus eine Reihe

von neuen Arbeitsgebieten aufgegriffen und erschlossen hat.*'**

1032 Dies duBlerte Pschorr mit Blick auf die noch immer geschlossene Miinchener Tierérztliche Fakultét, da er
die Gefahr eines Nachwuchsmangels sah. Durch Nachwuchs sollte die tierdrztliche Versorgung auf dem Land
gesichert werden (Rechenschaftsbericht vom 13.12.1946, in: BayHStA, MInn 87248).

1033 Vgl. Niederschrift liber die Sitzung der tierdrztlichen Abteilung des Obermedizinalausschusses vom
20.12.1945, in: BayHStA, MInn 87246.

1034 Auch die Zahl der Tierdrzte hatte sich vervielfacht. Zu diesem Zeitpunkt gab es in Bayern 1350 Tierérzte
(vgl. Sachgebiet III 6 an Sachgebiet III 3 b vom 26.07.1951, in: BayHStA, MInn 87234).

1035 Vgl. Uber die Sachgruppe Veterindrwesen (verfasst im Auftrag von Staatsminister Ankermiiller vom
17.08.1950 fiir eine publizistische Arbeit), in: BayHStA, MInn 87234, eine erstellte Zusammenfassung, die die
Situationen von 1946 mit 1950 vergleicht, zeigt eine positive Entwicklung und die ,,geleistete Aufbauarbeit™. So
konnte die Anzahl der arbeitslosen Fliichtlingstierdrzte innerhalb von nur vier Jahren um mehr als 96 Prozent
reduziert werden. Auch die planméBig besetzten Planstellen der Regierungsveterindrrite konnte von 25 Prozent
auf fast 86 Prozent gesteigert werden. Die Zahl der Freiberufstierdrzte war um fast 14 Prozent angestiegen (vgl.
Nr. III 5 -5501/11 1, Gegeniiberstellung der Lage von 1946 zu der von 1950, in: BayHStA, MInn §7234).

1036 Dies war das Fazit des eigenen Beitrags (Uber die Sachgruppe Veterindrwesen (verfasst im Auftrag von
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5 Diskussion

Im Laufe der Untersuchung kristallisierte sich eine entscheidende Erkenntnis heraus, die zu
Beginn der ersten Recherchen in diesem Ausmal} nicht erwartet worden war. Dies war die
Abhidngigkeit der Entwicklung der bayerischen Veterindrverwaltung nicht nur von den
politischen und wirtschaftlichen Verhéltnissen sowie dem wissenschaftlichen Fortschritt,
sondern insbesondere von dem Fiihrungsstil des jeweils leitenden Veterinédrs. Vor allem die
Festschriften und Nachrufe ergaben anfangs nur wenige Hinweise und auch das Studium
eines Teils des Aktenmaterials geniigte nicht, um den Sachverhalt frithzeitig zu erkennen. Die
Ursache dieses Zusammenhangs ist vor allem in der Struktur der Veterindrverwaltung zu
suchen. Diese bestand aus einer zahlenmifBig iiberschaubaren Gruppe an Veterindren und
einzelne Meinungen konnten somit ausschlaggebend fiir die gesamtbayerische Entwicklung
werden. Dazu darf nicht auler Acht gelassen werden, dass sich, gerade durch die Biindelung
der Kompetenzen auf einzelne Personen, die unterschiedlichen Charaktere noch stdrker
bemerkbar machten. Sachliche Kreativitit und intelligentes Verhandlungsgeschick wirkten
sich somit im gleichen Mafe positiv aus, wie sich Tatenlosigkeit und Behibigkeit negativ
bemerkbar machten. Dagegen hatten die zahlreichen Umstrukturierungen der Referate keine
bemerkenswerten Auswirkungen auf die Veterindrverwaltung. Generell scheint die
Eingliederung in das Innenministerium nicht ausschlaggebend fiir den Fortschritt gewesen zu

sein und war fiir die Ausiibung der amtstierdrztlichen Aufgaben eher nebensachlich.

Durch die Pensionierung Gasteigers im Jahre 1933 waren dessen Leistungen als leitender
Veterindr deckungsgleich mit dem Status quo der Veterindrverwaltung des Bayerischen
Innenministeriums zu Beginn des Dritten Reiches. Seine Verdienste bilden die
Ausgangssituation fiir die weitere Entwicklung und zugleich die Grundlage fiir Erhardts
Schaffen. Jedoch liegen groBe Diskrepanzen zwischen den durch seine Zeitgenossen
wahrgenommenen und den tatsdchlichen Leistungen vor. Damit spiegelten die echer
wohlwollenden, retrospektiven Wirdigungen Gasteigers nicht die wahre Lage der
bayerischen Veterindrverwaltung wider und das Veterindrwesen war vielmehr von einer

verwaltungstechnischen Stagnation geprégt, die nahezu jeglichen relevanten Bereich betraf.

Staatsminister Ankermiiller vom 17.08.1950 fiir eine publizistische Arbeit), in: BayHStA, MInn 87234). Auch in
einem weiterem Schreiben wurde ein positives Fazit gezogen: ,Klagen der Allgemeinheit: [Hervorh. i. Orig.]
iber das oOffentliche Veterindrwesen sind weder durch personliche noch durch Vorstellungen von
Berufsverbénden (...) laut geworden* (Schreiben an das StMdI vom 05.03.1949, in: BayHStA, MInn 87249).
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Zudem bestand ein fachlicher Riickstand auf die anderen Linder des Reiches, da
entscheidende MaBlnahmen nicht eingeleitet worden waren. Bayern war beziiglich des
Veterinarwesens daher ein Land mit Nachholbedarf und dies bedeutete nicht nur Stillstand,

sondern in gewisser Hinsicht auch Isolation.

Die Ursachen fiir diesen Umstand sind vielfdltig, riickblickend aber nicht zuletzt in dem eher
passiven Fiihrungsstil Gasteigers zu suchen. Ein Anhaltspunkt ist die lange Latenzzeit
zwischen einem Gesetzeserlass auf Reichsebene bis zur endgiiltigen Umsetzung in Bayern.
Regelungen fiir die Tierseuchenkasse und die Fleischbeschau lagen im Deutschen Reich
schon Jahrzehnte vor, wurden in Bayern jedoch aus den unterschiedlichsten Griinden
verzogert. Auch Gasteigers Vorgénger, Dr. Leonhard Vogel, scheint die Zeichen der Zeit nicht
erkannt zu haben. Sogar das Gebiet der Tierseuchenbekdmpfung, auf dem Gasteiger
eigentlich, laut den Aussagen seiner Kollegen, verstarkt titig gewesen sein soll, scheint auf
Reichsebene keine Auswirkungen gehabt zu haben. Die schwerfilligen Umsetzungen wurden
durch einen ungelenken Umgang mit Gesetzen ergidnzt. So gelang es Gasteiger beispielsweise
im Kampf gegen das Tierkurpfuschertum nicht, gesetzliche Regelungen zu erlassen bzw.
umzusetzen. Zwar wurde versucht, auf juristischen Umwegen Abhilfe zu schaffen und eine
klare Position gegen die Kurpfuscherei zu beziehen, jedoch sind keine konkreten Fortschritte
unter Gasteiger ersichtlich. Eher wurde externe Unterstiitzung, wie etwa die der
Tierdrzteschaft, in Anspruch genommen, als eine aktive Beteiligung seitens der
Veterindrverwaltung eingeleitet. Daneben wurden zum einen Gesetze beziiglich der
Tierkorperbeseitigung bewusst ignoriert, zum anderen fiihrten unausgereifte Ma3nahmen zu
Uniibersichtlichkeit und zu einer Isolierung Bayerns, wie etwa bei der Regelung des
Schafverkehrs. Gasteiger gelang es hierbei nicht, sorgfiltige und nachhaltige
Verwaltungsvorschriften zu erlassen und deren Umsetzung auch zu iiberpriifen. Die stindigen
Anderungen stifteten Verwirrung und erreichten in keinster Weise den gewiinschten Erfolg.
Zwar wurde durch Nachbesserungen der Versuch unternommen, etwaige Fehlentscheidungen
zu revidieren, doch blieben dabei Unstimmigkeiten nicht aus. Da die Schifer ohnehin nur mit
einer absoluten Handlungs- und Kontrollfreiheit zufrieden gewesen wéren, hidtte man hier von
Beginn an eine konsequentere Gangart einschlagen miissen. Die Kompromisse erzeugten
daher einen chronischen Zustand der Unzufriedenheit bei allen Parteien. Aus den
eingesehenen Akten ldsst sich zudem kein Grund fiir den Alleingang Bayerns ableiten.
Moglicherweise waren wirtschaftliche Interessen der Grund, dass sich Bayern von seinen

Nachbarlédndern separierte.
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Ein Grund fiir diese ungiinstige Entwicklung konnte die weitgehende Eigenstindigkeit
Bayerns gewesen sein, die nicht zu einer Umsetzung von Maflnahmen bzw. Reformen zwang.
Auch ist denkbar, dass der generelle Fortschritt des bayerischen Veterindrwesens durch die
Landesgrofle einer Verzogerung unterlag. Doch womdglich bieten die duBeren Umsténde,
unter denen Gasteiger sein Amt ausiiben musste, eine plausiblere Erkldrung. So konnten
gerade die Rezession und die Wirtschaftskrise eine Umsetzung von Maflnahmen erschwert
haben. Auch war Bayern ein traditionelles Agrarland und ohne eine Zustimmung der
Landwirte und einer gewissen Akzeptanz konnte hier nur wenig erreicht werden. So ist
denkbar, dass Gasteiger gegen die Interessen der Landwirtschaftskreise seine Standpunkte nur
schwer durchsetzen konnte. Letztendlich bleibt auch ungeklirt, ob Gasteiger ausreichend
finanzielle Mittel zur Verfiigung standen und ob den vergleichsweise wenigen Referaten des
Veterindrwesens moglicherweise im Ministerium der Riickhalt fiir notwendige Reformen
verwehrt wurde. So konnen zwischenmenschliche, aber nicht aktenkundige Konflikte
zwischen Gasteiger und Mitarbeitern des Innenministeriums, aber auch der anderen
bayerischen Ministerien, nicht vollstindig ausgeschlossen werden. Letztlich diirfte eine
Kombination aus dem eher zuriickhaltenden Naturell Gasteigers und den dufleren Umstdnden
zu dieser doch schwierigen Situation gefiihrt haben. Jedoch wird klar, dass das Bayerische

Veterinarwesen im Jahre 1933 auf Reichsebene somit keine Bedeutung hatte.

In der vergleichsweise kurzen darauffolgenden Amtszeit Erhardts entwickelte sich die
bayerische Veterindrverwaltung aufgrund der eingeleiteten Reformen innerhalb von nur drei
Jahren zu einer immer einflussreicheren Instanz im Deutschen Reich. Der Kontrast wird in
diesem Ausmal deutlich, da zwei extrem unterschiedliche Fiihrungsstile aufeinander folgten.
Dadurch wirken Erhardts Leistungen noch iiberzeugender und der unter Gasteiger entstandene
Riickstand Bayerns umso folgenschwerer. Der eigentliche Antrieb Erhardts bleibt jedoch
ungewiss, wobei der eigene Schaffensdrang womdglich eine Rolle spielte. Doch gerade die
Unbedeutsamkeit Bayerns, die Erhardt auf den ersten Veterinirkonferenzen in
Schwierigkeiten brachte, diirfte wohl mit die entscheidende Motivation gewesen sein und
seine Karriere begann aufgrund dessen erst mit der Fokussierung auf die umzusetzenden
Reformen. So verlief ab 1933 Erhardts Aufstieg rasant und nur ein Jahr nach der Ernennung
zum Leiter des Veterindrwesens in der Funktion eines Oberregierungsrates erfolgte bereits die
Beforderung zum Ministerialrat. Eine dhnlich schnelle Beforderung wurde weder seinem

Vorginger Gasteiger noch seinen Nachfolgern Apfelbeck und Pschorr zuteil. Innerhalb seiner
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nur drei Jahre andauernden Dienstzeit als Leiter gelang ihm sowohl die Implementierung
einer Vielzahl von Neuerungen als auch die Stiarkung der bayerischen Veterindrverwaltung im
Deutschen Reich. Zu Beginn musste er jedoch bei der Umsetzung der Vorschriften des
Reichsschlachtgesetzes eine schwere Niederlage hinnehmen. Besonders die Mediation
zwischen der unzufriedenen Bevdlkerung und der Reichspolitik bereiteten ihm groflere
Schwierigkeiten. Ihm misslang es, von Beginn an einen ordnungsgemiflen Gesetzesvollzug in
Bayern zu gewihrleisten. Durch die Befiirwortung der Ausnahmeregelung bei der
Kaélberschlachtung wurde die eigene Position geschwicht und sogar eine Polarisierung von
Stadt und landlichem Raum gefordert. Gedrdngt durch die Vertreter der Stadtrite lie8 sich
Erhardt hinreiflen, eine Genehmigung fiir das Aufhéngen der Kélber zu erwirken. Letztendlich
entsteht aber unweigerlich der Eindruck, dass seitens der Schlachthofbetreiber und der freien
Wirtschaft niemals der Wille bestand, Anderungen am Verfahren der Kilberschlachtungen
vorzunehmen. Im Bayerischen Innenministerium fanden diese Klagen aber stets Gehor und es
war keine Entwicklung eines eigenen Standpunktes festzustellen. Die betroffenen
Bevolkerungskreise hatten sich liber die Jahre hinweg vermutlich zu sehr an den ,,Laissez-
faire“-Stil Gasteigers gewdhnt, was in der Folge Erhardt erhebliche Probleme bereitete. Man
gewinnt aullerdem den Eindruck, als ob der Fokus beziiglich des Tierschutzes schlieSlich
verstirkt auf die Kontrolle bei der praktischen Berufsausiibung wie beispielsweise bei
Schlachtungen gelegt wurde. Weniger stand die alltdgliche, konventionelle Mensch-Tier-
Beziehung, die nur schwer zu iiberpriifen war und sich daher oftmals der staatlichen Kontrolle
entzog, im Mittelpunkt. Dies war jedoch stets ein diffiziler Spagat zwischen den notwendigen
MaBnahmen und der bis dahin tradierten Riickstindigkeit der bayerischen
Veterindrverwaltung. Es ist auffallend, dass gerade in dieser Zeit die Veterindrverwaltung
unter groem Druck der Bevolkerung stand. Dadurch war sie geneigt, der hartndckigen
Unzufriedenheit betroffener Berufsgruppen mit einem teilweise uniiberlegten Aktionismus zu
begegnen. Da aber nahezu jede Mallnahme der Verwaltung entweder zu einer Einschrinkung
der bisherigen Rechte oder zu einer finanziellen Mehrbelastung der betroffenen
Berufsgruppen fiihrte, war der jeweilige Aufschrei der Emporung nahezu obligatorisch. Die
stindige Kompromissbereitschaft und der Weg des geringsten Widerstandes erschwerte in
letzter Konsequenz die Durchfiihrung von wichtigen MalBlnahmen. Erhardt wagte sich jedoch,
trotz erster Anlaufschwierigkeiten, bewusst an die Umsetzung der Reformen. Dies war vor
allem bei der Schaffung der Bayerischen Tierseuchenkasse der Fall. Erhardt konnte durch die

Griindung den Riickstand in der Tierseuchenbekdmpfung aufholen und einen wichtigen
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Beitrag zur Tierseuchenbekdmpfung in Bayern leisten. Allerdings muss beriicksichtigt
werden, dass seine doch eher optimistische Kalkulation der Beitragssdtze und die unklare
Formulierung der Satzung zu einem erheblichen Schaden fiir die Tierseuchenkasse fiihrte.
Daneben konnte Erhardt aber auch durch die Neuregelung der Fleischbeschau und der damit
verbundenen Griindung der Fleischbeschauausgleichskasse in kiirzester Zeit weitere
ausstehende Reformen durchfiihren. Mit Erhardt hatte man einen gestalterischen Kopf und
offensichtlich besaB3 er eine kreative Sachlichkeit. Zudem war sein Handeln gepridgt von
intelligentem Vermittlungsgeschick und durchdachten Losungsversuchen. Daneben war er ein
Experte in der Abfassung von Gesetzen, denn so gelang es Erhardt, wie zum Beispiel bei der
Organisation der Durchfuhrverbote, durch geschickte Auslegung die bestehenden Regelungen
zu vereinfachen.'™ Seine analytischen Fihigkeiten und das Verstindnis flir juristische
Zusammenhdnge waren daher mit ein Grund fiir Erhardts Versetzung nach Berlin. Seine
Berufung dorthin steht wohl im Zusammenhang mit einem weiteren verwaltungstechnischen
Schachzug, ndmlich der nationalen Regelung der Tierkdrperbeseitigung. Noch wihrend der
Vorbereitungen des Tierkorperbeseitigungsgesetzes wurde er nach Berlin berufen und
verschaffte schlieBlich dem Reichsinnenministerium und nicht, wie nach der erfolgreichen
Griindung der Tierseuchenkasse und der Neuordnung der Fleischbeschau, zum wiederholten
Male Bayern den gewiinschten Erfolg. Doch damit hatte sich das Bayerische
Innenministerium endgiiltig vom eher nachlédssigen Gesetzgeber zum einflussreichen

Mitspieler gewandelt.

Diese Entwicklung wurde auch von oberster Instanz durch Reichstierdrztefiihrer Friedrich
Weber gefordert. Trotz der gesetzlichen Abhéngigkeit von Berlin, die durch das politische
System diktiert wurde, konnte Bayern an Einfluss gewinnen. So hatten Erhardts Leistungen
iiberzeugt, doch stellte Webers Wertschdtzung fiir Erhardt nicht die einzige Grundlage dar.
Diese war vor allem der Bezugspunkt fiir die fachliche Beziehung zwischen dem Bayerischen
Innenministerium und dem Reichsinnenministerium. Daneben profitierte auch Walter
Schultze von Erhardts Beforderung zum Leiter der Veterindrverwaltung. Daraus zog Schultze
zweierlei Nutzen. Zum einen hatte Schultze damit einen selbststdndigen und kreativen Leiter
des Veterindrwesens, der hervorragende Leistungen ablieferte, weshalb nur wenig zusétzlicher
Einsatz in dieser Zeit von Schultze abverlangt wurde. Zum anderen steigerte Erhardt den

Einfluss Bayerns in Berlin, was wiederum fiir Schultze von Vorteil war.

1037 Vgl. Niederschrift liber die Ergebnisse der Veterindrkonferenz in Passau im Jahre 1935, Regelung der
veterindrpolizeilichen Ein- und Durchfuhrbeschrinkungen, Berichterstatter Erhardt, in: BayHStA, MInn 87809.
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Die Bedeutung der bayerischen Veterindrverwaltung hatte im Untersuchungszeitraum damit
thren Hohepunkt in den Jahren 1935 und 1936: Die Bayerische Tierseuchenkasse war
gegriindet, die Neuordnung der Fleischbeschau eingeleitet und die Entwicklung des
Tierkorperbeseitigungsgesetzes war vom Bayerischen Innenministerium mafgeblich
beeinflusst worden. In den darauffolgenden Jahren ohne leitenden Veterindr wurde schlieBlich
die Veterindrverwaltung und damit Erhardts Erbe durch die beiden Veterindre Dr. Schwarz
und Dr. Wucher lediglich ,,weiterverwaltet”. Diese Entwicklung hatte jedoch auch Nachteile,
denn gerade die Anfangszeit ohne leitenden Veterinir fiel zusammen mit den Verhandlungen

iiber die Korordnung, die aus Sicht des Innenministeriums doch eher ungiinstig verliefen.

Die Leistungen Apfelbecks zu bewerten, fdllt im Vergleich zu seinen beiden Vorgéngern
jedoch durchaus schwerer, denn aufgrund des Kriegsgeschehens lagen génzlich
unterschiedliche Verhiltnisse vor. So war seine Amtszeit als leitender Veterinér {iberschattet
vom Zweiten Weltkrieg und die Veterindrverwaltung war fast ausschlieBlich auf die
Durchfiihrung der notwendigen ErhaltungsmaBnahmen ausgelegt. Weitere Reformen hatten
auch durch die Zentralisierung der Macht in Berlin keine Relevanz. Apfelbecks Amtszeit
stand daher auch wegen seiner engen Verbindung mit dem Reichsinnenministerium vielmehr
im Zeichen seiner personlichen beruflichen Etablierung. So basierte Apfelbecks Karriere bis
zu seinem Eintritt in das Staatsministerium des Innern im Jahre 1938 nicht rein auf fachlicher
Kompetenz, sondern seine berufliche Laufbahn war nahtlos verkniipft mit seiner politischen
Karriere. Diese hatte in dem frithen Parteieintritt ihre Grundlage und Apfelbeck erfiillte durch
seine zahlreichen politischen Amter alle Voraussetzungen, die fiir eine politisch motivierte
Karriere forderlich waren. Er hatte schnell verstanden, grundlegende Vorteile aus seinem
politischen Engagement zu ziehen und seine erste Vorteilsnahme war bereits mit dem Einstieg
in die amtstierdrztliche Staatslaufbahn verbunden. Er kaschierte seine Absichten nicht und
forderte seine bevorzugte Einstellung. Dies war dariiber hinaus von oberster Instanz gewollt.
Trotz der entlastenden Zeugenaussagen in seinem Spruchkammerverfahren muss er —
zumindest in Teilen — als ein politischer Aktivist gesehen werden und fiir ihn war dies stets ein
probates Mittel zum Zweck. Apfelbeck nutzte die daraus resultierenden politischen Kontakte
bewusst fiir seinen beruflichen Werdegang und seine Abhéngigkeit von den politischen
Amtern nahm aus diesem Grund besonders zu. Zudem war auch der Kontakt mit dem
Staatsministerium des Innern beabsichtigt und dariiber hinaus verstand er es, Sympathien bei

einflussreichen Personlichkeiten, wie beispielsweise bei Reichstierdrztefiihrer Weber, zu
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gewinnen. Letztendlich war diese Verfahrensweise bei Apfelbeck zur unabdingbaren Methode
geworden und mit dieser hatte er in den Jahren nach seiner Berufung in das Innenministerium
auch Erfolg. Apfelbecks Aufstieg nach der Ubernahme der Leitung des bayerischen
Veterindrwesens schien mit den vielen einflussreichen ,, Kameraden® im Riicken nun nahezu

grenzenlos.

Eine groe Rolle spielte hierbei Walter Schultze, Leiter der Gesundheitsabteilung. So hatte er
die Karriere Apfelbecks von Beginn an gelenkt, schwieriger ist jedoch die fachliche
Beziehung zu beurteilen. Gerade bei tierdrztlichen Sachthemen fand die Verbindung ihre —
womoglich auch erwiinschten — Grenzen. Indes ist fraglich, inwieweit Schultze tatséchlich
Einfluss auf das Veterindrwesen hatte. Hinsichtlich der untersuchten Akten ist eine stindige,
direkte Einflussnahme nicht ersichtlich. Zwar waren in den meisten Fillen er oder sein
Vertreter Viernstein die Unterzeichner der Schriftdokumente, doch ldsst sich daraus nicht
zwingend eine konsequente Einflussnahme ableiten. Es ist abschlieBend nicht zu belegen, ob
er tatsdchlich in die gesamten Geschehnisse involviert war und wie weit seine Kenntnisse
iber das Veterindrwesen reichten. Nach auflen wurden die Hierarchieebenen aber
uneingeschrankt statuiert. Hier war Schultzes Stellung priagnant und er zeigte durch seine
Unterschriften auf den Schriftstiicken Présenz. Diese Hierarchisierung wird besonders in den
Féllen deutlich, in denen er den leitenden Veterindrbeamten als ,,meine[n] Sachbearbeiter*'***
bezeichnete. Erst Apfelbeck war es aufgrund der Trennung des Veterindr- und
Medizinalwesens moglich, sich aus dieser Abhingigkeit zu befreien und in der Folge auch
selbst Schriftstiicke zu unterschreiben.'™ Insgesamt entsteht der Eindruck, dass Schultze
vielmehr eine reprdsentative Funktion inne hatte und die eigentlichen veterindren
Fragestellungen von den jeweiligen Sachgebieten des Veterindrwesens bearbeitet wurden.
Doch ldsst sich das Bild eines distanzierten humanmedizinischen Leiters nicht gidnzlich
aufrechterhalten, denn in entscheidenden Momenten zeigte Schultze stets seine Verbundenheit
zum Veterindrwesen. In diesen legte er grofen Aktionismus an den Tag und setzte sich
besonders fiir den tierdrztlichen Stand ein, wobei die eigentliche Motivation allerdings unklar
bleibt. Letztendlich war aus ministerialer Sicht beklagenswert, dass die Vorschldge Schultzes
oftmals keinerlei Beachtung fanden und sich zu bedeutungslosen Randnoten entwickelten.
Die freundschaftliche Beziehung mit Weber betrachtete Schultze dariiber hinaus als

ausreichende Berechtigung fiir seine stdndigen Proteste, die er in gewisser Hinsicht auch

1038 Entwurf, StMdI an das Wiirttembergische Innenministerium vom 14.11.1940, in: BayHStA, MInn 87803.
1039 Vgl. exemplarisch StMdI an das RMdI vom 13.09.1940, in: BayHStA, MInn 87873.
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gerne mit Streitlust durchfiihrte. Schultze fiihlte sich besonders bei Sachverhalten, bei denen
ein reger Austausch mit Berlin bestand und die tierdrztlichen Referenten zu scheitern drohten,
nahezu ,véterlich” verpflichtet in das Geschehen einzugreifen. Schultze ist in diesen
Momenten wie zum Beispiel bei den Bemiithungen um die Wiedererdffnung der Tierdrztlichen
Fakultit oder dem Verlust des tierdrztlichen Einflusses in der Tierzucht aber stets geneigt
gewesen, aus tierdrztlichen Belangen ein Politikum zu kreieren. Er wurde hierbei zum
idealistischen Politiker und war mehr an der Bewahrung von Strukturen interessiert als an den
eigentlichen Sachverhalten. Vermutlich fiihlte sich Schultze durch seine politischen Amter
und seine einflussreichen Verbindungen nach Berlin motiviert, gerade bei derartigen
Problemen einzugreifen. Mit dem politisch gleichgesinnten Apfelbeck hatte Schultze
immerhin den gewlinschten Kompagnon an seiner Seite. In dieser politischen Motivation ist
daher wohl auch Schultzes Einfluss auf die bayerische Veterindrverwaltung zu suchen, denn
mit der gezielten Auswahl der Kopfe gelang es ihm, die Veterindrverwaltung zumindest
indirekt zu formen. So lag fiir Schultze mit Erhardt als einem eher schopferischen Beamten zu
Beginn seiner Leitung der Gesundheitsabteilung und mit Apfelbeck als idealem politischen

Kollegen stets die optimale personelle Konstellation vor.

Zum Reichsinnenministerium bestand besonders iiber Weber ein enger Kontakt. Dies ist
einerseits durch das kameradschaftliche Triangulum von Apfelbeck, Schultze und Weber
bedingt, andererseits durch den Einfluss des in das Reichsinnenministerium berufenen
Erhardts. Jedoch hatte die Interaktion zwischen dem Reichsinnenministerium und dem
Bayerischen Innenministerium gerade fiir Apfelbeck einen eher zwiegespaltenen Charakter,
denn einerseits bestand eine politische und fachliche Abhingigkeit, andererseits war seine
Karriere unmittelbar mit der freundschaftlichen Gunst aus dem Reichsinnenministerium
verbunden. Fiir dieses inoffizielle Biindnis war letztendlich Friedrich Weber der wesentliche
Stabilisator, denn durch ihn war ab 1934 eine bayerische Allianz im Berliner
Reichsinnenministerium entstanden, die schlieBlich schrittweise weiter ausgebaut wurde.
Auch lagen fiir das in gewisser Hinsicht nepotistische Biindnis die optimalen Voraussetzungen
vor, da nun letztendlich auf beiden Seiten bayerische Veterinire zu finden waren. Durch diese
Verfahrensweise Webers war es der bayerischen Veterindrverwaltung mdglich geworden, die
starke Abhingigkeit in gewisser Hinsicht in eine freundschaftliche Kooperation umzumiinzen.
Diese niitzte jedoch nur, wenn es sich um berufspolitische Angelegenheiten oder um
Aufgaben im Zustidndigkeitsbereich des Reichsinnenministeriums handelte. Sobald, wie bei

der Hochschulpolitik oder der Tierzucht, die Einfliisse Webers nicht mehr gentigten, kam die
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Tragfdhigkeit dieses Biindnisses schnell zum Erliegen. Letztendlich basierte dieser
Schulterschluss auf einer sowohl freundschaftlichen als auch karrierebewussten Motivation
beiderseits. Welche der beiden Intentionen das tatsdchliche Inzentiv war, ldsst sich jedoch aus
dem vorliegenden Aktenmaterial abschlieend nicht erschlieen. Jedoch zeigt sich, dass diese
Vetternwirtschaft mehr positive Effekte fiir die Karriere Apfelbecks als fiir das Bayerische

Innenministerium per se hatte.

Des Weiteren wird deutlich, dass gerade die positiven Entwicklungen bis zu Apfelbecks
Amtsiibernahme besonders auf den Leistungen Erhardts beruhten, der durch das
Reichsinnenministerium in seinen Pldnen lediglich subsidiér unterstiitzt werden musste. Eine
fachliche Abhédngigkeit vom Reichsministerium des Innern, wie unter dem eher politisch
motivierten Apfelbeck, brachte infolgedessen nicht den ausschlaggebenden Erfolg. Ohne die
entscheidenden, eigenstindigen Impulse aus Bayern wurde folglich auch die Unterstiitzung
aus Berlin wirkungslos. Allerdings sind die beruflichen und fachlichen Leistungen Apfelbecks
nur schwer zu beurteilen. Dies ldsst sich zum einen mit den bereits vollzogenen Mafinahmen
Erhardts erkldren. Zum anderen wéren im Zweiten Weltkrieg Reformen ohnehin nur schwer
zu realisieren gewesen. Zudem ist Apfelbeck fast ausschlieBlich aufgrund seiner zahlreichen
politischen Amter bevorzugt worden und ob seine beruflichen Fihigkeiten eine derartig
erfolgreiche Laufbahn gerechtfertigt hitten, muss zumindest angezweifelt werden. Bis
Kriegsende ist unter Apfelbeck daher eine fachliche Stagnation festzustellen. So konnte er
keine entscheidenden Impulse setzen und die wenigen potentiellen Projekte scheiterten.
Apfelbecks grofiter personlicher Nutzen war sein frither Parteieintritt, der moglicherweise
tatsdchlich aus Idealismus erfolgte. Doch wurde fiir ihn die Politik zum wichtigsten
Instrumentarium, das er meisterhaft beherrschte. Seine wohl grofite Begabung ist aus diesem
Grund vielmehr auf zwischenmenschlicher Ebene zu suchen, denn Apfelbeck hatte das Talent,
die fiir ihn hilfreichen Beziehungen aufzubauen, zu pflegen und schlieBlich nach seinen
jeweiligen Bediirfnissen zu nutzen. Letztendlich konnten Apfelbecks eigene Anspriiche und
Malstibe aber durch ihn selbst nicht erfiillt werden, denn sein ,,Leitspruch lautet[e]: ,Mehr

sein als scheinen ‘!,

Nach Kriegsende befand sich die Veterindrverwaltung unter Pschorr im Wiederaufbau und es

musste durch ihn die Neuorganisation im zerstorten Bayern koordiniert werden. Dies wurde

1040 Sein Mitarbeiter Dr. Alias hatte hier Apfelbeck anlésslich seines 50. Geburtstag zitiert (Alias (1943), S. 7).
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folglich zu seiner Lebensaufgabe und zu einem herausfordernden Abschluss seiner
Staatslaufbahn. Mit Pschorr hatte man die geeignete Personlichkeit gefunden, die eine
derartige Aufgabenstellung meistern konnte und dazu unmittelbar einsatzfahig war. Gerade
fiir den Neuaufbau der Veterindrverwaltung in Bayern war es notwendig geworden einen
unbelasteten Veterindr zu finden, der fundierte Kenntnisse, eine langjéhrige Erfahrung und die
notwendige Autoritit besal. Dass Pschorr kein Parteimitglied gewesen war, diirfte ein grof3es

Gewicht bei der Entscheidungsfindung gehabt haben.

Insbesondere zwei schwerwiegende Probleme mussten durch Pschorr gelost werden. Zum
einen hatte er mit einem weitreichenden Personalmangel zu kdmpfen, der sowohl durch die
politische Belastung einzelner Beamter als auch durch Kriegsverluste bzw. Gefangenschaft
bedingt war. Zum anderen musste dem chronischen Materialmangel entgegengewirkt werden,
dessen Ursache in der generellen Rohstoffunterversorgung der Nachkriegszeit zu suchen war.
Beides schrinkte die Veterindrverwaltung erheblich ein und wirkungsvolle Maflnahmen
gestalteten sich schwierig. Sein Handeln basierte daher oftmals auf provisorischen
Losungsversuchen und geschicktem Taktieren mit Behorden. Den allgemein vorherrschenden
Mangel an Instrumenten, Arzneien und Treibstoff konnte auch Pschorr nicht aus eigener Kraft
beheben. Hierbei war er von anderen Ministerien und Behdrden abhingig. Jedoch war Pschorr
stets bemiiht, scheute keine Anstrengungen und verlor die entscheidenden Details nicht aus
den Augen. So war er zum Beispiel bei der Uberwachung des Verkehrs mit Tierarzneien
intensiv bestrebt die uniibersichtliche Lage zu ordnen, konnte aber unter den Bedingungen der
Nachkriegszeit nur eingeschriankt handeln. Jedoch war er trotz der schwierigen Umstidnde
aktiver, konsequenter und einflussreicher als seine Vorginger. Daneben handelte er auch stets
umsichtig und mit dem ndétigen Weitblick. Beispielsweise verfolgte Pschorr die geplante
Verlegung der Veterindrverwaltung in das Landwirtschaftsministerium skeptisch und wehrte
sich gegen dieses Vorhaben. Er war letztlich an einer progressiven, aber stabilen Entwicklung
interessiert und suchte nicht primdr den fachlichen Erfolg, den er aber trotzdem hatte.
Aufgrund dessen ist im Gegensatz zu seinen Vorgidngern seine Bedeutung vielmehr in der
Rekonstruktion und Forderung der bayerischen Veterindrverwaltung zu suchen als in der
Konzeption und Realisierung von umfangreichen Reformen. Mit ihm hatte man schlielich
einen Veterindr, der mit Hilfe seines umfangreichen Fundus an Kenntnissen der
Veterindrverwaltung ein neues Fundament kreieren konnte. Dies wurde insbesondere dadurch
moglich, weil er aufgrund seiner langjdhrigen Téatigkeit bei der Regierung von Oberbayern

bereits einen Einblick in die Themen- und Fragestellungen des Innenministeriums gewinnen
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konnte. Durch die Zusammenarbeit zwischen der Regierung von Oberbayern und dem
Bayerischen Innenministerium kannte Pschorr folglich die Entwicklungen der letzten Jahre.
Dazu machte sich seine oft erwidhnte Vielseitigkeit bemerkbar und diese war ein Gliicksfall
fiir den Neubeginn des brachliegenden Veterindrwesens in Bayern. Diese Eigenschaft fulite
vor allem auf dem breiten Tatigkeitsfeld, das er in seiner beruflichen Laufbahn durchlaufen
hatte. Praktische Kenntnisse aus dem tierdrztlichen Alltag wurden ergénzt durch eine
langjéhrige Berufserfahrung im Staatsdienst. Auch die Militarregierung, die Pschorr mit
dieser schwierigen Aufgabe betraut hatte, zeigte sich mit ihrer Personalauswahl zufrieden und

er wurde aufgrund seiner Lebensleistung von den Kollegen dulerst wertgeschétzt.

Zusammengefasst kann  festgestellt ~werden, dass beziiglich des fachlichen
Entwicklungsprozesses im Untersuchungszeitraum eine Verbesserung festzustellen ist, die
gerade durch Erhardt die notwendigen und entscheidenden Impulse erhalten hatte. Der
bayerischen Veterindrverwaltung gelang es somit, den fachlichen Riickstand in den ersten
Jahren nach der Machtergreifung zu nivellieren, die Position Bayerns in Berlin zu stirken und

das bayerische Veterindrwesen zu modernisieren.
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6 Zusammenfassung

Die leitenden Veterinidrbeamten des Bayerischen Staatsministeriums des Innern und ihr

Wirken wihrend des Dritten Reiches

In der vorliegenden Arbeit wurden die Eingliederung, die personelle Struktur und die
administrativen Tatigkeiten der Veterindrverwaltung des Bayerischen Innenministeriums
untersucht. Der Schwerpunkt wurde hierfiir auf die Jahre zwischen 1933 und 1945 gelegt. Fiir

die Recherche wurden hauptséchlich originale Akten, Zeitschriften und Gesetze verwendet.

Die Veterindrverwaltung war wihrend des Untersuchungszeitraumes im Innenministerium
angesiedelt. Doch wechselte die Zuordnung der Sachgebiete innerhalb des Ministeriums
mehrfach. Insbesondere flihrte so die Machtergreifung in Bayern zu einer Zwangsvereinigung
mit den Referaten der Humanmedizin, die gegen Kriegsende wieder aufgeldst wurde. Des
Weiteren bestand eine Abhédngigkeit vom Reichsministerium des Innern in Berlin, die durch

eine kameradschaftliche Verbindung mit dem Reichstierdrztefiihrer gekennzeichnet war.

Bis zum Jahre 1933, als Dr. Erhardt zum Nachfolger von Dr. Gasteiger, dem amtierenden
Leiter der bayerischen Veterindrverwaltung, ernannt wurde, waren viele Reformen in Bayern
nicht durchgefiihrt worden. Zu diesem Zeitpunkt hatte die bayerische Veterindrverwaltung
keinen fachlichen Einfluss im Deutschen Reich. Zwischen 1933 und 1936 nivellierte Dr.
Erhardt diesen Riickstand insbesondere durch die Durchsetzung der Neuordnung der
Fleischbeschau und die Griindung der Bayerischen Tierseuchenkasse. Nach drei Jahren ohne
leitenden Veterindr iibernahm Dr. Apfelbeck, der bedingt durch seine politische
Einflussnahme diese Stelle erhalten hatte, die Fiihrung. Seine Hauptaufgabe war, die
Veterindrverwaltung wihrend des Krieges zu organisieren. Ab 1945 bemiihte sich Dr. Pschorr,

der durch die Alliierten beauftragt worden war, um den Wiederaufbau.

Der Hohepunkt des fachspezifischen Einflusses wurde in den Jahren 1935 und 1936 durch die
eingeleiteten Reformen erreicht. Zudem konnte eine Wechselwirkung zwischen dem
Fortschritt des bayerischen Veterindrwesens und dem jeweiligen leitenden Veterinér

festgestellt werden.
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Summary

The chief veterinary officials of the Bavarian Ministry of the Interior and their activities

during the Third Reich

The present study analyzed the integration, the personnel structure and the administrative
activities of the Veterinary Administration of the Bavarian interior ministry. For this purpose
the study focused on the years between 1933 and 1945. Original documents, magazines and

law books were used mainly therefor.

During this period the Veterinary Administration was part of the interior ministry. However,
the allocation within the ministry changed many times. Especially the Machtergreifung in
Bavaria led to a compulsory merger with the department of human medicine, which was
disband again by the end of war. Furthermore, there was a direct dependency on the Reich
Ministry of the Interior in Berlin, which was characterized by a companionable alliance with

the Reich Veterinarians” Leader.

Until 1933 when Dr. Erhardt was appointed as successor of Dr. Gasteiger, officiating head of
the Bavarian Veterinary Administration, many reforms have not been implemented in Bavaria.
At this time the Bavarian veterinary sector had no influence in the German Reich. Between
1933 and 1936 Dr. Erhardt leveled this backlog especially by accomplishing the
rearrangement of the meat inspection and establishing the Bavarian Animal Diseases Fund.
After a vacancy of three years Dr. Apfelbeck, who got this position due to his political
exertion of influence, assumed control. His main task was to organize the Veterinary
Administration during the war. As of 1945 Dr. Pschorr, who was commissioned by the Allied

Forces, cared about the reconstruction.

In 1935 and 1936 the peak of subject-specific influence was achieved by the initiated reforms.
Moreover, a correlation between the progress of the Bavarian veterinary sector and the

respective chief veterinary official could be pointed up.
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Ausfiihrungsgesetz zum Fleischbeschaugesetz vom 07.02.1935, Gesetz- und
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05.03.1938, S. 109 — 112.

Bekanntmachung iiber die Uberwachung des Schafverkehrs vom 22.07.1925, Gesetz- u.
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Gesetz zur Forderung der Tierzucht vom 17.03.1936, Reichsgesetzblatt 1936, Nr. 24,
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1993, Nr. 15, ausgegeben zu Miinchen, den 29.06.1993, S. 411f.

Oberpolizeiliche Vorschriften iiber die Beseitigung von Tierkadavern vom 01.04.1919,
Gesetz- und Verordnungsblatt fiir den Volksstaat Bayern 1919, Nr. 23, ausgegeben zu
Miinchen, den 10.04.1919, S. 142 — 147.

Schlachtvieh- und Fleischbeschau, Zahl der Schlachttiere, in: Statistisches Jahrbuch fiir
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Tierschutzgesetz vom 24.11.1933, Reichsgesetzblatt 1933, Nr. 132, ausgegeben zu Berlin,
den 25.11.1933, S. 987 — 989.

Verfiigung des Ministerprisidenten iiber den Geschiftsbereich der Staatskanzlei des
Freistaates Bayern vom 31.05.1933, Gesetz- und Verordnungsblatt fiir den Freistaat Bayern
1933, Nr. 21, ausgegeben zu Miinchen, den 09.06.1933, S. 154f.

Verordnung, betreffend den Verkehr mit Arzneimitteln vom 22.10.1901, Reichsgesetzblatt
1901, Nr. 43, ausgegeben zu Berlin, den 01.11.1901, S. 380f.

Verordnung, betreffend die Vergiitung fiir die an Abdeckereien abzuliefernden Tiere,
Tierkorper und Tierkorperteile vom 04.05.1920, Reichsgesetzblatt 1920, Nr. 102,
ausgegeben zu Berlin, den 10.05.1920, S. 891.
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Verordnung iiber Anderung der Fleischbeschauordnung vom 17.07.1936, Bayerisches

Gesetz- und Verordnungsblatt 1936, Nr. 25, ausgegeben zu Miinchen, den 21.07.1936, S. 137.

Verordnung iiber Anderung der Fleischbeschauverordnung vom 23.03.1937, Bayerisches

Gesetz- und Verordnungsblatt 1937, Nr. 11, ausgegeben zu Miinchen, den 25.03.1937, S. 92f.

Verordnung iiber das Schlachten von Tieren vom 21.04.1933, Reichsgesetzblatt 1933, Nr.
39, ausgegeben zu Berlin, den 21.04.1933, S. 212f.

Verordnung iiber die Schlachtvieh- und Fleischbeschau und die Trichinenschau vom
07.02.1935, Gesetz- und Verordnungsblatt fiir den Freistaat Bayern 1935, Nr. 4, ausgegeben
zu Miinchen, den 12.02.1935, S. 35 - 57.

Verordnung Nr. 49 iiber das Schlachten von Tieren vom 14.01.1946, Bayerisches Gesetz-
und Verordnungsblatt Amtliches Nachrichtenblatt der Bayerischen Landesregierung 1946, Nr.
9, ausgegeben zu Miinchen, den 20.06.1946, S. 142.

Verordnung iiber die éffentliche Ankiindigung und Anpreisung von Tiergeheimmitteln
vom 09.05.1930, Gesetz- u. Verordnungsblatt fiir den Freistaat Bayern 1930, Nr. 15,
ausgegeben zu Miinchen, den 22.05.1930, S. 134f.

Verordnung iiber die Staatsministerien vom 11.02.1932, Gesetz- u. Verordnungsblatt fiir

den Freistaat Bayern 1932, Nr. 7, ausgegeben zu Miinchen, den 18.02.1932, S. 61 — 65.

Verordnung iiber die Tierirzte vom 20.11.1931, Gesetz- u. Verordnungsblatt fiir den

Freistaat Bayern 1931, Nr. 39, ausgegeben zu Miinchen, den 30.11.1931, S. 330f.

Verordnung iiber die Tierseuchenkasse vom 26.03.1935, Gesetz- u. Verordnungsblatt fiir

den Freistaat Bayern 1935, Nr. 11, ausgegeben zu Miinchen, den 29.03.1935, S. 116.

Zweite Verordnung iiber die Tierseuchenkasse vom 17.11.1935, Gesetz- u.
Verordnungsblatt fiir den Freistaat Bayern 1935, Nr. 44, ausgegeben zu Miinchen, den
22.11.1935, S. 725¢.
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Zweite Verordnung iiber die Tierseuchenkasse vom 17.11.1935, Satzung der Bayerischen
Tierseuchenkasse, Gesetz- und Verordnungsblatt fiir den Freistaat Bayern 1935, ausgegeben

zu Miinchen, den 22.11.1935, Nr. 44, Anlage 1, S. 727 — 734.

Verordnung zur Anderung der Verordnung iiber das Schlachten von Tieren vom
21.04.1933 vom 14.11.1934, Reichsgesetzblatt 1934, Nr. 128, ausgegeben zu Berlin, den
20.11.1934, S. 1163.

Viehseuchengesetz vom 26.06.1909, Reichsgesetzblatt 1909, Nr. 34, ausgegeben zu Berlin,
den 05.07.1909, S. 519 — 542.

7.3 Literatur

Albrecht, S. (2006): Prof. Dr. Hans Jochle (1892 — 1962) — Ein Leben fiir den Hufbeschlag,

Inaugural-Dissertation, Tierdrztliche Hochschule Hannover.

Apfelbeck, M. (1922): Untersuchung iiber die Dampfresistenz der Rauschbrandsporen,

Inaugural-Dissertation, Ludwig-Maximilians-Universitit, Miinchen R. Oldenburg.

Aybar, C.-A. (2005): Geschichte des Schlacht- und Viehhofes Miinchen, Inaugural-

Dissertation, Ludwig-Maximilians-Universitdt Miinchen.

Bachmann, C. (2001): Zeitgeschichtliche Quellen von Justiz und Polizei im Staatsarchiv

Miinchen, Forum Heimatforschung, Ziele—Wege—Ergebnisse, Nr. 6, S. 37 — 51.

Boessneck, J. (1972): Chronik der Tierdrztlichen Fakultit, in: Die Ludwig-Maximilians-
Universitét in ihren Fakultiten, hrsg. v. Boehm, L. u. Sporl, J., Verlag Duncker & Humblot,
Berlin, S. 281 — 345.

Boessneck, J. u. Driesch, A. von den (1990): Die Geschichte der tierdrztlichen
Ausbildungsstitte in Miinchen, in: 200 Jahre tierdrztliche Lehre und Forschung in Miinchen,

hrsg. v. Driesch, A. von den, Schattauer Verlagsgesellschaft, Stuttgart u.a., S. 1 — 30.

Broszat, M. (1969): Der Staat Hitlers — Grundlegung und Entwicklung seiner inneren

Verfassung, Deutscher Taschenbuch Verlag, Miinchen.

195



LITERATUR

Brumme, M. (1992): Lebenswege eines wilhelminischen Biirgers. Biographische und
anatomiegeschichtliche Untersuchungen zu Reinhold Schmaltz, Inaugural-Dissertation, Freie

Universitat Berlin.

Brummenbaum, [o. A. d. V.] (1943): Die Bedeutung der Tierzucht und Tierhaltung im
Kriege, in: Das Reichstierzuchtgesetz und seine Durchfilhrung im Kriege hrsg. v.

Pfenningstorft, F., Verlag fiir Tierzucht und Landwirtschaft, Berlin, S. 5.

Burgmair, W., Wachsmann, N., Weber, M. (1999): ,,Die soziale Prognose wird damit sehr
triilbe... — Theodor Viernstein und die Kriminalbiologische Sammelstelle in Bayern, in:
Polizeireport Miinchen hrsg. v. Farin, M., Katalog zur gleichnamigen Ausstellung im

Miinchener Stadtmuseum, S. 250 —293.

Ebbinghaus, A. u. Roth, K. (2002): 545 Kurzbiographien zum ArzteprozeB, in: Der
Niirnberger ArzteprozeB 1946/47, Wortprotokolle, Anklage- und Verteidigungsmaterial,
Quellen zum Umfeld, ErschlieBungsband zur Mikrofiche Edition hrsg. v. Ddérner. K.,
Ebbinghaus, A. u. Linne, K., K. G. Saur, Miinchen, S. 71 —158.

Faude, A. u. Kurt, F. (1966): Das Bundesministerium des Innern, Athenium Verlag,
Frankfurt a. M. u.a.

Forstner, T. (2002): Die Beamten des bayerischen Innenministeriums im Dritten Reich —

Loyale Gefolgsleute oder kritische Staatsdiener?, EOS-Verlag, St. Ottilien.

Frohlich, S., Haverkamp, R., v. d. Heide, H-J., v. Kockritz, S. u. Schiffer, E. (1997): Das

Bonner Innenministerium — Innenansichten einer politischen Institution, Osang Verlag, Bonn.

Froehner, R. (1954): Kulturgeschichte der Tierheilkunde — Ein Handbuch fiir Tierdrzte und

Studierende, 2. Band Geschichte des deutschen Veterindrwesens, Terra-Verlag, Konstanz.

Goebel, V. (2008): Das Institut fiir Tierzucht der Universitdt Miinchen in der ersten Hélfte des
20. Jahrhunderts, in: Die Universitit Miinchen im Dritten Reich — Aufsitze, Teil II, hrsg. v.
Kraus, E., Utz Verlag, Miinchen, S. 265 —329.

196



LITERATUR

Goebel, V. (2011): Die Miinchener Tierdrztliche Fakultdt im Dritten Reich: Einfluss und
Auswirkungen des Nationalsozialismus auf Personal, Institutionen und Fachgebiete,

Habilitationsschrift, Ludwig-Maximilians-Universitdt Miinchen.

Goliicke, F. (1982): Das Kameradschaftswesen in Wiirzburg von 1936 bis 1945, in:
Studentenschaft und Korporationswesen an der Universitit Wiirzburg 1582 — 1982, hrsg. zur
400 Jahrfeier der Alma Julia — Maximiliana vom Institut fiir Hochschulkunde an der

Universitidt Wiirzburg, Kommissionsverlag Ulrich Becker, Wiirzburg, S. 139 — 196.

Gylstorff, 1. (1990): Die Fakultit im Dritten Reich, in: 200 Jahre tierdrztliche Lehre und
Forschung in Miinchen, hrsg. v. Driesch, A. von den, Schattauer Verlagsgesellschaft, Stuttgart
u.a., S.31-37.

Hetzer, G. (2004): Personal und Verwaltungsbereiche des Innenministeriums, in: Staat und
Gaue in der NS-Zeit, Bayern 1933 — 1945, hrsg. v. Rumschéttel, H. u. Ziegler, W., C.H. Beck,
Miinchen, S. 171 — 195.

Hubatsch, W. (1983): Grundri3 zur deutschen Verwaltungsgeschichte 1815-1945, Band 22:
Bundes- und Reichsbehdrden, Johann—Gottfried—Herder Institut, Marburg/Lahn.

Insenhofer, S. (2008): Dr. Friedrich Weber — Reichstierdrztefiihrer von 1934 — 1945

Inaugural-Dissertation, Tierdrztliche Hochschule Hannover.

Joachimsthaler, A. (2003): Hitlers Helfer — Ein Dokument personlicher Beziehungen, F. A.
Herbig, Miinchen.

Klee, E. (2003): Das Personenlexikon zum Dritten Reich — Wer war was vor und nach 1945,

S. Fischer Verlag, Edition Kramer, Frankfurt a. M.

Kautni, J. (1985): Historie der Deutschen Fleischbeschaugesetzgebung unter
Berticksichtigung der darin genannten Tierkrankheiten, Inaugural-Dissertation, Tierdrztliche

Hochschule Hannover.

Koch, P. (2006): 200 Jahre Bayerisches Staatsministerium des Innern — Eine Behorde fiir
Bayern; Festschrift zum 200-jdhrigen Bestehen des Bayerischen Staatsministeriums des

Innern, hrsg. v. Bayerischen Staatsministerium des Innern, Miinchen.

197



LITERATUR

Kock, P. u. Treml, M. (2006): Bayern nach dem Zweiten Weltkrieg, in: Die Geschichte des
modernen Bayern, 3. neu bearb. Auflage, hrsg. v. der Bayerischen Landeszentrale fiir

politische Bildungsarbeit, Gotteswinter GmbH, Miinchen, S. 391 — 545.

Kunze, E. (1984): Gesetzgebung und allgemeine staatliche Forderung, in: Die deutsche
Tierzucht im 19. und 20. Jahrhundert, hrsg. v. Comberg, G., Verlag Eugen Ulmer, Stuttgart, S.
141 — 182.

Liithge, H. (1943): Das Reichstierzuchtgesetz, in: Das Reichstierzuchtgesetz und seine
Durchfiihrung im Kriege, hrsg. v. Pfenningstorft, F., Verlag fiir Tierzucht und Landwirtschaft,
Berlin, S. 6 - 9.

Neff, W. (1934): Die Beeinflussung des Herzrhythmus beim Pferde durch Bremsversuch und
Karotis-Sinus-Druck, Inaugural-Dissertation zur Erlangung der Doktorwiirde der

Tierdrztlichen Fakultdt der Ludwig-Maximilians-Universitdt Miinchen.

Nowosadtko, J. (1994): Scharfrichter und Abdecker — Der Alltag zweier ,,unehrlicher

Berufe* in der Frithen Neuzeit, Ferdinand Schoningh, Paderborn u.a.

Ostertag, R. von, Moegle, E., Braun, S. (1958): Die Tierkdrperbeseitigung, zweite, vollig

neubearbeitete und erweiterte Auflage, Paul Parey, Berlin u.a.

Pusch, [o. A. d. V.] (1922): Puschs Lehrbuch der allgemeinen Tierzucht hrsg. v. Hansen, J.,

siebente bis neunte verbesserte Auflage, Verlag von Ferdinand Enke, Stuttgart.

Rebentisch, D. (1989): Fihrerstaat und Verwaltung im Zweiten Weltkrieg:
Verfassungsentwicklung und Verwaltungspolitik 1939 — 1945, Franz Steiner Verlag, Stuttgart.

Rimmele, E. (2003): Schultze, Walther, in: Personenlexikon 1933 — 1945, hrsg. v. Weil,
H.,Tosa Verlag, Wien, S. 420f.

Ringler, [o. A. d. V.] (1943): Ein Streifzug durch Bayern, in: Das Reichstierzuchtgesetz und
seine Durchfilhrung im Kriege, hrsg. v. Pfenningstorff, F., Verlag fiir Tierzucht und

Landwirtschaft, Berlin, S. 205 — 212.

198



LITERATUR

Ruck, M. (1996): Zentralismus und Regionalgewalten im Herrschaftsgefiige des NS-Staates,
in: Nationalsozialismus in der Region — Beitrdge zur regionalen und lokalen Forschung und
zum internationalen Vergleich, hrsg. v. Moller, H., Wirsching A. u. Ziegler, W., R. Oldenburg
Verlag, Miinchen, S. 99 — 122.

Sambraus, H. H. (1997): Geschichte des Tierschutzes, in: Das Buch vom Tierschutz, hrsg. v.
Sambraus, H. H. u. Steiger, A., Ferdinand Enke Verlag, Stuttgart, S. 1 — 17.

Sandberger, A. (1975): Die Landwirtschaft, in: Handbuch der bayerischen Geschichte Band
IV/2 Das neue Bayern 1800 — 1970, Verbesserter Nachdruck 1979, C.H. Beck’'sche
Verlagsbuchhandlung, Miinchen, S.732 — 748.

Schlogl, A. (1954): Bayerische Agrargeschichte — Die Entwicklung der Land- und
Forstwirtschaft seit Beginn des 19. Jahrhunderts, Bayerischer Landwirtschaftsverlag,

Miinchen.

Schmaltz, R. (1936): Entwicklungsgeschichte des tierdrztlichen Berufes und Standes in
Deutschland, Verlagsbuchhandlung von Richard Schoetz, Berlin.

Schmidt, J., v. Patow, C., Kliesch, J. (1942): Ziichtung, Erndhrung und Haltung der
landwirtschaftlichen Haustiere — Allgemeiner Teil, hrsg. v. Schmidt, J., zweite, neubearbeitete

Auflage, Verlag von Paul Parey, Berlin.

Schmitt-Lermann, H. (1975): Hundert Jahre Bayerische Versicherungskammer, hrsg. v. d.
Bayerischen Versicherungskammer, 3., neu bearbeitete Auflage des Buches: Die Bayerische

Versicherungskammer in Vergangenheit und Gegenwart, Schottenheim KG, Miinchen.

Schnell, A. (1927): Untersuchungen iiber die Verwendbarkeit der Quarzlampe ,,Kiinstliche
Hohensonne bei rachitischen Haustieren, Inaugural-Dissertation zur Erlangung der

veterindrmedizinischen Doktorwiirde der Tierdrztlichen Fakultit der Universitdt Miinchen.

Schwarz, G. (1914): Untersuchungen iiber Kaubewegungen bei wilden Wiederkduern,
Inaugural-Dissertation zur Erlangung der veterindrmedizinischen Doktorwiirde der

GroBherzoglich Hessischen Ludwigs-Universitit.

199



LITERATUR

Schwarz, G. (1937): Korung und Haltung der Vatertiere, Handbuch zum
Reichstierzuchtgesetz, zur Ersten Verordnung zur Forderung der Tierzucht vom 26.5.1936
und zur Korordnung der Landesbauernschaft Bayern, Verlag fiir Verwaltungspraxis Franz

Rehm, Miinchen.

Seewald, W. (1977): Entstehung der Tierdrztekammern in Preuflen, Bayern und Baden,

Inaugural-Dissertation, Tierdrztliche Hochschule Hannover.

Volkert, W. (1983): Das Handbuch der bayerischen Amter, Gemeinden und Gerichte 1799 —
1980, hrsg. v. Volkert, W., C.H. Beck'sche Verlagsbuchhandlung, Miinchen.

Weidenhofer, V. (2006): Die Miinchener Tierdrztliche Fakultit im Dritten Reich, in: Die
Universitdt Miinchen im Dritten Reich — Aufsdtze. Teil I, hrsg. v. Kraus, E., Utz Verlag,
Miinchen, S. 345 —404.

Weigand, W. (2006): Bayern in der NS-Zeit (1933 — 1935), in: Die Geschichte des modernen
Bayern, 3., neu bearb. Auflage, hrsg. v. d. Bayerischen Landeszentrale fiir politische

Bildungsarbeit, Gotteswinter GmbH, Miinchen, S. 287 — 389.

Zittel, B. (1983): Die obersten Staatsbehdrden, in: Das Handbuch der bayerischen Amter
Gemeinden und Gerichte 1799 - 1980, hrsg. v. Volkert, W., C.H. Beck’'sche
Verlagsbuchhandlung, Miinchen, S. 11 —22.

Portriits der leitenden Beamten sind zu finden unter:

Karl Gasteiger: Bayerisches Tierdrzteblatt  vom 10.04.1952, 3 Jg., Nr. 4, S. 32.
Hans Erhardt: Deutsches Tierdrzteblatt vom 01.03.1940, 7. Jg., Nr. 5, S. 35.
Michael Apfelbeck: Deutsches Tierdrzteblatt vom 01.01.1943, 10. Jg., Nr. 1, S. 6.
Wilhelm Pschorr: Bayerisches Tierdrzteblatt  vom 10.02.1958, 9. Jg., Nr. 3, S. 40.

Walter Schultze: Archiv Zentner, Miinchen.

200



DANKSAGUNG

8 Danksagung

An erster Stelle danke ich Herrn Univ.-Prof. Dr. Dr. habil. Joris Peters fiir die Uberlassung

des sehr interessanten Themas und seine fachliche Betreuung.

Besonders mochte ich Frau Dr. Veronika Goebel danken, die mich in die Archivarbeit
einflihrte, mir duBerst hilfsbereit bei der Anfertigung dieser Arbeit zur Seite stand und meine

Leidenschatft fiir die Geschichtsforschung stets forderte.

Auch gilt mein Dank allen Mitarbeitern des Instituts und dem Institut verbundenen

Personen fiir die familidre Atmosphére und die schone Zeit.

Daneben danke ich den Mitarbeitern des Bayerischen Hauptstaatsarchives fiir die
freundliche Unterstiitzung und die angenehmen Arbeitsbedingungen wihrend der zahlreichen

Aufenthalte.

Ebenso danke ich allen anderen Archiven fiir die Bereitstellung der Archivalien.

Auch mochte ich meinem ehemaligen Geschichtslehrer OStR i.K. Karl Spinnler danken, der
mich als Schiiler fiir die Geschichtsforschung begeisterte und mir das Riistzeug fiir die

historische Quellenarbeit vermittelte.

Zudem danke ich meinem Vater, meiner Freundin und meiner Tante fiir die Uberpriifung

der Rechtschreibung.

...und schlieBlich danke ich meiner Familie, meiner Freundin und meinem besten Freund
fiir die jahrelange Forderung und die verstdndnisvolle Geduld — auch schon wihrend des

Studiums.

201



	Inhaltsverzeichnis
	Abkürzungsverzeichnis
	1 Einleitung: Methodik, Forschungsstand und Fragestellung
	2 Der strukturelle und personelle Entwicklungsprozess
	2.1 Die Eingliederung in die Gesundheitsabteilung und nachfolgende Umstrukturierungen
	2.2 Die Neustrukturierung der tierärztlichen Referate in der Nachkriegszeit
	2.3 Politische Wechselbeziehungen und fachliche Schnittmengen mit anderen Ministerien

	3 Die leitenden Beamten und ihr beruflicher Werdegang
	3.1 Geheimer Rat Dr. Karl Gasteiger (1914 – 1933)
	3.2 Ministerialrat Dr. Hans Erhardt (1933 – 1936)
	3.3 Ministerialrat Dr. Michael Apfelbeck (1939 – 1945)
	3.4 Ministerialrat Dr. Wilhelm Pschorr (1945 – 1950)
	3.5 Dr. Walter Schultze – Die Veterinärverwaltung unter der Leitung eines Humanmediziners

	4 Die amtstierärztliche Verwaltung und ihre Umsetzung
	4.1 Das Reichstierschutzgesetz und dessen Auswirkungen
	4.2 Der Betäubungszwang und seine beschwerliche Etablierung in Bayern
	4.2.1 Die neue Regelung und ihre Folgen
	4.2.2 Bayerns Alleingang beim Betäubungszwang
	4.2.3 Die Betäubung mittels Kopfschlages
	4.2.4 Die Nachkriegszeit

	4.3 Die Bekämpfung des Tierkurpfuschertums
	4.4 Die Bayerische Tierseuchenkasse und ihr Beitrag zur Tierseuchenbekämpfung
	4.4.1 Die Gründung der Bayerischen Tierseuchenkasse
	4.4.2 Probleme in der Anfangszeit

	4.5 Die Fleischbeschau in Bayern
	4.5.1 „Sie ist auch keine ungerechte Härte“574 – Die Regelung der Fleischbeschau
	4.5.2 Maßnahmen zur Vorbeugung von Krankheiten

	4.6 Die Tierkörperbeseitigung im Wandel
	4.7 Die Ausbildung an der Münchener Tierärztlichen Fakultät
	4.7.1 Mitsprache bei der Besetzung von Professuren
	4.7.2 Bemühungen um die Wiederaufnahme des Lehrbetriebs nach Kriegsbeginn

	4.8 Die amtstierärztliche Tätigkeit in der Tierzucht
	4.8.1 Die Umstände in Bayern
	4.8.2 „Verlorenes Gelände?“839 – Der Verlust des tierärztlichen Einflusses

	4.9 Die Überwachung des Schafverkehrs
	4.10 Das Hufbeschlagwesen
	4.11 Der tierärztliche Stand in den 1930er Jahren
	4.12 Die Bayerische Veterinärverwaltung im Krieg und in der Nachkriegszeit

	5 Diskussion
	6 Zusammenfassung
	7 Literaturverzeichnis
	7.1 Ungedruckte Quellen
	7.1.1 Bayerisches Hauptstaatsarchiv München
	7.1.2 Staatsarchiv Landshut
	7.1.3 Staatsarchiv München
	7.1.4 Stadtarchiv Würzburg
	7.1.5 Universitätsarchiv München

	7.2 Gedruckte Quellen
	7.2.1 Zeitungen und Zeitschriften
	7.2.2 Gesetze, Verordnungen und Statistiken

	7.3 Literatur

	8 Danksagung

